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Erste Sitzung
im Ständehaus zu Düsseldorf, Sonntag, den 8. Februar 1903.

Nach Beendigung des in den Hauptkirchenbeider Bekenntnisse abgehaltenen Gottesdienstes
versammeltensich um 12 Uhr die Mitglieder des Landtages im Sitzungssaale des Ständehauses.

Um 12 Uhr 18 Minuten eröffneteder Königliche Landtagskommissarius,Seine Excellenz
Ober-Präsident der Rheinprovinz, Wirklicher Geheimer Rat Herr Nasse, den 43. Provinzial-
landtag mit folgender Ansprache, welche die Mitglieder stehend entgegennahmen:

Hochgeehrte Herren!

Der Allerhöchsten Berufung Sr. Majestät des Kaisers und Königs Folge leistend, treten
Sie zum 43. Provinziallandtag in diesem Saal zusammen. Es ist mir eine Ehre, Sie im
Namen der Königlichen Staatsregierung willkommen zu heißen.

Das verflossene Jahr war für unsere Provinz von besondererBedeutung durch die Besuche,
mit welchen unser erhabenes Kaiserpaar die Rheinlandc auszuzeichnen die Gnade gehabt.

Die glanzvollen, von patriotischerBegeisterung getragenen Festtage von Aachen, Moers,
Crefeld und Wesel leben in Aller Herzen unvergeßlichfort. Mit freudigemStolz gedenken wir
der huldvollen Anerkennung,welche RheinischeArbeit und Kunst hier in Düsseldorf aus Aller¬
höchstem Munde gefundenhaben.

Die Ehrung, welche Seine Majestät der Kaiser an dem Grabe eines um das Vaterland
hochverdienten Bürgers unserer Provinz dargebracht,und die ernsten Worte des erlauchtenFürsten
über die verleumderischen Angriffe gegen den Entschlafenenhaben in den weitesten Kreisen der
Bevölkerungtiefen Eindruckgemacht.

An Vorlagen der Staatsregierung wird Sie während der bevorstehenden Tagung nur
die Wahl von bürgerlichen Mitgliedern und Stellvertretern in die Ober-Ersatz-Kommissionen
beschäftigen. Doch werden Sie aus den Ihnen mitgeteilte» Drucksachen entnommen haben, daß
in den eigenen Angelegenheiten der Provinzialverwaltuug uicht wenige Fragen von großer
Wichtigkeit ihre Entscheidungerheischen.

Nach mehr als fünfuudzwanzigjährigertreuer, erfolgreicher Arbeit im Dienste der Provinzial-
verwaltung hat der Landeshauptmann Dr. Klein mit Rücksicht auf seine Gesundheit sich entschieden,
zum 1. April d. Is. sein Amt in Ihre Hände zurückzulegen. Die Festsetzungder Bedingungen
für die Anstellung seines Nachfolgers und die Vornahme der Wahl desselben wird eine Ihrer
hervorragendstenAufgaben bilden.
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Von nicht mindererBedeutung ist die gemäß §§ 48 und 49 der Rheinischen Provinzial-
ordnung von Ihnen zu treffende Neuwahl der Halste der gewählten Mitglieder und Stell¬
vertreter des Provinzialllusschufses.

Das am 14. März 1902 erfolgte Ableben des hochverdientenLeiters der Rheinischen
Provinzial-Feuer-Societät, GeheimenRcgierungsrats Seul fordert die anderweitigeBesetzung dieser
wichtigen Stellung nnd in Verbindung mit dieser Ihre Entschließungüber die von dem Provinzial-
ausfchuß für notwendig erachteten Abändernngendes Reglements der Societät,

Die von Ihnen während der letzten Tagung dankenswerter Weife befchlosfenen Aus-
führungsvorfchriftenzu dem am 1. April 1901 in Kraft getretenen Gefetze über die Fürsorge¬
erziehungMinderjähriger vom 2. Juli 1900 haben sich nach jeder Richtuug bewährt und dazu
beigetragen, daß das für die allgemeineVolkswuhlfahrt wichtige Gesetz der gefährdetenJugend
der Rheinprovinz den erhofften Segen bringt. Da die vorhandenen Anstalten dem Bedürfnis
nicht genügen, wird der Bau einer neuen Provinzial-Erziehungscmstaltfür männlichekatholische
Fürsorgezögliugc nicht zu umgehen fein. Über die Errichtnng dieser Anstalt wird Ihnen der
Provinzialllusschußzunächst einen allgemeinenPlan entwickeln.

Von ferneren Vorlagen, die Ihr besonderes Interesse in Anspruch nehmen, will ich
hervorheben diejenige über den Erlaß eines Reglements zur Unterverteilung eines Betrages der
Rente, welche dem Provinzialvcrbande durch das Dotationsgesetzvom 2. Inni 1902 zur Unter¬
stützung überlasteter leistungsschwacher Kreise und Gemeinden auf den Gebieten des Armen- und
Wegewesens überwiesen wnrde, feiner die Anträge des Prouinzialausfchnsfes, betreffend die
Bewilligung von Beihülfen für den Bau von Brücken, insbesonderefür die Errichtung von festen
Rheinbrückenbei Wesel und Ruhrort.

Entsprechend den während Ihrer letzten Tagung hervorgetretenenWünschenunterbreitet
Ihnen der Provinzialllusschuß einen Antrag, durch den für die Übergabe von hierzu geeigneten
Prouinzialstraßeu an Kreife die Grundlage geschaffen und fo für den Wegebau in den ärmeren
Gebirgsgegenden unserer Provinz die Möglichkeit einer weiteren Entwickelung vorbereitet werden
soll. (Bravo.)

Von erheblicher Wichtigkeit weiden ferner Ihre Entschließungen ans wirtschaftlichem
Gebiete fein. Die Gewährung der erbetenen Mittel zur Schaffung von kommnnalen Wasser-
verforgungsanlllgen in den bedürftigstenGemeinden der Provinz wird nicht nur auf die Gesuudung
ganzer Ortschaften förderfam einwirken, fondern auch den landwirtschaftlichen Betrieben zu Gute
kommen, während durch die Bereitstellung eines Provinzialzuschusscszu den Kosten der Sieg¬
regulierung die Beendigung dieses hervorragendenWerkes der Landeskultur ermöglicht werden soll.

Mit dem Wunsche, daß Ihre Beratungen unserer Hcimatprovinz zum Segen gereichen,
erkläre ich im Namen Seiner Majestät des Kaisers nnd Königs den 43. RheinischenProvinzial-
lllndtag für eröffnet.

Nach § 32 der Provinzialordnuug hnt jetzt das an Jahren älteste Mitglied des Provinzial-
landtages den Vorsitz zu übernehmen. So viel ich weiß, ist der Herr Freiherr von Wenge-
Wulffen, der im Jahre 1819 geboren ist, das älteste Mitglied.

Es meldet sich kein anderer, und ich übergebe hiermit dem Herrn Freiherr« von Wulffen
den Vorsitz.

Alterspräsident Freiherr von Wenge-Wulffen: Meine Herren! Ich bitte zunächst die
beiden jüngsten Mitglieder des Landtages hierher zu kommen — das sind der Herr Landrat Snethlage
und der Herr Landrat Dr. Momm — um das Bureau^zu bilden. (Geschieht.)
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Ich werde jetzt die Herren bitten, mit „hier" zu antworten, um die Anwesenheiteiner be¬
schlußfähigenAnzahl von Abgeordnetenkonstatierenzu können.

Schriftführer AbgeordneterSncthlage vollzieht den Namensaufruf.
Meine Herren! Der Namensaufruf ergiebt, da mehr als 78 Mitglieder anwesendsind,

die Beschlußfähigkeit des Landtages.
Ich gehe also jetzt zur Wahl des Vorsitzenden über und bitte um Vorschläge.
AbgeordneterFriederichs: Meine Herren! Im Namen vieler Kollegenin diesem hohen

Hanse habe ich der Auffassung hinsichtlichder Wahl zum Präsidenten Ausdruckzu geben (Rufe:
lauter!) daß, da Se. Durchlaucht Fürst Wicd eine Wiederwahl abgelehnt hat, der gewiesene Weg
für uns ist, den bisherigen Stellvertreter zu wählen.

Daraufhin beehre ich mich, in Vorschlag zu bringe», zum Präsidenten zu wählen:
Se. ExzellenzGraf von Fürstenberg-Stammheim (Bravo!) und zwar durch Zuruf.

AbgeordneterZweig crt: Ich erhebe Widerspruch. (Heiterkeit.)
Alterspräsident Freiherr von Wenge-Wulffen: Meine Herren! Der Herr Ober¬

bürgermeisterZweigert hat das Wort.
AbgeordneterZweigcrt: Meine Herren! Ich schlage meinerseitsvor, den Herrn Ober¬

bürgermeisterBecker zum I. Vorsitzenden zu wählen. (Bravo!)
Alterspräsident Freiherr von Wengc-Wulffen: Meine Herren! Ich mache Ihnen

den Vorschlag,den Wahluorstand so zu belassenwie er jetzt ist, uud die Zettelwahl vorzunehmen.
Ich ernenne Herrn Landrat Momm zum Protokollführer.
Landeshauptmann Dr. Klein: Also Herr Snethlage ist Beisitzer und Herr Dr. Momm

Protollführer. Zettel liegen überall aus.
Alterspräsident Freiherr von Wenge-Wulffen: Ich werde jetzt die Namen vorlesen

lassen, meine Herren, und bitte dann hier heranzutreten nud Ihre Zettel abzugeben.
SchriftführerAbgeordneterSnethlag e: Das Wcchlreglcmentmuß nach den Bestimmungen

zunächst verlesenwerden. (Landeshauptmann Dr. Klein: Die Herren können aber verzichten!—
Rufe: Wir verzichten!)

(Schriftführer AbgeordneterSnethlage vollziehtden Namensaufruf.)
Alterspräsident Freiherr von Wcnge-Wnlffcn: Hat jemand seinen Stimmzettel noch

nicht abgegeben? (Einige Mitglieder begeben sich noch zum Bureau, um ihre Zettel abzugeben.
Kleine Pause)

Meine Herren! Es sind 128 Stimmen abgegeben. Davon hat Oberbürgermeister
Becker 70, Graf Fürstenberg 53, Freiherr von Schorlemer 4, Excellenz Freiherr von Solemacher 1
(Heiterkeit.) Die absolute Majorität ist 65. Also ist Herr OberbürgermeisterBecker gewählt.
Ich frage Herrn OberbürgermeisterBecker, ob er die Wahl annimmt.

AbgeordneterBecker: Meine Herren! Ich danke Ihncu für das mir durch Ihre Wahl
erwiesene Vertrauen und nehme die Wahl an. (Beifall.) Ich werde bemüht sein, die Pflichten
dieses Amtes durch Treue uud Gewissenhaftigkeit, soweit es in meinen Kräften steht, zu erfüllen.
(AbgeordneterBecker übernimmt den Vorsitz.)

Vorsitzender Becker: Meine hochverehrten Herren! Indem ich hiermit dcu Vorsitz über¬
nehme, bitte ich Sie zunächst, sich den, Dante, den ich hiermit nusercm hochverehrten Alters¬
präsidenten abstatte, durch Erheben von Ihren Sitzen anzuschließen. (Geschieht.)

Wir kommen zur Wahl des Stellvertreters des Vorsitzenden. Ich bitte um etwaige
Vorschläge. Herr OberbürgermeisterIweigert hat das Wort.
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Abgeordneter Zweigert: Ich schlage vor, Herrn Grafen von Fürstenberg-Stammheim
zu wählen und zwar per Akklamation. (Beifall.)

Vorsitzender Becker: Es ist der Vorschlaggemacht,den Herrn Grafen von Fürstenberg-
Stammheim per Akklamationzu wählen, Dem Vorschlagkann Folge gegebenwerden, wenn von
keiner Seite Einsprucherfolgt. — Das ist nicht der Fall.

Dann bitte ich diejenigen, welche Herrn Grafen von Fürstenberg-Stammheimwählen wollen,
sich zu erheben. (Geschieht.) Ich darf die einstimmige Wahl feststellen Ich frage Se. Excellenz
den Herrn Grafen von Fürstenberg-Stammheim, ob er die Wahl annimmt.

AbgeordneterGraf von Fürstenberg-Stammhcim: Nach dem soeben stattgehabten
Vorgange muß ich die Wahl leider ablehnen. Nachdem durch den Autrag des Herrn Zweigert
das Prinzip durchbrochenist, kann ich mich nicht entschließen,jetzt die Wahl anzunehmen, so
ehrend sie auch für mich durch die Einstimmigkeitmeiner Herrn Kollegen ist, denen ich dafür
bestens danke.

Vorsitzender Becker: Herr Oberstleutnant Schmidt von Schwind hat das Wort.
AbgeordneterSchmidt von Schwind: Ich schlage Herrn Freiherrn von Schorlemer-

Liescr als Stellvertreter vor zur Wahl per Akklamation.
Vorsitzender Becker: Es ist der Vorschlag gemacht, Herrn Freiherr» von Schorlemer-Lieser

per Akklamation zum Stellvertreter des Vorsitzenden zu wählen. Ein Ginspruch dagegen wird
nicht laut. Dann ist die Attlamationswahl zulässig. Ich bitte die Herren, welche sie tätigen
wollen, sich von ihren Sitzen zu erheben. (Geschieht.) Auch hier scheint einstimmigeWahl statt¬
gefunden zu haben. Machen wir die Gegenprobe. — Ich stelle fest, daß Herr Freiherr
von Schorlemer-Liesereinstimmig zum Stellvertreter des Vorsitzenden gewählt ist. Ich frage
Herrn von Schorlemer, ob er die Wahl annimmt.

AbgeordneterFreiherr von Schorlemer: Meine Herren! Ich nehme die Wahl mit
bestem Dank für das mir bewiesene Vertrauen an. (Beifall.)

Vorsitzender Becker: Dann, meine Herren, kommen wir zur Wahl der Schriftführer.
In der letzten Sitzung waren Schriftführer die Herren Regierungsrat Schrakamp, Oberbürger¬
meister Spiritus, VerwaltungsgerichtsdirektorLinz und Landrat Pastor. Herr Landrat Pastor hat
sich für die Tagung entschuldigt.

AbgeordneterDr. Klein: Ich bitte ums Wort. — Ich schlage Wiederwahl der Herren
vor und an Stelle des Herrn Pastor Herrn Landmt Snethlage zur Wahl per Akklamation.

Abgeordneter Linz: Ich danke dem hohen Hause, resp, dem Herrn Vorsitzenden
für das Vertrauen, das der Vorschlagausspricht. Aber ich bitte von meiner Wiederwahl abzu¬
sehen. Ich habe gerade einen etwas stärkeren Influenzaanfall überstanden und muß mich etwas schonen.

Abgeordneter Dr. Klein: Dann schlage ich vor, an Stelle des Herrn Linz Herrn
Landrat Dr. Momm zu wählen durch Akklamation.

Vorsitzender Becker: Meine Herren! Es ist der Vorschlaggemacht, als Schriftführer
folgende Herren zu wählen: Regierungsrat Schrakamp, Oberbürgermeister Spiritus, Landrat
Snethlage und Landrat Momm. Die Wahl kann ebenfalls durch Akklamationerfolgen. (Abge¬
ordneter Landeshauptmann Dr. Klein: Ich habe Akklamationbeantragt!)

Es wird der Antrag auf Akklamationswahlgestellt. Ein Einspruch wird nicht laut, dann
bitte ich diejenigenHerren, welche die ebengenannten4 Herren durch Akklamationzu Schriftführern
wählen wollen, sich zu erheben. (Geschieht.) Das ist, wie es scheint, einstimmig. Die Herren sind
also gewählt.
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Ich frage die Herren, ob sie die Wahl annehmen.
Die Herren haben die Wahl angenommen.
Ich bitte die Herren Snethlage und Momm, heute während der Sitzung als Schrift¬

führer zu walten.
Nun erlaube ich mir Seiner Excellenz dem Herrn Ober-Präsidenten ^die Meldung abzu¬

statten, daß der 43. Rheinische Provinziallandtag seinen Vorstand gebildet hat.
Wir treten nun in die uns obliegendenGeschäfte ein und tun das mit dem Rufe (die

Anwesendenerhebensich), der jederzeit hier erschallt ist in gleicher Weise, dem Rufe: Seine
Majestät, unser teurer Kaiser und König, er lebe hoch und nochmals hoch und nochmals hoch!
(Die Anwesendenstimmen begeistertin das dreimalige Hoch ein.)

Meine Herren! Leider haben wir seit unserer letzten Tagung eine Reihe von Mitgliedern
durch den Tod verloren. Es sind das die Herren:

Radermacher, Neuwied;
Will). Meising, Iüchen;
Ios. Zerwes, Mülheim (Ruhr);
Freiherr vou Stumm-Halberg, Schloß Halberg;
Ludwig Heinrich Roechling, St. Johann;
Hermann Wandesleben, Stromberger Neuhütte;
Eduard Klein, Heinrichshüttebei Au a, d. Sieg;
Theodor Schnürte, Köln;
Ferdinand Lieven, Hilden;
F. A. Krupp, Essen (Ruhr).

Meine Herren! Wir beklagendiesen Verlust und weiden den Dahingeschiedenen dauernd
ein ehrendes Andenken bewahren. Ich ersuche Sie, sich zu Ehren von Ihren Sitzen zu erheben.
(Geschieht.) Dann, meine Herren, habe ich Ihnen auf der anderen Seite mitzuteilen, daß an
Stelle der Dahingeschiedenen folgende Herren in den Provinziallandtag eingetretensind:

I)i-. Mathias Kirchartz, Arzt und Gutsbesitzer, Unkel;
Karl Herriger, Rittergutsbesitzer,Barrenstein;
Dr. Lembke, Königlicher Landrat, Mülheim-Ruhr;
Theodor Iilliken, Generaldirektor,Neunkirchen;
Ewald Hilger, Geh. Bergrat, St. Johann;
Anton Da üb, Bürgermeister,Bingerbrück;
Friedrich Eckhardt, Gewerke, Daaden;
Dr. lusä. Ioesten, Sanitätsrat Cöln;
Heinrich Walbroehl, Rentner, Wittlaer;
Snethlage, KöniglicherLandrat, Essen;

Ich heiße die Ncuciugetretenenhier in unserer Mitte willkommenund ^wünsche, daß
ihnen ihre Tätigkeit hier zur besonderen Freude gereichenund auch der Provinz zum Segen
gedeihen möge.

Ausgeschieden, meine Herren, durch Maudatsnicderlegung — ich bitte das nachholen zu
dürfen — sind die Herren:

Eduard Laeis, Trier;
Adolf von Randow, Crefeld;
Friedlich Lange, Borbeck;
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Nikolaus Blum, St. Wendel;
Rinteln, Bernkllstel.
Heinrich Beppler, Niedereren und
Julius Wegelei, Coblenz,

An deren Stelle sind eingetretendie Herren:
Ernst Laeis, Fabrikbesitzer, Trier;
Dr. Hammerschmidt, Königlicher Landrat, Gelsenkirchen;
Friedlich Lange, Hüttendircktor,Bergeborbeck;
Dr. Mo mm, KöniglicherLandrat, St. Wendel;
Eduard Moog, Gutsbesitzerund Weingroßhändler, Mülheim-Moscl und
Dr. Sartorius, Königlicher Landrat, Wetzlar.

Ich heiße auch diese Herren hier in unserer Mitte auf das herzlichste willkommen.
Im StadtkreiseEoblenz ist noch eine Ersatzwahlfür den Abgeordneten Wegelervorzunehmen.
Meine Herren! Wir kommen jetzt zu Bildung der 5 Abteilungen, nnd zwar durch

Verlosung.
Durch Verlosung sind die sämtlichenAbgeordneteuin gleicher Zahl in die 5 Abteilungen

zu verteilen, für jede Abteilung also 31 Abgeordnete. Ich bitte, daß das gleich geschieht. Meine
Herren! Es werden also jetzt (Ruf: Zur Geschäftsordnung!)je 31 Namen aus der Urue heraus¬
gezogen, für jede der Abteilungen je einen.

Zur Geschäftsordnunghat das Wort Herr Abgeordnetervon Grand-Ry.
Abgeordnetervon Grand-Ry: Ich möchte vorschlagen, zur Abkürzungder Geschäfte mit

der Verlosung das Bureau nach der Sitzung zu betrauen. (Landeshauptmann Dr, Klein: Kann
auch geschehen!)Ich glaube, daß dem nichts im Wege steht, (Landeshauptmann Dr, Klein: Ist
schon wiederholt geschehen!) In dieser Weise wird das Geschäft in anderen parlamentarischen
Körperschaften behandelt, wir könntendamit heute etwas Zeit ersparen.

Landeshauptmann Dr. Klein: Das Verfahren ist zulässig. Es würde dann den Herren
noch heute mitgeteilt werden, in welche Abteilung sie gewählt sind, damit sie morgen früh an der
Wahl teilnehmenkönnen.

Vorsitzender Becker: Das Wort hat Herr AbgeordneterFreiherr von Solemachcr.
Abgeordneter Freiherr von Solemachcr-Antweiler: Es steht aber ausdrücklich da:

durch den Vorsitzenden.
Landeshauptmann Dr. Klein: Der Vorsitzendemuß auch zur Wahl hier bleiben. Die

Wahl wird vorgenommendurch den Vorsitzenden uud die beiden Schriftführer.
Vorsitzender Becker: Meine Herren! Es ist von Herrn von Grand-Ry der Vorschlag

gemachtworden, die Wahl nachher durch das Bureau, durch die beiden Herren Schriftführer und
mich tätigen zu lassen. Findet der Vorschlag hier Anklang? (Zustimmung.) Das scheint der
Fall zu sein. Zulässig ist er nach dem Reglement und der Geschäftsordnung. Wenn also von
keiner Seite Widersprucherfolgt — und das ist nicht der Fall — dann wird das Bureau danach
verfahren, und wir werden also nachher die Wahl in die Abteilungen für Sie tätigen.

Es wird Ihnen die Mitteilung der gewählten Abteilungenbis morgen früh zugehen,
und ich möchte dann nur bitten, daß morgen früh die Abteilungen um 11 Uhr zusammentreten,
sich durch Wahl eines Vorsitzendenund eines Stellvertreters konstituierenund die Kummissions-
wahleu vornehmen. Um '/-12 Uhr würden dann die Kommissionenzusammentreten uud sich
konstituieren, um 12 Uhr würde sich die Pleunrversammlung anschließen.
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Meine Herren! Sie bekommen noch eine Einladung mit Angabe der Abteilungsliste,der
Zeit und des Zimmers, wo die Abteilungen zusammentreten.

Sind die Herren mit dem Vorschlage einverstanden? (Rufe: Jawohl!) Es erhebt sich von
keiner Seite Widerspruch. Also um 11 Uhr Sitzung der Abteiluugeuund Wahl der Kommissionen,
um 11 l/2 Konstituierungder Kommissionen, um 12 Uhr Plenum.

Die Abtcilungszimmcrwerden äußerlich gekennzeichnet sein. Die Abteilung I würde sich
konstituiereilim Zimmer XXII, die Abteilung II in Nr. XX, die Abteilung III in Nr. XVII,
die Abteilung IV in Nr. XIX und die Abteilung V in Nr. X.

Jede Abteilung wählt je 3 Mitglieder in die zu bildenden Fachkommissionen und in die
Geschäfts-sowie in die Wahlprüfnngskommission.

Als Tagesordnung für die morgige Sitzung erlaube ich mir Folgendes vorzuschlagen:
1. Eingänge.
2. Bericht des Provinzialausschussesüber die Ergebnisseder Provinzialverwaltung für die

Rechnungsjahre 1900 und 1901
3. Vorbericht zu dem Haupt-Haushaltsplan der Provinzialverwaltung der Rheinprovinz

sowie zu den zu demselbengehörendenHaushaltsplänen der einzelnen Verwaltungs-
zweige und Anstalten und

4. Haupt-Haushaltsplau der genannten Verwaltung sowie die zu demselbengehörenden
Haushaltspläne der einzelnen Verwaltnngszweigeund Anstalten für die Rechnungsjahre
vom 1. April 1903 bis 31. März 1905.

5. Bericht des Provinzialausschusses,betreffend den Vermögensstand des Rheinischen
Provinzialverbnndes.

6. Entscheidung über die geschäftlicheBehandlung der eingegangenenVorlagen.
Als Eingänge die bisher schon vorliegen,habe ich folgendezu verzeichnen:
1. Von Sr. Excellenz dem Herrn Ober-Präsidenten sind die Verhandlungen über die in

den Wahlkreisen Neuwied, Kreuznach, Altenkirchen, Cöln-Stadt, Grevenbroich, Mülheim-Ruhr,
Düsseldoif-Laud, Essen-Land, Ottweilcr und Saarbrücken in Folge Ablebens der bisherigen
Abgeordneten und in den WahlkreisenWetzlar, Crefeld, Essen-Land, Trier, St. Wendel, Bern-
kastel infolge Mandatsniederleguug vorgenommenenErsatzwahlenübersandt worden.

Diese Verhandlungen werden zunächst der Wahlprüfungskommisstonzu überweisen sein.
Im Stadtkreise Coblcnz hat die infolge Mcmdcitsniederlegungdes Herrn Geheimrat

Wegeler erforderlichgewordeneErsatzwahlnoch nicht stattgefunden.
2. Von Sr. Excellenz dem Herrn Ober-Präsidenten ist mitgeteilt, daß die Herren Provinzial-

landtagsabgeoidnetcn
1) Beigeordnetera. D. Dietze in Elberfeld
2) Gutsbesitzervon Monschawin Goch
3) Bürgermeister a. D. Fischer in Eschweiler
4) KommerzienratGrillo in Hamborn
5) Gutsbesitzer Esser in Rodderhof
6) Landrat Pastor in Aachen.
?) Geheimer KommerzienratGauhe in Eitorf

sich für die bevorstehende Tagung des Provinziallandtags entschuldigt hätten.
3. Herr Reutner uud GutsbesitzerRömer in Neukirchen hat sich für die heutige Sitzung

entschuldigt, desgleichen Herr AbgeordneterRobinson.
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4. Der Bürgermeister der Stadt Ruhrort hat eine Denkschrift über die geplant«
RheinstraßenbrückeRuhrort—Homberg eingesandt, dieselbe wird auf die Plätze der Herren
verteilt werden.

5. Ebenso hat der Bürgermeister von Lobberich eine Denkschrift„Lobbeiich Stadt oder
Dorf" hierher gesandt, auch diese wird auf die Plätze der Herren gelegt werden.

6. Belichte über die Tätigkeit der Provinzialkommissionfür die Denkmalpflegein der
Rheinprovinz und der Provinzialmuseen zu Bonn und Trier, welche jetzt im Druck fertiggestellt
sind, werden auf die Plätze verteilt werden.

?. Der Vorstand des Künstlervereins„Malkasten" stellt den Mitgliedern des Landtages
wie in früheren Jahren, so auch während der diesjährigen Landtagstagung seine Gesellschaftsrämne
zum geselligen Verkehr zur Verfügung.

8. Der Vorstand des Centralgcwerbevereinssendet Eintrittskarten zum Besuche des
Kunstgewerbemuseums.Diese Karten werden die Herren Abgeordneten morgen auf ihren Plätzen
vorfinden.

9. Ebenso hat die Verwaltung der Kunsthalle hiersebstEintrittskarten zum Besuche der
Kunsthalle übersandt. Auch diese Karten werden ans die Plätze gelegt werden.

10. Der Vorstand des Vereins zur Beförderung der Anstalt für Kunststickerei und Frcmen-
erwerb teilt mit, daß die Kunststickereischulenicht mehr in der Bleichstraße 12, sondern vorüber¬
gehend in dem Schulgebäude Friedrichsplatz 1 (neben dem Kunstgewerbemuseum) sich befinde und
daß der Vorstand diejenigenHerren Abgeordneten, welche sich für die Schule interessieren,bitte,
die Schule in den Vormittagsstunden zwischen 8 und 12 Uhr zu besichtigen. BesondereLegiti¬
mationskarten seien hierzu nicht erforderlich.

Dann noch einige geschäftliche Mitteilungen:
Die Herren Abgeordnete»werden gebeten, die bei den geschäftlichen Mitteilungen, welche

auf den Plätzen liegen, befindlichen Anzeigen über die hiesige Wohnung baldigst auszufüllen und
an das Landtagsbüreau, ZimmerXV, zurückgeben zu »vollen, da davon die baldige Herstellung des
Wohnungsverzeichnisseö und die pünktliche Zustellung der Drucksachen abhängig ist.

Auch bitte ich die Herren, an der Rücklehne ihres Sitzes, wo dies noch nicht geschehen
ist, den Namen, vielleichtmittels Visitenkarte,anzubringen, um die Fertigstellung des Situations¬
planes des Saales zu ermöglichen.

Weitere Mitteilungen liegen mir nicht vor. Auch aus dem Hause werden irgend welche
Anträge nicht mehr gestellt.

Meine Herren! Ich höre eben, die Verlosung muß, ehe die Sitzung geschlossenist, vor¬
genommenwerden. Unter den Umständen muß ich es Ihnen überlassen, ob Sie das Geschäft so
interessiert, daß Sie noch hier bleiben, oder ob Sie vorziehen, sich fort zu begeben. (Heiterkeil.)
Ich kann die Sitzung erst schließen, wenn die Verlosung ordnungsmäßig stattgefundenhat.

Meine Herren! Hier wird eben angeregt, daß es für die meisten der Herren von großem
Interesse sein würde, schon jetzt eine etwaige Zeiteinteilung, was die Geschäfte anbelangt, zu er¬
halten. Der Herr Landeshauptmann ist zu derselbenbereit, und da möchte ich ihn bitten, daß er
doch die Güte hätte, sich zu äußern,

Landeshauptmann Dr. Klein: Meine Herren! Ich würde es für zweckmäßig halten,
wenn morgen eine Plenarsitzung stattfände, in welcher der Etat im allgemeinen diskutiert
werden könnte und daß dann am Dienstag und Mittwoch die Kommissionen arbeiten. Die
Nächste Plenarsitzung würde hiernach am Donnerstag, etwa um 1 Uhr, stattfinden. Dann
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ist soviel Material aus den Kommissionenda, daß wir an jedem Tage eine Plenarsitzung halten
tonnen.

Vorsitzender Becker: Also, meine Herren, dann geht die Verlosung vor sich.
(Die Verlosung wird vorgenommen.)

(Schluß der Sitzung gegen 2 Uhr.)

Zweite Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf, am Montag, den 9. Februar 1903.

Beginn 12 Uhr 20 Minuten nachmittags.

Tagesordnung:
1. Eingänge.
2. Bericht des Provinzialausschusses über die Ergebnisse der Provinzialuerwaltung für die

Rechnungsjahre 1900 und 1901.
3. Vorbericht zu dem Haupt-Haushaltsplan der Provinzialuerwaltung der Rheinprovinzsowie zu den

zu demselbengehörendenHaushaltsplänen der einzelnen Verwaltungszweigeund Anstalten und
4. Haupt-Haushaltsplan der genannten Verwaltung sowie die zu demselben gehörenden Haus¬

haltspläne der einzelnen Verwaltungszweige und Anstalten für die Rechnungsjahre vom
1. April 1903 bis 31. März 1905.

5. Belicht des Provinzialausschusses,betreffend den Vermögensstand des Rheinischen Provinzial-
verbandes.

6. Entscheidung über die geschäftlicheBehandlung der eingegangenenVorlagen.
Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Sitzung.
Das Protokoll der gestrigenPlenarsitzung liegt auf dem Tische des Hauses offen.
Als Schriftführer für die heutige Sitzung sind die Herren Abgeordneten Schrakcimpund

Spiritus bestimmt.
Wir treten in die Tagesordnung ein. Der erste Punkt der Tagesordnung sind Eingänge.
Se. Excellenz der Herr Ober-Präsident hat zufolge eiues an mich gerichteten Schreibens

den KöniglichenRegierungsrat Dr. Schultz als seinen Kommissarius zn den Sitzungen des
Provinziallandtages und der von diesem zur Vorbereitungseiner Beschlüsse gewählten Kommissionen
angemeldet.

Nach einer Mitteilung Sr. Excellenz des Herrn Ober-Präsidenten hat der Abgeordnete
Heusei seine Verhinderung zur Teilnahme an der gestrigenPlenarsitzung angezeigt.

Die Direktion der Gesellschaft„Verein" in der Steinstraße hierselbst ladet die Herren
Abgeordnetenein, während der jetzigen Tagung die Gesellschaftsräume zu besuchen.

Gehe ich dann zu den geschäftlichen Mitteilungen über, so haben sich die Abteilungen
und die Kommissionengebildet. Die betreffendenDrucksachen werden den Herren Abgeordneten
noch heute zugestellt werden. Die Kommissionsbildungwird während der Sitzung verlesen weiden.
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Das sind die Eingänge.
Wir kommen nun znm zweiten Gegenständeder Tagesordnung:

Bericht des Provinzialausschusses über die Ergebnisse der Provinzial-
verwaltung für die Rechnungsjahre 1900 nnd 1901.

Berichterstatter ist für den verhinderten AbgeordnetenGeheimen Regierungsrat Eich der
AbgeordneteKammerherr von Breuning, Ich gebe Herrn von Breuning das Wort,

BerichterstatterAbgeordneteruon Breuning: Meine Herren! Wie der Herr Präsident
erklärte, ist der ursprünglichin AussichtgenommeneBerichterstatterheute zu erscheinen verhindert,
und ich bin daher in der letzten Stunde beauftragt worden, an seiner Stelle hier zu referieren.
Es liegt nur sonach ob, den Bericht des Provinzialausschussesüber die Ergebnisseder Provinzial-
verwaltung hier förmlichbei Ihnen einzuführen.

Als Drucksache und in diesem Sinne formlos ist derselbe ja bereits vor längerer Zeit
Ihnen zugegangen, und ich glaube annehmen zu dürfen, daß Sie sich mit den Ausführungen
desselbendurchaus vertraut gemacht haben, sodaß die EinzelheitenIhnen in allen Teilen bekannt
sind. Man sagt: „Gut Ding lobt sich selbst", und so sollte ich eigentlichvon jeder besonderen
Empfehlung und Befürwortung dieses Berichtes absehen dürfen, und ich glaube auch von einer
detaillierten Einführung absehen zu können. Denn ich darf wohl der Überzeugungsein, daß Sie
aus dem Berichte ein entsprechendes Bild über die viclgestaltcte Tätigkeit der Provinzialuerwaltung
gewonnen und daß Sie die Überzeugunghaben, daß in allen Teilen die Verwaltung uach Ihren
Beschlüssen uud auch nach Ihren Intentionen geführt worden ist. Von dem Vortrage von Einzel¬
heiten glaube ich umsomchr absehen zu dürfen, als alle wichtigerenund hervorragenderenAngelegen¬
heiten und Begebenheiten im einzelnen und jedenfalls in der besten Weise uon dem Herrn
Landeshauptmann in der bevorstehenden Etatsrede dargelegt werden, und für einzelne Ausstellungen
bietet sich ferner bei der Vorlage der Rechnungennoch eine besondereGelegenheit. Ich glaube
daher, nach bewährtem Mnster mich darauf beschränke» zu dürfen, hier den Antrag zu stelle», es
wolle das hohe Haus den Punkt der Tagesordnung Nr. 2 durch Kenntnisnahme uon dem
vorgelegtenund dcu Herren eingehändigtenBerichte für erledigt erklären.

Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Verhandlung.
Ich schließe dieselbe, da sich niemand zum Wort meldet, und darf wohl ohne besondere

Abstimmungfeststelle», daß die Versammlung von dem Berichte Kenntnis genommenhat.
Wir kommen zum nächste»Gegenstand der Tagesordnung:

Vorbericht zu dem Haupt-Haushaltsplan der Prouinzialverwaltung der
Rheinprovinz sowie zu den zu demselben gehörenden Haushaltsplänen
der einzelnen Verwaltuugszweige uud Austeilten

und
Haupt-Haushaltsplan der genannte» Verwaltung sowie die zu demselben
gehöreudeu Haushaltspläne der einzelnen Verwaltuugszweige und An¬
stalten für die Rechnungsjahre vom 1. April 1903 bis 31. März 1905,

Berichterstatter ist der Herr Landeshauptmann, dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterLandeshauptmann Dr. Klein: Meine Herren! Die Haushaltspläne für

die Rechnungsjahre1903 und 1904, welche ich Ihnen im Namen des Provinzialausschussesvor¬
zulegen die Ehre habe, sind von dem allgemeinenwirtschaftlichen Niedergänge, unter welchem wir
jetzt fast 2 Jahre leiden, nicht unberührt geblieben. Es hat sich dies in doppelter Weise fühlbar
gemacht:einmal in der Verminderung der Einnahmen an Prouinzialabgaben und das andere Mal
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in der Erhöhung der Ausgaben, insbesondere auf dem Gebiete des Landarmenwesens, Die ob¬
waltenden Verhältnisse machtenes diesmal schwierig,den Hcmptctat zum Abschlüsse zu bringen,
ohne die Umlage allzusehr zu erhöhen. Dies Ziel konnte nur durch möglichste Einschränkungder
Ausgaben der einzelnen Etats erreicht werden.

Der Hllupthaushaltsplan schließt demungeachtet in Einnahme und Ausgabe ab
mit ................. 12 684 000 M.
gegen die Rechnungsjahre 1901 und 1902 mit . . . 11 188 000 ^
also mit einem Mehrerfordcrnis von ..... ." 1 496 000 M.

In dieser Summe sind aber zwei Positionen enthalten, welche lediglich in Einnahme
uud Ausgabe durch den Etat laufen ohne eine Erhöhung der Bedürfnisseder Provinzialuerwaltung
selbst darzustellen. Es sind dies:

Erstens die Einnahmen aus dem nenen Dotationsgesetzevom 2. Juli vor. Is. Dieses
Dotationsgesetz bestimmt nämlich, daß von den den Provinzen im H 4 zugewiesenen Renten zwei Drittel
zur Uutervertcilung an leistnngsschwache Kreise und Gemeinden verwendetwerden sollen. Da die
der Rheinprovinz in dem genannten Paragraphen zugewiesene Rente 64? 825 Mark beträgt, so
sind von dieser Summe 431883 Mark 33 Pf. auszuscheidenund auf die Kreise und Gemeinden
unterzuverteilen, weshalb dieser Betrag nur als durchlaufenderPosten im Etat erscheint. D>c be¬
treffende Summe ist uicht bei deu durchlaufende«Posten im Titel III des Hauptetats, fundcru
im Titel I des Hauptetats aufgeführt, weil, wie bereits bemerkt, nicht die ganze Rente, sondern
nur zwei Drittel derselbenzur Unterverteilung gelangen.

Sodann ist zweitens im Hauptetat vorgesehen,daß aus den Mitteln der Fcuersocietät
60 000 M. mehr eingestellt und zur Verteilung an Gemeinden znr Beförderung der Wasserver¬
sorgung verwendetwerden sollen.

Nach Absetzung dieser beiden Posten im Gesamtbeträgevon 491 883 Mark 33 Pf. bleibt
immerhin noch eine Steigerung der Einnahmen und Ausgaben um die Summe von
1004 116 Mark 6? Pf. Indem ich mir vorbehalte, auf die Ausgaben, welche diese Steigerung
verursacht haben, näher zurückzukommen, schicke ich voraus, daß nach dem vorliegenden Haupt-
Haushaltsplan die Deckungdes genannten Betrages in folgender Weise geschehensoll, nämlich:

1. aus dem dem Provinzialverbandezur Bestreitung der eigenen Land-
armeukosten verbliebenenBetrage der neuen Dotatiousrente mit . 215 941,6? M.
uud der im neuen Dotationsgesetzeferner vorgesehenen Rente für
die Unterhaltuug der Prouinzialstraßen mit ....... 93713,— „

zusammeualso mit . . . 309654,6? M.
2. aus der Erhöhung des Zuschusses aus der Landeöbankum . 60 000,— „

ergibt im ganzen die Summe von ........... 369 654,6? M.
nach deren Abzug an der Bedarfssummevon ....... 1004116,6? „

noch fehlen . . . 634 462,— M.
oder abgerundet 635 000 Mark.

Diese 635 000 Mark könnten nur durch Erhöhung der Umlage beschafft werden, da uns
anderweite Einnahmequellen nicht zu Gebote stehen, wozu unter Zugrundelegung einer Slants-
steuersumme von rund 61000 000 Mark 1 > Mchrnmlage erforderlich ist, so daß die Prouinzial-
umlage von 10 ^ "/n ans 11^/2 "/<> steigen wird.

Eine Verminderungdieser Umlagekann nur eintreten infolge Herabsetzung der vorgeschlagenen
Ausgaben, während umgekehrt bei einer Erhöhung der Ausgabenselbstredend die Umlage steigen muß.

3"
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Es wird Ihre Aufgabe sein, meine Herren, in den Kommissionenauf das eingehendste
zu prüfen, ob und welche Verminderungen oder Erhöhungen der vorgeschlagenen Ausgaben Sie
für erforderlich erachten, und hiernach die Gesamtumlage festzusetzen.

Die Mehrausgaben uon 1004 000 M, finden sich in folgenden Einzel-Etats:
a) im Haushaltsplan für die Centralverwaltung mit ....... 30 000 M
b) im Haushaltsplan zur Zahlung von Pensionen, Witwen- und Waisen-

geldein mit ................... 14500 „
0) in den Haushaltsplänen für die Unterrichtscmstalteu(Taubstummen

----- 31800 M., Blinden ---- 7000 M., Hebammen-Lehranstalt---- 7800 M.) 46 600 M
6) in den Haushaltsplänen für die Heil- und Pflcgeanstalten mit . . 42 200 „
e) im Haushaltsplan für die Arbeitsanstalt in Brauweiler mit ... 5 300 „
f) im Haushaltsplan über die Fürsorgeerziehungmit ....... 194200 „
ß) im Haushaltsplan für das Landarmenwesenmit ....... 130500 „
K) im Haushaltsplan über die erweiterte Armenpflegemit .... 90000 „
i) im Haushaltsplan über die Straßenverwaltung mit...... 222700 „

K) im Haushaltsplau über die landwirtschaftlichenAngelegenheitenmit . 180 000 „
1) im Haushaltsplan über die gewerblichen Zwecke mit ...... 15000 ,.

n>) bei den Anleihezinsen im Hauptetat mit .......... 70000 „
zusammen 1 041 000 M

Hiervon gehen ab Minderausgaben bei einzelnen Titeln des Hauptetats mit 3? 000 „
so daß bleiben 1 004 000 M.

Von diesen Mehrausgaben sind für unsere Etatsverhältnissevon durchschlagenderBedeutung
folgende Erhöhungen der Ausgaben

1. bei den Kosten der Fürsorgeerziehungum ......... 194200 M-
2. bei den Kosten des ordentlichenund außerordentlichen Armenwesens um 220 500 „
3. bei den Kosten der Straßenverwaltung um ......... 222 700 „
4. bei den Kosten für die landwirtschaftlichenAngelegenheitenum . . . 180000 „
5. bei den Anleihezinsen um .............. 70000 „

macht zusammen 887 400 M.
so daß auf die sämtlichenübrigen Verwaltungszweigenur .... 153600 „
entfallen.

Da der Schwerpunkt der Etatsbcratung in den angeführte« 5 Posten beruht, so gestatte
ich mir, auf diese Grhühuugeu im einzelnennäher einzugehen.

Wie bereits bemerkt,mußten die Ausgaben für die Fürsorgeerziehungum 194 200 Mark
und diejenigen des Landarmenwesens um 220 500 Mark, also für beide Verwaltungszweige
zusammenum 414 700 Mark höher angesetzt werden. Die Ausgaben beruhen auf gesetzlich der
Provinz obliegendenVerpflichtungen,bei denen es sich nur darum handeln kann, ob und in wie
weit sich einzelne Ausgabepositionenvermeidenlassen. Eine nähere Prüfung der betreffenden Aus¬
gaben in den Kommissionen, wozu Ihnen das Material zur Verfügung gestellt werden wird, dürfte
Sie, meine Herren, überzeugen,daß an diesen Ausgaben nichts zu streichen ist, sondern daß wir
mit der vorgesehenen Summe von 414 700 Mark für diese beiden Zwecke leider unabänderlich
rechnen müssen und daß, was noch schlimmerist, diese Ausgaben für die Folge weiter steigen
werden. Bei der Fürsorgeerziehung hat die Staatsiegierung sich bei der Vorlage des Gesetz-
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entwurfes arg verrechnet. Wahrend nach den Motiven des Gesetzentwurfes angenommenwar, daß
sich die Zahl der Fürsorgezöglingein Preußen in der Zeit bis zum Veharrungszustandeverdoppeln
würde, ist diese Ziffer bereits jetzt schon nach noch nicht zweijährigemBestehen des Gesetzes über¬
schritten. Anstatt, daß die Rheinprouinz, wie in den Motiven des Gesetzes ausgeführt ist, bis zum
Veharrungszustanded. h, bis zu dem Zeitpunkte, in welchem die Zahl der Neuaufnahmen sich mit
dem Abgange deckt, was nach 10 Jahren der Fall fein sollte, 2400 Fürsorgezöglingehaben würde,
ist diese Ziffer heute fchon überholt und sind irgendwelche Anzeichen für eine Abnahme der täg¬
lichen Überweisungen bis jetzt noch nicht hervorgetreten. Es hat vielmehr, wie aus den Bemerkungen
zu dem betreffendenEtat hervorgeht, auf ein noch stärkeresAnwachsen gerechnet werden müssen.
Die Unterbringuugder Fürsorgezöglingcerfolgt nach dem Verfahren,welches früher bei den Zwangs¬
zöglingenangewendetworden ist.

Die besseren Elemente (ca. 40°/») werden in Familien untergebracht nnd zwar die im
jugendlichenAlter stehenden zur Pflege nnd die der Schule Entwachsenenzur Erlernung eines
Handwerkes bezw. als Gesellen und im Gcsiudedicnste. Diejenigen Fürsorgezöglingc,welche in¬
folge körperlicher Gebrechenoder im Hinblicke auf ihren sittlichen Zustand, insbesondere die Neigung
zu steten Entweichungen,Familien nicht anvertraut werden können, werden zunächst Anstalten mit
ausgedehntem Handwerks- und Gärtnereibetrieb übergeben. Es sind dies ca. 5?°/« der vorhandenen
Fürsorgezöglinge, Die ganz schlimmen Elemente im Alter von mehr als 16 Jahren, welche wegen
schwerer Verbrechen längere Gefängnisstrafen hinter sich oder noch zu verbüßen haben (ca. 3«/o),
sind zur Zeit in einem besonderen Gebäude bei der Anstalt zu Vrauweiler untergebracht. Wenn
iu unserer Provinz auch zahlreiche Anstalten zur Aufnahme der Fürsorgezüglingevorhanden sind,
so wird die Provinzialverwaltuug doch dazu übergehen müssen, eine eigene Anstalt zu bauen, wofür
eine Vorlage dem Provinziallandtage unterbreitet ist.

Es ist gewiß heute verfrüht, eine Kritik an dem Fürsorgeerziehungsgesetze zu üben oder
von dessen Wirkungen zu sprechen, allein die Befürchtung läßt sich heute schon nicht mehr unterdrücken,
daß die Überweisungvon 1? und 18jährigen Burschen, welche mit dem Strafgesetz vielfach in
Berührung gekommensind und fchon längere Gefängnisstrafen verbüßt haben, doch ein etwas
fragwürdiges Beginnen darstellt. Die Unterbringung solcher Zöglinge gestaltet sich ebenso schwierig
wie kostspielig, während die Erziehung selbst in den meisten Fällen auf die größten Schwierigkeiten
stößt und leider nur zu oft wenig Erfolge erwarten läßt. Ich frage Sie, meine Herren, was
sollen wir mit jungen Burschen,welche im Alter von 16 bis 18 Jahren wegen schwererVerbrechen
zu längeren Gefängnisstrafenverurteilt werden, beginnen, wenn dieselben uns nach Verbüßung der
Strafen im Alter von etwa 19 Jahren noch auf ein Jahr zur Fürsorgeerziehungaus dem Gefängnisse
überwiesen werden. Was sollen und können wir an solchen Elementen in der kurzen Zeit noch
erziehen und wo finden wir ein Unterkommenfür dieselben? Die Unterbringung in einer Familie
ist undenkbarund die Unterbringung in einer Anstalt mit Rücksicht schon auf die anderen Zöglinge
höchst bedenklich und gefährlich. Wir haben zwar den Versuchgemacht sowohl mit den bestehenden
Erziehungsanstalten,wie mit der staatlichenAnstalt zu Steinfeld. Der Erfolg war aber, daß die
Burschen davon laufen oder in der Anstalt solchen Unfug verübten, daß die Anstaltsleiter sie nicht
mehr dulden wollten und konnten. Es blieb uns daher nichts anderes übrig, als diese Elemente
in dem besonderen, von der Korrigendenanstalt völlig getrennten Gebäude zu Vrauweiler unter¬
zubringen. Glücklicherweise ist die Zahl dieser Zöglinge verhältnismäßig gering und beträgt,
wie bereits bemerkt, nur 3«/». Wir können uns hier mit der Hoffnungtrösten, daß bei einer strengen
Durchführungdes Fürforgeerziehungsgefctzes solche schlimmen Elemente, welche uns jetzt am meisten
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Sorge bereiten, in der Zukunft uns in früherem Alter zur Fürsorgeerziehungüberwiesen werden,
zur Zeit, wo im Wege der Erziehung noch etwas erzielt werden kaun.

Es ist uus vielfach der Vorwurf begegnet, daß wir bei der Anwendung des Fürsorge-
erzichuugsgesctzes zu rigoros verführen und dadurch die Wirkung des Gesetzes beeinträchtigten,
Der Dezernent für die FürsorgeerziehungLandesrat Schmidt wird Veranlassung nehmen, auf
diesen Vorwurf in der Fachkommission zurückzukommen und nachzuweisen,daß wir lediglich einer
uferlose» Ausdehnung des Gesetzes entgegengetreten sind und daß unser Einspruch gegen die
Anordnung der Fürsorgeerziehungin den weitaus überwiegendenFällen in den höheren Instanzen
gebilligt worden ist. Die große Zahl der tatsächlichin unserer Provinz in Fürsorgeerziehung
übernommenenjugendlichenPersonen — über 2500 — widerlegt meines Erachtcns den Vorwurf,
daß wir das Gesetz zu enge anwendeten, auf das schlagendste,da die Zahl der übernommenen
Fürsorgezöglingedie nach den Motiven des Gesetzes in Aussicht genommene Ziffer ja wesentlich
übersteigt.

Über die Kosten des ordentlichenLandarmenwesens sowie der erweiterten Armenpflege
habe ich häufig hier schon Klage geführt. Ich kann heute nur wiederhole», daß unsererseitsalles
geschieht, was nur möglich ist, um diese Kosten zu vermiuderu; allem die gesetzliche» Bestimmungen
sind den Laudarmeuverbäudenzu ungünstig. Wenn der Verlust des Hülfsdomizils durch die
Gesctzcsnovcllevom 12. März 1894 um 6 Jahre erleichtert worden ist, indem nach dem er¬
wähnten Gesetze der Beginn der Frist zum Verluste des Hülfsdomizilsvom 24. auf das 18. Lebensjahr
herabgesetzt worden ist, wenn ferner die Frist zum Verluste des Hülfsdomizils von 2 auf 1 Iahl
beschränkt worden ist, so liegt nahe, daß eine Reihe von Personen, welche früher den Ortsarmen-
verbänden angehörten, nunmehr den Landarmenverbänden zur Last fallen und daß bei dem fort¬
währenden Wachsen der Zahl dieser Personen die Kosten immer steigen müssen. Nicht minder
trägt hierzu bei, daß auf diesem Gebiete die Interessen der mit der Ausführung der Landarmen-
pflcge betrauten Orlsarmeuverbände mit denjenigen der Landarmenverbände häufig geradezu im
Widerspruchstehe», was nicht ohne Einfluß auf die Kosten bleiben kann.

Der Zuschuß für das ordeutlicheArmenwese»ist zur Zeit auf 1 554 000 Mark ange¬
wachsen. Wenn blos die Geldfrage in Betracht käme, so würde, so bedauerlich auch diese hohe
Ausgabe für den Prouinzialverband immerhin ist, dies doch weniger zu beklagen sei», — allein
die Hauptsacheist die, daß bei der jetzigen Gesetzgebung die Verwendung der Summen eine sehr
fragliche ist. Sie geht niemals über die Beseitigung des augenblicklichen Notstandes hinaus uud
entbehrt gänzlich einer rationellen Armenpflege. Eine Besserung kann hier nur erhofft werden,
wenn das Gesetz dahin geändert wird, daß die Tätigkeit des Landarmcnvcrbandes nur auf die
Gewährung von Beihülfen beschränkt wird, in der Art also, daß alle Armenkostenmit wenigen
Ausuahmen den Aufenthaltsgemeindenzur Last fallen und daß letztere regelmäßigeZuschüsse zu
den Armenkostcn, nicht nur in Unvermögeusfällen,sondern nach bestimmten Prozenten der Ausgaben
für Almenzwecke, erhalten.

Mit einer solchen prinzipiellen Änderung, welche zur Folge habeu würde, daß die Orts-
aimcnverbäudeau deu Ausgaben für das Laudarmenwcseninteressiert sind, würde den Übclständen,
welche wir jetzt auf diesem Gebiete zu beklagen haben, gründlich Abhülfe bereitet uud sogleich eine
Menge von Schreibereien,Streitigkeiten und Kosten sowohl der Ortsarmenverbändeunter einander,
wie dem Landarmenverbände gegenüber erspart weiden. In dem Königreiche Belgien wird zur
Zeit eine auf dieser Grundlage beruhende Gesetzgebungvorbereitet und dürfte dereu Resultat
zunächst abzuwarten sein.
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Die dritte Hauplausgabe, die Mehrkosten bei der Straßenverwaltung bestehen
1. in einer Steigerung der Ausgaben für Unterstützungdes Kleinbahn¬

wesens Mit ............ ' ..... 65000,00 M.
2. in der Erhöhung der materiellen Straß eimnterhaltungskostenein¬

schließlich der Renten für abgetretene Straßen mit ..... l 6? 669,08 „
und 3. in der Vermehrung und Tilgung der Zinsen für die Darlehen zur

Ausführung von Groß- und Kleinpflastermit ....... 31438,12 „

ausmachendim ganzen 264 107,20 M.
wovon an Minderausgabeu bei einzelnenTiteln
des Straßenctllts .......... 24 348,30 M,
und eigene Mehreinnahme ....... 17 045 ,90 „

zusammen ___41 394,20 „
abgehen, so daß für die Straßenverwaltung ein Mehlbedürfnis von 222 713,00 M.
verbleibt.

Ich habe in meiner letzten Etntsrcde die Gründe für die fortwährende Steigerung des
Straßcnetats auf das Ausführlichstedargelegt und kann ich heute nur auf das damals Gesagte
Bezug nehmen, dem ich nur noch hinzufügen will, daß wie in der Fachkommissiondargelegt
werden wird, das Notwendigstenicht überschrittenwerden soll.

Die Erhöhung des landwirtschaftlichenEtats war zunächst dadurch bedingt, daß der
sogenannte Westfonds „zur UnterstützunglandwirtschaftlicherUnternehmungen in den wirtschaftlich
zurückgebliebenen Teilen der Provinz" von 440 000 Mark auf 640 000 Mark erhöht worden ist,
wovon der Staat 100 000 Mark mehr beizutragen hat, während die gleiche Summe als
Gegenleistung von der Provinz aufzubringen ist. Außerdem erfordern die landwirtschaftlichen
Winterschuleueiuen Mehrbetrag von 20 87? Mark und die Wein- und Obstbauschuleu nach der
inzwischenerfolgten Eröffnung der dritten Schule zu Ahrweiler ein Mehr von 18 070 Mark.
Diese drei Posten

der erhöhte Beitrag zum Westfondsmit .......... 100000 M.
die Mehrkostender landwirtschaftlichen Schulen mit ...... 2087? ,.
und die Mehrkostender Wein- und Obstbauschulen mit . . , . 18070 „

ergeben 138 947 M.
so daß noch rund 51000 Mark verbleiben, welche für die zahlreichenAnforderungen auf dem
Gebiete der Landesmeliorcitioncn, der Flußregulierungen und der Zusammenlegungen kaum
genügend erscheinen.

Diese Ausgaben können nur als fruchtbringendim Interesse der ärmeren Gegenden und
der darniederliegendenLandwirtschaftunserer Provinz auf's Wärmste anempfohlenwerden.

Die Mehrzinsender Anleihe ergeben sich aus der wahrend der bevorstehenden Etatsperiode
erfolgendenVollendungder von den früheren Provinziallandtagen bewilligten Bauten, indem nach
dem Beschlusse des Provinziallandtag.esdie Zinsen nur bis zur Vollendung der Bauten aus dem
Bllufonds und alsdauu aus dem von dem Provinziallandtage für die einzelnen Bauten bewilligten
Anleihen bestritten werden sollen, wobei die Verzinsung der einzelnen Anleihen aus dem bezüg¬
lichen Kredite des Hauptetat einzutreten hat. Hiermit dürften die Haupwusgaben, soweit
dies im Rahmen einer allgemeinen Generaldiskussion erforderlich erscheint, ihre Erläuterung
gefundenhaben.
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Die noch bleibendenPosten Erhöhung des Etats der Centralverwaltung
mit ...................... 30000 M.

des Pensionsetats mit ................. 14 500 „
der Etats für die Nnstaltsverwciltung(Taubstummen-,Blinden-,Hebammen«

Lehranstalt u. s. w.) mit ............... 46600 „
der Irrenanstalten mit ................. 42200 „
der Anstalt zu Blauweiler mit .............. 5 300 „
und des Etats für gewerbliche Zwecke mit .......... ^^^0^"

zusammendie Summe von 153 600 M.
sind in dem Vorberichte zum Haupthaushaltsplanc des näheren erläutert und gestatte ich mir
auf diese Erläuterungen sowie die weiteren Aufschlüsse, welche in den Fachkommissionenerteilt
werden sollen, zu verweisen.

Außer den in diesen Haushaltsplänen, welche Ihnen vorliegen, vorgesehenen Ausgaben
werden dem Provinziallandtage noch folgendeAnträge beschäftigen,für welche eine Deckung im
Etat nicht vorgesehen ist und nach Lage der Verhältnisseauch nicht vorgesehen werden konnte.

1. Es werden für den Bau von festen Brücken über den Rhein
bei Wesel ................ 300000 M.
bei Ruhrort ............... 500000 „
bei Kreuznach über die Nahe ......... 70 000 „
und bei Mehring über die Mosel ........ 30 00 0 „

zusammenalso für Brückenbauten 900 000 M beantragt.
Eine gesetzliche Verpflichtung zur Übernahme dieser Kosten bezw. zur Gewährung dieser

Zuschüsse liegt nicht vor und es können nur Gründe der Billigkeit oder Präzedenzfälle für deren
Gewährung angeführt werden. Ich gestatte mir hinsichtlich dieser Forderung auf den vorliegenden
Bericht des Prouinzialausschusseszu verweisen, wonach für die beiden Brücken bei Wesel und
Nuhrort je 200 000 Mark beantragt werden, während die Entscheidungüber die kleinen Brücken
Ihnen anheim gegeben wird. Sollten Sie, meine Herren, sich für die Bewilligung von Zuschüssen
^ür diese Brücken aussprechen, so würde dies für die am 1. April ds. Is. beginnendeEtatsperiode
zwar noch nicht in Betracht kommen, weil der Beginn des Baues dieser Brücken sich jedenfalls
noch so lange hinziehen wird, daß eine Ratenzahlung in der Etatsperiode wohl noch nicht z»
erwarten ist, allein die Belastung durch eine solche Bewilligung für die Zukunft bleibt bestehen.

2. Es wird ein Zuschuß von rund 230 000 Mark für die Siegregulierung beantragt.
Dieser Zuschußwird sich ebenfalls auf eine Reihe von Jahren verteilen und wird der etwa in die
kommende Etatsperiode voraussichtlich noch fallende Betrag aus landwirtschaftlichen Fonds Deckung
finden können.

Bei dieser Siegregulierung handelt es sich um die Fortsetzungeines von dem Provinzial¬
landtage bereits früher beschlossenen Werkes, der Regulierung der unteren Sieg. Diese letztere
bereits ausgeführte und in der Praxis durchaus bewährte Arbeit hat nur in dem Falle einen
dauernden Wert, wenn auch die oberhalb belegeneStrecke, welche der jetzt gestellteAntrag zum
Gegenstand hat, reguliert wird. Ich verweisedieserhalb auf die ausführlicheDenkschrift, welche
dem bezüglichen Berichte des Provinzialausschussesbeigefügtist;

3. ist im letzten Landtage eine Verstärkuug des Kommunalwegebauesangeregt und der
Provinzialausschußbeauftragt worden, eine darauf bezügliche Vorlage dem Provinziallandtage z«
unterbreiten.
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Der Prouinzialausschuß hat nach reiflicher Erwägung davon Abstand genommen, Ihnen
eine solche Vorlage jetzt zu machen. Bestimmendhierfür waren folgende Gründe. Erstens ist durch
das nene Dotatiousgesetzvom 2. Juni 1902 ein Betrag von rund 431000 Mark zur Entlastung
auf dem Gebiete des Armen- und Wegeweseus den Kreisen und Gemeindenzur Verfügung gestellt
worden. Da das Gemeinde-Armenwesenhiervon höchstens 100 000 Mark beanspruchenwird, so
bleiben über 330 000 Mark für den Kommunal-Wegebau übrig, welche in unserer Provinz aus¬
schließlich den Gemeinden zustießen,da die Kreise in der Rheinprovinz keine Wegebaulast haben.

Die erste Verteilung dieser Summe an die Gemeinden wird in diesen: Frühjahr noch
stattfinden und wird sich alsdann erst ergeben,ob und in wieweit nach Bereitstellung dieser staat¬
lichen Mittel noch ein Bedürfnis zur Erhöhung aus Prouinzialmittelu, wofür bis jetzt jährlich
350 000 Mark aufgewendetwerden, vorhanden ist. Der Prouinzialausschußglaubte die Wirkung
des neuen Dotationsgesctzcsauf dem Gebiete des Gemeinde-Wegebaueszunächst abwarten zu
sollen, bevor er an die Ausführung des ihm von dem Prouiuziallandtagc erteilten Vorschlages
herantreten könnte. Derselbe beabsichtigteine bezügliche Vorlage an der Hand der gemachten Er¬
fahrungen und des hierbei gewonnenenZahlenmaterials dem nächste» Provinziallandtage zu unter¬
breiten. Der zweite Gruud gegen die Einbringung einer solchen Vorlage war der, daß die Frage
einer rationellen Unterstützungdes Gemeinde-Wegebauesim engen Zusammenhangesteht mit der
Einrichtung einer Kreiswegcbau-Verwaltuugim Süden unserer Provinz und der Übergabeeinzelner
hierzu geeigneterProvinzialstraßcn an die Kreise, wie dies bei Gelegenheit des letzten Landtages
von dem Herrn Referenten der III. Fachkommissionund mir näher ausgeführt worden ist. Eine
desfallsige Vorlage befindet sich in Ihren Händen nnd liegt gewiß nahe, daß der Prouinzialausschuß
zunächst Ihre Entscheidung über diese Vorlage abwarten wollte, bevor derselbe an die Lösung der
Frage herantritt, ob und iu wieweit die auf dem Gebiete des Gcmeiude-Wegebauesin gebirgigen
Gegenden der Provinz, insbesonderein den RegierungsbezirkenTrier und Koblenz, unstreitig vor¬
handenen großen Übclstcinde im Wege der Erhöhung des Kommunal-Wcgcbaufondseine rationelle
und dauernde Abhülfe finden können. Der dritte Grund, welcher gegen die Einbringung einer
solchen Vorlage bei dem jetzigen Landtage sprach, bestcht darin, daß bei der augeublicklichcnFinanz¬
lage der Proviuzialverwaltung eine weitere Verstärkung des Fonds für den Gemeinde-Wegebau
und die weitere Inanspruchnahme von Provinzialmitteln ernsten Bedenkenzur Zeit entgegenstehen.
Wir müssen, wie Sie aus deu Ihnen mitgeteiltenHaushaltsplänen ersehen haben, die Prouinzial-
umlage bereits um 1 "/» erhöhen.

Wenn dieser Betrag auch für viele Kreise geringfügig erscheinen mag, so wird derselbe
doch bei der jetzigen Finanzlage, insbesondereiu vieleu Stadtgemeinden bei Aufstellungder Haus'
haltspläne infolge der Höhe der Summe störend empfunden. So stellt 1 °/° Umlage für die
Stadt Cüln zirka 80 000 Mark (Hört! Hört!), für Düsseldorfzirka 40 000 Mark, Stadt Essen
25 000 Mark dar, während dieses eine Prozent in der Mehrzahl der Landkreise uuter 2000 Mark
bleibt. Da es sich bei dem Kommunal-Wcgcbau, insbesondere im Hinblicke auf die nach dem
neuen Dotationsgesetze den ärmeren Gemeinden zufließende Unterstützungvon etwa 400 000 Mark
nicht um einen der augenblicklichenAbhülfe bedürftige« Notstand handelt, so glaubte der Prouinzial¬
ausschußauch auf den letzterenGrnnd für die Hinausschicbungder Vorlage Rücksicht nehmen zu
müssen. Ich möchte hier noch einen Punkt berühren, welcher bei der Frage der Unterstützungdes
Kommuual-Wegebauesmir häufiger entgegengehaltenworden ist. Es ist dies die Behauptung,
daß die übrigen Provinzen, insbesondere unsere Nachbarprovinz Westfalen, für den Kreis- und
Gemeinde-Wegebaumehr leisten wie die Rheinprovinz.
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Diese Behauptung ist zum Teil richtig, zum Teil aber durchaus irrig. Es ist richtig,
daß im Verhältnisse zur Grüße und Steuerlast der Rheinprovinz einzelne Provinzen in dem
Etatstitel „Unterstützungdes Kreis- und Gemeinde-Wegebaues"höhere Summen eingestellt haben,
wie die Rheinprovinz, allein es ist nicht richtig, daß sie deshalb mehr leisten wie unsere Provinz,

Unsere NachbarprovinzWestfalen hat allerdings in den Jahren
1899: 392 666 Mark
1900: 949 678 „
1901: 963 851 „
1902: 695 508 „

oder im Durchschnitt dieser 4 Jahre jährlich 750 426 Mark verwendetund zwar 396 660 Mark
aus laufenden Gtatsmitteln und den Rest ans einmaligen Anleihen, also nicht dauernd, während
in der Rheinprovinz unter dem Titel Gemeinde-Wegebauin diesen 4 Jahren nur 471 775 Mark
durchschnittlich verausgabt worden sind, allein, meine Herren, es ist immer ein gefährliches Spiel,
mit Zahlen zu operieren, man kommt an der Hand derselben nur zu oft zu Trugschlüssen und so
ist es auch hier. Die Rheiuprovinz wendet für die Unterstützungdes Kreis- und Gemeinde-Wege¬
baues in dem Etatstitel „Beihülfe für den Kreis- nnd Gemeinde-Wegebau"allerdings weniger auf,
allein in der Sache selbst aber erheblich mehr auf wie die übrigen Provinzen und insbesondere
die Provinz Westfalen und zwar aus dem Grnnde, weil die Rheinprouiuz die Straßen, welche
in den übrigen Provinzen als Kreisstraßen von den Kreisen auf deren Kosten unterhalten werden,
die ehemaligen Bezirksstraßenin einer Ausdehnungvon 4600 Km ans das Straßenbudget der Provinz
übernommen hat und mit einem Kostenanfwaude von jährlich 3 000 000 Mark aus Provinzial-
mitteln unterhält. Dem Kreise liegt deshalb in der Rheinprouiuz keine Wegclast ob uud fällt
deshalb auch der Kreis, welchem in Westfalen der weit überwiegendeTeil der Unterstützungen
zustießt, in der Rheinprovinz bei der Unterstützungsfragefort. Es ist selbstredend,daß, nachdem
unsere Provinz die von den Kreisen in den übrigen Provinzen zu unterhaltenden Straßen auf
Prouiuzialkosten übernommen hat, keinerlei weitere Unterstützungen für eine dem Kreise nicht
obliegendeLast bei uns in Betracht kommen können. Wenn man einen Vergleichhinsichtlich der
Leistungen beider Provinzen für den Kreis- uud Gemeinde-Wegebau ziehen will, so kaun die
Rechnung nur so gestellt werde», daß der Rhcinprovinz

1. die Unterstützungenan die Gemeinden während der letzten 4 Jahre mit
durchschnittlich .................. 471 775 M,

und 2. die Kosten für die Unterhaltung der den Kreisstraßenanalogen Vezirks-
straßen mit durchschnittlich ............... 3 000 000 «^

also zusammen3 471775 M-
in Rechnung gestellt werden
gegen ..................... 750 426^^
in der Provinz Westfalen,
was eine Mehrleistung der Rheinprovinz ergiebt von ...... 2 721349 M.

Wenn Sie die Ausgaben beider Provinzen auf dem Gebiete der Unterstützungdes Kceis-
und Gemeinde-Wegebauessowohl durch Übernahme von Straßen, deren Unterhaltung sonst den
Kreisen obliegen würde, wie durch Gewährung direkter Gelduutcrstützungen an Kreise und
Gemeinden vergleichen,so ergeben sich in der Rheinprouinz 0,58°/° und iu Westfalen 0,24°/»
für den Kopf der Bevölkerung. Wenn man nun sagt, ja die Bezirksstraßenhaben nichts damit
zu tun, die werden aus Bezirksstraßenfondsunterhalten, so klingt das ja sehr schön. Aber der
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Vezirksstraßenfondsist nichts anderes, als die Umlage, welche wir erheben. Ich würde recht gerne
dem Vorgange der Provinz Westfalen folgen und reiche Mittel zur Nuterstützungdes Kreiswege-
baucs einstellen,wcuu die Kreise in der Rhcinprovinz, wie in Westfalen, die Bezirksstrahen aus
Kreisstcuernunterhalten wollten, dann würden wir ihnen 1 ^2 bis 2 Millionen jährlich als Unter¬
stützung gebeu köunen und dabei immer noch ein gutes Geschäft machen, da die Bezirksstraßenuns
weit mehr kosten.

Ich führe diese Zahlen hier an, um auch die Herren, welche an den Beratungen der
Fachkommission nicht teilnehmen, über diese nicht so einfach liegende Frage in etwa zu orientieren.

Die 4. Anforderung, welche in dem vorliegenden Haushaltsplane keine so weitgehende
Berücksichtigung finden konnte, wie dies von einzelnen Seiten wohl gewünscht wird, betrifft die
eingehendereFörderung des Klcinbahnbaues, Wie Sie, meine Herren, aus der diesen Gegenstand
betreffendenVorlage ersehen haben werden, hat der Provinzialausschußsich darauf beschränkt, nur
eine Erhöhung des Kredites für den Kleinbahnbau um 65 000 Mark jährlich vorzusehen und daran
festzuhalten,daß die Provinz nur Darlehen, wofür der Kredit um 3 000 000 Mark von 18 auf
21 Millionen erhöht worden ist, zu ermäßigten Zinsen gewährenuud nur in den Fällen, in welchen
der Staat eine weitergehende Unterstützungaus dem 8 Millionenfonds eintreten läßt die hierzu
erforderliche Gegenleistung,sei es in Form der Beteiligung an dem Bahnbaue, oder Gewährung
von Beihilfen i>, tonäs pei-äu in geeignet erscheinenden Fälle» überuehmeu soll. Ich kann im
Interesse unserer Finanzverwaltung nur dringend raten an dieser Beschränkung festzuhaltenund bei
den einzelnen Anträgen auch vom Staudpunkte der hiesigen Verwaltung aus mit aller Strenge
prüfen zu lassen, ob der durch den Bcchubauzu erwartende wirtschaftliche Nutzen die Aufwendung
der gefordertenSummen gerechtfertigt erscheinen läßt. Wenn diese Richtschnurinnegehalten wird,
dürfte der vorgesehene Betrag für die Etatsperiode genügen.

Wolleu Sie diese Grundsätze, welche bei Erlaß des Kleinbahngesetzesnach reiflicher
Erwägung von dem Provinziallcmdtageaufgestelltworden sind, jetzt verlasse«und zu einer weiter¬
gehenden Unterstützungdes Kleinbahubaues iu unserer Provinz übergehen, so handelt es sich bei
diesem Titel nicht um Hunderttausendesondern um Millionen Mark und ich frage wohl nicht mit
Unrecht, wohin weiden wir auf diesem Wege mit unseren Finanzen kommen. Ich möchte an dieser
Stelle eine ernste Mahnung hinsichtlich der finanziellenLage unserer Provinz uicht unterdrücken,
Es hat sich in unserer Provinz immer mehr das System ausgebildet, zu alle» möglichen Ausgaben
die Provinzialuerwaltung heranzuziehenund es hat vor dem Zusammentritt des jetzigen La»dtags
geradezu ciu Wettlauf gegen die Finanzen der Provinz stattgefunden,ein Vorgang, welcher in den
übrigen Provinzen des Staates nicht zu beobachten ist. Man verläßt sich zu sehr auf die Größe
und den Reichtum der Provinz, vergißt aber dabei, daß mit diesen Schlagworten für uus kein
Geld geschaffen wird, sondern daß wir letzteres im Wege der Provinzialumlage erheben müssen.
Ich denke nun nicht kleinlich über '/» oder '/'"/» Mchrnmlagc, aber ich habe stets für unsere Ver¬
waltung von der größten Bedeutung gehalten, daß die Provinzialumlage in der Rhcinprovinz
nicht wesentlich höher ist, wie in den übrigen Provinzen. Ist dies der Fall, so findet alle Welt
sich mit der Umlage ab, während im umgekehrten Falle, wie wir dies ja erlebt haben, Unzufrieden¬
heit und Mißstimmung gegen die Provinzialuerwaltung entsteht. Die Erreichung dieses Zieles
ist in der Rhcinprovinz allerdings nicht leicht, weil wir durch die Übernahme der Vezirksstraßeu
eine Mehrausgabe vor alle» übrigen Provinzen von 4 bis 5«/« als Vorausleistung haben, allein
das, meine Herren, rechnet uns heute bei dem Vergleiche mit den übrigen Provinzen niemand an
und man würde taubeu Ohreu predigen, w-nn man bei einer Umlage von etwa 15°/<> in der



20 43. Rheinischer Provinziallandtag, 2. Sitzung am 9. Februar 1903.

Rheinprovinzund 10«/„ in Westfalen unseren Mitbürgern klar machen wollte, die Rheinische Provinzial-
verwllltung wirtschaftenicht schlechter, wie die Westfälische. Es ist dies alles ja schon dagewesen
und Ruhe und Zufriedenheit in die Prouinzialverwaltung erst eingekehrt, als in beiden Provinzen
die Umlage gleich war, ein Ziel nach welchemmit allen Kräften seitens der Verwaltung stets
gestrebtworden ist nnd welches wir auch in Zukunft im Auge behalten müssen. Hierzu ist aber
erforderlich,daß wir nns in unsere» Ausgaben, soweit dieselben nicht auf gesetzlichenVerpflichtungen
beruhen, nach den gegebenen Verhältnisse richten und in unseren Bewilligungen Mah halten.
In diesem Sinne rufe ich Ihnen zu „Oioit« inoniti".

Eine erfreuliche Seite unserer Finanzlage erblicke ich darin, daß, wie in dem Vorberichte
zum Hauptetat ausgeführt worden ist, aus den Umlagen der früheren Jahre noch ein Überfchuß
von 935 915 Mark 78 Pf. am Ende des Rechnungsjahres 1902 verbleiben wird. Wenn
von diesem Betrage auch, wie gleichfalls Seite 18 des Vorberichts ausgeführt ist, für das laufende
Jahr voraussichtlich uoch 122 000 Mark zu decken bleiben, so ergibt sich immerhin ein Überschuß
von 814 000 Mark. Es könnte nun die Frage aufgeworfen werden, ob nicht dieser Überschuß
ganz oder teilweise znr Verminderung einer Steigernng der Umlage in den Etat einzustellensein
würde. Der ProvinzialansschußHat sich einstimmig gegen eine solche Maßnahme ausgesprochen
und zwar zunächst aus dem Grunde, weil es den Grundsätzeneiner gesunden Finanzpolitik wider¬
spricht, laufende Ausgaben aus angesammeltenVermögensbestandenzu bestreikn; den laufenden
Ausgaben müssen vielmehr auch laufende Einnahmen gegenüber stehen. Ferner kam in Betracht,
daß bei dem Rückgangunserer wirtschaftlichen Verhältnisse Ausfälle an der in dem Etat vorgesehenen
Einnahme aus Provinzialabgaben wohl nicht zu vermeiden sein werden, zn dereu Deckung diese
Summe für die jetzige oder eine spätere Etatsperiodc notwendigerweisereserviert werden muß.

Meine Herren! Es ist dies der letzte Etat, welchen ich die Ehre habe Ihnen vorzulegen
und möchte ich diese Gelegenheitnicht vorübergehen lassen, ohne eiuen kurzen Rückblick auf die
finanzielleLage unserer Provinz zur Zeit meines Eintrittes und heute zu werfen.

Als ich im Jahre 1877 in die Verwaltuug eintrat, betrugen die Schulden der Provinz
an Anleihen und an schwebenden Schulden 12 187 200 Mark.

Zur Verzinsung der Anleiheschulden waren im Etat 620 816 Mark 50 Pf. vor¬
gesehen, heute betragen die Schulden 14 989 865 Mark 31 Pf., deren Tilgung und Verzinsung
865512 Mark 34 Pf. erheischt.

Die Schulden sind während des 25jährigen Zeitraumes also um rund 2 800 000 Mark
gewachsen, wozu nach Vollendung der vorgesehenen Bauten und Aufnahme der neuen Anleihe noch
rund 6 250 000 Mark treten werden, so daß der Gesamtschuldenbestandnach Ausführung aller
Bauten sich nach 2 bis 3 Jahren auf ca. 21 Millionen Mark belaufen wird. Der Aktiv¬
bestand des Vermögens der Provinz belief sich im Jahre 1877 auf ca. 15 Millionen Mark gegen
36 Millionen Mark heute, welche letztere Summe nach Ausführung der Bauten uud deren Wert
steigen und somit ca. 42 Millionen Mark betragen wird.

An Umlagen wurden im Jahre 187? 3 419 193 Mark erhoben, es waren dieses rund
17°/o des damaligen Staatssteuersolls im Betrage von 20 735 412 Mark.

Nach dem vorliegendenEtat sollen jetzt an Umlage erhoben werden 7 015 000 Mark,
welche 11'/2°/o des jetzigen Steuersolls von 61000 000 Mark darstellen.

Es hat also in den 25 Jahren eine Steigerung der Umlageum 3 595 800 Mark stattgefunden.
Wenn Sie die Frage an mich richten, woher diese Steigerung rührt, so kann ich die¬

selbe mit wenigen Worten beantworten. Im Jahre 187? betrugen die Kosten des Landarmen-



43. Rheinischer Provinziallandtag, 2. Sitzung am 9. Februar 1903. 21

Wesens 6750 Mark 3 Pfg -> 239101 Mark, also zusammen rund 246 000 Mark, heute sind
für Landarmenkostenim Etat vorgesehen ........... 1 554 000 M.

(Hört! Hört!) und für Kosten der erweiterten Armenpflege, welche erst
durch Gesetz vom 11. Juli 1891 eingeführt worden ist, .... . 1090000 „

zusammenalso für Armenzwecke . . . 2 644 000 M.
mithin jetzt mehr wie im Jahre 187? ........... 2 398 000 M.

Hierzu kommen ferner als neue Ausgaben die Kosten für die Fürsorge¬
erziehung, welche im Jahre 187? noch nicht existierte,mit . . . .___294 400 „

macht zusammen . . . 2 692 400 M.
Diese Kosten liegen der Provinz gesetzlich ob und ist somit die Steigerung der Umlage

von annähernd 2 "/^ Millionen Mark lediglicheine Folge der gesetzlichenVerpflichtungen.
Ziehen Sie diese Posten im Gesamtbeträge von rund 2 2/4 Millionen Mark von der

seit dem Jahre 187? eingetretenenErhöhung der Umlage von 3 595 800 Mark ab, so bleibt nur
noch eine Steigerung der Umlagen von rund °/4 Millionen Mark für die gesamten übrigen Ge¬
biete der Prouinzialverwaltung zu verzeichnen.

Wenn Sie sich demgegenüber vergegenwärtigen, in welchem Maße alle Zweige der
Provinzialverwaltung während des 25 jährigen Zeitraumes angewachsen sind, insbesondereauf dem
Gebiete des Taubstummen-, des Blinden- und des Irrenwcsens, des Straßenwesens, der Unter-
stütznng landwirtschaftlicher und gewerblicher Zwecke, so wird man unserer Verwaltung wohl nicht
die Anerkennungversagenkönnen, daß sie sparsam gewirtschaftet hat. Wie groß unsere Verwaltung
allein auf dem Gebiete des Anstaltswesensgewordenist, beweist der Umstand, daß im Jahre 187?
auf Kosten der Provinz in den vcrfchiedenenAnstalten untergebracht waren 3006 Personen
gegen 16 610 zur Zeit.

Die auf diesen Gebieten entstandenen Mehrausgaben übersteigen zwei Millionen Mail,
wovon auf die Landwirtschaftallein über 600 000 Mark und das Straßenwcsenüber 900 U00 Mark
entfallen. Diese Mehrausgaben sind nnr zu etwa eiuem Drittel aus Prouiuzialumlagen gedeckt
worden, während dieselbeim Übrigen in der Erhöhung der eigenen Einnahmen sowie in Zu¬
schüssen aus deu Zinsüberschüsfcn der Landcsbank ihre Deckunggefnndenhaben.

Ich habe hierbei die Ausgaben für Knnst und Wissenschaft, Museumsbauten, für das
Kaiferdcnkmalin Coblenz, für die zahlreichen Unterstützungenfür Denkmalpflege und landwirt¬
schaftliche und Notstandszwecke nicht in Betracht gezogen, weil diese Ausgaben ebenfalls aus den
Überfchüssenunseres im Jahre 1880 gegründeten Kreditinstituts, der jetzigen Landesbank der
Rheinprovinz, bestlitten worden sind. Die Landcsbank liefert jetzt jährlich 600 000 Mark aus
ihren Überschüssen an die Cenlralverwaltuug ab, ohne daß ihr segensreiches Wirken, namentlichfür
die Erhaltung des Grundbesitzes, in irgend einer Weise dadurch beeinträchtigt wird. In dieser
Hinsicht will ich hier nur anführen, daß die Landesbank im Jahre 1902 18 Millionen Mark
ländliche Darlehen und zwar in überwiegendemMaße in kleineren Beträgen ausgeliehen hat,
wovon 6 Millionen Schulden und 12 Millionen Umwandlung bestehender kündbarer Schulden in
Amortisations-Darlehendarstellten. Es ist hierdurchder ländlichen Bevölkerungeine Zinsersparnis
von ca, 120 0^0 M. geboten worden. Wir nehmen nämlich als Zinsen nur 3^2 °/o, welche uns
die Beschaffungdes Geldes selbst kostet. Heute erhält der Landwirt ein amortisicrbares Darlehen
zu 3^/2°/° Ziusen und ^°/l> Tilgung, also zu 4°/«, während er früher 4'/, bis 5°/« bezahlen
mnßte und teilweise noch heute bezahlen muß. Den Gewinn hat die Landesbanl erzielt durch
Gewährung von städtischen Darlehen, Corporationsdarlehen, wo wir in der Regel 4°/, beziehen
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also '/2°/° Zinsen mehr, was bei der großen Masse von Darlehen, die wir besitzen, eine
Gesamtsummevon 800—900 000 Mark ausmacht, uon denen ca. "/« zum Besten der Provinz
verwendetweiden.

Ich kann, meine Herren, als eine der angenehmstenErinnerungen, welche ich aus
meiner 25jährigcn Wirksamkeit in der Prouinzialvcrwaltung mitnehme, meine Tätigkeit als erster
Direktor der unter meiner Leituug im Jahre 1880 zu einem Grundkreditinstitut erweiterten
Proviuzialhülfskasse, aus welcher die jetzige Landcsbank hervorgegangen ist, bezeichnen. Die
Schwierigkeiten bei der Schaffung dieses Instituts waren nicht gering, und es fehlte auch nicht
an Bedenkengegen ein solches finanzielles Engagement der Provinz, allein es ist gelnngen, aller
SchwierigkeitenHerr zu werden uud ein Institut zu schaffen,welches sich insbesondere unter der
geschickten Leitung des jetzigen Direktors, des Geheimrats Dr. Lohe, zum großen Segen der
Provinz immer weiter entfaltet und fruchtbringendfür die Provinz gestaltet hat und unserer
Verwaltung heute eiuen Überschuß von 600 000 Mark jährlich liefert.

Wenn wir, meine Herren, uns auch gegenwärtig im Zeichen des Niederganges befinden,
wenn wir infolgedessen auf ein Steigen der Staatsstcuern und damit auf ein Anwachsen unserer
Provinzilllabgaben nicht rechnendürfen, wenn Sie angesichtsdieser Verhältnisse auch z. Zt. ernste
Bedenken tragen müssen, die Provinzialabgaben über das unbedingt nöthige hinaus zu erhöhen,
weil die Gemeinden ohnedies mit Schwierigkeitenin ihren Budgets zu kämpfen haben, so bin ich
doch davon fest überzeugt, daß auch diese Zeiten vorübergehenund daß wir wieder normalen Ver¬
hältnissen auf dem Gebiete des wirtschaftlichen Lebens entgegengehen werden und daß alsdcmn die
Provinzinlverwaltung den Wünschen, die heute unerfüllt bleiben muffen, näher treten kann und wird.

Ich beantrage den Haupt-Haushaltsplau fowie die demselbenbeigefügten Einzeletats
an die bezüglichen Fachkommissionen zu verweise», ebenso beantrage ich den Bericht über den Ver-
mügensstandan die I. Fachkommission gelangen zu lassen.

Vorsitzeuder Becker: Das Wort hat der Herr AbgeordneteZweigert.
AbgeordneterIweigert: Meine sehr verehrten Herren! Ich glaube zunächst in Ihrer

aller Sinne zu sprechen, wenn ich als zufällig erster Redner nach dem Vortrage des Herrn
Landeshauptmanns den Gefühlen des lebhaftesten Bedauerns darüber Ausdruck gebe, daß der
Herr Landeshauptmann zum letzten Male den Etat uns vorgelegt hat, uud den Empfindungen des
herzlichsten Dankes für die 25 jährige Tätigkeit, uon der er selbst in seiner Rede ein so glänzendes
Bild entrollt hat. (Beifall) Der Herr Landeshauptmann nimmt die Überzeugung mit, daß «
eine wohlgeordnete Verwaltung mit guten Finanzen seinem Nachfolger übergibt und die Über¬
zeugung, daß diese Tatsache im wesentlichenseiner hervorragenden Tätigkeit zu verdanken ist.
(Lebhaftes Bravo!) und ich glaube daher, daß der Dank der Provinz ihm für alle Zeit gewiß
sein wird. (Beifall.)

Meine verehrten Herren! Wenn diesem Dank und dieser Anerkennunggegenüber trotzdem
der einzelneAbgeordnete zum Provinziallandtage auch mit kritischen Bemerkungen an den Etat
herantritt, so ist dies keine Verminderung des vorher Gesagten, sondern eigentlich eine Bekräftigung.
Wollten wir lediglich zustimmen und uns nur iu Dank und Anerkennungerschöpfen, fo würden
wir, glaube ich, doch nicht unsere Pflicht erfüllen, Es sind nuu einmal Gegensätze in der Provinz
vorhanden, die zu berühren Aufgabe und Pflicht ist, uud die zu umgehen m. E. sie nur verkleistern
heißt. Nur eine offene Aussprache auch über die vorhandenen Gegensätze und die m. E, vor¬
handenen Unbilligkeitenkann dazu Veranlassung geben, sie auszugleichenund damit auch die
Zufriedenheit mit der provinziellenVerwaltung weiter zu verbreiten.
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Nun, meine Herren, in dieser Beziehunghabe ich mir gestattet, ohne irgendwie den Gegensatz
zwischen Stadt und Land meinerseits hervorheben oder stärken zu wollen, sondern nur zur Konstatierung
der Tatsachen selbst aus den letzten gedruckten Verwaltungsberichten einmal zusammenzustellen,
wieviel an Provinzialumlagen ungefähr aufgebracht werden dnrch die in der Provinz belegencn
Stadtkreise im Verhältnis zu der gesamtenProvinzialnmlage, und da ergibt sich denn, daß diese
Stadtkreise 3 205 00N Mark Provinzialsteuern zahlen, von einem Stcuersoll von 6'/ü Millionen
also fast die Hälfte, Dabei sind aber gar nicht berücksichtigt alle diejenigengroßen Stadtgemeinden
und großen industriellenLandgemeinden,die nicht die selbständige Kreisberechtigung haben. Sollte
man diese noch hinzuzählen, was leider aus dem vorliegendenMaterial sich nicht ermöglichen
läßt, so würden die Zahlen noch ganz andere werden. Meine Herren! Wir Städter haben über
diesen Umstand niemals Klage geführt, sondern sind stets bereit gewesen, die guten und vielen
edlen Zwecke der Provinz mit unseren Kräften zu unterstützen. Aber, meine verehrten Herren,
wenn wir diesen Zahlen gegenübereinmal darauf aufmerksam machen, in welcher Weise denn mm
die Städte eigentlich bei der Provinzialvcrwaltung beteiligt sind, so «giebt sich, daß von den
14 Provinzialansschnß-Mitglicdcrnsage uud schreibe 4 als städtische Vertreter gerechnetwerden
können. Wenn ich sie nach dem Gewerbe unterscheide, dann werden es auch nicht mehr als 4.
Meine verehrten Herren! Daß da in weiten Kreisen der städtischen Bevölkerungunserer Provinz
die Empfindung vorwaltet, daß darin eine gewisse Vernachlässigungstädtischer Interessen liege,
weiden Sie begreiflichfinden, uud ich meine, Sie könnten ebensogut auch zu den städtischen
Vertretern das Zutrauen haben, daß sie die übrigen Interessen der Provinz nicht vernachlässigen
würden, und müßten iu Zukunft bei der Neuwahl von Provinzialausschuß-MitglicdernIhr
Augenmerkauf Vertreter der Städte richten, wobei ich meinerseits gerade bitten würde, von den
ganz großen Städten Abstand zn nehmen, die ja durch unseren verehrten Herrn Kollegen Becker
bereits vertreten sind und die eine weitere Vertretung weniger nötig haben, wie die mittleren
Städte. Ich konstatiere also nur, daß dieses Mißverhältnis tatsächlich da ist gegenüber den großen
Leistungen,die Sie von uus beanspruche».

Mciuc Herren! Daher kommt es, daß wir Städte namentlichdie Empfindung haben, daß
die Fühlung des Proviuzinlausschussesmit den gewaltigen Interessen, die doch auch in unseren
Gemeinwesenpulsieren, eine recht mangelhafte ist; und die Fühlung des Provinzialausschussesmit
den einzelnen Abgeordnetenselbst ist, meine verehrtenHerren, eine noch mangelhaftere. Wir haben
nun einmal einen Provinzialnusschuß,der alles das gerne besorgt, was seine Aufgabe ist, und auch
manchmal das, was ihn garnichts angeht. (Sehr richtig! und Heiterkeit.) Aber, meine verehrten
Herren, wenn wir nun einmal einen solchen Provinzialnusschußhaben, dann wäre es doch sehr
wünschenswert,daß dieser Prouinzialausschuß nun in allcrengstcrFühlung zu den Abgeordneten
zum Prvvmziallaudtag stände. Das, meine Herren, ist nicht der Fall. Wir sehen uus alle zwei
Jahre auf wenige Tage, dann gehen wir wieder auseinander und wir hören von dem Provinzial¬
nusschuß garuichls (Sehr richtig!) Die wichtigstem Vorkommnisseder Provinzialvcrwaltung
gehen an uns spurlos vorüber (sehr richtig!), wcuu nicht zufällig eimnal eine Notiz darüber sich
in die Zeitungen verirrt, erfahren wir überhaupt nichts davon, (Sehr richtig!)

Meine verehrtenHerren! Das ist und bleibt ein Übelstand, dem entgegenzutretenmeines
Trachtens nur in: Interesse der Provinz gelegensein kann, und ich meine, ein sehr wichtiges Mittel
und ein sehr leicht zu ergreifendes Mittel, um diesen sehr fühlbare«, sehr uuaugenehmempfundenen
Übelstand zu beseitigen,wäre das, wenn wir von der Übung abließen, 2 jährige Etatsperioden
festzustellcuund, wie die übrigen Provinzen, zu einjährigen Etatsperioden übergingen. (Sehr
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richtig!) Meine verehrten Herren! Es ist immer darauf hingewiesen worden, daß auf diese Weise
die Kosten des Provinzinllandtags so außerordentlichwachsen würden. Es ist ja richtig, etwas
mehr wird es ja kosten. Aber, meine Herren, es werden im wesentlichen nnr die Reisekosten sein,
denn ich glaube ganz bestimmt, daß wir bei einjährigen Etatsperiodcn mit sehr viel kürzerer
Sitzungszeit auskommenkönnten, was ja wohl auch im Interesse der Sache und in unserer aller
Interesse dringend zu wünschen wäre. Ich miichte daher der Fachkommission,und zwar der
I, Fachkommission,dringend zur Erwägung anheimgeben, sich einmal zn überlegen, ob es nicht
richtig wäre, den jetzt vorliegendenEtat nicht auf zwei Jahre, sondern nur auf ein Jahr zu be¬
willigen und so deu Provinzialmisschußzu vcraulasscn, uus im nächsten Jahre wiederum zu einer
Beratunng zusammenzu sichren.

Meine sehr verehrten Herren! Das hat auch noch andere sehr wichtige sachliche Gründe.
Wenn Sie die Reden bei der vorjährigen Etatsberatung durchlcsen,wenn Sie den Vorberichtdes
Provinzialausschusseslesen, dann werden Sie finden, daß die Schätzungen,welche der Prouinzial-
cmsschuß gemacht hat uud nach menschlichem Ermessenauch nur machen konnte, sich in vielen, vielen
Fällen als unzutreffend erwiesen haben. Bei den Reden vor zwei Iahreu war gesprochen von
einem Reservefonds— ich will nur eine einzige Zahl nennen — von 1^2 Millionen Mark, der
sich nach Ablauf der laufenden Etatsperiode herausstellen würde. Ja, meine Herren, er ist doch
heruntergegangenauf 814 000 Mark, und es ist nur etwas mehr wie die Hälfte von diesem großen
Reservefonds,den wir damals geschätzthaben, übrig geblieben.

Meine Herren! Hätten wir uns auf eine einjährige Etatsperiode beschränkt, dann wäre
uns ein Irrtum iu diesem Umfangezweifellos nicht passiert. Ich würde also bitten, daß die I Fach¬
kommisston bei Beratung des Etats diese Anregungen einmal einer eingehendenErwägung unter¬
ziehen und prüfen möchte, ob es nicht wünschenswertwäre, zu einjährigen Etatsperioden über¬
zugehen, aus dem doppelten Grnndc, um die Fühlung zwischen Landtag und Ausschußenger zu
gestalten und zweitens, um die Etatsansätze und Schätzungenauf eine sichere Grundlage zu stellen.

Meine verehrten Herren! Die zweite Bemerkung,die ich zu machen habe, uud die ich auch
dem Prouinzialcmsschußzu einer Prüfung warm ans Herz legen möchte, betrifft die Frage, ob nicht
an den einzelnen Etats noch recht erhebliche Ersparnisse gemacht werden können. Meine Herren!
Es ist ja selbstverständlichausgeschlossen, von dieser Stelle aus in der Generaldebatte znm Etat
nach der Richtung hin Detailuorschlägezu machen. Es gehört dazu ein eingehendes Studium
uud eine eingehende Durchberatungjeder Position des Etats.

Aber, meine verehrten Herren, wie sich bei unserer bisherigen Gebahrung die Ansprüche
an den Finanzetat gesteigert haben, haben Sie aus der 25 jährigen Gegenüberstellungdes Herrn
Landeshauptmanns bereits gehört. Ich habe mir eine Zusammenstelluugangefertigt, die sich nicht
ans 25 Jahre, sondern nur auf nicht ganz 10 Jahre bezieht und zwar aus den Jahren 1895/96
bis jetzt zum nächstjährigenEtat,

Meine Herren! Darnach hat sich der Etat des Provinzialausschusses,des Provinzial-
lcmdtags und der Ccntralverwaltung allein um 36,4 Prozent gesteigert, (Hört! Hört!) er ist
hinaufgegangeu von 239 600 Mark auf 326 700 Mark; meine Herren, in 10 Jahren eine Steigerung
von 36,4 Prozent bei der allgemeinenVerwaltung, das sind jedenfalls Zahlen, die der allerernst-
haftestenErwägung bedürfe», ob iu der Tal diese Steigerung durch die Verhältnisse notwendig
herbeigeführtwurde oder ob nicht vielleichtdoch an dieser oder jener Stelle der Gedanke, daß ja
das große Ganze die Summe zu bezahlen habe, verleitet hat, den Weg der Sparsamkeit
etwas zu verlassen.
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Meine Herren! Von den übrigen Etats möchte ich nur einzelne erwähnen, bei denen die
Steigerung auch ganz besonders kraß ins Auge fällt. Beim Landarmcnwcscn— dafür kann ja
nun der Provinzialausschußgar nicht und der Landeshauptmann auch uicht — beträgt die Zahl
68,9 °/n, bei der außerordentlichenArmenpflege67,7 «/<>, bei der Unterhaltung unserer Heil- und
Pstegeanstalten311,5 "/», und, meine Herren, so geht das in ähnlichen Zahlen weiter. In einzelnen
Fällen wieder, meine Herren, z. B. bei der Straßeiwcrwaltung ist die Steigerung nicht fo groß,
wie man in der Regel anzunehmen pflegt; sie beträgt hier nur 20,6 °/». Ich hatte bei der
Zusammenstellung,wie ich sie anfertigte, gemeint, bei der Straßcnoerwaltung würde ich zu einer
viel höheren Steigerung kommen und ich war angenehm überrascht,daß das nicht in dem Umfange
der Fall ist.

Der Herr Landeshauptmann hat in seiner Ansprache ganz richtig darauf hingewiesen, daß
wenn wir überhaupt eine Erhöhung der Umlage uermeidenwollen, dieses nur möglich ist, wenn
wir uns in unseren Ausgaben beschränken und dazu gehört, daß der ganze Proviiiziallandtag und
seine einzelnen Abgeordneten mit der ernsten Absicht hierher kommen, wie ich schon mehrfach
hervorgehobenhabe, nicht blos den Landtag zu benutzen, um für ihren Kreis oder ihre Stadt
etwas heraus zubringen (Sehr richtig!), sondern ihn dazu zu benutze»,tunlichstsparsam die ganze
Verwaltung einzurichten und da vielleicht auch auf eigene Wünsche hin und wieder einmal Verzicht zu
leisten. Darin, meine Herren, liegt der Hauptfehler unserer ganzen Verwaltung, daß jeder immer
denkt: wenn du hier erscheinst,dann mußt du etwas mit »ach Hause bringen, und wenn du
nichts mit nach Hanse gebracht hast, dann bist du eigentlich ein schlechter Provinziallandtags«
abgeordnetergewesen, (Heiterkeit.)

Der Herr Landeshauptmann hat sodcum ausgeführt, daß eine besondere Ursache der
Steigerung bei den diesjährigen Ausgaben darin begründet wäre, daß die Fürsorgeerziehungder
Provinz so erheblicheKosten verursache.Meine Herren! Ich muß das zugeben. Ich kann aber doch
mein Bedauern nicht unterdrücken, daß es gerade die Rheinische Provinzialverwaltung gewesen ist,
welche der Ausführung dieses segensreiche» Gesetzesdie erheblichsten Schwierigkeitenin den Weg
gelegt hat, (Sehr richtig!) und daß es gerade die Rheinische Provinzialverwaltung gewesen ist, die
die Entscheidungendes Königlichen Kammergerichtsherbeigeführt hat, von denen man bei aller
Ehrerbietung vor diesem hohen Gerichtshof doch sagen muß, daß sie recht herzlich vom grünen
Tisch aus gemacht sind. (Sehr richtig!) Ich gebe zu, daß sowohl der Proviuzialausschuß,als
auch der Herr La»deshauptmau» und seine Provinzialverwaltung bei der Flut von Anträgen, die
an sie herantraten, gezwungenwaren, vorläufig alle Mittel zu versuchen, um zunächst etwas diese
Flut von sich abzuhalten. Nachdem aber jetzt neue Anstalten gebaut weiden sollen, nachdem jetzt
doch der erste Ansturm der Anträge sich ein klein wenig gelegt hat, hoffe ich, daß der Proviuzial¬
ausschuß diesen Weg verlassenwird und ein wenig mehr den Sinn des Fürsorgegesetzes im Ange
behalten wird, als wie es bisher der Fall war.

Meine Herren! Der Herr Landeshauptmann hat ganz recht gesagt, daß allerdings die
Gefahr vorliegt, daß das Fürsorgcerziehungsgcsetzgegen den Sinn des Gesetzes benutzt werde»
könnte, lediglich um eine Entlastung der Armenverbändc herbeizuführen. Meine Herren! Die
Möglichkeit liegt ja vor, aber es gibt auch unendlich viele Falle, die, nicht aus meiner Stadt,
sondern aus Nachbarstädtcu,besondersaus der Stadt Barmen berichtet worden sind, in denen die
Entscheidungen,die seitens der Gerichtsbehördenauf die Beschwerden unserer Provinzialverwaltung
ergangen sind, nicht darauf abzielte«, ciue Entlastung der Armenverbändeabzuweisen,sondern die
nach meiner unmaßgeblichenÜberzeugung direkt gegen den Geist des Fürsorgecrziehungsgesetzes
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gerichtet waren. Ich erkenne gern an, daß seitens der Provinzialverwaltung viel in dieser
Beziehung geschehen ist. Ich möchte aber bitten, jetzt, nachdemdie erste Flut vorüber ist, etwas
entgegenkommender zu sein, die Wohltaten des Gesetzes mehr den einzelnenUnglücklichen zu teil
werden zu lassen und weniger au die Finanzen zu denken, zumal wir hierbei doch uur mit eiueM
Drittel beteiligt sind und der Staat zwei Drittel zu tragen hat.

Meine Herren! Der Herr Landeshauptmann hat sodann uns eine interessante Aus¬
führung gemacht über die Steigerung der Kosten des Landarmenwcsens und über die Art und
Weise, wie diese Frage in dem Nachbarstaats Belgien geregelt ist.

Diese Ausführungen des Herrn Landeshauptmanns möchte ich uusercr II. Fachkommission
ebenfalls dringend ans Herz legen. Mir scheint, daß es eines ernsten Studiums uud einer sehr
ernsten Erwägung bedarf, ob nicht dieser Weg betreten werden soll. Allerdings «erkenneich nicht,
daß es lange Zeit dauern wird, bis ein solcher Bruch mit dem bisher befolgten System möglich
ist, uud daß wir schließlich nicht so lange warteil können, bis die Gesetzgebung nach der Richtung
geändert ist, um die Fehler unserer Armcnucrwaltungzu beseitigen,

Da scheint mir eiue Anregung keine Beachtung gefunden zu haben, die uou Herrn
von Graud-Ry bei der Beratung des Etats vor zwei Jahren gegebenworden ist uud die mir
sehr beachtenswerterscheint.

Meine Herren! Der Krebsschadender Armenpflege im Osten wie im Westen liegt an
den zu kleinen, leistungsunfähigcnArmenverbänden;hätten wir größere Armenverbände,die leistungs¬
fähiger wären, so würden meiner Ansicht nach viel weniger alle die Schwierigkeitenauftreten, die
der Herr Landeshauptmann vorgetragen hat. Der Versuch der Abwälzung der Armenlast ans
andere Gemeinden,das Abschieben, der Versuch, Leute landarm zu machendurch künstlich gewährte
Unterstützungenoder heimlich gegebene Unterstützungen u. s. w., alle diese Übelständewürden viel
weniger auftreten, wenn wir größere, leistungsfähigere Armeuverbändehätten. Herr von Grand-Ry
hat in der vorigen Tagung ganz ausführlich auf diesen Puukt hingewiesen. Ich habe nicht gehört,
daß er einmal in dem Berichte der II. Fachkommissionerwähnt wäre, und ich meine, wenn die
Reden, die wir hier zum Etat halten, überhaupt einen Zweck haben sollen, so kann es doch nur
der sein, daß die betreffenden Kommissionen,die das angeht, sich mit den hier gegebenenAn¬
regungen wenigstensin etwa beschäftigen.

Meine Herreu! Der Herr Landeshauptmann hat sodann auf die außerordeutlicheArmen¬
pflege hingewiesen. Ich muß sagen, wenn ich das Wachsen dieser Position sehe, freue ich mich
darüber, nicht deshalb, weil die Zahl der Irren so groß wird — daran wird wohl niemand
eine Freude haben — aber darüber, daß für dicfe Unglücklichenso sehr viel besser gesorgt ist,
und ich kann den Prouinzialausschußnur bitten, auf dem Wege weiter fortzufahren, den er viel¬
leicht auch ein bischeu mit auf meine Anregung hin betreten hat: Der Erbauung eigener An¬
stalten uud der Übernahme der Pflege in eigene Fürsorge statt der Unterbringung bei Privaten
oder Genossenschaften.

Meine Herren! Was die sonstigen Bemerkungen, die ich noch zu machen habe, betrifft,
so muß ich sagen, daß mich die Ausführungen des Herrn Landeshauptmanns, wonach er aus
freundlicher Rücksichtnahmeauf die Städte davon Abstand genommenhat, den Fonds für Unter¬
stützung des Gemcinde-Wegcbaues erheblich zu verstärke», außerordentlich sympathischberührt
haben. (Heiterkeit) Ich bin wirklich durch diese Rücksichtnahmeauf die Finanzverhältnisseder
Städte so überrascht, daß ich mich von der Überraschung noch gar nicht erholen kann, (erneute
Heiterkeit)und deshalb auf diese» Punkt weitereinzugehen, vorab unterlassenmöchte.



42, RheinischerProvinziallandtag, 2, Sitzung am 9. Februar 1903. 2?

Meine Herren! Ich komme nunmehr endlich, nachdem ich meine Bitte um Sparsamkeit nu
die I. Fachkommissionausgesprochenhabe und hiermit nochmals dringend wiederhole, zu der
wichtigsten Frage, nämlich zu der Frage der Festsetzungder Umlage, Meine Herren! Bei jeder
Etatsberatung der Vorjahre habe ich dringend davor gewarnt, die Umlage zu niedrig festzustellen.
Ich habe jedesmal gesagt: Wir haben jetzt gute Jahre, in denen uns das Steucrzahlen nicht schwer
wird, greift jetzt fest zu, verplempert das Geld nicht, gebt es nicht aus, sondern legt es zurück als
Reserve für die magereu Jahre. Meine Herren! Sie habeu iu deu vorigen Jahren diesen meinen
Rat nicht befolgt. Wenn Sie nunmehr den Etatsbericht znr Hand nehmen, so werden Sie sehen,
daß die ausgerechnetenÜberschüssedieses Jahres, ich glaube 42 und 70 000 Mark, also zusammen
100 000 Mark ruud, betrage», wovou noch die zu erwartendenEtatsüberschreitnngcn abgehen,so daß
wenn man dieses letzte Jahr genau besieht,eigentlich ein Defizit vorhanden ist. Das ist die
Folge gewesender Festsetzung der Steuersätzeauf deu niedrigenSatz. Ich habe vor 2 Jahren bereits
gesagt, daß ich das seiner Zeit erfolgte Herabgehenvon 11 auf 10'/,°/» als eiu schlechtes Finanz-
gebahren bezeichnenmüßte nnd ich muß es auch »och heute so bezeichnen. Jetzt sind wir
infolge dieser falschen Fiuanzgevahrnng glücklich ans 11^/2"/° angekommen,und zwar zu einer
Zeit, wo uns die Steuerzahlung recht herzlich schwer wird, zu einer Zeit, wo wir Gemeinden
selber uicht wissen, wo wir das Geld für unsere laufendeil Bedürfnissehernehmensollen.

Meine Herren! Für die von mir hier vertretene Stadtgemeinde beträgt diese Steigerung
der Prouinzilllumlage nm 1"/» eine Erhöhung der von ihr an die Provinz zu zahlenden Abgabe
um ungefähr 30 000 Mark. Diese 30 000 Mark jetzt zu bezahle», meiue verehrten Herren, das
wird uns ganz anders fühlbar, als wie es vor 2—3 Iahreu der Fall war.

Ich möchte daher der I, Fachkommission zur Erwägung anheimgeben,ob nicht iu diesem
Jahre, in diesen Zeiten der Not von einer Erhöhung der Provinzialumlage abgesehen werden kann.
Dann, meine Herren, wenn wir Geld haben, wenn es uns nicht schwer wird, müssen wir bezahlen;
wenn es uns aber schwer wird, zu bezahle», dann müssen wir anch möglichst damit zurückhalte»,
meine Herren.

Ich kann daher, meine Herren, auch durchaus nicht zugeben, daß der Herr Landeshaupt¬
mann darin recht hat, wenn er ausführt, daß es so durchaus unzulässigsei, den Reservefondsvon
814 000 Mark, den wir nun einmal haben und der eigentlich1^/2 Millionen Mark betragen
sollte, allmählich zur Vermindernng der Stenerzuschläge aufzubrauchen Meine Herren! Er ist
angesammelt aus den Stenerüberschüsscn, (sehr richtig!) er ist angesammelt in den letzten 2—3
Etatsperioden; er ist gar nicht älter, uus, die wir heute leben, die wir die Steuern bezahlt haben,
gehört der Reservefondsund wenn uns heute die Steuerzahlung schwer wird, so meine ich, wäre
es berechtigt,einen Teil des Reservefondsznr Deckungder lamenden Bedürfnisseder Provinzial-
Verwaltungzu verwenden, umsomchr,wen» Sie sich entschließen, zn einjährigenEtatsperiode» über¬
zugehen. Setzen Sie den Etat nur für ein einziges Jahr iest uud versuchen Sie es dann mit der
alten Umlage nnd verweisen Sie endlich das Defizit auf die Überschüsseder Vorjahre, dann, meine
Herren, werden Sie im nächsten Jahre bei der nächsten Veratuug die Angelegenheiten noch einmal prüfen
können. Ein Schaden kann daraus uicht entstehe». Die Zeit ist uicht so lang uud wir werden iu
dieser schwerem Zeit zunächst einmal davon befreit, so erheblich höhere Provinzialabgabcn zu bezahlen.
Meine Herren! Auch das möchte ich der I. Fachkommission zur Bcratnng dringend ans Herz legen.

Wenn ich hiermit, meine verehrten Herren, meine kritischen Bemerkungen über den Etat
schließe, so kann ich das doch nur wiederum tun mit dem Ausdruck der Befriedigung uud der
Freude, die unsere Etats- uud Fiuauzvcrhältuisseim allgemeinenerwecken. Ich kann nur wünschen

4.
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daß unsere Provinz sich so weiter entwickeln möge und daß es auch der neuen Verwaltung gelingen
möge, die Finanzvcrhältnissein einer so schönen und geordneten Weise zu erhalten, wie das unserem
nunmehr scheidenden Landeshauptmann geluugen ist.

Stellvertretender Vorsitzender Freiherr von Schorlemer: Meine Herren! Es hat sich
niemand mehr zum Wort gemeldet. Ich gebe dann das Wort dem Herrn Berichterstatter.

Berichterstatter LandeshauptmannDr. Klein: Meine Herren! Ich möchte nicht unterlassen,
dem Herrn OberbürgermeisterZweigcrt meinen wärmstenDank auszusprecheu für die anerkennenden
Worte, mit denen er seine Rede eingeleitetund geschlossenhat. Ich kann die Versicherung hinzu¬
füge», daß eine Kritik der Vorlagen des Proviuzialausschusscsmir stets willkommen gewesen ist
und auch für die Folge willkommen sein wird, namentlich, wenn die Kritik in so maßvoller, so
sachverständiger Weise geübt ist, wie wir das eben bei den Ausführungen des Herrn Oberbürger¬
meister Zweigcrt meiner Person gegenüberwahrzunehmendie Gelegenheithatten.

Was nun die Ausführungen des geehrten Herrn Redners im einzelnen anbelangt, so hat
er sich dafür ausgesprochen,daß Sie das System der zweijährigenEtats verlassen und zu ein¬
jährigen Etats übergehensolle». Diese Frage ist ja häufiger ventiliert worden, auch iu den übrigen
Prouinzialverwaltnngen. Einzelne haben einjährige Etats, andere, wie unsere Nachbarprovinz
Westfalen, zweijährigeEtats. Auch in der letzteren Provinz tritt der Landtag jährlich zusammen,
so daß die Frage der zweijährigenEtats unabhängig ist von dem jährlichenZusammentritt des
Provinziallandtages.

Ob es sich für unsere Provinz empfiehlt, einjährigeEtats für die Folge aufzustellen,wird
ja Gegenstand einer eingehendenBeratung in der I, Fachkommission bilden müssen.

Wenn Herr OberbürgermeisterZwcigert als Grund hierfür angeführt hat, daß sich für
zwei Jahre die Bedürfnisseschwer vorher bestimme» ließen, so ist dies allerdings richtig; ich muh
aber hierbei betonen, daß wir im große» und ganzen stets das Richtigegetroffen haben, Dasselbe
trifft auch bei dem Reservefonds zu. Ich bin nämlich damals von der Annahme ausgegangen,
daß der Landtag dem Antrage des Proviuzialansschussesentsprechend,̂ 2 °/n Umlage mehr erheben
lassen würde. Wenn diese ^2"/« Umlage für die zwei Etatsjahre mehr erhoben worden wäre,
würde der Reservefonds600 000 Mark mehr betragen.

Wäre ich bei der damaligen Abstimmung nicht in der Minorität gebliebenund hätten
Sie '/«°/° Umlage mehr erhoben, so hätten wir jetzt tatsächlich 600000 Mark mehr, so daß meine
Schätzung, welche jener Abstimmungvorhergegangenist, vollständig zugetroffenwäre.

Wenn Herr Oberbürgermeister Zweigert dann weiter eine zehnjährige Gegenüber¬
stellung der Ausgaben gemacht hat, so kann man aus den Zahlen einer solchen Übersicht auch nicht
ohne weiteres Schlüsse ziehen. Sie dürfen, meine Herren, nicht außer acht lassen, daß die große
Vermehrung der Geschäfte, ferner die Gehaltsaufbesserungder Beamten infolge des im Jahre 1899
beschlossenen neuen Besoldungsplanes grade in den letzten 10 jährigen Turnus hineinfällt, und daß
dadurch die Steigerung der Ausgaben entstanden ist. Die Zahlen, welche Herr Oberbürgermeister
Iweigert angeführt hat, sind nichts desto weniger interessant, und ich bitte Sie, dieselben in der
Fachkommissionsorgfältig nachzuprüfen und zu streichen,was Sie an den Ausgaben für über¬
flüssig finden.

Ich kann nur sagen, daß wir nach unserer Auffassung nur dasjenige eingestellt haben,
was notwendig ist. Wenn Herr OberbürgermeisterZweigelt angeführt hat, bei der Straßen-
Verwaltungbetrüge die Steigerung nur 20°/o, so bitte ich zu bedenken, daß die Straßenverwaltung
einen Etat von 5 Millionen Mark hat und daß die 20°/» da l Million ausmachen,was offenbar
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sehr viel ist, während die 136°/° bei dem Etat der Centralverwaltung nur einen verhältnismäßig
geringen Betrag darstellen.

Herr OberbürgermeisterZweigert ist endlich noch auf die Fürsorgeerziehungeingegangen.
Ich kann ihm in dieser Hinsicht die beruhigendeErklärung abgeben, daß schon seit längerer Zeit
bei uns Einsprüchegegen die Fürsorgeerziehungnur in den seltensten Fällen noch erhobenwerden.
Im letzten halben Jahre ist, wie mir eben der Herr Dezernent noch mitgeteilt hat, nur in 2 oder
3 Fallen überhaupt Einsprucherhoben worden. Nachdem die Grundsätzeeinmal festgestellt worden
sind, werden wir auch in Zukunft nur in wenigen besonders gearteten Fällen Einsprucherhebe»,
so daß wir der Anregung des Herrn OberbürgermeistersZwcigert vollständigentsprochen haben und
auch in Zukunft entsprechen werden.

Außer diese» Punkten hat Herr OberbürgermeisterZweigert im übrigen nur Anregungen
für die Fachkommissionen gegeben, von denen ich meinerseitsauch nur bitten kann, daß sie dort
ernstlich geprüft und bei der Festsetzung der Etats im Auge behalten werden mögen.

Vorsitzender Becker: Meine Herren! Wir kommenzur Abstimmung. Der Herr Bericht¬
erstatter hat vorgeschlagen,den Etat wie üblich an die betreffendenFachkommissionen zuuächst zu
verweisen. Andere Anträge liegen nicht vor, werden auch nicht gestellt. Ich darf daher wohl die
Verhandlung schließen und ohne besondere Abstimmung feststellen,daß das hohe Haus mit der
Überweisungan die betreffendenKommissionen einverstandenist.

Wir kommen dann zum nächsten Gegenstand der Tagesordnung, das ist
Bericht des Provinzialausschusses, betreffend den Vcrmögensstand des
Rheinischen Provinzialverbandes.

(BerichterstatterLandeshauptmannDr. Klein: Auch der I. Fachkommission zu überweisen.)
Der Herr Berichterstatterhat schon bei dem Bericht über den Etat kurz darüber berichtet.

Es wird sich nur darum handeln, die geschäftlicheBehandlung festzustellen. Es wird vou dem
Herru Berichterstatter der Antrag gestellt, diesen Bericht der I. Fachkommission zu überweisen.
Wünscht jemand zu der Vorlage das Wort? — Das ist nicht der Fall. Dann schließe ich die
Verhandlung und darf auch hier wohl ohne besondere Abstimmungfeststellen,daß das hohe Haus
den Belicht der I. Fachkommission überweist.

Inzwischen ist eingegangendie Nachweisung der gebildeten Abteilungenund Kommisstonen.
Ich bitte den Herrn Schriftführer, die Abteilungsbildung mitzuteilen und ebenso die

Kommissionsbildung.
Schriftführer AbgeordneterSchrakamp: Die Abteilungenhaben sich konstituiertwie folgt:

I. Abteilung:

Vorsitzender: Friederichs (Remscheid); stellvertretender Vorsitzender: Conze; Schriftführer:
v. Gusrard; stellvertretenderSchriftführer: von Laer.

II. Abteilung:

Vorsitzender: Marx; stellvertretender Vorsitzender: Peters; Schriftführer: Dr. von Sandt;
stellvertretenderSchriftführer: Kreuser.

III. Abteilung:

Vorsitzender:Michels; stellvertretenderVorsitzender:Linz; Schriftführer: Freiherr Laur von
Münchhofen; stellvertretenderSchriftführer: Brüning.
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IV. Abteilung:
Vorsitzender: Freiherrvon Solemacher-Antweiler; stellvertretender Vorsitzender:Aug.Freiherr

von Hövel; Schriftführer: von Kruse; stellvertretenderSchriftführer: Dr. Kaufmann.

V. Abteilung:
Vorsitzender: H. Lueg; stellvertretenderVorsitzender: Freiherr von Scheibler; Schriftführer:

Dr. Sartorius; stellvertretenderSchriftführer: von Boch.

Die Kommissionen sind wie folgt gebildet:

Wllhlprilfuitgstommission:
Vorsitzender: Röchling; stellvertretender Vorsitzender: Klüpfel; Schriftführer: Hclfferich;
stellvertretender Schriftführer: Wiggert; Mitglieder: Freiherr von Ayx, Blank, Vvckiug,

Corty. Croou, Laeis, Lehr, Nels, Öfter, Snethlage, Vopelius.

Geschiiftsoldnungslommission:
Vorsitzender: von Kühlwetter; stellvertretenderVorsitzender: von Niesewand; Schriftführer:
Dr. Hammerschmidt; stellvertretender Schriftführer: Schcrenberg; Mitglieder: Freiherr
von Dalwigk, Gessert, von Hagen, HueZgen, Iörisscn, Keller, Pingeu, Raab,

vom Rath, Servaes, Wilkes.

I. Fachtommission:
Vursitzcndcr: Michels; stellvertretenderVorsitzender: Linz; Schriftführer: Dr. von Sandt,
stellvertretender Schriftführer: Freiherr Laur von Münchhofeu; Mitglieder: Barthels;

von Grand-Ry, von Groote, Hueck, Iörisseu, Kvtter, Marx, Quack,
Schieß, Spiritus, Veltmann.

II. Fachkommission:
Vorsitzender: Fliederichs (Remscheid);stellvertretenderVorsitzender:Lonze; Schriftführer: Oskar
von Nell; stellvertretenderSchriftführer: Vrüniug; Mitglieder: Caspers, von Ehrenbcrg,
Friderichs (Elberfeld), Graf von und zu Hoeusbroech, Freiherr Cl. von Höuel,
Dr. Kirchartz, Dr. Lembke, Dr. Lucas, Dr. A. von Nell, Dr. Stratmann, Dr. Venn.

III. Fachkommission:
Vorsitzender:von Stedman; stellvertretenderVorsitzender:Freiherr von Scheibler; Schrift¬
führer: Dr. Momm; stellvertretenderSchriftführer: von Beckerath; Mitglieder: Böker, Freiherr
A. von Hüvel, Klotz, Kreuser, von Kruse, von Laer, Limbourg, H. Lueg, Molenaal,

Dr. Neuen Du-Mout, Schneemann.

IV. Fachkommission:
Vorsitzender:Freiherr von Schorlemer; stellvertretenderVorsitzender: Prinz von Arenberg;
Schriftführer: Dr. Kaufmaun; stellvertretenderSchriftführer: Dr. von Guerard; Mitglieder:
Breuer, Dick, Freiherr von Geyr-Schweppenburg, Heising, Graf und Marquis von
und zu Hoeusbroech, Huthmacher, Melchers, Merrem, A. Schmitz, F. Schmitz,

Trommershausen.
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VorsitzenderBecker: Meine Herren! Sowohl die Abteilungsbildung wie das Ver¬
zeichnis der Kommissionen wird Ihnen noch im Druck zugehen.

Wir kommen zum letzten Gegenstand der Tagesordnung:
Entscheidung über die geschäftliche Behandlung der eingegangenen
Vorlagen.

Meine Herren! Das Verzeichnisder eingegangenenVorlagen liegt unter Nummer 44
im Druck uor. Hervorheben möchte ich aus diesem Verzeichnis nur Drucksnche Nummer IN:
Belicht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffenddie Wahl eines Amtsnachfolgersfür den
am 1. April 1903 in den Ruhestand tretendenLandeshauptmannDr. Klein. Über die geschäftliche
Behandlung dieses Gegenstandesweiden wir am besten besondersverhandeln. In dem gedruckten
Verzeichnis,das in Ihrer aller Händen ist, steht in der Schlußkolonne „Fachkommissionen" genau
angegeben,'welchenFachkommissionen die einzelnenGegenständedieses ziemlich dicken Verzeichnisses
überwiesenwerden sollen. Ich möchte zunächst mich auf die Anfrage beschränken, ob Sie wünschen,
daß ich die einzelnen Sachen alle vorlese, (Rufe: Nein!) oder ob Sie damit einverstandensind,
— resp, wenn Sie das nicht sind, würde ich bitten, jetzt andere Vorschläge machen zu wollen —
daß mit Ausnahme der Wahl eines Nachfolgers des Herrn Landeshauptmanns, die wir besonders
verhandeln wollen, alle anderen Eingänge, so wie es hier uurgcschlagen ist, den einzelnenFach¬
kommissionen überwiesen weiden. (Zustimmung.)

Es erhebt sich dagegen kein Bedenken, es meldet sich auch niemand zum Wort. Daun
darf ich also als Ihren Beschluß feststellen,daß die sämtlichen Eingänge, mit Ausnahme von
Drucksache Nummer 10, den in dem Verzeichnisangegebene» Fachkommissionen überwiesen werden.

Wir kommen nun zu Nummer 10; da wollte der Herr Landeshauptmanndas Wort haben.
Landeshauptmann I)r. Klein: Meine Herren! Es ist in der Vorlage der Antrag

gestellt worden, die Frage der Bedingungen, unter denen der nene Landeshauptmann gewählt
werden soll, sowie die Vorbereitung der Personenfrage einer Kommissionzu überweise». Der
Provinzialausschuß hat den Vorschlag gemacht, diese Kommission zusammenzusetzen aus dem
Provinzialausschußund aus 15 Mitgliedern dieses hohen Hauses. Er ist dabei von der Erwägung
ausgegangen, daß der Provinzialausschuß in erster Linie berufen sei, mit dem neuen Landes¬
hauptmann zusammen zu arbeiten, und daß deshalb ihm auch ein besonderer Einfluß bei der
Personenfrage eingeräumt werden müsse. Der Provinzialausschußlegt aber keinen entscheidenden
Wert darauf, wie Sie die Kommission zusammensetzen wollen, ob Sie also den Vorschlag des
Provinzialausschussesannehmen oder statt dessen eine freie Kommission,von etwa 30 Mitgliedern
aus der Mitte dieses hohen Hauses erwählen wollen.

AbgeordneterZw tigert: Darf ich ums Wort bitten?
Vorsitzender Becker: Herr AbgeordneterZweigert hat das Wort.
AbgeordneterZweigert: Meine verehrten Herren! Die Sache steht nicht auf der Tages¬

ordnung. Es heißt nur „die Art der geschäftlichen Behandlung". Eine große Anzahl der Herren
Kollegen hat den Saal bereits verlassen, ohne eine Ahnung davon zu haben, daß diese wichtige
Frage noch zur Besprechungkommen würde. Ich möchte daher meinen, daß wir die Art der
Wahl und die Beschlußfassung über die geschäftlicheBehandlung der Wahl des Landeshauptmanns
als ersten Gegenstand auf die Tagesordnung unserer Sitzung vom nächsten Donnerstag setzen.
(Sehr richtig!) So lange Zeit wird die Sache wohl doch noch haben, ich glaube wirklich, daß
es nicht angebrachtist, so in letzter Stunde — die Herren sind alle schon aufgestanden — diese
wichtige Frage noch zu erledigen. (Bravo!)
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Vorsitzender Becker: Es meldet sich sonst niemand mehr zum Wort.
Dann scheint es nach den Äußerungen, mit denen Sie die Ausführungen des Herrn

Abgeordneten Zweigert begleiteten, daß es Ihr Wunsch ist, daß diese Angelegenheit nicht
jetzt erledigt wird, (Sehr richtig!) sondern nächsten Donnerstag auf die Tagesordnung gesetzt wird.
(Zustimmung!)

Das scheint also Ihr Wille zn sein.
Dagegen scheinen auch Bedenkenvon anderer Seite nicht erhoben zu werden.
Dann werde ich danach verfahren, und dann bleibt heute der Gegenstand unerledigt,
(Zuruf: Wauu ist die nächste Sitzung?)
Dann kommen wir zu dem Verzeichnisder eingegangenenPetitionen. Auch dieses Ver¬

zeichnis liegt Ihnen in der Drucksache Nr. 45 vor. Es handelt sich dabei um 18 verschiedene
Petitionen, Auch in diesem Verzeichnisist genau angegeben, welchen Fachkommissionen die ein¬
zelnen Petitionen zur Beratung überwiese»werden sollen.

Wünschen Sie, daß ich das verlese, (Zuruf: Nein!) oder haben Sie davon Kenntnis?
WünschenSie eine Bemerkuugzu machen über die Fachkommissionen oder sind Sie mit denselben
einverstanden?

Es meldet sich niemand zum Wort.
Dann schließe ich die Verhandlung und darf wohl ohne besondereAbstimmungfeststellen,

daß Sie mit den Vorschlägeneinverstandensind.
(Zuruf: Wann ist die nächste Sitzung?)
Meine Herren! Es kommt alles noch.
Außer diesen Vorlagen, über deren geschäftlicheBehandlung wir eben beraten haben, sind

noch eingegangenDrucksachen Nr. 46: Bericht und Antrag des Provinzialciusschusses,betreffend
die Veräußerung von Grundstücken, welche für die Straßeuverwaltung entbehrlich sind. Ich
erlaube mir den Vorschlag,diese Angelegenheitder III. Fachkommission zu überweisen.

Bedenkenwerden dagegen nicht laut. Dann stelle ich das als Ihren Beschlußfest..
Desgleichenein Bericht und Antrag des Prouinzialausschussesbetreffend die Bewilligung

eines Darlehns aus dem Kleinbahnfonds an den Kreis Waldbroel zur Bestreitung der Grund-
erwerbskostender staatlichen Nebenbahn Wichl-Waldbroel-Mursbach. Hier wird vorgeschlagen,
ebenfalls die Angelegenheitder III. Fachkommission zu überweisen.

Auch das scheint bei Ihnen keine Bedenken zu finden! Es meldet sich niemand zum Wort!
Daun schließe ich die Verhandlung und stelle fest, daß Sie diefcn Bericht ebenfalls der III. Fach-
kommifsion überwiesenhaben.

Dann, meine Herren, möchte ich Ihnen schon jetzt die Mitteilung machen, daß als Tag
unseres üblichenStändcessens morgen über 8 Tage, der Dienstag in 8 Tagen, bestimmt ist, damit
Sie sich mit Ihren Dispositionen danach richten können.

Damit wären wir am Ende unserer heutigen Sitzung.
Was die nächste Sitzung anlangt (Zuruf: Ich bitte um Mitteilung, wann die Plenar¬

sitzung am Donnerstag angeht!), so bin ich nicht in der Lage, Ihnen jetzt schon eine Tagesordnung
vorschlagen zu können, wie das auch früher nicht geschehen ist. Wir müssenabwarten, was die
Kommissionenbis zum Donnerstag eben für den Spruch des Hauses bereit stellen, und danach
bitte ich, mich zu ermächtigen, die Tagesordnung festzustellen.

Was die Zeit anlangt, so möchte ich Ihnen vorschlagen,daß wir am Donnerstag «M
12 Uhr mit der Sitzung beginnen. (Zuruf: Um 1!)
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So sind wir auch das vorige Mal verfahren. Meine Herren! Es kann doch eine ziemlich
lange Sitzung werden, und da möchte ich bitten: Fangen Sie nicht in der Zeit zu schieben an.

Auch das scheint Ihre Zustimmung zu finden. Dann stelle ich das fest, meine Herren,
und schließe hiermit unsere Sitzung.

Herr Graf Beissel wollte noch an die Herren Provinzialausschußmitgliedereine Auf¬
forderung richten.

AbgeordneterGraf Beissel von Gymnich: Die Herren des Provinzialausschussesmöchte
ich bitten, einen Augenblick mit mir drüben im Ausschußzimmer zusammenzu kommen,

(Schluß der Sitzung 2 Uhr 10 Minuten.)

Dritte Plenarsitzung
im Ständehaus zu Düsseldorf, am Donnerstag, den 12. Februar 1903.

Beginn der Sitzung 12 Uhr 30 Minuten,

Tagesordnung:

1. Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffenddie Wahl eines Amtsnachfolgersfür
den am 1. April 1903 in den Ruhestand tretenden Landeshauptmaun Dr. Klein,

2. Antrag der I, Fachkommission wegen der Aufstellungeinjähriger Haushaltspläne.
3. Antrag der IV. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusseszu der

Denkschriftder Königlichen Staatsregicrung, betreffend die Regulierung der Sieg und die
Gewährung eines Prouinzialzuschusseszu den Kosten dieser Regulierung in Höhe von etwa
230 000 Mark.

4. Antrag der IV. Fachkommissionzu dem Haushaltsplan für die Verwaltung der landwirt¬
schaftlichenAngelegenheitennebst

Anlage H,, Voranschlagfür die Prouinzial-Wein- und Obstbauschule zu Trier,
Anlage L, Voranschlagfür die Provinzial-Wein« und Obstbauschule zu Kreuznach,
Anlage <ü, Voranschlagfür die Provinzial«Wein- und Obstbauschule zu Ahrweiler

für die Rechnungsjahrevom 1. April 1903 bis 31. März 1905.
5. Antrag der IV. Fachkommission zu dem Haushaltsplan über die Verwaltung der Fonds zur

Gewährung von Viehentschädigungen in Folge:
a) von Rotz und Lungenseuche (Reichsgesctz vom 23. Juni 1880, betreffend die Abwehr

und Unterdrückungvon Viehseuchen,und Nusführungsgesetzvom 12. März 1891)
d) von Milz- oder Rauschbrand (Gesetz vom 22. April 1892, betreffend die Entschädi¬

gung für an Milzbrand gefalleneTiere),
für die Rechnungsjahrevom 1. April 1903 bis 31. März 1905.

6. Antrag der IV. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die in Ausführung der Beschlüsse des 42. Provinziallandtages getroffenenMaßnahmen
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»,) bezüglich der Errichtung der Provinzial-Wein- nud Obstbcmschule zu Ahrweiler,
K) bezüglich der dem Prouinzinlausschußzur Erwägung übcrwiesenen Resolution, betreffend

Übernahme der von der Stadt Kreuznach für die Provinzial-Wein- und Obstbauschulc
daselbst gemachten Aufwendungen,

?. Antrag der IV. Fachkommission zu dem Bericht uud Antrag des Provinzialausschnsses,betreffend
Gesuch des Ackcrers Julius Klein zu Kleinsiepen bei Rcidevormwald,Kreis Lennep, vom
August 1902 (eingegangen am 22. August 1902) um Abstandnahme uon der Verfolgung
eines Ersatzanspruches der Rheinischen landwirtschaftlichenBcrufsgcnosfenfchaft gegen ihn.

8. Antrag der IV. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Prouinzialausschusses, betreffend
das Gesuch des Bäckers Hugo Wirbelauer zu Trompete bei Lcichlingen, Kreis Solingen, vom
30. November 1902 um Abstauduahmevon der weiteren Verfolgung eines Negrcßanspmches
der Rheinischen landwirtschaftlichenBerufsgenossenschaftgegen ihn uud seiueu Vater, den
Ackerer Wilhelm Wirbelauer.

9. Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschnsses,betreffend
die Versetzungdes Landeshauptmanns, Geheimen Ober-Regierungsrats Dr. Klein in den
Ruhestand.

10. Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Autrag des Prouinzialausschusses,betreffend
die Ausgleichungder Einquartierungslast im Frieden uud 2 hierzu gehörige Petitionen.

1 1. Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzicilausschusscs, betreffend
vier Anträge auf Beihülfen von Brücken.

12. Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht uud Antrag des Prouinzialausschusses,betreffend
Abänderung des § 18 des Statuts der Landcsbank der Rhcinprouinz.

13. Antrag der III. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Prouinzialausschusses, betreffend
die Ausführung des Gesetzes vom 18. August 1902 über die Vorausleistungenzum Wegebau.

14. Antrag der III. Fachkommission zu der Petition des Bürgermeistersin Eupen, betreffend die
Übernahme der Oestraße vom Olengraben in Eupen bis zur belgischen Landesgrenzcin der
Richtung auf Dolhaiu unter die Zahl der Prouinzialstraßen.

15. Antrag der III. Fachkommission zu der Petition der Neerponter Ringofenzicgeleizu Geldern-
Veert, betreffendHerabsetzung des für die Zahlung der Vorausleistungen mit ihr uereinbarten
Ginheitssatzes uud Abstaudnahmcvon der Bestimmungzu 4 der vom 4l. RheinischenProuinzial-
landtag am 8. Februar 1899 genehmigtenGrundsätze, daß uon der Einfordern» g geringerer
Vorausleistungsbeiträgeals 200 Mark abgesehen werden soll.

16. Antrag der III. Fachkommissionzu der Petition der Geldcrner Ringofengescllschaft»ut
beschränkter Haftung zu Geldern, betreffendHerabsetzungdes für die Zahlung der Voraus¬
leistungen mit ihr vereinbarten Einheitssatzesund Abstandncchme von der Bestimmung zu 4
der vom 41. Rheinischen Provinziallandtag am 8. Febrnar 1899 genehmigten Grundsätze, daß
von der Einforderung geringerer Vorausleistungsbeiträgeals 200 Mark abgesehen werden s»"-

17. Antrag der III. Fachkommission zu der Petition des Bürgermeistersin Kempfeld, betreffend
die Übernahme des Gemeindeweges Kempfcld-Katzenloch unter die Zahl der Prouinzialstraßen,

18. Antrag der III. Fachkommission zu der Petition der Gemeinde Dillingen im Kreise Saarlouis,
betreffenddie Bewilligung eines Provinzialzuschusseszur Erbreitcruug der Merzig-Saarlouis'er
Provinzialstraße in Stat. 34,«6».

19. Antrag der III. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschnsses, betreffend
die Veräußerung von Grundstücken, welche für die Straßenverwaltung entbehrlich geworden sind.
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Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Sitzung,
Das Protokollüber die Plenarsitzungvon: 9. d. Mts. liegt auf dem Tische des Hauses offen.
Schriftführer für die heutige Sitzung sind die Herren AbgeordnetenDr. Momm und

Snethlage.
An Eingängen ist mitzuteilen:
1. Seine Durchlaucht,Fürst zu Wicd, schreibt, daß es ihm unmöglich geworden sei, seinen

Entschluß, zur Sitzung des Prouinziallandtags nach Düsseldorf zu kommen, auszuführen. Die
Folgen eines heftigen Brustkrampfes uon Ende Januar uud letztem Sonntag hätten Seiner
Durchlauchtjede Aussichtgenommen,die Reise nach Düsseldorf auszuführen.

Meine Herren! Sie werden alle diese Nachricht mit lebhaftem Bedauern entgegen¬
genommenhaben uud ich möchte mir erlauben, Ihnen den Vorschlag zu macheu, mich zu er¬
mächtigen, in Ihrem Namen Seiner Durchlaucht unser lebhaftes Bedauern zum Ausdruck zu
bringen, daß wir ihn hier nicht in nnserer Mitte begrüßen können, uud damit den Wunsch zu
verbinden,daß er recht bald wieder ganz hergestellt sein möge. (Bravo.) Ich danke Ihnen.

2. Der Bürgermeister in Süchtcln richtet die dringende Bitte an den Landeshauptmcmu,
bei dem Provinziallandtag eine Beihülfe von 1250 Mark zu den Baukosteu einer neuen Niers-
brückc bei Süchteln zu beantragen.

Es dürfte dieser Antrag als Petition zu behandeln und der IV. Fachkommission vorerst
zu überweisensein.

Sind die Herren damit einverstanden?
Es erhebt sich kein Widerspruch,ich werde dcnmch verfahre«.
3. Ein Schreiben des Königlichen Herrn Regierungs-Präsidcnten in Düsseldorf,betreffend

Mitwirkung des Provinziallandtages bei Bereitstellung der Mittel znr Eindeichung des auf der
linken Rhcinufcrstreckevon Worrmgcn bis zur niederländischen Grenze gelegenen, allein noch des
DeichschutzcsentbehrendenGeländes, das im Süden von der bestehenden Dcichanlagedes Illverich—
Lank'er Deichucrbandcsbegrenzt wird, während es nördlich an die Deichanlagcndes neuen Krefeldcr
Rheinhafeus angrenzen soll.

Dieser Antrag dürfte ebenfalls der IV. Fachkommission zu überweisen sein. Auch das
findet nach keiner Richtung hin ein Bedenkenbei Ihnen, dauu werde ich daruach verfahren.

4. Von dem Herrn AbgeordnetenMooren ist ein Antrag gestellt:
„Der Provinziallandtag wolle beschließen, die Königliche Staatsrcgiernng zu bittcu,
die zu Lasten der Erst- und Nicrs-Meliomtionsgenossenschaftenbei der Staatskasse
bezw. der rheinischen Provinzialkasseaufgenommenenund noch nicht getilgten Nest-
schnlden im Gesamtbeträgevon über eine Million Mark vom 1. April 1904 an auf
die Staatskasse zu übernehmen."

Der Antrag liegt bereits gedruckt Ihuen allen vor. Meine Herren! Dieser Antrag
dürfte, sofern er die im 8 24 der Geschäftsordnung geforderte Unterstützuug vou mindestens
20 Mitgliedern findet, gleichfalls an die IV. Fachkommission zu überweisen sein. Der Antrag ist
zunächst zu unterstützen, ehe er znr Verhandlung kommen kann.

Ich bitte diejenigen Herren, welche den Antrag des Herrn Mooren mitunterstützeu wollen,
sich zu erheben. (Geschieht.)

Die Unterstützuugist genügend,der Antrag., wird der IV, Fachkommission zugehen.
5. Vou dem Herrn AbgeordnetenSchercnberg ist eine Eingabe des Bürgermeisters in

Neviges als Petition an den Provinziallandtag persönlich überreichtworden. GZ handelt sich um
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das Abgehen der Provinzialverwaltung von dem Standpunkt, den sie seither bei der Frage der
Bewilligung einer Beihülfe zur Erbreiterung der Provinzialstraße infolge Verlegung und Ei'
Weiterung des Staatsbahnhofes in Neviges eingenommenhat. Eine Bewilligung ist noch nicht
erfolgt, weil die Mehrbelastungder Prouinzialstraße nur infolge örtlicher Verhältnissestattfindet.
Der Provinzialausschuß.hat sich mit dem Antrage des Bürgermeisters noch nicht befaßt. Es
würde daher in Frage kommen können, ob die vorliegendePetition an den Provinzialausschuß
oder an die III. Fachkommission zu verweisen wäre.

Es handelt sich also, meine Herren, um das Abgehender Provinzialuciwaltuug, wie der
Bürgermeistervon Neviges behauptet, von dem bisher innegehaltenenStandpunkte, welchen die
Verwaltung seither wegen der Bewilligung einer Beihülfe zur Verbreiterung der Prouiuzialstraße
infolge Verlegung und Erweiterung des Staatsbahnhofes in Neviges eingenommenhat.

Ich glaube, daß es richtiger ist, wenn wir erst den Provinzialausschußüber die Sache hören.
Landeshauptmann Dr. Klein: Meine Herreu! In dieser Sache ist eine Bewilligung

vom Provinzialausschuß in den letzten Tagen ausgesprochenworden, aber nur die Hälfte der
Summe, welche der Bürgermeisterbeantragt hat, weil die Bcrgische Kleinbahn die Straße gleich¬
falls benutzt und die Verbreiterung weit mehr im Interesse der Kleinbahn gelegen ist als im
Interesse des Pioviuzialstraßenoerlehrs; infolgedessen ist der Provinzialausschußdavon ausgegangen,
daß beide die Hälfte zahlen sollen, obwohl das Interesse der Kleinbahn grüßer ist. Unter diesen
Umständen scheint mir die Sache erledigt zu sein.

Vorsitzender Becker: Ich habe mir erlaubt vorzuschlagen,die Sache dem Provinzial¬
ausschußzunächst vorlegen zu lassen.

Es meldet sich sonst niemand zum Wort.
So schließe ich die Verhandlung uud darf annehmen, daß das hohe Haus mit meinem

Vorschlageeinverstandenist; es wird darnach verfahren.
6. Von dem Herrn Landeshauptmann ist mir ein Antrag des Herrn Abgeordneten

Iweigert übersandt worden, dahingehend:
„Der Provinzillllandtllgwolle erklären, daß er gegen den Erlaß eines Gesetzes, betreffend
Bildung einer Genossenschaft zur Regelung der Vorflut und zur Abwasserreinigungim
Emschergebiet, in der vorgelegtenArt nichts einzuwenden habe, daß er vielmehr seinerseits
denselben nur auf das Wärmste befürworten könne."

Der Antrag liegt bereits gedruckt Ihnen allen vor; sofern dieser Antrag die in § 24
der GeschäftsordnunggeforderteUnterstützungvon mindestens20 Abgeordnetenfindet, dürfte der¬
selbe mit Rücksicht auf die verschiedenen Interessen, die er berührt, an eine besondere Kommission,
bestehend aus etwa 15 Mitgliedern, zu verweisen sein, zu welcher jede Abteilung dann drei zu
wählen hätte. Die Abteilungen würden alsdann unmittelbar nach Schluß der Sitzung in den¬
jenigen Zimmern zur Wahl zusammen zu treten haben, in welchen sie am Montag versammelt
waren. Der Gesetzentwurfund die Begründung dazu ist bereits verteilt. Meine Herren! Der
Antrag bedarf zunächst der Unterstützungvon 20 Mitgliedern.

Ich bitte diejenigen Herren, welche den Antrag unterstützen wollen, sich zu erheben,
(Geschieht.)

Die Unterstützungreicht vollständig aus.
Dann handelt es sich darum, wie der Antrag geschäftsordnungsmäßigbehandelt werden

soll. Hier ist vorgeschlagen, daß wir eine besondere Kommission,die nach der Eigenart des An¬
trages zusammengesetztwerden muß, mit der Vorberatung desselbeubetrauen.
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Sind Sie damit einverstanden, oder wollen Sie andere Vorschläge machen? Herr Abge¬
ordneter Lueg hat das Wort.

AbgeordneterDr. Ing. Lueg: Meine Herren! Ich möchte ebenfallsbitten, eine besondere
Kommission zu wählen. Die Herren werden den Antrag wahrscheinlichnoch nicht alle gelesen haben, weil
er erst heute verteilt worden ist. Es handelt sich um eine außerordentlich wichtige Sache, es handelt
sich um ein Projekt, daß nach dem vorläufigen Kostenanschlag 28—29 Millionen Mark betragen
soll, das aber nach meiner Überzeugung40—50 Millionen Mark kosten wird. Es betrifft das
zum größten Teil Westfalen, nnd nur zum geringerenTeile die Rheinprovinz. Das Projekt hat
vielfache Phasen durchgemacht,und man ist erst in allerjüngster Zeit zu bestimmtenVorschlägen
gekommen. Die Beteiligten haben bis jetzt noch nicht Gelegenheitund Muße gehabt, das ganze
Projekt eingehend zu studieren.

Aus allen diesen Erwägungen ersehen Sie, daß es sich um eine sehr wichtige Materie
handelt, welche gründlich beraten und erwogen werden muß, ich halte deshalb eine besondere
Kommission in diesem Fall für unbedingt erforderlich uud möchte Sie daher bitten, dem Vorschlage
des Herrn Präsidenten Folge zu gcbeu.

Vorsitzender Becker: Herr AbgeordneterFreiherr v. Schorlemer hat das Wort.
Abgeordneter Freiherr von Schorlemer: Meine Herren! Ich möchte mich dem

Antrage des Herrn Geheimrat Lueg anschließen.
Der hier eingebrachte Antrag war bereits gesternbekannt, und ich hatte Gelegenheit, auch

m der IV. Fachkommission die Ansicht der dort anwesendenMitglieder einzuholen, welche über¬
einstimmend dahin ging, daß es nicht Sache der IV. Fachkommission sein würde, über diesen
Antrag zu beraten, da auch hervorragendegewerbliche und industrielleInteressen bei der Regelung
der Vorflut der Emscher in Betracht kommen uud es schon aus diesem Grunde wünschenswert
erscheint, eine gemischte Kommission mit der Vorprüfung des Antrages zu betrauen.

Vorsitzender Becker: Es scheint, da sich niemand weiter zum Wort gemeldethat, auch
die Meinung des hohen Hauses dahin zu gehen, daß dieser Gegenstand einer besonderen Kommission
zur Vorberatung überwiesen wird.

Nun ist die Frage: wie stark soll die Kommission sein? Nach unserer Geschäftsordnung
dürfen wir nur Kommissionen bilden, deren Mitglicderzahl durch 5 teilbar ist. Die gewöhnlicheStärke
der Kommisstonenist die Zahl 15. Es fragt sich, ob Sie diese für ausreichendhalten, oder ob
Sie eine verstärkte Kommission bilden wollen.

Das hohe Haus scheint 15 Personen in der Kommission für ausreichendzu halten.
Dann darf ich das als Ihren Beschluß feststellenund möchte nur bitten, daß die

Abteilungen sich unmittelbar nach unserer heutigenSitzung in den betreffenden Abteilungszimmern
in denen am Montag die Abteilungen getagt haben, versammelnund dort also je 3 Personen in
die Kommissionwählen. Ich würde weiter bitten, daß die gewählten Herren sich sofort, nachdem
die Abteiluugeu die Wahl getätigt habeu, in dem Zimmer Nr. X versammeln, um sich dort
als Kommissionzu konstituieren,also Vorsitzenden,Stellvertreter n. s. w. wählen, damit ohne
Verzug die Kommission in die Beratung des Antrages Zweigert eintreten kann.

7. Herr AbgeordneterFreiherr von Wenge-Wulffen hat mich gebeten, ihn infolge des
Todes seiner einzigenSchwester für die nächsten Sitzungstage zu beurlauben.

8. Herr AbgeordneterHeuser hat telegraphischmitgeteilt, daß er durch Unwohlsein am
Erscheinen verhindert sei.
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Damit wären die Eingänge erledigt und wir treten in die Tagesordnung ein. Der erste
Gegenstand der Tagesordnung ist:

Bericht und Antrag des Provinzialausschusses, betreffend die Wahl eines
Amtsnachfolgers für den am 1, April 1903 in den Ruhestand tretenden
Landeshauptmann Dr. Klein.

Berichterstatterist Herr Graf Beisscl von Gymnich, dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterAbgeordneterGraf Beisscl von Gymnich: Meine Herren! Ich habe

die Ehre, Ihnen Namens des Provinzialausschussesfolgenden Antrag zur gütigen Beschlußfassung
vorzulegen:

Infolge des Ausscheidens des Landeshauptmanns, Geheimen Ober-RegierungsratcsDr. Klein
aus seinem Amte wird die Wahl eines Amtsnachfolgers durch den Provinziallandtag erforderlich.

Der Provinzialllusschußbeehrt sich den Antrag zu stellen:
„Der Provinzillllandtag wolle diese Wahl umnehmen und zu diesem Endzweckezunächst
die Bedingungen der Wahl wie folgt festsetzen:

1. Die Wahl erfolgt auf die Dauer von 12 Jahren beginnend am 1. April 1903
oder, falls die Allerhöchste Bestätigung der Wahl später erfolgen sollte, vom
Tage dieser Bestätigung an.

2. Das Gehalt beträgt 16 000 Mark, neben welchem zur Bestreitung von Dicnst-
aufwandskosten eine nicht pcnsionsberechtigte Zulage von 4000 Mark gewährt wird,

3. Der Gewählte erhält außerdem freie Dienstwohnungmit Centmlheizung,welche
bei Berechnungdes pensionsfähigen Einkommens mit 4000 Mark in Ansatz kommt.

4. Im übrigen finden hinsichtlichder dienstlichen Verhältnisse, der Versetzungin
den Ruhestand, sowie der Witwen- und Waisenversorgungdie für die Provinzial-
beamten der Rheinprovinz geltenden Reglements und BestimmungenAnwendung.

Der Prouinziallandtag wolle sodann ferner zur weiteren Vorbereitung der Wahl eine
besondere Kommission, bestehend aus dem Provinzialcmsschusse und 15 aus der Mitte
des Provinziallandtages zu wählenden Mitgliedern bestellen."

Vorsitzender Becker: Wünscht jemand zu der Vorlage das Wort? (AbgeordneterMarx:
Ich bitte ums Wort!) Sie haben das Wort.

Abgeordneter Marx: Meine verehrten Herren! Den Antrag, der uns gestellt wird,
begrüße ich, insoweit damit die Einsetzung einer Kommission in Vorschlag gebracht wird, mit
Freuden. Es ist mir aber zweifelhaft,ob es richtig ist, daß angesichts der ganzen Sachlage diese
Kommission anders zusammengesetzt wird, als wie wir das bisher gewohnt gewesen sind. Ich
meine, es sei richtiger, wenn diese Kommissionnicht zur Hälfte aus Mitgliedern dieses Hauses
und zur andern Hälfte aus dem Gesamtcmsschuß zusammengesetztwird. Es scheint mir zutreffender
zu sein, wenn eine freie Kommission gewählt wird.

Meine Herren! Es ist die Meinung verbreitet, daß der Ausschuß bereits gewisse
Handlungen zur Vorbereitung dieser Wahl vorgenommenhabe. Die Zuständigkeitdes Ausschusses
geht ja sicherlichdahin, alle Beschlüsse, welche diesem hohen Hause unterbreitet werden, vorzubereiten.
Aber dazu gehören nicht die Wahlen. So hat auch der Provinzialausschußdie Wahlen, die wir
unlängst getätigt haben, niemals vorbereitet. (Abgeordneter Graf Beissel von Gymnich: Immer!)
Wenn er aber jetzt in der in Vorschlaggebrachten Kommission voll und ganz mitvcrtreten sein will,
so würde meiner Meinung nach ein solcher Einfluß des Ausschusses obwalten, daß eine vollständige
Verschiebung der freien Wahl des Landtages damit eintreten müßte. (Sehr richtig!) Zur genauen
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Abgrenzung der Rechte des Ausschusses und des Landtages halte ich es daher für geboten, den
Antrag zu stellen, die Kommissionaus freien Mitgliedern des Landtages zusammenzusetzen.Ich
gebe anheim, diese Kommission aus 15 oder aus 30 Mitgliedern zusammenzusetzen, ich bitte im
Übrigen aber bezüglichder Art und des Modus der Zusammensetzungdie bisherigen Gepflogen¬
heiten gelten zu lassen, indem die Abteilungen entweder je 3 oder je 6 Mitglieder wählen,

Vorsitzender Becker: Herr AbgeordneterBopelins hat das Wort.
AbgeordneterVopelius: Es ist mir eigentlich nicht verständlich, wie der Herr Vorredner

den Provinzialausschuß in dieser Weise hinstellen kann, denn die Mitglieder des Provinzial-
cmsschusscs sind doch Mitglieder des Proviuziallaudtages, und ich verstehe auch nicht, wie man
den zugewahltcn 15 Mitgliedern so wenig Selbständigkeit zutrauen kann, daß sie sich von der
Anwesenheit des Provinzialausschussesin ihrem Urteil irgendwie beeinflussen lassen könnten.

Ich bitte deshalb, den Antrag des Provinzialausschnssesanznnchmen, der dahin geht,
daß dieser Kommission der gesamte Provinzialausschuß angehöre und 15 Mitglieder weiter
hinzugewählt werden.

Vorsitzender Becker: Das Wort hat Herr AbgeordneterIweigert.
AbgeordneterZ weigert: Meine verehrten Herren! Es war nicht meine Absicht, zu

der Sache zu sprechen,und ich würde es auch unterlassenhaben, wenn nicht der Herr Vorredner
das Wort ergriffen hätte. (Rufe: lauter!) Ich meine, meine verehrten Herren, daß der Antrag
des Herrn OberbürgermeistersMarx in seiner Form und in der Sache so außerordentlichvorsichtig
begründet worden ist, daß man ein vorsichtigeresVorgehen eigentlich nicht erwarten konnte.

Meine Herren! Es wäre doch Unrecht, wenn wir verschweigen wollten, daß in weiten
Kreisen des Landtages eine Verstimmungdarüber vorhanden ist — nicht, daß der Provinzialaus-
schuß vorbereitendeSchritte gemacht hat, sondern über die Form und die Art, wie der Provinzial-
cmsschuß diese Schritte gemacht hat. (Sehr richtig!) Meine Herren! Wir sind nicht dazu da,
hier den Kopf in den Sand zn stecken, wie der Vogel Strauß, die Augeu zuzumachen und zu
tun, als ob gar nichts geschehenwäre. Meine Art ist das nicht und ich tue das nicht.

Ich würde mich beruhigt habcu mit den Worten des Herrn OberbürgermeisterMarx,
wenn nicht dieser Widerspruch des Herrn AbgeordnetenVopelius erfolgt wäre. Nachdemer aber
einmal erfolgt ist, muß es ausgesprochen werden, daß der Provinzialausschußden Landtag in eine
höchst unangenehme Situatiou versetzt hat. Mit einem hochachtbaren Mann, gegen dessen Geschäfts¬
führung und persönliche Qualifikation nichts einzuwenden ist, hat der ProvinzialausschußVerab¬
redungen getroffen. Meine Herren! Er hat dadurch den Landtag in die Notwendigkeitversetzt,
zu einer bestimmtenPersönlichkeit von vornherein Stellung zu nehmen. Eine Vorbereitung der
Wahl läge nur vor, wenn etwa ein Ausschreibenerfolgt wäre, oder wenn mehrere Kandidaten
dem Landtage präfcntiert wurden wären. Das ist keine Vorbereitungzur Wahl, so wie es gemacht
ist, und wie es allgemein bekannt ist. Meine Herren! Ich für meine Perfon hatte eigentlich
die Absicht, vorzufchlagen,von einer Kommifsiunswahlüberhaupt Abstand zu nehmen und direkt
im Plenum den Mann zn wählen, den der Provinzialausschuß nun einmal vorgeschlagen hat und
dem ich für meine Person mit großer Freude meine Zustimmung gebe. (Sehr richtig!)

Meine Herren! Nachdem aber von vielen Seiten des Hauses der Wunschausgesprochen
ist, daß eine Kommissionswahlstattfinden soll, füge ich mich dem, bin aber der Meinung, daß
wenigstensdem Ausdruck gegeben werden muß, daß die Wahlen unsere Sache ist und daß wir
zu wählen habcu und daß wir dazu einer Mithülfe des Provinzialausschussesnicht bedürfen.
(Bewegung.)
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Vorsitzender Becker: Das Wort hat der Herr AbgeordneteGraf Beissel von Gymnich.
AbgeordneterGraf Beissel von Gymnich: Meine Herren! Ich kann unmöglichals

Vorsitzender des Provinzialausschussesden Vorwurf unwidersprochenlassen, der soeben seitens des
Herrn OberbürgermeistersIweigert sowohl, wie auch von dem Herrn Oberbürgermeister Marx
dem Provinzilllcmsschußgemacht worden ist, als sei derselbein seinen, die Wahlen vorbereitenden
Maßnahmen über seine Kompetenzhinausgegangen. Meine Herren! Der Wortlaut des 8 58, I
der Provinzialordnung lautet ganz klipp und klar: Der Prouinzialausschuß hat die Beschlüsse
des Piovinziallandtllges vorzubereitenund anszuführen, soweit damit nicht besondere Kommissionen,
Kommissarienoder Beamte durch Gesetz oder Beschlußdes Provinziallandtages beauftragt sind.

Nun, meine Herren, möchte ich fragen, nachdemhier die einzigeAusnahme festgelegt ist,
unter der der Prouinzialausschuß die Vorlagen des Provinziallandtages vorzubereiten hat, ob
jemand daraus heraus leseu kann, daß für Wahlen, die vorzunehmensind, der Provinzialausschnß
vorbereitende Schritte nicht tun dürfe. Bis heute, meine Herren, ist das nicht der Fall gewesen.
Es ist eben behauptet worden, der Provinzialansschuß habe noch niemals in den Wahlen vor¬
bereitendeSchritte getan. Auch dies ist nicht richtig,meine Herren. Wenn ich auch augenblicklich
nicht mehr weiß, um welche Wahlen es sich gehandelt hat, so sind mir doch in meiner Praxis
von 21 Jahren, die ich dem hohen Hause angehöre, mehrere Wahlen bekannt, wo der Provinzial¬
ansschuß, der frühere Provinzialverwaltungsrat, dieselben Schritte getan hat, die wir getan haben.
Wir sind nicht einen Schritt weitergegangen. Wir sind vielmehr lediglich den früheren
Beispielen gefolgt.

Nun möchte ich darauf zurückkommen: Was hat denn der Provinzialansschußfür Schritte
getan? Der Provinzialansschußhat Ihnen die Vorlage gemacht,um Ihre Beschlußfassung vorzu¬
bereiten. Es ist dem Provinzialansschuß in keiner Form eingefallen, irgend welche Persönlichkeit
in den Vordergrund zu treiben. Der Provinzialansschußhat in seiner offiziellen Sitzung in keiner
Form die Frage der Kandidatur des späteren Landeshauptmanns zum Gegenstandeder Beschluß¬
fassung gemacht. Eine Kandidatenlisteist, meine Herren, mir bis heute noch nicht vor die Augen
gekommen. Sie ist uns überhaupt nicht vorgelegt. Wir wissen garnicht, wer kandidiertoder nicht.
Wir hören nur, daß mehrere Herren kandidieren, dieselben Herren wurden auch beim vorigen
Landtag genannt; sie sind Mitglieder dieses hohen Hauses, mit Ausnahme eines einzigen.

Bei sämtlichen Mitgliedern die damals genannt worden sind, sind Veränderungen in ihrem
Personalverhältnis nicht eingetreten, mit Ausnahme wiederum eines einzigen, und da hat der
Provinzialansschuß geglaubt, sich für seine Person informieren zu sollen, ob dieser Kandidat auch
heute noch trotz der veränderten Personenstandsverhültnissekandidierenwürde.

Das ist das einzige, was der Provinzialansschuß getan hat, und dieses mußte er tun,
um eventuell,wenn er gefragt wird, dem hohen Hause Auskunft darüber erteilen zu können. Ich
möchte wissen, meine Herren, wie der hohe Landtag in seiner Beschlußfassungdurch dieses
Vorgehen des Provinzialausschussesbeeinträchtigtoder demselben vorgegriffenworden ist. Mir ist
das unerfindlich.

Vorsitzender Becker: Herr AbgeordneterMarx hat das Wort.
Abgeordneter Marx: Meine Herren! Der verehrte Herr Vorredner hat einmal gesagt, daß es

zu den Obliegenheiten des Provinzialausschussesgehöre, auch diese Wahl in gewissem Sinne vor¬
zubereiten. Ich muß demgegenüber konstatieren, daß diese Anschauung bis jetzt hier nicht obgewaltet hat
und daß soeben der Herr Landeshauptmann, der doch der langjährige Träger der Traditionen dieses
Hauses ist, in der I. Fachkommission noch dem gegenteiligen Gedanken Ausdruck verliehen hat. Wenn das
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aber der Fall wäre, daß der Ausschußdas Recht hätte, diese Wahl vorzubereiten,dann weiß ich
nicht, wie die ferneren Worte des Herrn Borredners damit in Einklang zu bringen sind, daß der
Provinzilllausschußsich doch auf der anderen Seite jeder Wahlvorbereitung enthalten hätte, denn
er stellt es in Abrede, daß mit einer bestimmtenPersönlichkeiteine andere Unterhaltung statt¬
gefundenhabe, als die Anfrage, ob sie kandidiere. Meine Herren! Eine derartige Anfrage ist ganz
unverfänglich,sie kann ja durch ein Ausschreibe«au die Allgemeinheitgestellt werden, und ein
derartiges Ausschreibenist allerdings eine Vorbereitung, die ich dem Ausschuß evcutucll auch
zugestehenwürde, aber im gegenwärtigenStadium, und wie die Sache bisher verlaufen ist, bin
ich der Meinung, daß der Ausschuß sich auch dieser vorbereitenden Handlung hätte enthalten müssen.
Ich habe das Protokoll über den Verlauf der letztcu Verhandlungen hier zur Haud und ich darf
mir gestatten, dasselbe zu verlesen. Damals hatte der Landeshauptmann ein Gesuch um Bewilligung
seines Abschieds eingereicht. Dasselbe aber zurückgezogen und die I. Fachkommission hatte ihren
Bericht zu erstatten. Der AbgeordneteMichels berichtetedamals: „Durch diese Erklärung" —
das ist die Erklärung, daß der Landeshauptmann noch im Amte verbleibenwolle — „ist der jetzt
versammelteProvinziallandtag der Notwendigkeitenthoben, sich bereits jetzt mit der Wahl eines
Landeshauptmanns zu befassen und dieserhalbVorbereitungenzn treffen. Der nächste Provinzial¬
landtag kann alsdann für die Vorbereitungder Wahl die erforderlichen Beschlüsse fassen, um alsdann
nach geschehenerVorbereitung zum Zwecke der Tätigung der Wahl abermals zusammenzutreten."

Meine Herren! Das war damals die Auffassungdieses hohen Hauses, und wenn nun
jetzt der Provinzialausschußhier auf der einen Seite erklärt, daß er sich für berechtigt halte, Vor¬
bereitungenzu treffen, auf der audern Seite aber versichert, daß er keinerlei Vorbereitungengetroffen
hat, dann komme ich zu meinem Antrage zurück, daß korrekter Weise doch eine Kommissionaus
freien Mitgliedern dieses Hauses zu bilden ist. Meine Herren! Der Ausschuß kann ja in seinen
einzelnenMitgliedern dieser Kommission angehören. Die Mitglieder des Provinzialausschusscssind
ja ebenso Mitglieder des Hauses und können in die Kommission gewählt werden; außerdem sind
die Mitglieder des Ausschusses ja berechtigt, an den Verhandlungen teilzunehmen.

Ich glaube, meine Herren, Sie werden der ganzen Sache mehr dienlich sein, wenn Sie
sich auf die freie Kommifsioneinigen nnd den Ausschuß entsprechend dort vertreten sein lassen,
als wenn von vornherein die Hälfte der Mitglieder dem Ausschusse angehört.

Meine Herren! Ich habe den dringenden Wunsch, daß die Wahlvorbereitungglatt verlaufe
und daß die Wahl selbst, was die Personenfrage angeht, eine möglichst einmütige sein möge.

Vorsitzender Becker: Das Wort hat der Herr AbgeordneteGraf Bcissel.
AbgeordneterGraf Beissel von Gymnich: Meine Herren! Mir ist aus deu Aus¬

führungen des Herrn OberbürgermeistersMarx nun noch immer nicht klar geworden, wie man
m dem Antrag des Provinzialausschusscsetwas mehr, wie eiue formelle Einleitung der Wahl
sehen kann. Dieselbe Vorlage machen wir zum Beispiel für die Neuwahlendes Provinzialausschusses,
das ist auch eine Wahl und ich möchte wissen, ob die Herren damit zufriedenwären, wenn wir
Ihnen hier im hohen Hause ciufach erklären würdeu, es muß eiue Neuwahl für den Provinzial¬
ausschußstattfinden. Da weiden sogar die Namen für den Provinzialausschußgenannt, hier haben
wir uns, das wiederholeich noch einmal, vollkommen jeder Namensnennungenthalten. Wir haben
mit keinem Mitgliede korrespondiert, mit keinem der Herren, die als Kandidaten zu unsern Ohren
gekommensind, gesprochen, ferner wiederhole ich noch einmal, daß eine Kandidatenlistenicht aufgestellt
worden ist, daß eine solche nicht existiert. Wir haben mit den Kandidaten, die zu unsern Ohren
gekommensind yua Ausschuß keinen Schriftwechselgehabt, wir haben ihnen nicht eine Zeile
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geschrieben, nicht ein Wort mit Ihnen gesprochen.Mehr können wir doch nicht erklären, und wenn
sich Legenden gebildet haben, leider Gottes, und kolportiert worden sind durch die ganze Provinz
hindurch,dann ist der Provinzialausschuß nicht derjenige,der das zu verantwortenhat. Wir können
hier nur an dieser Stelle die Erklärung abgeben,die ich eben abgegeben habe.

Ich bin beauftragt zu erklären, — und als Referent wollte ich das zum Schluß sagen,
aber nachdem die Sache soweit gediehen ist, kann ich es auch jetzt schon sagen: wir legen gar
keinen Wert darauf, wie das hohe Haus die Zusammensetzung der Kommission sich denkt. Wie Sie
sie ausführen, ist uns ganz egal. (Heiterkeit.) Wir im Provinzialausschußhaben die einmütige
Abficht uud das einmütigeStreben, für das Wohl unserer schönen Provinz zu arbeiten uud unsere
Kräfte einzusetzeu und, meine Herren, ich kann Ihnen die Versicherung geben, wir werden mit
jedem Landeshauptmann, der dasselbe Streben hat, er mag heißen, wie er will und sein, wer er
will, ebenso einmütig und ebenso freudig arbeiten. (Lebhaftes Bravo!)

Vorsitzender Becker: Das Wort hat Herr AbgeordneterGraf und Marquis Hoensbroech.
AbgeordneterGraf und Marquis von uud zu Hoensbroech: Meine Herren! Ich

will mich nicht in den Streit einmischen, ob der Provinzialausschuß über seiue Kompetenzhinaus¬
gegangen ist, ich kann es aber nicht unterlassen,mein Bedauern darüber auszusprecheu,daß dieser
Streit zwischen den Vertretern der Provinz und denjenigen,die von uns zu Mitgliedern des Aus¬
schusses gewählt worden sind, hier im Plenum öffentlichzum Nustrag gebracht wird. Ich will
noch hiuzufügen, daß mau darüber füglich verschiedener Ansicht sein kann, ob der Vorschlagdes
Provinzialllusschussesoder der Vorschlagdes Herrn Kollegen Marx der richtige sei. Nachdemnun
aber einmal diese Angriffe auf den Provinzialausschuß gemacht worden sind, halte ich es doch für
richtig, daß der Provinzialausschußbei der Zusammensetzn««, der Kommission nicht vollständigüber¬
gangen werde. (Sehr richtig!) Ich nehme an, daß diese Angriffe in der Kommission ein weiteres
Nachspielhaben weiden, nnd da erfordert es doch das l^äiawr «t altsr», r>ar«, daß da auch in
der KommissionMitglieder des Ausschussessind, die Rede und Antwort stehen können und die
eventuell Mißverständnisse— und es walten, soviel ich unterrichtet bin, in dieser Frage manche Miß¬
verständnisse ob — auszuräumcu in der Lage sind.

Ich schlage daher vor, eine Kommission von 30 Mitgliedern zu erneuuen, und von diesen
30 Sitzen 6 dem Provinzialausschuß zu übergeben. (Zuruf: 5!) Es wird mir gesagt 5. Das
ist nicht nötig. Die Zahl der Kommissionsmitgliedermuß allerdings durch 5 teilbar sein, Wie
viel wir aber davon dem Ausschuß übergeben, ist ganz gleichgültig. Ob 5 oder 6, darauf lege
ich keinen Wert. >

Vorsitzender Becker: Herr AbgeordneterZweigert hat das Wort.
AbgeordneterZweigert: Meine Herren! Ich kann mich für meine Person dem Bedauern

des Herrn Grafen von Hoensbroech nur cmfchließcn. Von feiten meines Herrn KollegenMarx
ist sein Antrag in der vorsichtigsten Weise motiviert worden, ohne daß er der Streitigkeiten oder
der Meinungsverschiedenheiten,wollen wir sagen, zwischendem Ausschuß uud vielen Mitgliedern
des Landtages überhaupt Erwähnung getan hat, und erst nachdem von anderer Seite ausdrücklich
erklärt worden ist, daß der Ausschußnichts mehr als seine Schuldigkeitgetan hat, habe ich mich
für verpflichtet gehalten, der gegenteiligenAuffassungvieler Mitglieder dieses Hauses Ausdruckzu
geben. Meine Herren! Das war nicht nur mein Recht, sondern nach meiner Auffassung meine
Pflicht und Schuldigkeit.

Meine Herren! Der Herr Vorsitzende des Provinzialausschusseshat uns erklärt, daß del
Ausschuß überhaupt eigentlich gar keine Vorbereitungen getroffen habe. Nun, meine Herren, ich
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habe keine Veranlassung, an seinen Worten zu zweifeln, aber dann, meine Herren, kann ich das
eine nicht unterlassen, zu behaupten und zu erklären, daß der Ausschuß dann dem umlaufenden
Gerüchte etwas früher uud mit etwas mehr Nachdruckhatte entgegentretensollen, denn, meine
Herren, in der ganzen Provinz ohne Ausnahme ist die Auffassungverbreitet, daß der Ausschuß
nur einen Kandidaten für die Wahl dem Landtage in Vorschlag zu bringen habe und daß er
seinen Einfluß geltend machen wolle, diesen Kandidaten gewählt zu scheu. Wenn ich mich nun
auch in der glücklichenLage befinde, sachlich mit dem Ausschußganz einverstandenzu sein, so stehe
ich doch formell auf dem Standpunkt, daß das, was der Ausfchuß getcm hat, weit über das
Stadium der Vorbereitung hinausgeht. Ich muß dem Herru Vorsitzende» des Provinzinlausschusses
Recht geben, daß auch bei früheren Wahlen — ich könnte Ihnen die Namen nennen, die Herren
sitzen zum Teil hier im Saale —, der Ausschuß uur ciucn Kandidaten in Vorschlaggebracht hat.
Ich habe damals schon in diesem Hause gegen ein derartiges VerfahrenWidcrfpruch erhoben. Ich
habe damals fchon erklärt: wir haben das Recht der Wahl und nicht blos das Recht der Be¬
stätigung desjenigen, den der Provinzialansschußuus nennt uud wählen kann ich nur, wenn mir
wenigstens zwei Kandidaten in Vorschlaggebracht werden. Meine Herren! Ich bedauere also,
daß der Provinzialansschuß diesem Mißverständnis — ich muß annehmen, daß ein solches vorliegt
nach den Ausführungen des Herrn Vorsitzenden — nicht früher entgegengetretenist.

Meine Herren! Wie weit die Gerüchte gehen, das gestatte ich mir, an einem Beispiele
kurz darzulegen. Ich habe, meine verehrten Herren, gegen die Wahl des von mir hochverehrten
Herrn Grafen von Fürstenberg zum Präsidenten dieses Hauses Widerspruch erhoben, nicht um
Gegensätze zwischen Stadt nnd Land hervorzuheben,nicht aus Gegensatz gegen den Herrn Grafen
Fürstenberg, sondern weil mir bei meinem Eintritt in dieses Haus erklärt wurde, der Ausschuß
wünscht, daß Graf Fürstenberg Präsident wird. (Heiterkeit.) Ich dachte, nun hört doch alles
auf, nun will der Ausschußuns auch sogar noch vorschreiben, wen wir zum Präsidenten zu wählen
haben. Sehr verehrte Herren! Ich bin fest überzeugt, daß das uicht im Protolollbuch des Aus¬
schusses steht. Ich bin auch überzeugt, daß der Ausschuß das vielleicht auch garnicht beschlossen
hat, uns einen Präsidenten vorzufchlagen. Aber daß ein solches Gerücht, meine Herren, sich im
Landtage überhaupt verbreiten kann, halte ich für bedauerlichund dem wollte ich entgegentreten,
und aus dem Grunde habe ich Widerspruch erhoben gegen die Akklamationswahldes Grafen
Fürstenberg.

Meine Herren! Ich würde, wie ich fchon in meinen paar Worten, die ich beim Etat
gesprochen,zum Ausdruck gebracht habe, den Ausschuß bitten, er möge die Güte haben, mit
den Mitgliedern dieses Hauses und den einzelnen Kommissionen über so wichtige Dinge rechtzeitig
zu verhandeln. Der Provinzialansschuß konnte recht wohl alle Mitglieder dieses hohen Hauses
benachrichtigen und sagen: Die wichtige Frage der Wahl eines neuen Landeshauptmanns steht vor
der Tür, wer Lust und Zeit hat, komme einmal eines Abends hierher, wir wollen Euch einmal
über die Lage der Sache unterrichten. Meine Herren! Bei anderen Gelegenheiten hat der Provinzial¬
ansschuß das getan; wir wurden benachrichtigt und verständigt. So aber hat man uns einfach
ignoriert und ist über uns hinweggegangen. Das einzige Glück, was der Provinzialausfchußhat
und wofür wir ihm dankbar fein können, ist, daß er bei der Personenwahl so ein verdammtes
Schwein hat. (Große Heiterkeit.)

Vorsitzender Becker: Das Wort hat der Herr AbgeordneteGraf Beisscl.
AbgeordneterGraf Beiffel von Gymnich: Meine Herreu! Ich möchte bei dem Schluß,

nicht gerade bei dem letzten Worte, aber bei den vorletzten Worten des Herrn Oberbürgermeisters
6*
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Zweigert anfangen. Zunächst möchte ich ihm darauf antworten, daß wir die Frage, ob wir an
die Herren des Landtags in irgend einer Form herantreten sollten, um eine Vorbereitung für die
Wahl zu treffen, sehr reiflich erwogen haben und daß ich persönlich mich eines Vorschlagesan den
Provinzialausschuß aus dem Grunde enthalten habe, weil ich glaubte, daß man dann dem
Provinzialausschußmit Fug und Recht den Vorwurf machenkönnte, daß er sich um Wahlen, die
im Landtage zu tätigen feien, kümmere. Ich glaube, der Vorwurf bätte uns mit Fug und Recht
getroffen. Denn dann hätten wir offiziell irgend eine Stellung zu einem Kcmdidatennehmen
müssen, was wir eben haben vermeidenwollen und vermiedenhaben.

Meine Herren! Was nun den Umstand angeht, daß wir Gerüchten hätten entgegentreten
sollen, so möchte ich denjenigensehen, der ein Mittel kennt, um Gerüchten,die entweder in witziger
oder gehässiger Form durchs Land getriebenwerden, entgegenzutreten. Überall da, wo ich mich
habe sehen lassen, bin ich auf die Gerüchte angezapft worden und habe keinen Moment Anstand
genommen,sie klar zu stellen und habe die Herren gebeten,denen ich das gesagt habe, sie möchten
von dieser meiner Erklärung den ausgiebigstenGebrauch machen und möchten durchaus meinen
Namen dabei nennen, denn ich würde für das, was ich gesagt habe, einstehen. Meine Herren!
Mehr kann man doch nicht tun.

Wie die Fühlung zwischen dem Provinzialausschußund den Mitgliedern des Provinzial-
Icmdtagesim einzelnen durchgefühltwerden kann, das ist mir auch nicht ganz klar. Meine Herren!
Wenn wir auf unseren Besichtignngsreiseneine Gegend der Provinz besuchen,halten wir es für
unsere angenehmsteund vornehmstePflicht, jedesmal den Mitgliedern des Landtags, die in der
besuchten Gegend wohnen, unseren Besuch zu machen. Wenn wir die Herren zum Teil nicht
getroffenhaben, so ist das nicht unsere Schuld und wo wir sie getroffenhaben, da werden die
Herren uns das Zeugnis nicht vorenthalten können, daß wir aus unserem Herzen keine Mörder¬
grube gemacht haben, sondern daß wir über alle Fragen, die von den Herren angeregt worden
sind, nach bestem Wissen und Können Auskunft gegeben haben.

Meine Herren! Wir sind dazu übergegangen, was in früheren Jahren nicht der Fall
war, in der Presse über jede einzelne Sitzung, die gehalten worden ist, ein ausführlichesReferat
zum Abdruck zu bringen. Wir sind der Presse sehr dankbar, daß sie diese unsere Referate in der
freundlichstenund ausgiebigstenWeise zur Veröffentlichungbringt. Meine Herren! Ich sollte
glauben, daß auf diese Weise jedes Mitglied des Landtages über die in der Prouinzialuerwaltung
zur Zeit schwebenden Fragen unterrichtet ist, und ich glaube, daß es leichter ist, für einen einzelnen
Herrn, der ein Interesse an der Sache hat, an den Provinzialausschußheranzutreten und um
Aufklärung zu bitten, als daß der gesamteProvinzialausschuß sich den einzelnenHerrn aussucht;
denn er möchte in seiner Wahl doch wiederum an den verkehrten kommen, der uns abweisen
würde mit der Frage: Was geht das mich jetzt an? Das wird ja im Landtag besprochen werden.
Die geäußerten Wünsche sind solche, die ja sehr gern von uus aä uotaiu genommen weiden. Wir haben
nur das Bestreben,unsere Pflicht zu tun und die Wünsche des Landtages zu erfüllen, soweit es
in unseren Kräften steht. Und, meine Herren, wenn auch einmal ein einzelner Herr glaubt, daß
er vom ProvinzialausschußÜbergängenworden sei, oder daß einem von ihm geäußerten Interesse
nicht in der Form genügt worden sei vom Provinzialausschuß, wie er es sich gedacht hat, so
können Sie doch nicht sofort den Provinzialausschuß als eine böswillige Korporation sich denken,
die dieses aus purer Bosheit getan hat. (Bewegung und Heiterkeit.)

Meine Herren! Ich habe, als ich zum Vorsitzenden des Provinzialausschuffesgewählt
wurde, meine größte Freude und meine größte Ehre darin gesehen, daß ich Vorsitzendervon
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Herren gewordenbin, die aus dem Vertrauen des Provinziallandtages heraus gewählt worden sind.
(Beifall.) Und, meine Herren, ich hoffe und glaube auch, daß Sie diesen Glauben in mir nicht
erschüttern wollen.

Meine Herren! Wenn der Herr OberbürgermeisterZweigert eben gesagt hat, er hätte
erwartet, daß den Gerüchten oder den Angriffen früher seitens des Prouinzialausschussesbegegnet
worden wäre, so kann ich nur annehmen, daß er glaubt, seine Rede vom Sonntag oder Montag
hätte wohl die Möglichkeit dazu gegeben. Meine Herren! Der Grnnd, warum ich und keiner
der Herren aus dem Provinzialausschuß auf die Rede des Herrn OberbürgermeistersZweigcrt,
in der er dem Provinzialausschußetwas am Zeuge flickte, nicht sofort geantwortet habe, meine
Herren, ist ein doppelter: Einmal schloß der Vorsitzendedes Provinziallcmdtcigesdie Diskussion
als der Herr OberbürgermeisterZweigert das letzte Wort gesprochen hatte, soweit ich verstanden
habe wurde erklärt, „Es hat sich niemand zum Wort gemeldet. Ich gebe dem Referenten das
Schlußwort." Damit war für die Mitglieder des Provinzialausschussesdie Gelegenheitzu ant¬
worten abgeschnitten.

Meine Herren! Ich erkläre aber auch, daß, wenn das nicht erfolgt wäre, ich doch nicht
geantwortet hätte. Erstens, meine Herren, soll man nie ab ii-ato antworten, sondern man soll
sich Zeit lassen zn überlegen, was mau sagt, um jede unnötige Schärfe zu vermeiden. Ich habe
abgewartet, bis ich die Abschrift des Protokolls hatte, um zu sehen, was denn nun eigentlich der
Herr OberbürgermeisterZwcigert gesagt hat, nnd, meine Herren, wenn ich das Protokoll lese, so
glaube ich — und ich fasse das auch jetzt noch so auf —, der Schlußsatzsollte mehr ein Witz als
ein ernst gemeinterschwerer Vorwurf sein, und auf einen guten Witz, der die Lacher auf die Seite
des Redners bringt, in ernster Form zu antworten, ist ein Beginnen, das man unterlassensoll.
Einmal ist deswegen nicht geantwortet worden, das zweitem«!, meine Herren, hätte ich auch
nicht geantwortet, um nicht durch eine etwa aus dieser Antwort entstehende scharfe Controverse
das Lob, die Anerkennung,die in den Worten des Herrn OberbürgermeistersZweigert für unseren
allverehrten Herrn Landeshauptmann gelegen waren, in irgend welcher Form zu beeinträchtigen.
Ich habe geglaubt, und das hat sich auch bewahrheitet, daß mir Gelegenheitgegeben würde, an
anderer Stelle das zu sagen, was ich eben gesagt habe.

Vorsitzender Becker: Das Wort hat der Herr Abgeordnetevon Grand-Ry.
Abgeordnetervon Grand-Ry: Meine Herren! Als wir zusammentratenund am Abend

in festlicher Versammlung uns vergnügten, da tönten uns Worte des Friedens entgegen, ich möchte,
daß diese heute hier einen Wiederhat! fänden. (Beifall.)

Wir sind hier nicht zum streiten, sondern zu friedlicher Arbeit vereinigt. (Bravo.) Daß
Kritik geübt werden soll und darf, dagegen erhebe ich keinen Widerspruch. Aber, meine Herren,
ich meine, sie soll nicht dazu führen, das allgemeineMißtrauen hervorzurufen. Meine Herren!
Ich habe die Äußerung des Herrn Zweigert lebhaft begrüßt, die er soeben getan, daß es auf
diesem Landtage und auch früher, nehme ich an, nicht seine Absicht war, und auch nicht die der
übrigen Herren, den Gegensatz zwischen Stadt und Land hier zum Ausdruck zu bringen, denn in
der Vermeidung solcher Gegensätze liegt in der Tat die Vorbedingungeines segensreichen Wirkens
für uns. (Sehr gut.)

Ich bin, meine Herren, der Meinung, daß die Debatten weit über den Fall hinaus«
geführt haben, der hier zur Sprache gestellt ist, sie habeu erkennen lassen, daß Gerüchte vergrößert
und verstärkt die Ursachen sind, aus deuen die Vorwürfe entstanden. „?uma «-«seit snnäo" hat
sich hier wiederum bewährt. Meine Herren! Der Provinzialausschußhat allerdings seine Aufgabe
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in einer Weise aufgefaßt, die in gewisser Beziehung die Billigung nicht finden kann, indem er
seinerseits nur einen einzigen Kandidaten in Aussicht nimmt, wenn es auch dabei freisteht,andere
Kandidaten zu nennen und zur Wahl zu bringen. Daß der Herr Kollege Zweigert und die
übrigen Herren dem vorgeschlagenen Kandidaten nichts entgegenzusetzen haben, das ist erfreulich
(Beifall) und ein Moment der Versöhnungin dieser Debatte.

Wenn nun der Herr Kollege Zweigert gemeint hat, es sollen die Mitglieder des Provinzial-
landtages hierher kommen und sich informieren, so halte ich diesen Appell für etwas bedenklich.
Wenn dies System ausgebildet würde, dann könnte der Prouinzialausschnßüberlaufen werden und
derjenige, der am raschestenund am besten seine Sache vertritt, dahin kommen, den Provinzial-
ausschußam besten zu beeinflussen. (Sehr richtig!) Und das, meine Herren, glaube ich, ist nicht
die Absicht, das wollen wir nicht, das böse Wort Klüngel soll hier keine Stelle finden. (Heiterkeit.)

Meine Herren! Wenn der Herr KollegeZweigert eine Fühluug mit dem Provinzicil-
ansschnßwünscht, so wird sie wesentlich dadurch befördert werden, daß, wie er selbst vorgeschlagen
hat, der Landtag alljährlich zusammenkommt. (Sehr richtig!) Dann, meine Herren, ist die Mög¬
lichkeit gegeben, sich näher zu treten, nicht allein bezüglich des Provinzialausschusses,sondern auch
des Provinziallandtags-Mitglieder untereinander. Denn es ist in der Tat zu betlagen, daß die
Mitglieder des Provinziallaudtages sich eigentlich recht fern stehen und in der knrzcn Zeit sich
nicht so nahe zusammenfindenkönnen, wie es wünschenswertist. (Sehr richtig!)

Meine Herren! Zuletzt möchte ich im Sinue des Friedens und der Beilegungdes Streites
Ihnen den Vorschlag des Herrn Grafen Hoensbroech nur empfehlen. Ich glaube, er entspricht
auch deu Auffassungendes Herrn OberbürgermeistersMarx, wir würden sowohl die Mitwirkung
der Provinziallandtages im vollen Umfange haben als auch die Beihilfe des Provinzialausschusses.
Ich schließe damit, daß ich diesen Antrag empfehle.

VorsitzenderBecker: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Freiherr von Solemachcr-
Antweiler.

Abgeordneter Freiherr von Solcmachcr - Antweiler: Meine Herren! Herr von
Grand-Ry eröffneteseinen Vortrug damit, daß er gewissermaßen als Friedenstaube aufflog. Es
hat mich das besonderssympatisch berührt, da dies so ganz auch meinen Neigungen und Gewohnheiten
entspricht. (Beifall und Heiterkeit.)

Ich möchte nunmehr die Debatte aber still uud eiufach sachgemäß auf die wirtliche
Sachlage zurückführen. Meine Herren! Wir haben zu verfahren überall nach der Geschäfts¬
ordnung. Die Geschäftsordnungfagt im § 27, daß zur Vorbereitungder Beratungen und Beschlüsse
Kommissionengebildet werden sollen. Es sind da einzelne ständige Kommissionen genannt. Sodann
heißt es:

„Weitere Kommissionenkönnen in besonderenFällen auf Befchluß des Provinzial¬
landtages gebildet werden."

Meine Herren! Das ist das Alinea, das hier Platz greift. Es ist hier ein besonderer
Fall, und wenn wir uns nach der Geschäftsordnung richten, so haben wir nunmehr auch eine
besondere Kommission zu bilden. Die Zahl der Mitglieder, führt nun weiter die Geschäftsordnung fort,
soll in der Regel 15 sein, es können aber auch mehr gewählt werden. Nun hat der Provinzicil-
cmsfchuß den vielleicht nicht ganz vorsichtigenWeg betreten, daß er eine ganz neue Art von
Kommission gefundenhat, von der die Geschäftsordnungnichts kennt, eine Kommission, welche vor
allem einmal aus dem Ausschußals solchen besteht, dem dann noch 15 andere Herren zutreten
sollen Meine Herren! Warum so in die Ferne schweifen, das Gute liegt so uahe. Wir haben
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ja unsere Geschäftsordnung,und deshalb ist es auch viel einfacher,wenn wir uns an unsere
Geschäftsordnunghalten und eine Kommission, wie es vorgeschrieben ist, aus der Mitte des
Landtags wählen. Das hat der Herr AbgeordneteMarx vorgeschlagen. Hiergegenist der Herr
AbgeordneteVopelius sicherlich in bester Absicht aufgetretenund hat dadurch vielleicht die ganze
Diskussionhervorgerufen. (Heiterkeit.)

Aber er hat eigentlich, glaube ich, die Geschäftsorduungnicht bis zu Ende gelesen gehabt.
(Heiterkeit.) Denn er scheint gedacht zu haben, wenn man eine Kommissionaus dem Landtage
wählt, so mache man damit den Provinzialausschußja mundtot. Ja, meine Herren, das ist in
keiner Weise der Fall; denn die Abteilungen wählen, in den Abteilungen sind auch Mitglieder
des Provinzilllausschussesvertreten, uud es ist also garnicht ausgeschlossen, daß die Abteilungen
auch Mitglieder des Provinzilllausschussesin diese Kommissionwählen. Der Provinzialausschuß
kann also ebensogutdarin vertreten sein, wie jedes andere Mitglied des Landtages auch. Nuu,
meine Herren, hat der Herr Graf Hoensbroechso einen Mittelweg eingeschlagen. Er hat das Prinzip,
daß er ja selbst als unrichtig erklären muß, daß dem Provinzialausschuß eine Präzipnal — nicht
Leistung im Wegebau, sondern eine Präzipnal — geistige Leistung in dieser Kommission
auferlegt werde uud er hat das gewissermaßennur so bezüglich der Zahlen ein bischen reduziert,
Meine Herren! Bei Kompromissensind meistens beide Teile kompromittiert,und so würde das
wohl auch hier der Fall sein. Ich schlage also vor, meine Herren, halten wir uns genau an
unsere Geschäftsorduung. Ich bemerke aber, daß, wenn man, was also Herr Vopelius nicht getan
zu hllbcu schien, den ß 2? zu Ende liest, es da heißt:

„An den Beratungen dieser Kommissionenkönnen der Königliche Kommissar und die
zu seiner Vertretung und Unterstützungabgeordneten Staatsbeamten, der Vorsitzende
des Provinziallllndtages, dessen Stellvertreter, der Antragsteller sowie der Vorsitzende
des Pruvinzialausschusses,die mit der Vertretung des Provinzialausschussesbeauf¬
tragten Mitglieder desselben, der Landeshauptmann u. s. w. mit berateuder Stimme
teilnehmen."

Also, meine Herren! Der Provinzialausschuß ist ja absolut nicht mundtot gemacht, der
Vorsitzendehat eo ipso das Recht zu kommen und außerdem diejenigen Mitglieder, die der
Provinzialausschußzu seiucr Vertretung in die Kommisston schickt. Er kann ja den ganzeu Aus¬
schuß hineinschicken.(Heiterkeit.)

Also, meine Herren, ist es absolut uunötig, von dem bewährten Prinzip unserer Geschäfts¬
ordnung abzugehen. Wählen wir demnach eine Kommission,ich gebe Ihnen anheim, ob es 15,
20 oder 30 Herren sind, die durch unsere Abteilungengewählt werden. Es können die Abteilungen
ja auch Herreu des Provinzilllausschusseshinein wählen. Die Kommissionversammelt sich, und
der Herr Vorsitzende des Ausschussesund die von ihm kommittiertenVertreter des Ausschusses
werden dann in der Kommissionerscheinen. Auf diese Weise löst sich, meine Herren, die ganze
Sache in Ruhe und Frieden auf, ich hoffe wie das Hornbergerschießen.(Ruf: Schluß!)

Vorsitzender Becker: Es ist der Antrag auf Schluß gestellt.
Zum Wort ist noch gemeldetHerr Freiherr von Schorlemer.
Der Antrag bedarf erst der Unterstützungvon 20 Mitgliedern. Ich bitte diejenigen, welche

den Antrag auf Schluß unterstützenwollen, sich zu erheben. (Geschieht.)
Die Unterstützungreicht aus.
Dann kommen wir zur Abstimmung. Ich bitte diejenigen, welche den Schluß beschließen

wollen, sich zu erheben.
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Meine Herren! Es ist der Antrag auf Schluß gestellt,obgleich noch ein Redner zum Wort
gemeldet ist. Der Antrag bedarf der Uutcrftützung, Herr Freiherr von Schorlcmcr hat verzichtet.
Dadurch ist die Sache erledigt.

Ich schließe die Verhandlung.
Abgeordneter Graf und Marquis von und zu Hoensbroech: Nein, Nein. Ich

hatte mich auch noch zum Wort gemeldet.
Vorsitzender Becker: Bitte um Verzeihung, Sie sind nicht notiert.
AbgeordneterGraf und Marquis von und zu Hoensbroech: Ich habe aber ver¬

schiedene Zeichen gemacht.
Vorsitzender Becker: Die Zeichen sind aber nicht die Form, wie man sich zum Wort

meldet. Da kommt man hierher und meldet sich beim Schriftführer; der sitzt links.
Wenn das Haus den Herrn Grafen und Marquis von Hoensbroech noch hören will, -^ in

meiner Person ist kein Hindernis, aber formell einen Anspruchhat er nicht.
AbgeordneterGraf und Marquis von und zu Hoensbroech: Ich verzichte aufs Wort.
Vorsitzender Becker: Der Herr Graf Hoensbroechhat verzichtet.
Ich schließe hiermit die Verhandlung uud gebe dem Herrn Berichterstatterdas Wort.
BerichterstatterAbgeordneterGraf Beissel von Gymnich: Meine Herren! Ich kann

mich ganz kurz fassen. Wie ich schon gesagt habe, legt der Proviuzialausschußauf die Art und
Weise der Zusammensetzung der Kommissiongar keinen Wert, und ich würde dann auch bitten,
den Autrag, wie er seitens des Herrn von Grand-Ry gestellt worden ist, anzunehmen.

Vorsitzender Becker: Es waren zwei Antrage gestellt worden oder drei, nach meiner
Auffassung, einmal der Antrag des Provinzialausschusscs,also den Ausschußuud dazu zu wählen
eine Kommission von 15 Mitgliedern, 2. ein Antrag des Herrn Abgeordneten Marx, eine besondere
Kommission einzusetzen von 15 bis 30 Mitgliedern zur Beratung der Vorlage und 3., wenn ich
recht gehört habe, ein Antrag — ich glaube vom Herrn Abgeordneten Grafen und Marquis
von Hoensbroech—, eine Kommission von 30 Mitgliedern einzusetzen, von denen erst 4 und dann
5 aus Mitgliedern des Ausschusses zu wählen seieu.

Geschäftsorduungsmäßigrichtig ist, daß der Vorsitzendedes Ausschusses das Recht hat
jeder Kommissionbeizuwohnen und dort das Wort zu jeder Zeit zu nehmen; und ebenso ist
geschäftsorduungsmäßigrichtig, daß der Ausschuß aus seiner Mitte Vertreter zu einer Kommisston,
deputieren kann, die dort immer gehört werden müssen. Ich wollte das nur klarstellen nach der
Geschäftsordnung. (Ruf: Zur Geschäftsordnung!) Zur GeschäftsorduungHerr AbgeordneterGraf
und Marquis von und zu Hoensbroech.

AbgeordneterGraf und Marquis von und zu Hoensbroech: Mein Antrag würde
also korrekt so lauten: Eine Kommission von 25 Mitgliedern zu wählen und zu dieser Kommission
den Ausschußzu ersuchen, seinerseits5 Mitglieder zu bestimmen,so daß im ganzen 30 Mitglieder
zur Kommissiongehören. (Zuruf: Mit Stimmrecht!) Selbstredend mit Stimmrecht.

Vorsitzender Becker: Zur GeschäftsordnungHerr AbgeordneterFreiherr von Soleinachel-
Antweiler.

Abgeordneter Freiherr von Solemacher-Antweiler: Meine Herren! Ich möchte
wirklich den Herrn Grafen Hoensbroechdringend bitten, den Antrag zurückzuziehen.(Zustimmung-)
Deun es würde sonst ein Novum geschaffen, das durch nichts begründet ist. Außerdem ist es
sogar eiue Beschränkung des Provinzialausschusses. Deuu Sie erreichendurch Ihren Antrag nur,
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daß um 5 Mitglieder des Provinzialausschussesin die Kommission kommen können, während nach
meinem Antrag alle 14 hinein kommen können.

Vorsitzender Becker: Zur GeschäftsordnungHerr Abgeordneter Graf und Marquis von
und zu Hocnsbroech.

Abgeordneter Graf und Marquis von und zu Hoensbroech: Es ist nach meinem
Antrage absolut nicht ausgeschlossen,daß die Abteilungen auch noch andere Mitglieder des
Prouinzialausschusscshiueiuwählcu. (AbgeordneterMarx: Zur Geschäftsordnung!) Ich will bloß
5 Sitze in der Kommission dem Ausschusse gesichert wissen, damit auch die Gegenseite Gelegenheit
hat, sich auszusprechen, und nicht muudtot gemacht wird.

(AbgeordneterGraf Beisscl von Gymnich: Es ist ja keine Gegenseite!)
Vorsitzender Becker: Das Wort zur Geschäftsordnunghat Herr AbgeordneterMarx.
AbgeordueterMarx: Ich stelle meinen Antrag präzis dahin, eine freie Kommissionaus

30 Mitgliedern zu wählen und bitte, daß bei der Zusammensetzungauf die Miglieder des Aus¬
schusses Rücksicht genommenwird.

Vorsitzender Becker: Der Antrag des Ausschussesist, wie mir eben der Herr Bericht¬
erstatter mitgeteilt hat, von ihm zurückgezogen, er scheidet also aus. Wir haben also nur noch
mit 2 Anträgeil zu tun, dem einen Antrage von Herrn Marx, eine Kommission von 30 Mitgliedern
des Hauses zu wählen, und dem andern Antrage des Hern Grafen Hoensbroech, eine Kom¬
mission von 25 Mitgliedern einzusetzen,von denen 20 aus dem Hause zu wählen wären
(AbgeordneterGraf und Marquis von und zu Hoensbroech: Nein!) — 5 aus dem Ausschuß
zn bezeichnen sind.

Meine Herren! Das sieht unsere Geschäftsordnungnicht vor. Übrigens möchte ich mir
dabei die Bemerkungerlauben: Nach der Geschäftsordnungsind alle solche Anträge schriftlich ein¬
zureichen, damit man genau weiß, worüber man abstimmenlassen kann, und ich möchte doch bitten,
daran festzuhalten,mir solche Anträge immer schriftlich zugeheuzu lassen.

AbgeordneterGraf und Marquis von und zu Hocnsbroech: Ich habe garnicht den
Antrag gestellt,den der Herr Vorsitzende eben erwähnt hat.

Vorsitzender Becker: Dann ist die Sache erledigt, dann haben wir bloß einen Antrag.
(Abgeordneter Graf nnd Marquis von und zu Hoensbroech: Nein, ich habe einen andern
Antrag gestellt!) Dann bitte ich, das schriftlichoder sonstwie zu formuliere,,. Die schriftliche
Form ist vorgeschrieben, und ich werde in der weiteren Verhandlung Anträge in mündlicherForm
nicht mehr zulassen,

Herr Abgeordnetervon Beulwitz zur Geschäftsurduung.
Abgeordneter von Bculwitz: Wenn ich recht verstandenhabe, ist eben erklärt worden, daß

der Antrag des Provinzialausschusseszurückgezogensei. (AbgeordneterGraf Bcissel von Gymnich:
Soweit er die Kommissionbetrifft!) Wenn es zulässig ist, möchte ich mir erlauben, den Antrag
wieder aufzunehmen. (Unruhe.)

Vorsitzender Becker: Meine Herren! Nach der Geschäftsordnungist es zulässig, daß der
Antrag von einem anderen Mitglied wieder aufgenommen werden kann. Dann hätten wir also
glücklich wieder 3 Anträge. (Heiterkeit.) Meine Herren! Wir hätten also erstens den Antrag
von Herrn Marx, der eine freie Kommission von 30 Mitgliedern haben will, zweitens den Antrag
von Herrn Grafen Hocnsbroech, der nach seiner mir eben gemachten mündlichenAusführnng, dahin
geht, es soll eine Kommission von 30 Mitgliedern eingesetztwerden, von denen 25 vom Hause frei
gewählt werden, und 5 Mitglieder des Ausschusses sein sollen. Diese Form kennt unsere Geschäfts-
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ordnung nicht. (Sehr richtig!) Den Antrag halte ich also nur daun für zulässig, wenn das
Halls beschließt, acl lioo die Geschäftsordnung zu ändern. (Widerspruch.) Weuu das also
geschehensoll, dann muß das iu erster Linie erfolgen.

Dann müßte ich dem Herrn Antragstellerüberlassen,zunächsteinen derartigen Antrag zu
stellen. Zur Zeit ist er uicht zulässig, und ich würde dem Herrn Antragsteller empfehlen,den Antrag
zurückzuziehen, (Zustimmung) dann kommen wir zu einer einfachen Abstimmung. (Bravo!)

Das Wort zur Geschäftsordnunghat der Herr AbgeordneteGraf Hoensbroech.
AbgeordneterGraf nnd Marquis von uud zu Hoensbroech: Meine Herren! Die

Geschäftsordnungstellt in der Zusammensetzung der Kommissionmeines Erachtens den Provinzial-
Icmdtag souverän hiu. (Widerspruch.) Und ich kann allerdings vorläufig nicht ciusehcu, daß die
Fassung meines Antrages geschäftsordnungswidrig sei. Es liegt mir absolut feru, bei dieser Gclegeuheit
irgendwie eine Änderung der Geschäftsordnung,die ja niemand wünschenoder wollen würde, zu
provozieren. (Abgeordneter von Grand-Ry: Zur Geschäftsordnung!) Deshalb ziehe ich in
dieser Form meinen Antrag zurück iu der Erwartung, daß die Motivierung, die der Herr Ober¬
bürgermeisterMarx in der letzten Äußerung seinem Antrage gegeben hat, bei der Wahl zum
Ausdruck komme. Es ist ja das formell im Antrage kaum aufzunehmen, aber er hat es damit
motiviert, daß es wünschenswert sei, daß bei der Zusammensetzungder Kommissiondie
Mitglieder des ProvinzialausschussesmöglichsteBerücksichtigungfinden. Das war blos meine
Absicht bei Stellung des Antrages ---------

Vorsitzender Becker (einfallend): Ich möchte bitten, die Sache nicht zu weit auszuführeu.
Sie haben nur das Wort zur Geschäftsordnung.

Abgeordneter Graf und Marquis vou und zu Hoensbroech (fortfahrend): Den
Herren des Provinzialausschussesdie Möglichkeit zu gebeu, auch in der Kommission zu sein.

Vorsitzender Becker: Zur GeschäftsordnungHerr Abgeordnetervon Grand-Ry.
Abgeordneter von Grand-Ry: Meine Herren! Die Konsequenzder Auffassung des

Herrn Präsidenten, daß die Geschäftsordnnnges nicht zuläßt, in der Form abzustimmen,wie der
Herr Graf vou Hoeusbroeches beantragt, ist die, daß auch der Proviuzialausfchußautrag nicht
angenommen werden kann. Denn die Bestimmung, daß der gesamteProvinzialausschußan der
der Kommissionmit seinen 15 Mitgliedern teilnehmen soll, steht vollständig in der gleichen Linie
mit der, daß 5 Mitglieder hineinkommenmüssen. Der Antrag scheidet somit vollständig aus.
Im übrigen glaube ich, würde der Vorsitzendedes Provinzialausschussesauch uicht in der Lage
sein, ohne Zustimmung der sämtlichenMitglieder des Provinzialausschussesdeu Antrag desselben
zurückzuziehen. (AbgeordneterGraf Beissel von Gymnich: Den habe ich aber zurückgezogen!)
(Heiterkeit.)

VorsitzenderBecker: Meine Herren! Die Ausführung des Herrn Abgeordneten von
Grand-Ry ist ganz zutreffend. Ich erkenne jetzt an, daß der Antrag des Provinzialausschusses
ebenfalls nicht der Geschäftsordnungentspricht. (Sehr richtig! und Heiterkeit.)

Der ist aber zurückgezogen und Herr von Veulwitz hat ihn wieder aufgenommen. In
Konsequenzdessen erkläre ich, daß der Antrag auch nicht zulässig ist und darum darf ihn He"'
von Beulwitz auch nicht in der Form aufnehmen. (Heiterkeit.)

Zur GeschäftsordnungHerr AbgeordneterGraf Beissel.
AbgeordneterGraf Veifsel von Gymnich: Meine Herren! Mir ist vorgeworfen worden,

daß ich den Antrag zurückgezogen hätte, wozu ich nicht befugt gewesen wäre. Meine Herren! ^
unvorsichtigbin ich nicht. Ich habe mich mit dem Provinzialausschuß vorher verständigt, ob
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der Antrag zurückgezogen werden kann, wenn ein anderer Antrag auf Kommissionsberatung
gestellt wird.

Vorsitzender Becker: Übrigens, meine Herren, habe ich ja als Vorsitzender die Geschäfts¬
ordnung des Hauses zu üben, Uud wenn ich eine Entscheidung treffe, sie mag richtig oder unrichtig
sein, so ist sie entscheidend für den Fall, (sehr richtig!) und die betreffenden Mitglieder haben nur
das Recht, über meine Entscheidung die Entscheidungdes Hauses anzurufen. (Sehr richtig!) Ich
möchte das nur hervorheben, damit nicht etwa noch eine gegenseitige Ausführung darüber statt¬
findet. (Heiterkeit.)

Meine Herren! Wir sind nun glücklich durch alle Geschäitsordnungsberatungensoweit
gekommen, daß wir nur noch einen Antrag haben, (Große Heiterkeit.) Und das ist der Antrag
Marx, eine Kommission von 30 Mitgliedern einzusetzen,welche von den Abteilungenzu wählen sind.

Der Antrag lautet wie folgt — allmählich kommen wir auch in die richtige Ordnung
(Heiterkeit)—: „Provinziallandtag wolle zur Vorbcrcituug der Wahl eiues neuen Landeshaupt¬
manns eine freie Kommission von 30 Mitgliedernwählen" (AgcordneterFreiherr von Solcmacher-
Antweiler: freie? — Eine Kommission!) — Ich habe das vorgelesen.Wenn es die Herren nicht
verstandenhaben, bin ich sehr gerne bereit, es noch einmal zu verlesen. Meine Herren! Aber ein
Hin- und Herreden kann ich nicht zulassen. Melden Sie sich zur Geschäftsordnungzum Wort,
dann kann die Sache in geordnetenBahnen vor sich gehen.

Der Antrag lautet:
„Provinzicillcindtagwolle zur Vorbereitung der Wahl eines neuen Landeshauptmanns
eine freie Kommission von 30 Mitgliedern wählen,"

(AbgeordneterGraf und Marquis von und zu Hoensbroech: Ich bitte zur Geschäfts¬
ordnung ums Wort!)

Zur GeschäftsordnungHerr Abgeordneter Graf und Marquis von und zu Hoeusbroech,
AbgeordneterGraf und Marquis von und zu Hoensbroech: Ich bitte das Wort:

»Freie" aus dem Antrage herauszustreichen, (AbgeordneterMarx: Bin einverstanden!)
Vorsitzender Becker: Verzeihung. Sie können höchstens den Antrag auf getrennte Abstim¬

mung stellen. Weiter können Sie keine Anträge stellen
AbgeordneterGraf und Marquis von und zu Hoensbroech: Ich stelle dann den

Antrag, das Wort „Freie" herauszustreichen.
Vorsitzender Becker: Meine Herren! Dann wird getrennt abgestimmtwerden. Es wird

über das Wort „Freie" abgestimmtwerden, und wenn Herr Graf Hoensbroechdas Wort nicht
haben will, muß er dagegen stimmen.

AbgeordneterMarx: Ich bitte, das Wort zu streichen. Ich modifiziere meinen Antrag.
Vorsitzender Becker: Gnt, meine Herren, wir kommen dann zur Abstimmungüber den

Antrag Marx. Ich bitte diejenigenHerren, welche den Antrag annehmen wollen, sich von ihren
Sitzen zu erheben. (Geschieht.)

Der Antrag ist mit großer Mehrheit angenommen und damit der Gegenstand erledigt.
(Glocke des Vorsitzenden,)

Meine Herren! Ich bitte, daß auch diese Kommissionunmittelbar nach dem Plenum
gewählt wird, daß die Abteilungen also je 6 Mitglieder in diese Kommissionwählen, uud daß
dann auch diese Kommissionzusammentritt im Zimmer des Provinzialansschusses,und sich auch
sofort konstituiert. Also die Herren haben die Güte, nach dem Plenum 2 Kommissionenzu
wählen, als zweite die für die Wahl des Landeshauptmanns, und diese Kommissionwird,

7.
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nachdem sie gewühlt ist, im Zimmer des Pruvinzialausschusseszusammentreten,um sich dort zu
konstituieren.

AbgeordneterFriederichs: Ich bitte — die Abteilungen treten doch wieder in denselben
Zimmern zusammen?

VorsitzenderBecker: Selbstverständlich. Das habe ich vorhin schon auseinandergesetzt —
alle in ihren alten Räumen.

Meine Herren! Ehe wir in der Tagesordnung fortfahren, möchte ich doch jetzt schon
hervorheben, daß mir ein Antrag zugegangenist zu Nr. 10 der Tagesordnung — er betrifft die
Erleichterung der Einquarticrungslast —, welcher dahin geht:

„Der Provinziallcmdtagwolle beschließen, den Bericht des Provinzialausschusses betreffend
die Ausgleichung der Einqnartiernugslast im Frieden an den Provinzialausschuß
zurückzuüberweiseu zur Prüfung, ob es tunlich ist, denjenigen Kreisen, welche zur
Ausgleichuugder Einqnartiernugslast eine Aufwendungmachen, Zuschüsse zu gewähren."

Es ist der Autrag von Herrn Abgeordneten von Groote in erster Linie und von
20 Mitgliedern. Die Unterstützuugreicht aus. Der Antrag wird also bei dem Gegenstaudemit zur
Verhandlung kommen.

Wir kommen dann zum zweiten Gegenstand der Tagesordnung:
Antrag der I. Fachkommission wegen der Aufstellung einjähriger Haus¬
haltspläne.

Berichterstatterist Herr AbgeordneterDr. von Snndt, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter AbgeordneterDr. von Sandt: Meine Herren! Der Wunsch, daß der

Landtag jährlich zusammentrete, ist ein alter uud schon häufig geäußert worden. Ich weiß nun
nicht, ob dieser Wunsch heute von mehr Seiten geteilt wird wie früher oder ob die beredten Worte
des Herrn OberbürgermeistersZweigert bei seiner Etatsredc dieser alten Sache eine neue Jugend
verliehenhaben. Vielleichthat auch seiue Ermahnung, daß die Fachkommissionen Anregungender
Redner im Hause mehr berücksichtigensollten, den Boden fruchtbar gemacht. Kurz uud gut, die
I. Fachkommission hat sich eingehendmit dieser Frage beschäftigt.

Meine Herren! Ich bitte, nun zunächst die Fragen auseinanderzuhalten,ob der Landtag
jährlich zusammentretenoder ob jährlich ein Etat festgesetztwerden soll. Beide Fragen decken sich
nicht vollständigund sind nicht nutwendig gleichermaßen zu beantworten. Es ist ja völlig denkbar,
daß ein Etat für 2 Jahre festgesetztwird, und daß der Landtag jährlich zusammentritt, um etwa
in dem einen Jahre den Etat zu beraten, und sich für die Beratuugen des zweiten Jahres größere
Fragen und eventuell die Festsetzungeines Nachtragsetats vorzubehalten. Der Vorteil würde I«
darin liegen, daß man bezüglich des Zeitpunktes des Zusammentretensdes Landtages, wenn er den
Etat nicht berät, nicht gebunden ist.

Die Bedenken, die gegen ein jährliches Zusammentreten des Landtages im wesentlichen
geäußert wordeu sind, sind die, daß erheblichere Kosten damit verbunden wären. Meine Herren.
Ihre Fachkommission tritt diesen Bedenkennicht völlig bei. Freilich würden in jedem Jahre Reise¬
kosten entstehen, die jetzt nur alle zwei Jahre entstehen; aber im übrigenwürden dann die Tagungen
kürzer sein und die Dicitenfragewürde daher eine wesentliche Rolle nicht spielen.

Was nun die jetzigen verhältnismäßiglangen Tagungen betrifft, so glauben wir im Sm«c
zahlreicher Mitglieder dieses hohen Hauses zu sprechen,wenn wir der Ansicht sind, daß die lange
Tagung zu einer Zeit, wo viele Herren schwer abkömmlichsind, im allgemeinen nicht wünschenswert ist.
Mancher hat es auch wohl mehr oder weniger empfunden,daß, wenn man nicht einen tieferenun
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regelmäßigenEinblickin die Geschäfte zu nehmen uud zu behalten stets Gelegenheithat, man sich
dann jedesmal mit einer gewissen Mühsamkeit,sagen wir einmal, zunächst in die Geschäftsordnung
einarbeitet, wie die eben verlaufeneDebatte ja bewiesen hat. Es ist eben zu natürlich, daß die
lange Zwischenpause,die jetzt zwischen den Tagungen des Landtages liegt, die Kenntnis vieler
grundlegenderDinge etwas verwischt. Das ist der Sache doch wohl kaum dienlich.

Nun ist es richtig, daß der Landtag als solcher nicht darüber zu befinden hat, wann und
wie oft er zusammentritt. Meine Herren! Der § 25 der Provinzialordnung lautet: Der Landtag
wird vom Könige alle 2 Jahre wenigstenseinmal einberufen,außerdem aber so oft es die Geschäfte
erfordern. Ich bin nnn zunächst der Meinung, daß diese Fassung prinzipiell für die Annahme
eines Zusannnentretens alle 2 Jahre spricht, daß aber diese Fassung auch keineswegs ausschließt,
daß der Landtag alle Jahre zusammentritt. Wie uns seitens des Herrn Landeshauptmannsmitgeteilt
wurde, sind in anderen Provinzen die Wünsche des Landtages bezüglich seines Zusammentreten^ also
auch des alljährlichen Zusannnentretens Allerhöchsten Ortes stets berücksichtigtworden. Wenn daher
auch trotz des alljährlichen Zusannnentretens des Landtags der Etat zweijährigbleiben könnte, so hat
sich Ihre Kommissiondoch — ebenfalls einstimmig— in entgegengesetztem Sinne ausgesprochen.

Meiue Herreu! Seitens des Herrn Landeshauptmanns wird mir eben eine Zusammen-
stelluu, überreicht,wonach eine einjährigeEtatsperiodebesteht in Schleswig'Holstein,im Kommunal-
landtllg für den RegierungsbezirkCassel und Wiesbaden, in Schlesien, Pommern, Brandenburg,
Ostpreußen,Westpreußennnd Hannover, die zweijährige Etatsperiode in der Rheinprovinz,Westfalen,
Hessen-Nassau,Sachseu uud Posen.

Meine Herren! Was nun die Frage des Etats betrifft, so sind die Bedenken, die gegen
einen einjährigen Etat sprechen,im wesentlichen die, daß durch einen solchen sich die Kosten auch
etwas steigerten. Das liegt daran, daß zahlreiche Etatsposttionen vorherige Besichtigungen und
Reisen der Herren Beamten der Provinz erfordern, und daß sich auch das Arbeitsmaß der
Verwaltung naturgemäß steigert. Aber auch diese Grüude scheinendoch wohl kaum ausschlaggebend,
wenn man dem gegenüberhält,daß tatsächlich eine wesentlicheSchwierigkeit besteht,mit annähernder
Sicherheit die Einnahmen und Ausgaben für 2 Jahre zu übersehen, und man kann wohl hinzufügen,
daß die großen und vielseitigenAufgaben der Provinz es auch rechtfertigen, einen einjährigenEtat
aufzustellen.

Demnach ist Ihre Fachkommission einstimmig zu der Annahme gelangt, daß nicht nur
ein alljährlichesZusammentreten des Landtages stattfinden soll, sondern auch der Etat alljährlich
und nur für ein Jahr festgestellt würde.

Meine Herren! Es handelt sich noch darum, was mit dem jetzt vorliegenden Etat
geschehensoll, der ja natürlich für 2 Jahre, wie bisher, aufgestellt worden ist.

Die Minorität Ihrer Fachkommission hat sich für ein Übergcmgsstadium dahin ausgesprochcu,
daß der jetzt vorliegendeEtat für 2 Jahre bestehen bleiben sollte, was ja einem Zusammentreten
des Landtages im nächsten Jahre nicht präjudiziert, und daß für die Zukunft erst einjährigeEtats
aufgestelltwürden Die Minorität begründet ihre Ansicht damit, daß sie die Möglichkeit einer
Zerreißung des vorliegendenEtats von 2 Jahren auf 1 Jahr bezweifelteuud daß sie auf den
neuen Landeshauptmann hinwies, der nicht in der Lage wäre, wenn er am 1. April einträte,
bereits im September, wo die Etatsberatungen beginnen,einen neuen Etat zu entwerfen.

Die Majorität, die sich dafür ausgesprochcu hat, auch jetzt schon den vorliegendenEtat
in einen einjährigen umzuarbeiten und umzuwandeln, hat dem neueu kommenden Herrn nicht
vorgreifenwollen und hat geglaubt, es wäre richtiger, ihm zu überlassen, wenn er einen neuen
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Etat schon im Jahre 1904 aufstellen wolle, daß es ihm ja übrigens auch unbenommenWare,
soweit es möglich, den diesjährigen Etat auf das nächste Jahr unverändert zu übernehmen,

Ausschlaggebendfür die Ansicht der Majorität war die Ausführung des Herrn Landes¬
hauptmanns, daß eine Trennung der Etats und eine Vinkulierung auf ein Jahr möglich wäre,
und ich muß feststelle», daß die bisherigenEtatsberatungen eine Schwierigkeitnur in einem Punkte
ergeben haben, und zwar in dem Punkte der Bewilligungen aus dem Standefonds. Meine Herren!
Hier ist es nicht mehr möglich, da gerechnet ist mit den Einnahmen von 2 Jahren und diesen die
Ausgaben für die gleiche Zeit gegenübergestellt stnd, eine Trennung und eine Prüfuug stattfinden
zu lassen, welche der vielen Anträge in diesem Jahre vorgehen und welche für den nächsten
Landtag zurückgestellt werden sollen.

Demnach bittet Sie die I. Fachkommission zu beschließe», daß für die Folge nnr einjährige
Haushaltspläne aufgestellt werdcu und auch der vorliegende Haushaltsplan nur für 1 Jahr festgesetzt
werde mit dem Zusatz, daß die Bewilligungen aus dem Ständefonds für 2 Jahre in Ausgabe
bestehen bleiben.

Vorsitzender Becker: Der Herr Landeshauptmann hat das Wort.
Landeshauptmann Dr. Klein: Um jedem Mißverständnis zuvorzukommen,möchte ich

erklären, daß meine Äußerung in der Fachkommission,es sei allerdings möglich, diesen Etat für
die zwei Jahre auseinandcrzurcchnen,nur dahin verstanden werden kann, daß dies während der
kurzen Tagung des Landtages nur in großen Zügen geschehen kann, während die genaue zahlen¬
mäßige Berichtiguug des Etats erst uach der Session des Landtages möglich ist. Es handelt sich
hierbei nicht um große Summen, aber doch um eine größere Anzahl einzelner Positionen, bei
welchen die Ausgabeziffern auf zwei Jahre berechnet waren. Es werden sämtliche Positionen
des Etats durchgegangenwerden müssen, wobei sich kleine Änderungen ergeben weiden, die aber
für die Umlage und die Gesamtausgabe ohne wesentlichen Einfluß sind.

Ich muß hiernach bitten, daß, wenn Sie bestimmen, daß dieser Etat nur auf ein Jahr
in Kraft treten soll, alsdann der Provinzialausschuß ermächtigt wird, die sich daraus er¬
gebendenÄnderungen noch vorzunehmen.

Vorsitzender Becker: Es meldet sich niemand mehr zum Wort. — Dann schließe ich
die Verhandlung.

Wünscht der Herr Berichterstatternoch das Wort? (Wird verneint.)
Wir kommen zur Abstimmung. Der Antrag, der vorliegt, lautet wie folgt:
„Der Provinziallandtag wolle:

1. für die Folge nur einjährige Haushaltspläne aufstellenund auch
2. den vorliegendenHaushaltsplan für nur ein Jahr festsetzen."

Auch gegen den Beschlußentwurfwerden Bedenken nicht laut.
Dann bitte ich diejenigenHerren, welche diesen Beschlußentwurf annehmen wollen, sich

zu erheben. (Geschieht.)
Das ist die große Mehrheit. Der Beschluhentwurf ist augenommen und damit der

Gegenstand erledigt.
Wir kommen zum dritten Gegenstand der Tagesordnung:

Antrag der IV. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provin-
zialausschusses zu der Denkschrift der Königlichen Stantsregieruug, be¬
treffend die Regulierung der Sieg und die Gewährung eines Provinzial«
Zuschusses zu den Kosten dieser Regulierung in Höhe von etwa 230000 Mark.



43. Rheinischer Provinziallandtag, 3. Sitzung am 12. Februar 1903. 55

Berichterstatterist der Herr Abgeordnetevon Guorard, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter von Guerard: Meine geehrtenHerren! Ich habe die

Ehre, Ihnen über die Vorlage der Königlichen Staatsregierung, betreffendFortsetzung der Regu¬
lierung der Sieg Bericht zn erstatten. Die Sieg durchfließt nach ihrem Austritt aus dem Ge¬
birge eine tiefliegende breite Niederung. Sie strömt durch dieselbe mit verhältnismäßig trägem
Flusse. Die Folge ist, daß die Hochwasser,die aus dem Gebirge dem Flusse zuströmen, in
dieser Niederung große und umfangreiche Schäden angerichtethaben uud noch fortwährend an¬
richten. UfcrabbrüchenfruchtbarenLandes stehen auf der cmderu Seite Ansammlnngen von Gcröll-
und Kieshalden, mit Gestrüpp überwachsen,gegenüber, letztere an Stellen, wo früher fruchtbares
und ertragreichesAckerland war Die Überschwemmungen, die die Hochwasserjährlich mit sich
bringen, verheeren weithin das Land. Gegen diese Überschwemmungen haben die Interessenten
bereits versucht, sich durch Deiche zu schützen. Die Deiche entbehrtenindes des einheitlichen Planes,
waren auch, und sind stellenweiseauch jetzt noch nicht stark genug, um dem Hochwasser Wider»
stand zu leisten.

In Erwägung dieser Verhältnisse hat dieses hohe Haus bereits in den Jahren 189?
und 1899 zu dem Beginn einer Regulierung der Sieg eine Summe von 85 000 Mark bewilligt.
Dieselbe Summe ist von der Königlichen Staatsregierung und von den Interessenten aufgebracht
worden und ist mit dem Betrage von 253 500 Mark, der vorhanden war, eine Flutstrecke ober¬
halb der Mündung befestigt worden.

Diese Regulierung besteht im wesentlichenin einer Streckung der Flußstrecke durch
Durchstiche, und in einem Befestigender Uferböschungen.

Es hat sich nun herausgestellt, daß diese Regulierung weiter fortschreiten mnß, daß ins¬
besondere zunächst eine Strecke, die sich unmittelbar an die fertiggestellte Melioration oberhalb an-
anschlicßt, von im ganzen 12826 in weiter der Regulierung bedarf. Es sollen hier im wesent¬
lichen die Uferböschungen ausgebaut uud befestigt werden. Durchstiche siud wenige vorgesehen.

In dem Staatshaushaltsetat des landwirtschaftlichen Ministeriums ist eiue Summe von
50 000 Mark als erste Rate eines Gesamtbeitrages von 230 000 Mark eingestelltunter der Be¬
dingung, daß die Provinz auch ihrerseits die gleiche Summe von 230 000 Mark hergiebt und daß
die interessiertenGemeinden bezw. Kreise wie bisher die Ausführung der Melioration, einen gleichen
Zuschuß und die dauernde Unterhaltung derselben übernehmen.

Meine Herren! Die IV. Fachkommission schlägt Ihnen vor, diese Summe von
230 000 Mark zu bewilligen,einmal in Anbetrachtder Wichtigkeit der Sache, zweitens aber auch
deshalb, weil es sich hier tatsächlichnur um die Fortsetzungund Beendigung eines begonnenen
Werkes handelt. Die Summe von 230 000 Mark selbst gelangt in diesem Jahre nicht zur Aus¬
gabe. Das hohe Haus wird gebeteu, nur grundsätzlich seine Zustimmung dazu zu gebeu, daß die
Summe von 230 000 Mark zu diesem Werke zur Verfügung gestellt wird. Über die Beschaffung
dieser Summe wird das hohe Haus bei einer späteren Tagung zu beschließen haben.

Ich kann daher nur namens der IV. Fachkommission Sie bitten, dem Antrage, wie er
Ihnen vorliegt, Ihre Zustimmung zu geben.

Stellvertretender VorsitzenderFreiherr von Schorlemer: Meine Herren! Ich stelle
den Antrag des Prouinzialcmsschusses und den Bericht zur Diskussion.

Herr AbgeordneterDick!
AbgeordneterDick: Sehr verehrte Herren! Ich habe mich nicht zum Wort gemeldet,

wie Sie mit einem hervorragendenMitgliede des hohen Hauses vielleichtannehmen können, um
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als braver Abgeordneterdes Siegkreises hier aufzutreten und aus den Verhandlungen etwas mit
nach Hause zu bringen, denn, meine Herren, diejenigen,welche über die Zustande, wie sie an der
unteren Sieg seit langer, langer Zeit schon obwalten, zuerst den Notschreicmsgcstoßen haben, sind
langst gestorbenund verdorben. An der unteren Sieg sind Zustände geschaffen worden, die zum
Himmel schreien. Es ist da eine große Menge kostbaren Bodens nach Holland exportiert
worden; Gerölle, Geschiebe, welches der Fluß dort niedergelegthat, ist zurückgeblieben und es ist ein
Ödland geworden.

Ich habe mich zum Wort gemeldet, meine Herren, besondersauch um dem hochverehrten
Herrn Ober-Präsidenten, an den schließlich wohl die späteren Rufe nach Besserung solcher Verhältnisse
gedrungen sind, dafür zu danken, daß er sich dieser Angelegenheitso sehr angenommenhat, auf
daß der Schandfleck,wie der Befnnd von ihm genannt wurde, als vor Jahren zum erstenmal
diese Angelegenheit in der Kommission verhandelt wurde — dieser Schandfleck,der das schöne
Rheinland verunstaltet, verbessert wird.

Ich habe mich hauptsächlich deshalb auch zum Worte gemeldet, meine verehrten Herren,
weil ich einen Grund hier anknüpfenmöchte, der wesentlich verschuldethat, daß solche Zustände
sich haben entwickeln können. Im allgemeinenmag man, wenn man von derartigenMeliorationen
spricht, annehmen, es handle sich um eine Wohltat, die der Landwirtschaftzngute kommt, doch es
geht mir sehr darum, meine Herren, daß diese Ansicht hier nicht Platz greift, denn ich behaupte
und beweise, daß die Ursache dieser Zustände in der Hauptsache die etwas außerordentliche
Begünstigung merkantiler Interessen und Verkehrsintercssen gewesen ist, daß die Zumauerung der
Sieg lediglichim Interesse der Rheinschifffahrtstattgefundenhat.

Meine sehr geehrtenHerren! Die Sieg hat ihre Dichter und es hat Emil Rittershaus
die Stelle, um die es sich handelt, von der ich zuletzt gesprochen habe, bezeichnet: „Da, wo sich
Rhein und Sieg verbinden,dort an unseres Weinlands Toren".

Meine Herren! Ich bitte Sie, den Plan zur Hand zu nehmen. Sie werden sehen,
daß eine Landzunge sich vor der Mündung der Sieg erhebt, die ungefähr 1500 m lang die Sieg
zwingt, parallel dem Rhein zu laufen. Meine Herren! Die Sieg, „diefer schöne Heimatfluß,oberhalb
so klar, so kühl und mild" (nach Rittershaus), hat sich „ein trotzigesMädel mit dem Eichkranz
in den Haaren" gebäumt und gekrümmt, weil ihr der Weg versperrt war und wie Sie hier auf
der Karte fehen: sie hat schließlich sich schon damals frisiert in dem heute als neuester gepriesenen
Bandwurmstile. Die Herren wollen zusehen, ob das nicht so richtig ist.

Sehr geehrte Herren! Ich hoffe durch meine Darlegung erreichtzu haben, daß Sie, wie
ich schon vorhin wünschte, nicht glauben, es handle sich hier um eine Wohltat für die Landwirtschaft,
während die Arbeiten notwendige Folge der Rheinstromkorrektionsind. Die Umbauten in dem
Gelände, die Ufer, die abgetragen werden, dienen dazu, feste Grenzen zu schaffen,die wassel-
polizeiliche Kontrolle über den Fluß zu vereinfachen und möglich zu machen.

Ich bitte Sie also, auch vou diesem Standpunkt aus diesem Antrag zuzustimmen. (Beifall)
Stellvertretender Vorsitzender Feiherr von Schorlemer: Meine Herren! Es hat sich

niemand mehr zum Wort gemeldet. Ich gebe dem Herrn Berichterstatter das Schlußwort. -^
Er verzichtet. Wir würden dann zur Abstimmungkommen. Der Antrag liegt gedruckt vor. Ich
bitte diejenigenHerren, welche dem Antrage ihre Zustimmung erteilen wollen, sitzen zu bleiben.
(Bravo!) Das ist die überwiegende Majorität. Der Antrag des Provinzialausschuffesist angenommen-

Meine Herren! Wir kommen nunmehr zu Punkt 4 der Tagesordnung.
Ich bemerke zwischenzeitlich,daß ein Antrag eingelaufenist zu Punkt 11 der Tagesordnung:
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„Der Provinziallandtag wolle beschließen, Punkt 11 von der Tagesordnung abzusetzen."
Ich setze Ihre Zustimmung voraus, daß ich diesen Antrag sofort zur Abstimmungund

Erledigung bringe. Ich bemerke, daß derselbeausreichend,von mehr wie 20 Mitgliedern, unter¬
stützt worden ist.

Wünscht jemand zu diesem Antrage das Wort? — Herr Abgeordnetervon Stcdnmn
hat das Wort. — Herr von Stedman hatten Sie nicht ums Wort gebeten? (Abgeordneter
von Stedman: Nein, nein!) Es hat niemand ums Wort gebeten. Ich bringe den Antrag
nunmehr zur Abstimmung und bitte diejenigen Herren, welche damit einverstandensind, daß
Punkt 11 der Tagesordnung abgesetzt wird, sitzen zu bleiben. — EinstimmigeAnnahme.

Ich gebe nunmehr das Wort dem Herrn AbgeordnetenHeising.
Berichterstatter Abgeordneter Heising: Meine Herren! Den Haushaltsplan für die

Verwaltung der landwirtschaftlichenAngelegenheitender Provinzinlverwaltnng und die damit
verbundenenVoranschlägefür die Provinzial-Wein- und Obstbanschulen in Trier, Krcnznach und
Ahrweiler finden Sie auf Seite 508ff. des Haushaltsplans.

Zunächst auf die Nbschlußsnmmc eingehend, möchte ich bemerken,daß der Haushaltsplan
in diesem Fahre gegen das Vorjahr in Einnahme und Ausgabe ein Mehr aufweist von
506 634 Mark 88 Pf. Diese Steigerung der Einnahmen und Ausgaben ist in der Hauptsache
auf einen durchlaufendenPosten zurückzuführen, der den Westfondsanbetrifft und der als Beitrag
der Staatslegierung zu dem Westfonds in Höhe von 320 000 Mark jetzt durch den Provinzialetat
läuft, was früher nicht der Fall war. Ich komme darauf gleich noch weiter zurück.

Sodann hat der Etat eine Steigerung dadurch erfahren, daß der bisherige Zuschußzum
Westfonds, der 220 000 Mark betrug, infolge der Beschlüsse des letzten Provinziallandtages um
100 000 Mark erhöht worden ist.

Ferner ist eine Erhöhung eingetretenim Pensionsetat um 20 87? Mark, dann bezüglich
der Unterhaltung der Weinbauschulein Ahrweilervon 18 928 Mark, eine Erhöhung des allgemeinen
landwirtschaftlichenFonds um 37 771 Mark und endlich sind für die Schule in Eleve mehr
eingestellt2000 Mark.

Dies vorausgeschickt, möchte ich auf die einzelnenPosten des Haushaltsplanes eingehen.
Sie finden zunächst in der Einnahme bezüglichder Posten 1, 2, 3 uud 4 die Zahlen und die
Begründung aufgeführt, ich glaube mich weiterer Erläuterungen dazu enthalten zu können, da
dieselben auf der rechten Seite des Etats bereits zur Genüge angegebensind.

Was Punkt 5 der Einnahme anbelangt: „Beitrag des Staates zum Westfonds" (Fonds
zur Förderung der Land- und Forstwirtschaftin den gebirgigen und wirtschaftlich zurückgebliebenen
Bezirkender Provinz), so sehen Sie dort die 320 000 Mark, von denen ich vorhin schon sprach,
die als Zuschuß der Staatsregierung zum Westfonds nuumchr durch den Provinzialetat zu
laufen haben.

Bezüglich des Westfonds ist insofern eine Änderung eingetreten, als früher staatsscitig
und von der Provinz der Betrag von 220 000 Mark eingestellt war, über die gemeinschaftlich
verfügt wurde. Bereits bei der letzte« Tagung des Provinziallandtages ist von einer Vereinbarung
mit der Staatsregierung dahin die Rede gewesen,daß die Staatsregierung, einer Anregung aus
dem Abgeordnetcnhause folgend, den Betrag dieses Fonds um 100 000 Mark erhöhen wollte, falls
die Provinz den gleichen Betrag mehr einstellen würde. Es ist damals seitens des Provinzial¬
landtages diese Erwägung zum Antrag erhoben und damals schon die Erhöhung des West¬
fonds beschlossen worden, und so ist denn bereits seit dein Beginn des Jahres 1902 mit der

8
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Summe von 2 mal 320 000, also 640 000 Mark zu rechnen gewesen. Die Verteilung dieses
Fonds geschieht nach der neueren Vereinbarung in der Weise, daß die Provinzialuerwaltung
und die Staatslegierung in einer gemeinschaftlichen Beratung die Beihülfen gewähren und die
Entscheidung in Übereinstimmungmit dem landwirtschaftlichenMinisterium getroffen wird.

Punkt 6 Titel I betrifft die Zinsen des Westfonds in Höhe von 6400 Mark, die dadurch
entstehen,daß der Westfonds nicht von vornherein ausgeschüttet wird, sondern erst der Reihe nach,
wie die Beihülfen tatsächlich zur Auszahlung gelangen, auch angegriffenwird, so daß also auf einen
Teil des Jahres hinaus jedenfalls dieser Fonds Zinsen trägt.

Unter Punkt 7 der Einnahme finden sich die Zuschüsseaus sonstigenProvinzialmitteln
und zwar a) ein Beitrag des Provinzialverbcmdeszum Westfonds von 320 000 Mark, die als
Gegenleistungzur Staatsbeihülfe vou 320 000 Mark erscheinen und unter K) für die sonstigen im
Haushaltsplan aufgeführtenlandwirtschaftlichen Zwecke 313 462 Mark gegen 453 460 Mark im
Vorjahre. Die Verminderung dieses Betrages ist, wie Sie auf der rechten Seite des Planes
ersehen, in der Hauptsachedarauf zurückzuführen, daß aus diesem Betrage früher die Beihülfe zum
Wcstfonds in Höhe von 220 000 Mark entnommen wurde, welche hier in Fortfall gekommen
sind, weil sie an anderen Stellen Berücksichtigung gefundenhaben.

Es schließt demnachder Haushaltsplan für die landwirtschaftlichen Angelegenheitenin der
Einnahmesummemit 1 035 000 Mark.

Demgegenüberstehen die Ausgaben in gleicher Höhe.
Position 1 Zuschüsse für die landwirtschaftlichenWinterschulenist mit 80 200 Mark un¬

verändert geblieben.
Der Zuschuß an den Haushaltsplan zur Zahlung von Pensionen, Witwen- und Waisen-

gcldern in Höhe von 20 87? Mark mußte neu eiugestellt werden, infolge der verändertenStatuten,
betreffenddas landwirtschaftlicheSchulwesen.

Unter 3 finden sich die Zuschüsse für die Landwirtschaftsschulenzu Bitburg und Eleve.
Es hat dort eine kleine Erhöhung infolge Einstellung eines Fachlehrers stattfinden müssen.

Zu Punkt 4 ist nichts zu erwähnen; zu Punkt 5 ebenfalls nicht.
Punkt 6 betrifft den Westfonds, und hier finden wir die Summen, welche von der

Provinz und vom Staate gegeben werden, in Höhe von 640 000 Mark, sowie die angenommenen
Zinsen von 6400 Mark in einer Summe aufgeführt.

Titel I Nr. ? „Zur UnterstützunglandwirtschaftlicherUnternehmungen in den übrigen
Teilen der Provinz", der sogenannte allgemeine landwirtschaftliche Fonds, weist in diesem Jahre
die Summe von 186 065 Mark 16 Pfg auf gegen 368 294 Mark 72 Pf. Hier ist eine Minder-
ausgabe zu verzeichnen,die sich, wie ich bereits vorhin erwähnt habe, hauptsächlich darauf zurück¬
führen läßt, daß aus diesem Betrage früher der Zuschuß für den Westfonds in Höhe von
220 000 Mark zu bestleiten war.

Zur Erhaltung der Gebäulichkeiten u. s. w. des Rittergutes Desdorf ist etwas mehr ein¬
gestellt, weil sich dies als erforderlich herausgestellthat.

Dann kommen noch unter Nr. 9, 10 und 11 die Abschlußsummenmit den Sondcr-
cmschlägen für die Provinzial-, Wein- und Obstbauschulenin Trier, in Kreuznach und in Ahrweiler,
auf die ich gleich noch zurückkomme.

In der IV. Fachkommisstonist dann noch ein Antrag eingebracht worden seitens der
Lokalabteilung Malmedy. Derselbe betrifft die landwirtschaftlicheWinterschule in St. Vith.
Bereits in der letzten Sitzung des Provinziallandtages wurde der Prouinzialausschuhermächtigt,
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wegen Errichtung einer Winterschulein St. Vith, die weiteren Verhandlungen anzuknüpfen. Der
Provinzialausschuß hat sich damals nach Prüfung der Verhältnissenicht dazu entschließen können,
die Einrichtung dieser Schule in die Wege zu leiten, und es hat dann die Lokalabteilung in
Malmedn selbst sich entschlossen,diese Schule ins Leben treten zu lassen. Nachdem dieselbe nunmehr
ungefähr 2 Jahre bestandenhat, nnd zwar mit einem Schülerbestandevon etwa 40-50 Personen,
nachdem außerdem die Ergebnisse des Unterrichtes allseitig als durchaus befriedigendbezeichnet
worden waren und endlich auch festgestellt worden war, daß auch die Schule zu Imgenbroich, zu
der eigentlich der Kreis Malmcdy gehört, in keiner Weise durch diese neue Einrichtuugbeeinträchtigt
werden würde, hat die IV. Fachkommissionkein Bedenkengehabt, einstimmig sich dem Antrage
anzuschließen,der darauf hinausgeht, daß der Prouinzialansschuß uou neuem ermächtigtwerden
möge, bezüglich der Einrichtungbeziehungsweise Übernahmedieser Schule das weitere zu uercmlassen
und die nötigen Beträge in den Haushaltsplan einzustellen.

Der Haushaltsplan der Wein- und Obstbcmschnlc in Trier befindet sich in Anlage H. und
schließt in Einnahme und Ausgabe mit der Summe von 39 600 Mark gegen 36 000 Mark im
Vorjahre. Ich glaube, ich brauche auf die einzelnenPositionen nicht einzugehcu,da dieselben ja
vollständig ausreichendauf der rechten Seite des Haushaltsplanes angeführt sind.

Das gleiche ist der Fall bezüglich der Wein- und Obstbauschule in Kreuznach,welche in
der Anlage L zum Haushaltsplan angeführt ist, Dort schließt der Etat in Einnahme und
Ausgabe mit 26 500 Mark ab gegen 31000 Mark im Vorjahre. Der Rückgang in Einnahme
und Ausgabe ist darauf zurückzuführen, daß Verhandlungen im Gange sind, bezw. dem Hause heute
ein Beschlußantragvorliegt, wonach die Übernahme der Gebäulichkeitennnd Grundstücke bei der
Weiublluschulein Kreuznach, welche bisher von der Stadt Kreuznach gestellt worden waren, hier
beschlossenwerden soll. Das Haus wird sich wohl auch diesem Antrage anschließen,und es fällt
dann die jetzt an die Stadt Kreuzuachzu zahlende Zins- und Amortisationssummefort, wogegen
dann eben die Provinz ganz und gar die Gebäulichkeiten und Grundstücke übernehmenwird,

Was die Wein- und Obstbauschule in Ahrweiler anbelangt, so erscheint für sie in diesem
Jahre ein Haushaltsplan zum ersten Mal, da sie im vorigen Jahre erst ins Leben getreten ist.
Derselbe schließt ab in Einnahme und Ausgabe mit 24 400 Mark. Es dürfte sich auch hier weiter
nichts zu erinnern finden, und es wird auch nach dieser Richtung hin die Annahme der Vorschlage
des Provinzialausschussesempfohlen.

In formeller Beziehung möchte ich nur bemerken, daß wir nach den Beschlüssen, die das
Haus soeben bezüglich der einjährigen Haushaltspläue gefaßt hat, unseren Beschluß der Fachkommission
auch wohl abändern müssen, insofern, als wir nun nicht mehr sagen tonnen: Die Fachkommission
schlägt dem hohen Hause vor, die Haushaltspläne unverändertanzunchmeu, sondern die Fachkommission
schlägt dem Hause vor, den Haushaltsplan für das Rechnungsjahr 1903 anzunehmen. Es würde
dann der Antrag, der hierzu zu stellen ist, dahin lauten:

Der Provinziallandtag wolle,
1. den vorvezeichneten Haushaltsplan, und zwar für das Jahr 1903, unverändert

annehmen.
2. zu folgender Resolution seine Zustimmung erteilen:

„Der Provinziallandtag wiederholtdie bereits in der vorigen Tagung dem Provinzial-
ausschuß erteilte Ermächtigung, zur Einrichtung beziehungsweise Übernahme einer
landwirtschaftlichen Winterschule in St. Vith, Kreis Malmcdy, die Zustimmung an
Stelle des Provinziallcmdtags zu erteile« und die dazu erforderlichen Mittel bis

8"
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auf weiteres für die nächste Hcmshaltsperiode aus dem allgemeinenlandwirtschaft¬
lichen Fonds Titel I Nr. ? der Ausgabe des Haushaltsplans der landwirtschaft¬
lichen Angelegenheitenzu entnehmen."

Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Verhandlung und gebe Herrn Abgeordneten Freiherr
von Schorlemer das Wort.

Abgeordneter Freiherr von Schorlemer: Meine Herren! Ich möchte die Beratung
des Haushaltungsplanes für die landwirtschaftlichen Angelegenheiten nicht vorübergehenlassen, ohne
meinerseitsder ganz besonderen Freude darüber Ausdruck zu geben, daß auch in dem uns jetzt vor¬
liegenden Haushaltsplan nicht allein dieselben, sondern reichlichere Mittel wie bisher für landwirt¬
schaftliche Zwecke zur Verfügung gestellt worden sind.

Ich ergreife gleichzeitig auch diesen Anlaß, um in der Tagung, in welcher unser verehrter
Herr Landeshauptmannvoraussichtlich zum letztenmal auf seinem Platz weilen wird, es noch ausdrück¬
lich auszusprechen, daß auch die rheinischen Landwirte es in vollem Maße anerkennen,wie er ihre
Interessen im Schoße der Provinzialvevwaltuug gewahrt uud vertrete» hat (Beifall!), und ich
persönlich habe in der Zeit wo ich an der Spitze der Landwirtschaftskammergestanden habe, das
besondereEntgegenkommen und Wohlwollen des Herrn Landeshauptmanns wie gegenüberallen in
der Provinz vertretenen Interessen, so auch insbesondere gegenüberder Landwirtschaft,in reichstem
Maße wahrzunehmenGelegenheitgehabt.

Gestatten Sie mir nur, meine Herren, noch wenige Bemerkungen zu deu einzelnen
Positionen des Etats, Ich freue mich, daß auch für Viehzucht wieder reichlichere Mittel zur Ver¬
fügung stehen, so daß mit Hülfe der Provinz es der Landwirtschaftskammermöglich sein wird, auch
auf diesem Gebiete weiter fördernd zu wirken. Über unsere Pferdezucht und auch über unsere
Viehzucht brauche ich hier nichts zu sagen, nachdem wir im vorigen Jahre bei der Provinzicil-
Tierschcm in Düsseldorf den Beweis geliefert haben, daß wir es — ich glaube das sagen zu dürfen
— wohl verstanden haben, mit den bisher uns bewilligten Geldern erheblicheFortschritte auf
züchterischem Gebiet zu erzielen. Es liegt im Interesse der ganzen Provinz, daß der Provinzial¬
landtag uns auch fernerhin in diesen Bestrebungenseine Mitwirkung nicht versagt.

Sie wissen, meine Herren, daß hier ganz in der Nähe im vorigen Jahre eine Central-
geflügelzuchtcmstalt ins Leben gerufen worden ist, für welche die Provinz auch bereits die zweite
Rate mit 5000 Mark, und im ganzen die Summe von 20 000 Mark bewilligt hat. Die Anstalt
ist fertig und in vollem Betriebe, und ich darf Ihnen vielleicht die Bitte aussprechen, falls Sie
einen Nachmittag zur Verfügung haben, sich dieses wirklich sehr interessante Institut einmal anzusehen.
Sie werden dann auch den Beweis geliefert finden, daß die Gelder der Provinz an der richtigen
Stelle und für ein Unternehmen ausgegeben worden sind, welches besonders auch deu kleineren
Besitzern und auch der Arbeiterbevölkerung zu Nutzen kommen soll.

Nun, meine Herren, noch ein Wort zu dem Etat der Weinbauschulenund insbesondere
der Weinbauschulein Ahrweiler, Ich möchte bei dieser Gelegenheit an die Provinzialverwaltung
die Bitte richten, es in Aussichtuehmen zu wollen, daß bei der Neuerrichtungoder der Umarbei¬
tung von Weinbergen an der Ahr auch seitens der Provinzialverwaltung Versuche gemacht werden,
inwieweit sich der Anbau weißer Neben auch an der Ahr als lohnend erweisen würde.

Zur Begründung dieser Bitte, meine Herren, will ich nur mit wenigenWorten auf die
augenblicklichen sehr ungünstigenVerhältnisse im Gebiete des rheinischen Rotweinbaues hinweisen.
Sie wissen, daß bereits im Ausschüsseder Landwirtschaftskammerfür Weinbau eingehend über Maß-
nahmen verhandelt worden ist, in welcherWeise der Rotweinbau nnd der Absatz deutscher Rot-
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weine gefördert werden könnte; es ist insbesondere auch in der Presse vielfach die Rede davon
gewesen, daß wir den Herrn Minister für Landwirtschaftzu einem Erlaß veranlaßt haben, in
welchem derselbe öffentliche Anstalten und Institute auffordert, ihreu Bedarf an Rotwciu auch bei
den Winzerucreineudes Rotweinbaugebicteszu decken. Mit Rücksicht darauf, daß gerade aus diesem
Vorgehen sowohl dem Herrn Minister wie auch der Lcmdwirtschaftskammer ein besonderer Vorwurf
insbesonderevom Standpunkt des Wciuhcmdels aus gemacht worden ist, möchte ich gern die Gelegen¬
heit bcuutzeu, die Herren vom Prouinziallandtag darauf hinzuweisen, daß dieses Vorgehe» der
Landwirtschaftskammerund auch des Herru Ministers keineswegseine Beeinträchtigungdes freien
Handels und Verkehrs bezweckt, daß es aber nötig war, um in weiteren GegendenDeutschlands
wieder den Beweis zu liefern, daß es auch auf heimischemBoden Gewächse giebt, die sich in gleicher
Weise und vielleicht noch besser zur Benutzung in Krankenanstalten eignen, wie die an beliebiger
Stelle gekauften uud bezüglich ihrer Herstellungnicht überall einwandsfreienWeine. (Sehr wahr!)

Meine Herren! Es wird Sie vielleicht interessieren, daß die große Verwaltung der Charits
in Berlin auf unsere Veranlassung ein kleineres Quantum Weine von der Ahr gekauft uud schon
nach knrzer Zeit eine ziemlichbedeutendeBestellung gemacht nnd dabei hervorgehobenhat, daß
dieser Wein sich in der Benutzung als ganz hervorragend und nebenbeiauch als billiger erwiesen
hat wie der bisher von der Verwaltung bezogene. Meine Herren! Ich glaube bei einem derartigen
Vorgehen, welches bei dem geringen Quantum, das überhaupt in den Anstalten gegenüberdem
Konsum der Gesamtheit in Frage kommt, doch dem Handel als solchen keinen großen Abbruch
tun kann, sollte man lieber sich beim Herrn Minister dafür bedanken, daß er in dieser Weise auch
dem rheinischen Rotweinbau zur Hülfe kommen will, und ich möchte nur an die Prouinzialucr-
waltung sowie au den Landtag die Bitte richten, uusere Bestrebungen auf diesem Gebiete auch
dadurch zu unterstützen, daß für Versuche derart, wie ich sie eben angeregt habe, auch seitens der
Provinz das nötige Terrain zur Verfügung gestellt wird.

Meine Herren! Was die landwirtschaftliche Winterschule in St. Vith angeht, so glaube
ich darüber nicht viel sagen zu dürfen, nachdem der Prouinziallandtag bereits vor zwei Jahren
sich grundsätzlich mit der Errichtung dieser Schule einverstaudeuerklärt und die nötigen Mitel dafür
bereit gestellt hat. Wenn eine Entscheidung bis heute uicht ergangen ist, so lag das eben an dem
besonderenVerhältnissen und vor allen Dingen an dem Bedenken des Proviuzialausschnsses,ob
nicht die Errichtung einer landwirtschaftlichen Winterschulein St. Vith der schon bestehenden land¬
wirtschaftlichen Winterschuleiu Imgenbroich Abbruch tun könnte. Meine Herren! Inzwischenist
auf Betreiben der Lokalabteilung selbst und ihres sehr rührigen Vorsitzenden,des Landrats
Dr. Kaufmann eine Privatwinterschule in der Stadt St. Vith errichtetworden. Dieselbehat in
den zwei Jahren ihres Bestehens ca. 40 Schüler gehabt, und es ist die erfreuliche Tatsache zu
verzeichnen, daß auch die landwirtschaftliche Winterschulein Imgenbroich nicht zurückgegangen ist,
sondern erheblich besser besucht worden ist wie vorher. Nachdem nunmehr die Vorsitzenden der
beiden landwirtschaftlichen Lokalabteiluugen,bezw. die Landräte von Malmedy und Montjoie sich
beide mit der Errichtung der Schule in St, Vith einverstanden erklärt haben, sind meines
Erachtens auch die Bedenkenausgeräumt, welche bisher sowohl bei dem Provinzialausschusse,wie
bei dem Centralkuratorium für die landwirtschaftlichenWinterschulen gegen die Übernahme der
Schule von St. Vith bestandenhaben, und ich bitte Sie heute nur noch sich einstimmig womöglich
dafür erklären zu wollen, daß die Gelder in der von der Kommission vorgeschlagenen Weise für
die Schule in St. Vith zur Verfügung gestelltwerden. (Beifall.)
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Vorsitzender Becker: Es meldet sich sonst niemand mehr zum Wort. Dann schließe
ich die Verhandlungen und gebe dem Herr Berichterstatter das Wort. — Nein, verzeihenSie,
der Herr Landeshauptmann wünscht noch das Wort, Ich nehme an, daß das Haus damit ein¬
verstandenist, daß wir die Verhnndluugeu wieder eröffnen (Zustimmung,) Das ist der Fall,
Ich gebe dem Herrn Landeshauptmann das Wort.

LandeshmiptmcmnDr. Klein: Meine Herren! Ich habe nur den letzten Teil der Aus¬
führungen des Herrn Präsideuten der Landwirtschaftskammcrvon Schorlcmer gehört. Ich möchte
dazu mir die Bemerkung gestatten, daß wir auch erkannt haben, daß der Hauptübelstaud für das
Rotweingcbiet an der Ahr in dem mangelnden Absatz liegt. (Sehr richtig!) Wir haben getan,
was wir mit unseren bescheidenen Kräften konnten, um diesen Absatz zu befördern, allein die
Schwierigkeitist den billigen Rotweinen gegenüber eine so große, daß ich mir auch für die Zukunft
wesentlichen Erfolg hiervon nicht verspreche. Wir sind deshalb auch schon dazn übergegangen,
anzuordnen, daß bei unseren WeinbauschulcufreistehendeGelände mit weißen Reben bepflanzt
werden, wir werden die Versuche fortsetzen und dahin wirken, daß im Falle ein lohnender Weiß¬
weinbau sich an der Ahr betreibe« läßt, unser Vorgehen Nachahmungfindet. In der Einführung
der weißeu Traube würde ich für die Ahr den größtenAufschwung erblicken, der ihr zu teil werden
kann. Hiernach stehe ich den Anregungendes Herrn Präsidenten der Landwirtschciftskammer in
dieser Beziehung durchaus sympatisch gegenüber.

Ebenso betrachte ich die Frage der Winterschule iu St. Vith durch das gegenseitige
Übereinkommen zwischen den beiden Kreisen für gelöst.

Vorsitzender Becker: Jetzt meldet sich aber niemand mehr zum Wort. Ich schließe die
Verhandlung und gebe dem Herrn Berichterstatterdas Wort.

BerichterstatterAbgeordneterHeising: Ich verzichte.
Vorsitzender Becker: Der Herr Berichterstatterverzichtet.
Dann kommen wir zur Abstimmung.
Der Beschlußcntwurfder IV. Fachkommission,meine Herren, ist Ihnen bereits bekannt.

Sie wünschen nicht die nochmaligeVerlesung.
Dann bitte ich diejenige» Herren, welche den Haushaltsplan unverändert annehmen

wollen, sich zu erheben. (Geschieht.) Das ist die Majorität. Ich stelle Ihr Einverständnis fest.
Dann kommen wir zu der Resolution. Wünschen Sie nochmals die Verlesung? —

Das ist nicht der Fall.
Dann bitte ich diejenigen Herren, welche die Resolution ebenfallsannehmen wollen, sich zu

erheben. (Geschieht.) Ich stelle Ihr Einverständnis fest.
Damit ist der Gegenstand erledigt.
Wir kommen zum fünften Gegenstand der Tagesordnung:

Antrag der IV. Fachkommission zu dem Haushaltsplan über die Ver¬
waltung der Fonds zur Gewährung von Viehentschädigungen.

Berichterstatterist Herr AbgeordneterDick, dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterAbgeordneterDick: Meine Herren! Ich habe die Ehre, Ihnen in Aus¬

führung des Auftrages der IV. Fachkommission ihren Beschlußzum Haushaltsplan über
die Verwaltung der Fonds zur Gewährung von Viehentschädiguugeninfolge:

«,) von Rotz und Lungenseuche (Reichsgesctz vom 23. Iuui 1880, betreffend die
Abwehr und Unterdrückung von Viehseuche», und Ausführungsgesetzvom
12. März 1891),
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d) von Milz- oder Rauschbrand (Gesetz vom 22. April 1892, betreffend die Ent¬
schädigung für an Milzbrand gefalleneTiere),

für das Rechnungsjahrvom 1. April 1903 bis 31. März 1904,
— infolge der neuen Lesart — zur Annahme zu empfehlen:

Der Provinziallandtag wolle den vorbezcichneten Haushaltsplan unverändert annehmen.
Es handelt sich hier um einen besonderenHaushaltsplan, weil die Interessenten, die

Viehbesitzer, die Gelder zusammengetragenhaben, schon seit langer Zeit für je ein Pferd 30 Pf.
und für je ein Stück Rindvieh 25 Pf, zahlen uud auf diese Weise im Laufe der Zeit einen
Reservefonds gesammelt haben, der bei Pferden 283 462 Mark 20 Pf. und bei Rindvieh
638 376 Mark 96 Pf, beträgt.

Der Etat weicht etwas vom Vorjahre ab, weil große Verluste eingetretensind infolge des
Ausbruches einer Pferdescnchcin Cöln, Verluste, die eine Zurücknahmevon 30 000 -^ 50 000,
also 80 000 Mark wahrscheinlich aus dein Reservefondsnötig gemacht, aber doch nicht dazu geführt
haben, daß eine Steigerung der Beiträge, die alljährlich vom Provinzialausschußfestzusetzensind,
erfolgen mnß. Die Zinsen aus dem Reservefonds sind als Einnahme mit 6336 Mark 56 Pf.
für Einhufer und mit 18 459 Mark 42 Pf. für Rindvieh für das nächste Jahr in Rechnunggestellt
und die Abgaben der Viehbcsitzer mit 54 002 Mark 40 Pf. und 268 83! Mark 25 Pf.

Die Abgaben brauchen, wie gesagt, uicht erhöht zu werden, doch ist davon die Rede
gewesen, daß es vielleicht zweckmäßig wäre, dieselben anders, nach Gefahrenklassen,zu normieren.
Aber es wird dies besondererVorrechnungcnbedürfen und ein Antrag ist dieserhalb nicht gestellt.

Ich kann Ihnen deshalb nur empfehlen, den Antrag der IV. Fachkommission, wie er
vorliegt, anzunehmen,

Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Verhandlung — ich schließe dieselbe, da sich niemand
zum Wort meldet.

Wir kommen zur Abstimmung. Ich darf wohl ohne besondere Abstimmungfeststelle, daß
die Versammlung dem Antrage der IV. Fachkommissiongemäß den Haushaltsplan unverändert
angenommenhat.

Wir kommen zum 6. Gegenstand der Tagesordnung:
Antrag der IV. Fachkommission zu dem Bericht uud Antrag des Provinzial«
ausschusses, betreffend die in Ausführung der Beschlüsse des 42. Pro-
viuziallaudtllges getroffenen Maßnahmen

ll) bezüglich der Errichtung der Provinzial-Wein- und Obstbanschule
zu Ahiweiler,

d) bezüglich der dem Provinzialausschuß zur Erwäguug überwiesencn
Resolution, betreffend Übernahme der von der Stadt Kreuznach für
die Provinzial-Wein- und Obstbauschule daselbst gemachten Auf¬
wendungen.

Berichterstatterist Herr AbgeordneterHeising, dem ich das Wort gebe.
AbgeordneterHeising: Meine Herren! Die Sache liegt Ihnen unter Nr. 38 der Druck¬

sachen vor. Ich glaube, ich kann mich sehr kurz fassen, was wohl namentlich im Interesse der
vorgerückten Stunde doppelt empfehlenswertist, da ja alles in der Drncksache bereits enthalten ist,
was dem Hanse zu wissen wünschenswerterscheinen dürfte. Es handelt sich hier in der Hauptsache
um die Ausführung eines Beschlusses, dem der letzte bezw. vorletzte Provinziallaudtag bezüglich der
Errichtung der Obst- uud Weiubauschuleuin Kreuznach und in Ahrwciler gefaßt hat. Soweit die
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Schule iu Ahrweiler in Bettacht kommt, handelt es sich um einen Rechenschaftsbericht, indem s. Zl-
von dein Pruuinziallandtage der Prouinzialansschußermächtigt war, die Einrichtungeiner Provinzial-
Wein- und Obstbauschulein Ahrweiler zu veranlassenund in Anlehnung an den Etat der Wein¬
bauschule in Trier die Mittel bereit zu stellen und vorläufig auszugeben.

Es ist die Weiubauschulein Ahrweiler mit Oktober vorigen Jahres ins Leben getreten.
Die sämtlichen Ausgaben, die nötig waren, sind gemacht, und im einzelnenhaben Sie aus den
Drucksachen ersehen können, in welcher Weise der Provinzialausschußdein Beschluß des Provinzial-
laudtages nachgekommen ist. Ich glaube mich auf die Abschluß-Summenbeschränkenzu können.
Sie finden dort auf Seite 3 der Druckfache, daß für die Gruuderwerbstostcuabzüglich des Zuschusses
des Kreises Ahrweiler 43 700 Mark, für die Kosten des Neubaues der Gebäude nach dem Anschlage
128 8>»0 Mark ausgegebensind, für die erste Einrichtung der Weinberge und Gärten mit deren
Einfriedung, Mauern u. s w. 24 818 Mark notwendig gewordensind, dann ferner für die innere
Einrichtung, mit Mobilar, Lehrmitteln, Kcllcreigerätschaften u. s. w. 17 000 Mark abzüglich des
Staatszuschusscs, sodaß von der Provinz 9 740 Mark aufzubringen wareu, für die Gehälter des
Direktors und der Fachlehrer 3 036 Mark; Ausgaben zur Unterhaltung der Schule von Beginn
der Bauarbeiteu bis zum 31. März 1901 Reisekosten,Remunerationen u. s. w. 13 906 Mark,
Zinsen der von der Landcsbant erhaltenen Vorschüsse 4000 Mark und zur Deckimg von etwaigen
Überschreitungen 2000 Mark, im ganzen 230 000 Mark. Bereits in der Anlage 28 zum Sitzungs-
protokoll des 42. rheinischen Provinziallcmdtageswar iu Aussichtgenommendie Deckung der Kosten
der Weiubuuschule iu Ahrweiler durch spätere Anleihe aufzubringen,dementsprechend soll die Deckung
des vorstehendenBetrages durch Aufnahme einer Anleihe — besondererBericht iu Drucksache 29
— beantragt werden, während für die spätere Verwaltung der Schule ciu besonderer Haushalts¬
plan zur Annahme des Prouinziallaudtages vorliegt.

Bezüglichder Wein- und Obstbauschulciu Krcuzncich liegen die Verhältnisse insofernein
wenig anders, als dort, wie ich bereits vorher bei Erörterung des landwirtschaftlichen Haushalts¬
planes hervorgehoben habe, die Stadt KrenznachGrundstückeuud Gebäude beschafft bezw. errichtet
hat uud das Anlage- und Vezirkskapitalsich mit 4'/2°/o hat verzinsen lassen. Die Provinzial-
vcrwaltung hat erkauut, daß es doch bedenklich erscheint, wenn dieser Zustand fernerhiufortbestehen
bleibt uud ist gern dem Antrage von Kreuzuachgefolgt, die Übernahme der Gebäulichkeiten bezw-
der dazu unbedingt notwendigenGrundstückezu veranlasse«nnd ist dementsprechend,nachdem ein
Vertrag mit der Stadt Kreuzuachabgeschlossen ist, den Sie auf Seite 4 im einzelnen vorfinden,
dazu übergegangen,die Übernahme der Schule dem hohen Hause vorzuschlagen.

Bei Beratung dieses Antrages des Provinzialausschusseshat sich Ihre IV. Fachkommission
einstimmigauf den Standpunkt gestellt,daß den Vorschlägen des Provinzialausschusseszuzustimmen
sei. Bei weiterer Erörterung in der IV. Fachkommissionist man aber dann zu der Erkenntnis
gekommen,daß sowohl in Krenznach, wie auch in Ahrweiler die Unterbringung der Schüler und
die Verpflegung derselben nicht ohne Schwierigkeitenmöglich ist. Unterzubringensind die Schüler
ja allerdings wohl, aber die Kosten, welche infolge der Unterbringung in Privathäuseru den Schülern
entstehen, sind nicht unerheblich. Damals bei der Errichtung der Schule ist sowohl bei Kreuzuach,
wie bei Ahrweiler davon ausgegangen worden, daß zur Errichtung eines Internats vorläufig kein
Bedürfnis vorliege, weil man der Überzeugung war, daß auch anderwärts die Verpflegung und
der Unterhalt der Schüler nach jeder Richtung hin gesichert erscheine. Und der Erfolg sowohl m
Krenznach, wie in Ahrweiler hat ja auch gezeigt, daß die Schüler sich durch die hohen Kosten,
die sie bisher haben aufwendenmüssen,zwar nicht haben abhalten lassen, die Schule zu besuchen-
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Es sind indessen doch berechtigte Bedenken anfgestoßen,ob man es den Schülern, die meistens
Söhne kleiner Winzer sind, zumuten könnte, außer daß sie ihre Arbeitskraftdem elterlichen Haus¬
halte entzögen, nuu auch dcu Angehörigennoch erhebliche Kosten cmfzuerlegeu durch die Hergabe
erheblicher Mittel zur Bestreitung des Unterhaltes und der Verpflegung.

Nach den Ermittelungen, die angestelltworden sind, kann angenommenwerden, daß dort
die Verpflegung jedes Schülers pro Tag unter 1 Mark 50 Pf. bis 1 Mark 70 Pf. oder sogar
1 Mark 75 Pf. nicht zu erreichen ist, so daß man also auf einen Kostenbetrag von immerhin
450—500 Mark zu rechnen hat, der von deu einzelnen Schülern bar aufzuwendenist.

Es ist nun in der IV. Fachkommissionkeineswegs die Absicht ausgesprochen, die
Errichtung von vollständigen Internaten bei den beiden Schulen ohne weiteres zu empfehlen,
sondern man glaubte zunächst insofern einen Mittelweg einschlagen zu köunen, daß man darauf
hinwirkte, die Provinzialverwaltung zu ersuchenbezw. zu ermächtigen, Ermittelungen anzustellen
und Vorkehrungen zu treffen, welche darauf abzielen, den jungen Leuteu eine billige Unterkunft
zu sichern; denn es versteht sich von selbst, daß, wenn die jungen Leute gemeinschaftlich unter¬
gebracht und verpflegt weiden, sei es in der Weinbauschule,soweit es angängig ist, — und
das ist beispielsweisein Nhrweiler der Fall — oder aber in Priunthäusern, daß dann für ein
wesentlichbilligeres Geld die jungen Leute unterhalten weiden können, als wenn sie einzeln
sich ihr Unterkommenin Priunthäusern suchen müssen. In Ahlweiler liegt die Sache so, daß
tatsächlich eigentlich die Räume, welche für eiu Internat uötig wären, voll uud ganz vor¬
handen sind, und dank dem Entgegenkommender Provinzialverwaltung fiudcu denn auch die
auswärtigen Schüler in dem Hause selbst wenigstensWohnung. Dagegen sind sie bezüglich des
Unterhaltes immer noch auf sogenannteKosthäuserangewiesen. Die ganze Disziplin und die Ein¬
teilung des Unterrichts, namentlichdie Aufsicht der Schüler, leidet darunter, daß die Schüler nun
täglich den weiten Weg von der Schule zu der Stadt zu machenhaben und es ist deshalb schon
vom Kreise Ahrweiler erwogen, auf eigene Kosten Vorkehrungenzu treffen, um die Verpflegung
der Schüler im Hause selbst zu ermögliche».

Der Antrag, welcher an Stelle 3 der Ihneu vorliegenden Drucksachen 59 seitens der
IV. Fachkommissiongestellt ist, bezweckt nuu den Prouinzialausschuß zu ermächtigen, von der
Bindung, welche nach Ansicht der Prouinzialverwaltuug s. Zt. bei Fassung der Beschlüsse gemacht
worden ist, daß zunächst von einem Internat abgesehen weiden sollte, den Provinzialausschußzu
befreien und ihm zu gestatten, nach dieser Richtung hiu iu Verhandlungen einzutreten,welche ohne
erhebliche Kosten gewissermaßenauch die Einrichtung einer im Hause selbst stattfindendenVer¬
pflegung und einer Unterkunft der Schüler gewährleisten. Nur von diesem Gesichtspunkte aus ist
der Antrag gestellt.

Ich möchte noch bemerken, daß beide Schulen, sowohl iu Kreuznach,wie auch in Ahrweiler
sich eines regen Besuches erfreuen und daß auch für das nächste Jahr jedenfallsschon eine genügende
Anzahl von Schülern in Aussicht steht, so daß auch für die Folgezeit der hinreichende Besuch der
Schulen gesichelt erscheint,umsomehr, wenn der Punkt 3 des Antrages hier seitens des hohen
Hauses Annahme findet.

Die IV. Fachkommission stellt deshalb den Antrag:
„Der Provinziallllndtag wolle
1. durch bezeichneten Bericht die vom 42, Provinziallandtage geforderteRechenschafts-

ablegung über die Errichtuug der Provinzial-Wein- und Obstbauschule zu Ahrweiler
- entgegennehmen,
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2. die Deckung der Kosten der Errichtung der Weinbauschule zu Ahrweiler mit
230 000 Mark und der Gesamtkosten der Übernahme der Weinbauschule zu
Kreuzuach in das Eigentum des Provinzialuerbandes mit 156 558 Mark 92 Pf,
durch die in Drucksachen, Nr. 29 beantragte Aufnahme einer Anleihe genehmigen,

3. den Prouinzialansschuß ermächtigen, Vorkehrungen zu treffen, durch welche den
Schülern der Provinzial-Wein- und Obstbauschulen zu Ahrweiler und Kreuznachdie
Möglichkeit geboten wird, am Schulorte billiger Wohnung und Unterhalt zu finden."

Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Verhandlung. — Da sich niemand zum Wort meldet,
schließe ich dieselbe und darf wohl ohne besondereAbstimmungfeststellen,daß der Landtag den
Vorschlagdes Provinzialausschussesund der IV. Fachkommission genehmigthat.

Wir kommenzum nächstenGegenstand der Tagesordnung:
Antrag der IV, Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Prouinzial¬
ausschusses, betreffend Gesuch des Ackereis Julius Klciu zu Klcinsiepcn bei
Radevormwald, Kreis Lcunep, vom August 1902 (eiugegaugen am 22, August
1902) um Abstaudnllhme von der Verfolgung eines Ersatzanspruches der
Rheinischen landwirtschaftlichen Beruisgenossenschnft gegen ihn.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterMelchers, ich gebe ihm das Wort.
Der Herr Berichterstatter bittet, daß der nächste Gegenstand der Tagesordnung Nr, 8

gleichzeitig mit verhandelt wird. Das ist der Antrag:
Antrag der IV. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Prouinzial¬
ausschusses, betreffend das Gesuch des Bäckers Hugo Wirbelauer zu
Trompete bei Leichlingen, Kreis Solingen, vom 30. November 1902 um
Abstaudnllhme von der weiteren Verfolgung eines Regreßanspruches der
Rheinischen landwirtschaftlichen Berufsgcnosscnschaft gegen ihn und seinen
Vater, den Ackerer Wilhelm Wirbelauer.

Meine Herren! Mir scheint das sehr zweckmäßig,wenn wir die beiden Gegenstände
verbinden. Wenn das Haus also damit einverstanden ist — das scheint der Fall zu sein. —-
Dann gebe ich dem Herrn Berichterstatterfür die beiden Gegenständezugleich das Wort.

Berichterstatter Abgeordneter Melchers: Meine Herren! Unter Nr. 40 und 41 der
Drucksachenliegen Ihnen zwei Anträge vor, erstens der Antrag des Nckerers Julius Klein zu
Kleinsiepenbei Radevormwald und zweitens der Antrag des BäckersHugo Wirbelauer zu Trompete
bei Leichlingen, In denselben wird beantragt, von der Verfolgung eines Regreßanspruchsder
rheinischenlandwirtschaftlichenBerufsgenossenschaft Abstand zu nehmen.

Die beiden Anträge haben Ihrer Fachkommission vorgelegen. Sie hat dieselben eingehend
geprüft. In beiden Fällen liegen grobe Fahrlässigkeitenbei im Betriebe sich befindenden land¬
wirtschaftlichen Maschinen uor. Die Schutzvorrichtungensind nicht angebrachtgewesen.

Die Kommission schlägt Ihnen deshalb vor, dem Antrage des Provinzialausschussesauf
Ablehnung Ihre Zustimmung geben zu wollen.

VorsitzenderBecker: Ich eröffne die Verhandlung — und schließe dieselbe, da sich
niemand zum Wort meldet. Ich darf wohl ohne besondere Abstimmungfeststellen,daß Sie den
Anträgen der IV. Fachkommission beigetrctensind.

Wir kommenzum Antrag der I. Fachkommission zu dem
Bericht und Antrag des Provinzialausschusses, betreffend die Versetzung
des Landeshauptmanns, Geheimen Ober-Regierungsrats Dr. Klein, in
den Ruhestand.
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Ich gebe dem Herrn BerichterstatterMichels das Wort.
BerichterstatterAbgeordneterMichels: Meine verehrtenHerren! Der I. Fachkommission

ist der Antrag des Provinzialausschusseszugegangen,der dahin lautet:
„Der Provinziallandtag wolle die von dem Landeshauptmann, Geheimen Ober-
Regierungsrat I)i-, Klein beantragte Versetzung in den Ruhestand vom 1. April
kdeu. Is. ab unter Gewährung des nach den Bestimmungendes Reglements, betreffend
die Pensionierung der Provinzialbeamten der Rhcinprovinz, sich ergebenden Ruhe
gehaltcs beschließen."

Zu diesem Antrage des Ausschusses ist der I. Fachkommissionein von 82 Mitgliedern
des hohen Hauses uuterzcichueter Antrag zugegangen,der folgenden Wortlaut hat:

„In Ansehungder hervorragendenVerdienstedes Herrn Landeshauptmanns Dr, Klein
um unsere Hcimatprouinz glauben die Überzeichnetenin Anregung bringen zu dürfen
daß dem Herrn Landeshauptmcmubei seinem Ausscheiden aus dem Amte eine besondere
und dauernde Ehrung zuteil werde, uud daß damit der allseitigenAnerkennung nnd
Dankbarkeit für seiue hervorragenden Verdienste der gebührende Ausdruck gegeben
werde. Zu diesem Behufe beantragen die Unterzeichneten,

es wolle der hohe Provinziallandtag
ll) die Pension für den Herrn LandeshauptmannDr. Klein auf 20 000 Mark festsetze»,
d) der Ehefrau des Herrn Landeshauptmanns neben den derselben und ihren

Kindern rechtlich zustehenden Relikten-Kompetenzen und unbeschadet dieser
Kompetenzen eine besondere nnd zusätzliche Witwen-Pensionvon jährlich 3000
Mark bewilligen,

u) die Anfertigungeines Ölbildes des Herrn Landeshauptmannsfür den Sitzungssaal
des Provinzialausschussesdurch einen Künstler aus dem Kreise der Düsseldorfer
Künstlerschaft beschließen und den Provinzialcnisschuß beauftragen,das Erforderliche
zu veranlassenund insbesondere wegen der Anfertigung des Bildes die nähere
Bestimmung zu treffen."

Meine Herren! Es gereicht mir zur großeu Ehre und Freude, auf Grund des ein-
stimmigenBeschlusses der I. Fachkommission dem hohen Hause die Annahme des von 82 Landtags¬
abgeordnetenunterzeichneten erweitertenAntrages zur Annahme empfehlen zn können.

Die Begründung des Ihnen vorgelesenen erweiterten Antrages hat die I. Fachkommission
sich ganz zu eigen gemacht, sie schließt sich dabei aus vollem Herzen der ungeteilten Anerkennungan,
welche der Geschäftsleitungdes Herrn Landeshauptmanns von allen Seiten zu teil gewordenist.
Der Dank des hohen Hauses und damit der ganzen Provinz ist schon aus berufeneremMunde
dem Herrn Landeshauptmann gezollt worden. Die Ehrung, welche bei Annahmedes erweitertenAn¬
trages dem hochverehrtenHerrn Landeshauptmann dnrch Anbringung seines Bildes in dem Sitzungs
faule des Provinzialausschusseszugesprochen wird, soll für ewige Zeiten öffentlichZeugnis der
Dankbarkeitder Provinz für die glänzenden Verdienstedes Gefeiertengeben. (Beifall.) Meine ver¬
ehrten Herren! Ich glaube mich in Übereinstimmungmit Ihnen allen zn befinden, wenn ich die
Hoffnung ausspiechc, daß es dem verehrten Herrn Landeshauptmann vergönnt sein möge, zur
Freude der Provinz sich der wohlverdientenRuhe in körperlicher und geistigerFrische noch lange,
lange, lange Zeit zu erfreuen. (Bravo!)

Ich erlaube mir daher, meine Herren, Ihnen den unveränderten Antrag der 1. Fach¬
kommission zur einstimmigenAnnahme zu empfehlen. (LebhaftesBravo!)

9»
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Vorsitzender Becker: Es meldet sich niemand zum Wort — dann schließe ich die
Verhandlung. Wir kommen zur Abstimmung.

Der Antrag der I. Fachkommission geht dahin, der Provinziallandtag wolle den vorscitig
abgedruckten, von 82 Abgeordnetenunterzeichneten Antrag unverändert annehmen.

Ich bitte diejenigen Herren, welche so beschließenwollen, sich von ihren Plätzen zu
erheben, (Geschieht.) Ich darf die einstimmigeAnnahme feststellen.

Landeshauptmann Dr. Klein: Darf ich bitten, mir das Wort zu geben.
VorsitzenderBecker: Der Herr Landeshauptmann hat das Wort.
Landeshauptmann Dr. Klein: Meine Herren! Ich danke Ihnen von Herzen für die

überaus anerkennenden Beschlüsse, welche Sie eben aus Anlaß meines Ausscheidensaus der
Provinzialverwaltung gefaßt haben, eine Anerkennung,von der ich sagen muß, daß sie das Maß
meiner Verdienste weit übersteigt, Ich möchte Sie aber bitten, meine Herren, mir eine Ein¬
schränkungzu Ihren Beschlüssenzu gestatten. Ich erachte das reglementsmäßigeRuhegehalt des
Landeshauptmanns für vollkommen angemessen, und habe ich niemals eine Erhöhung meiner
Pension beantragt, noch angeregt.

Nachdem Sie, meine Herren, dem ungeachtet aus der Initiative des Landtages heraus
und zwar, wie ich höre, einstimmigden Beschlußgefaßt haben, mein Ruhegehalt auf 20 000 Mark
festzusetzen, glaube ich Bedenken tragen zu müssen, diesen Beschlußpure abzulehnen, sondern ich
glaube vielmehr die beste Lösung darin erblicken zu sollen, daß ich für mich nur das mir rechtlich
zukommende Ruhegehalt in Anspruch nehme und dagegen den Betrag, um welchen die Pension,
welche Sie mir zugebilligthaben, mein reglementmäßigesRuhegehalt übersteigt, bei der Landcsbank
ansammeln lasse, zum Besten einer Stiftung zur UnterstützungpensionierterProvinzialbcamter und
deren Hinterbliebenen.(Bravo!) Meine Herren! Es ist mir dies die allerangcnehmsteVerwendnng,
welche, wie ich aus Ihren Zurufen schließe, auch Ihren Intentionen entspricht. Durch eine solche
Verwendung des Mehrbetrages der Pension wird Ihr Beschlußgeehrt uud meine Gesinnung den
Beamten gegenüber in der richtigen Weise an den Tag gelegt. (Beifall.) Ich bin Ihnen recht
dankbar, daß Sie durch Ihren Beschluß es ermöglicht haben, meinen Namen in dieser Stiftung
in der Verwaltung zu erhalten. (Lebhafter Beifall.)

Vorsitzender Becker: Wir kommen zum nächstenGegenstand der Tagesordnung:
Bericht und Antrag des Provinzialausschusses, betreffend die Ausgleichung
der Einquartierungslast im Frieden und zwei hierzu gehörige Petitionen.

Zu diesem Antrage liegt außerdem vor der Autrng des Herrn von Groote uud Genossen,
den ich Ihnen bereits vorgelesenhabe. Der Antrag lautet, wie folgt:

„Der Provinziallandtag wolle beschließen, den Bericht des Provinzialcmsschusses,
betreffend die Ausgleichung der Einquartierungslast im Frieden an den Provinzial-
ausschuß zurückzuverweisen zur Prüfung, ob es tunlich ist, denjenigenKreisen, welche
zur Ausgleichung der EinquartieruugslastAufwendungenmachen, Zuschüsse zu gewähren.

Ich gebe dem BerichterstatterHerrn AbgeordnetenVcltman das Wort.
BerichterstatterAbgeordneterVeltman: Meine Herren! Der vorliegendeGegenstandder

Tagesordnung hat den Provinziallandtag schon wiederholt beschäftigt,ohne daß die Beratung zu
einer Entscheidunggeführt hat. Der letzte Provinziallandtag hat den Wuusch ausgesprochen,">
unserer heutigen diesjährigen Tagung eine endgiltige Entscheidung herbeizuführen.

Die Verhandlungen wurdeu uernulaßt durch zahlreiche Petitionen von Kreisen und
Gemeinden der Provinz, die darauf hinwiesen, daß die Einquartierungsentschädigungcn,die das
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Reich gewährt, unzulänglichsind und namentlichdadurch zur großen drückenden üast für einzelne
Kreise geworden sind, daß die Eiuauarticruuglast eine ungleiche ist und in gewissen Teilen der
Provinz sich ganz besondersfühlbar macht.

Wenn auch bei den Verhandlungen des letzten Landtages sich vielfach die Neigung
kundgab,die schwere Belastung einzelnerTeile der Provinz auzuerkenncn uud Abhülfe zu schaffen,
so fehlten damals die rechtlichenund materiellen Unterlagen für einen Beschluß, namentlichauch
in statistischer Beziehung, Deshalb ging damals der Beschlußdes Ücmdtages dahin:

„Den Provinzialcmsschußzu beauftragen, die erforderlichenstatistischen Erhebungen
in der Provinz über die Höhe der Einauarticrungslast anzustellen nnd auf Grund
derselbennochmals bei der KöniglichenStaatsregicrung in dieser Angelegenheit behufs
zureichenderErhöhung der Einquarticrungscntschädigungenvorstellig zu werde», die
Zuständigkeit des Provinziallandtages, Ausgaben zur Erleichterungder Einquartierungs-
lastcn zu übernehmen, durch Vorlage von Rechtsgutachtcnaußer Zweifel zu stellen
und dem nächsten Provinziallandtage uuter Mitteilung der Stellungnahme der übrigen
Provinzialucrbändc zu dieser Frage behufs endgültiger Entscheidungder vorliegenden
Petitionen eine Vorlage zu machen."

Die Aufgabe, die damit dem Provinzialausschuß gestellt war, ging also erstens auf
statistischeErhebungen, zweitens wurde dem Provinzialausschuß aufgegebcu, auf Grund diefer
Erhebungen bei der Königlichen Staatsregicrung noch einmal den Antrag zn stellen,die nnzuläng-
lichcn Einquartierungsentschädigungcnzu erhöhen, drittens ein Rechtsgutachtcnüber die auch hier
in den Verhandlungen strittig gewordene Frage zu crlaugeu, ob die Provinz berechtigt sei, Zu¬
schüsse der crwähutcn Art zu geben. Dann sollte Umfrage gehalten werden, wie die anderen
Provinzen sich zu dieser Frage stellen und schließlich sollten die Unterlagen für eine Entscheidung
in dieser Tagung gegeben werden, wobei sich naturgemäß der Landtag freie Entscheidung vor¬
behielt, ob überhaupt Einquartiernngscntfchädignngenaus Provinzialmittcln geleistet werden sollen
oder nicht.

Meine Herren! Was zunächst den Autrag an die Königliche Staatsregicrung auf Grund
der statistischen Erhebungen, auf die ich nachher noch zurückkomme, betrifft, fo hat dieser Antrag
das Ergebnis gehabt, daß der zuständige Herr Minister mitgeteilt hat, daß dem Herrn Reichskanzler
der Antrag als weiteres Material für die zur Zeit im Schoße der Reichsrcgiernngschwebenden
Verhandlungen über den genannten Gegenstandübermittelt worden sei.

Meine Herren! Es ist damit zu befürchten, daß diefer Antrag das Schicksal der Anträge
teilt, die als weiteres Material an die zuständige Stelle überwiesen werden. Daß der Herr
Minister selbst kaum eine andere Auffassung hat, geht daraus hervor, daß er der Provinzial-
vcrwaltung empfiehlt, ihre Beschlußfassungvon der Beendigung der erwähnten Verhandlungen
nicht abhängig zu machen, daß er also wohl selbst annimmt, daß diese Entschließung kein günstiges
Ergebnis im Sinne des Antrages haben werde.

Die Einholung des Rechtsgntachter.shat das erwartete Ergebnis gehabt. Es kommt zu
dem Schluß, daß der Provinziallandtag gesetzlich berechtigt und darum zuständigist, Ausgaben zur
Erleichterungder Einauaiticrungslasten zu übernehmenund mithin Mittel, — sei es solche, welche
dem Prouinzialvcrmögen entnommen werden, sei es solche, welche durch Ausschreibung von
Provinzialabgabcn aufkommen— zu Ausgleichungenuud Entschädigungen,zur Erleichterung der
bezeichneten Lasten zu verwenden. Dieses Rechtsgutachtcnist erstattet worden von dem Herrn
Geh. Iustizrat von Simson in Berlin.
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Dann, meine Herrn, ist festgestellt worden, daß die sämtlichen übrigen Pruvinzial-
verwaltungen noch nicht dazu übergegangen sind, Einquartiernngscntschädigungenaus Prouinzial-
Mitteln zn gewähren und daß auch nicht eine Absicht bei diesen anderen Provinzen vorliege,
solche Entschädigungenzu leiste».

In sehr eingehender, übersichtlichernnd erschöpfender Weise ist sodann der Prouinzial-
ausschußbezw. die Provinzinluerwaltung dem Ersuchennachgekommen, durch statistische Erhebungen
die Frage zu klären. Es hat, ohne daß ich wohl auf die Einzelheiten einzugehen brauche, die
Statistik, die an sich ja nicht anzuzweifelndeTatsache ergeben, daß einerseitsdie Lasten drückend
sind und daß sie andererseits nngleichverteilt sind, so z. B. trägt der RegierungsbezirkTrier, der
1,4,5 °/o der Gesamtbcvölkerungder Provinz aufweist, von den Einquarticrnngslasten 29,s3°/o der
Gesamtlast, Coblcnz bei einem BevülkerungsverlMnis von 11,8°/« 27,?i "> der Einquartierungs-
lllst, Aachenbei 10,? "/« der Bevölkerung 14,»4 "/» der Einquartierungslast, Düsseldorf umgekehrt
bei 45,8°/° der Bevölkerung nur 15,?4"/„ der Einquarticrungslast und Cöln bei 1?,?°/« nur
12,88 "/n der Eiuquartierungslast.

Es ist dann eine Aufstellung gemacht worden, welche Aufwendungen die Provinz zu
machen hat, wenn pro Tag und Kopf der Einquartierung ciu Znschnß von 40 Pfennigen für
jede einquartierte Militärpersou vom Feldwebel abwärts gewährt wird und wenn durch Umlagen
nach dem Verhältnis der Einkommensteuerin den einzelnen Kreisen der erforderlicheZuschuß
aufgebracht wird. Es ist dann festgestellt worden, wie sich das rechnungsmäßigin den einzelnen
Kreisen stellt und welche Zuschüsse die einzelnenKreise erhalten, bezw. welche Lasten sie zu tragen
haben. Um nur die äußersten Beispiele zu wählen, weise ich darauf hin, daß in diesem Falle
die Stadt Cöln einen Zuschuß leisten müßte von rund 19 000 Mark, während der Kreis Vitburg
eine Entschädigung in Höhe von 2? 000 Mark zu erhalten hätte. Um diese Mittel aufzubringen,
wäre es notwendig, eine Umlage von 0,2» °/n der direktenStaatsstener in der ganzen Provinz
zu erheben.

Der Prouinzialllusschußnimmt sodann Stellung zu der Vorlage und kommt zn der Ansicht,
daß schwerwiegendeBedenkengegen die Aufwendungen von Provinzialmitteln zur Erleichterungoder
zum Ausgleichder Einquartiernngslastenvorliegen.

Ihre Kommission, die I. Fachkommission, hat sich dieser Auffassungin ihrer großen Mehrheit
angeschlossen. Zu diesem Entschluß führte zunächst einmal das Bedenken, daß die Einquartiernngslasten
grundsätzlich nnd rechtlichunzweifelhaft eine Neichslnst sind nnd daß es sehr bedenklichsein würde, daß
gegenübereinem ablehnenden Verhalten sämtlicher übrigen Provinzen nnnmchr eine einzelne Provinz,
unsere Provinz, dazn überginge, diese Reichslast auf ihre Schultern zu nehmen, und durch dieses
vereinzelte Vorgehen — ich möchte sagen — ein schlechtes Beispiel für die übrigen Provinzen gibt
und dadurch es höchst nuwahrscheiulich macht, daß sich das Reich auf seine Pflicht besinnt und
seinerseits hier einen Ausgleicheintreten läßt.

Ferner, meine Herren, wurde es als ein sehr böser Präzedenzfall hingestellt, wenn unsere
Provinz dazu überginge, in einem solchen wie dem vorliegendenFalle, der unzweifelhaftnicht zu
den einzelnenihr gesetzlich überwiesencnAufgaben gehört, sich dauernd zu belasten.

Wenn man in einem solchen Falle, ohne daß man die vorhandene Notlage in einzelnen
Teilen der Provinz leugnen kann und will, zu einer Beihilfe Übergänge, — wie will man stch
verhalten, wenn in anderen Fällen, sagen wir, wenn die Schullasten in einzelnen Teilen der
Provinz besonders drückendwerden, Wünsche herantreten, daß diese Lasten durch die Provinz
gemildert und ausgeglichen werden. Das, meine Herren, waren die wesentlichen Gründe, die Ih««
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Ausschuß mit dem Proviuzialcmsschußzu dem Entschluß kommen ließen, daß es prinzipiell abzu¬
lehnen sei, eine solche Ausgleichungder Einquarticrungslastcuaus Prouiuzialmittcln, insbesondere
durch Erhöhung der Prouinzialabgabcn, stattfinden zu lasse».

Sodann ist der Provinzialausfchuß trotz dieser grundsätzlichen Stellungnahme in eine
Erwägung eingetreten, in welcher Form man die Entschädigungen gewähren lassen könne, wenn
umn zu solchen überginge,und hat sich dahin ausgesprochen,daß es wohl nicht angängig sei, den
einzelnen notleidendenGemeinden eine Zulage zu gewähren, wenn eben diese Notlage festgestellt
wäre. Der Herr Berichterstatter des Pruuiuzialausschnsseshat seine Bedenken in dem Worte
zusammengefaßt,daß dann ein Wettlaui der Armut stattfindenwürde und sehr schwierig die richtige
Entscheidunggetroffen werden könne, welchen Pctcntcn und in welchem Umfange Entfchädigung
gewährt werden könne, eventuell ist vorgeschlagen worden, zu einer allgemeinen Umlage übcrzngehc»,
wie ich dies schon eben kurz erwähute.

Ihr Ausschuß nun, meine Herren, hat diesen Ausführuugcu nicht folgen können. Ohne
daß ein Beschlußhierüber gefaßt worden ist, war die Mehrheit der Kommissionsmitglicdcrdoch
wohl der Ansicht,daß, wenn eine Entschädigungder Quartierlnsteu stattfinden solle, es wohl nur
auf dem Wege gelingen könne, daß im einzelnenFalle eine Unterstützunggewährt wird.

AIs BeschlußIhrer ersten Kommission habe ich Ihnen zunächst mitzuteilen den, daß es
prinzipiell abgelehnt wird, Entschädigungen fiir Militärlastcn eintreten zu lassen.

Der Antrag der alsdann uon einem Mitglicde der Kommission gestellt wurde, daß den
Kreisen, die ihrerseits dazu übergehen, den GemeindenZuschüsse zu den Eiuquarticrungslastenzu
gewähren, cm Beitrag uuu "/4 des Gcsamtzuschusses gewährt werden soll, ist zurückgezogenworden
und schließlich hat auch ein Antrag, daß die Frage, ob auf diesem Wege eine partielle Übernahme
der Einquarticruugslasteudurch die Provinz stattfinden solle, dem Prouinzialausschußzur nochmaligen
Erwägung überwiesenwerden solle, nicht die Zustimmung der Mehrheit der Kommission gefunden.
Es war bei diesen, ablehnendenBeschlußdie Erwägung maßgebend, das eigentlich über das vor¬
liegendeThema genügendVerhandlungenin der Kommission und im Landtag geführt worden seien,
daß nunmehr durch die so eingehendenvon der Proviuzialverwaltuug gegebenen Unterlagen der
Gegenstand genügend beleuchtet und die Frage spruchreifsei, daß sich anch wohl die einzelnen
Mitglieder dieses hohen Hauses über diese Frage ihre Meinung bilden könnten und auch wohl
gebildet haben, sodaß es wünschenswert ist, daß dieser Gegenstanduuu endlich von nnserer Tages¬
ordnung verschwindet, uud ich kauu Ihucn daher nur empfehlen, auch den neuerdings eingegangenen
Antrag, der soeben seitens des Herrn Präsidcutcn verlesen ist, die Angelegenheitnochmals dem
Prouinzialniisschnß zu überweisen, nicht anzunehmen uud damit definitiv es abzulehnen, eine
Erleichterung der Einquarticrnngslasten der einzelnen Gemeinden der Provinz aus Provinzial-
mitteln eintreten zn lassen und durch diesen Beschluß auch die uurlicgeudeu Petitionen für
erledigt zu erklären.

VorsitzenderBecker: Ich eröffne die Verhandlung uud gebe Herrn Abgeordnete,!von
Grootc das Wort.

Abgeordneter von Groote: Meine verehrtenHerren! Ich habe mich zum Worte gemeldet,
um ganz kurz den Antrag zn begründen,der aus der Mitte dieses hohen Hauses zu dieser Vorlage
eingegangenist uud der von dem Herrn Präsidenten verlesen worden ist.

Dieser Antrag hat keinen anderen Zweck, als die dringendeBitte an Sie zu lichten, daß
Sie heute nicht zu einein solchen negativen Beschluß kommen möchten, wie er Ihnen von der eisten
Fachkommissionvorgeschlagenwird, daß Sie vielmehr den Weg beschreitcnmöchten, nochmals
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durch den Pruvinzialausschußprüfen zu lassen, ob nicht in irgend einer Form doch ein Ausgleich
möglich ist.

Meine Herren! Wenn Sie heute zu einer einfachen Ablehnung kommen, so wird zweifellos
dadurch eine lebhafte Enttäuschung in weiten Kreisen hervorgerufen werden. Denn nach den
Verhandlungen in der letzten Tagung des Provinziallandtags ist nicht nur innerhalb, sondern auch
außerhalb dieses Hauses sehr vielfach die Erwartung bestimmt gehegt worden, daß der Provinzial-
lcmdtcig der Auffassung wäre, daß er wohl zu einem Ausgleich übergehen könnte, wenn die
rechtlichen Bedenken, die damals eine wesentliche Rolle spielten, ans dem Wege geräumt wären,
Umsomehr ist man dieser Auffassung gewesen, als von Seiten des Provinzialansschusseseiner
derartigen Absicht zu helfen bestimmterAusdruckgegeben worden ist.

Und, meine Herren, eins möchte ich Sie jedenfalls versichern: Wenn Sie heute diesen
einfach ablehnendenBescheid an die betroffenenKreise richten, dann werden Sie damit die Frage
nicht aus der Welt geschafft haben. Sie wird zweifellosimmer wieder kehren und wird erst dann
verstummen, wenn in irgend einer Weise eine Abhülfe geschafft worden ist. Denn es war ja
schon früher die Auffassungauch hier allgemeinanerkannt, daß tatsächlich eine ganz außerordentliche
und ungerechtfertigteÜberlastung einzelner und zwar gerade leistungsschwacher Kreise vorliege.

Meine Herren! Die statistischenErmittelungen, welche inzwischenstattgefunden haben,
haben die Nichtigkeit dieser Auffassungvollauf bestätigt, es hat sich ergeben, daß einzelne Kreise
gerade in den ärmeren Gebirgsgegenden in einzelnenJahren Belastungen zu tragen hatten, die
über 100 Prozent der Staatseinkommensteuerhinausgingeu. Vielfach ist auch unter den Herren
Mitgliedern des Provinziallandtages daher die Ansicht vertreten, daß die beste Lösung der Frage
diejenigesein würde, die in dem zweiten Teile der Vorlage des Provinzialansschussesausgeführt ist.

Aber, meine Herren, diese Mitglieder sind sich darüber doch klar, daß dieser Wunschkeine
Aussicht auf Erfüllung hat, und es ist deshalb darauf Bedacht genommenworden, einen anderen
Weg in Vorschlag zu bringen. Meine Herren! Die Notwendigkeit eines Ausgleichs der Ein¬
quartierungslasten ergibt sich nicht nur für die ganze Provinz, sondern sie ist auch in den
einzelnen Kreisen selbst vorhanden. Es ist die Einquartierungslast in den Kreisen selber anch eine
sehr verschiedene. Auch in den stärkst belasteten Kreisen werden Sie Gemeinden finden, die sehr
selten überhaupt Einquartierung haben, und andererseitswerden Sie Gemeinden finden, die jedes
Jahr mit Einquartierung bedacht werden. Es hat das ja seine ganz natürliche Erklärung durch
die Lage solcher Gemeinden entweder weit abseits vom Wege oder au den Hauptstraßen, und es
hängt zu einem großen Teile auch in den Gifelkreisen namentlich damit zusammen, daß durch die
Anmärsche und die Rückmärschezu und vom Übungsplätze bei Elsenborn eben ganz bestimmte
Gtappenquartiere gegeben sind. Es ist mit Rücksichthierauf auch schon früher wiederholt in
einzelnen Kreisen versucht wurden, innerhalb des Kreises einen Ausgleich zu schaffen. In ver¬
schiedenen Eifelkreisenhat man diesen Weg beschritten und zwar nicht in dem hohen Maße, wie
es in dem zweiten Teile der Vorlage seitens des Provinzialansschussesiu Rechnunggezogen worden
ist, sondern es hat sich da um sehr viel geringereUnterstützungengehandelt. Aber die Kreise,
welche in der Aussicht auf eine stärkere Einquartierung dazu übergegangenwaren, eine gewisse
Entschädigung den betreffenden Gemeinden bezw. Quartierträgern in Aussicht zu stellen und
zuzusagen, haben nach den Erfahrungen, die sie gemacht haben, sofort wieder gesehen, daß sie w
der Notwendigkeit sich befanden, von diesem Vorgehen wieder Abstand zu nehmen. Es hat sich
gezeigt, daß sie so stark belastet wurden durch einen derartigen Ausgleich, daß sie eben mit ihren
geringen Mitteln das nicht machenkonnten. Auf der andern Seite aber, meine verehrten Herren
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werden Sie jedenfalls mit mir anerkennen, daß cs durchaus wünschenswertist, wenn auch inner-
halb der Kreise ein derartiger Ausgleicherstrebt wird.

Von diesem Gesichtspunkt ausgehend,meine Herren, war in der Kommission der erwähnte
Antrag gestellt worden, daß man wenigstensdenjenigenKreisen, welche selbst zu einem derartigen
Ausgleiche übergehen wollten, von Seiten der Provinz Zuschüsse gewähren möchte in Höhe von
"/4 der Aufwendungen,welche die Kreise selber machten,aber nicht mehr als 30 Pfennig für den
Mann und Tag, während ja in der Vorlage des Provinzialausschusscs40 Pfennig für dcu Maun
und Tag der Berechnungzu Grunde gelegt sind.

Heute ist der Antrag, welcher hier gestellt wird, noch weiter zurückgegangen,er
ist noch bescheidener und anspruchsloser. Meine Herren! Wir möchten blos bitte», daß Sie
wenigstensdie Möglichkeit,einen derartigen Weg zn beschielten,nochmalsim Prouinzialausschussc
Prüfen lassen, ob nicht in dieser Weise wenigstensdie schlimmsten Härten beseitigt werden könnten.
Ich glaube fest, meine Herren, daß die Leistungen, die infolge dessen von der Provinz erfordert
würden, ganz erheblich hinter dasjenige zurückgehen würden, was in der Vorlage hcntc berechnet
wird. Denn es käme darauf an, welche Kreise ihrerseits zu einem solchen Ausgleiche übergiugeu,
und ich glaube, daß sehr viele Kreise, wahrscheinlichdie Mehrzahl überhaupt, eiu derartiges
Bedürfnis nicht empfinden, und andererseitsglaube ich auch wieder, daß cs einzelneKreise gibt,
die selbst sich nicht in der Lage halten, auch nur einen Bruchteil dieser Auslagen wieder ans
Kreisfonds zu übernehmen.

Aber, meine Herren, die Antragstellerhaben davon abgesehen, nach irgend einer Richtung
hin bestimmtdas Maß der Unterstützungzu bezeichnen, welches sie den Kreisen zugewendet zu sehen
wünschen, und sie möchten es völlig dem Provinzialansschußüberlassen,zu prüfen, in welchem Maße
und unter welchen Modalitäten ein solcher Ausgleich vorgenommenwerden kann, auch zu prüfen,
ob die Leistungsfähigkeitder eiuzeluen Kreise noch eine besondere Rolle dabei spielen soll, oder
aber ob man den Ausgleichgewähren soll gauz unabhängig hiervon.

Meine Herren! Mit Rücksicht auf die Ausführungen des Herrn Berichterstattersmöchte
ich nur noch ganz kurz Folgendes hinzufüge»: Es ist als ein Hauptbedcnken von feiten der Fach¬
kommission hervorgehobenwurde», daß die Gefahr vorläge, wenn die Provinz hier helfend einträte,
dann das Reich sich nm so eher und um so länger seiner Verpflichtung,diese Neichslastvoll zu
übernehmen,entziehen würde. Ja, meine Herren, ich glaube doch nicht, daß das bei einem solchen
Vorgehen, wie es hier Ihnen empfohlenwird, zn befürchten ist. Wenn die Provinz dazu kommen
sollte, gewisse besondersbetroffene Kreise einigermaßenzu unterstützen,dann würde ich es für das
durchaus richtigeVorgehen der Provinz halte», wenn sie in allen solchen Fällen sich auch ihrerseits
wieder au die Staatsregieruug wendet und Erstattung des von ihr Geleistetenfordert, daß sie also
in keiner Weise die Rechtslage durch ein derartiges Vorgehen ihrerseits verschiebenläßt. Ebenso
wenig wie die Kreise ja bisher Erfolg gehabt haben und die Gemeinden,wird ja voraussichtlich
nuch die Provinz Erfolg haben. Aber die Rechtslage wird sich dadurch in keiner Weise verschieben.

Es ist dann auf die anderen Provinzen der Monarchie hingewiesen wurden. Ja, meine
Herren, cs ist gesagt worden, daß diese bisher es abgelehnt hätten, derartige Schritte zu thun.
Ich weiß nicht, ob das ganz zutreffend ist. Ich glaube, daß für die anderen Provinzen bisher
wenigstens in der Mehrzahl wohl nicht in diesen Umfange, wie das hier der Fall ist, eine
Veranlassung vorgelegenhat, überhaupt zu dieser Frage Stellung zu nehmen. Und dann, meine
Herren, weiß ich auch nicht — ich muß das der Kenntnis besser informierter Leute überlassen—
ob denn die Verhältnisseder Nhcinproviuzin dieser Beziehunggerade mit den anderen Provinzen
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so vollständig zu vergleichen sind, üb die Unterschiedezwischen der Leistungsfähigkeit der einzelnen
Kreise einerseits so erhebliche sind wie das hier bei uns der Fall ist, und ob andererseits auch die
Belastungen der einzelnen Teile der Provinz mit Einquartierung so wesentlich verschieden sind, wie
sie sich hier in den letzten Jahren so ganz außerordentlichherausgestellthaben.

Meine Herren! Der Antrag, wie er Ihnen hier gestellt ist, enthält in keiner Weise eine
Bindung, wie Sie von dem Prouinzialausschußdie Frage gelüst zu sehen wünschen. Der Provinzial-
ausschnß kanu vollständigunbefangenan eine weitere Prüfnng der Frage herantreten, und ich glaube
daher, annehmen zu dürfen, meine Herren, daß Sie Ihr Wohlwollen diesen anerkanntermaßen
schwer belasteten Kreisen gegenüber dadurch zum Ausdruckebringen, daß Sie sich einstimmigauf
den Boden dieses Antrages stellen. (Beifall.)

Vorsitzender Becker: Das Wort hat der Herr AbgeordneteMarx.
AbgeordneterMarx: Meine Herren! Ich bedauere, auch diesem letzten Autrage das Wort

nicht reden zu können. Denn die Versuche des geehrten Herrn Vorredners haben die beiden
Hauptbedenken, die auch diesem Autrage gegenüber stehen, bei mir nicht beseitigt und erschüttert.
Auch diesem Autrage steht iu erster Linie das Bedenken entgegen, daß wir eine dem Reich
obliegendeLast dauernd auf die Provinz übernehmen. (Sehr richtig.)

Meine Herren! Das Recht der Steuererhebung auf der ciuen Seite bringt auf der anderen
Seite für den betreffendenVerband die Verpflichtung mit sich, genau zu prüfen, wie weit seine
Zuständigkeitgeht. Denn wohin sollte es führen, wenn die vielen, mit dem Rechte der Erhebung
öffentlicher Abgaben ansgcrüftetcn Verbände, das Reich, der Staat, die Gemeinden, die Kreise,
die Provinzen sich ihrer Zuständigkeit nicht bewußt blieben uud einer die Aufgaben des anderen
nach freier Willkür lösen würde; ein Wirrwar ohnegleichenwürde dadurch herbeigeführtwerden.
(Beifall,) Diesen Weg, meine Herren, dürfen wir grundsätzlich nicht betreten, und bei allem Wohl-
wollen, welches man sonst dem Antrage entgegenbringen möchte, ist dieses Hemmnisdoch unüberwindlich.

Meine Herren! Auch das zweite Hauptbcdcnkcn ist nicht ausgeräumt worden. Der
Herr Landeshauptmann war ersucht, in der Versammlung der Lcmdeshciuptleutcfestzustellen,
inwieweit etwa eine Einheitlichkeitin diesem Vorgehen erzielt werden könnte. Der Herr Landes¬
hauptmann hat in der Fachkommission versichert,daß die sämtlichenanderen Provinzen einmütig
sich nicht dazn entschließen können,eine Last des Reichs zu übernehmen, nnd daß sie es bedauern
würden, wenn die Rhcinprouinz vorginge und sie damit gewissermaßenin eine Zwangslage brächte.

Meine Herren! Diese beiden grnndlcgcndenBedenken sind in keiner Weise erschüttert
uud ich bedauere daher auch, wie gesagt, dem Euentualcmtragewidersprechen zu müssen.

Meine Herren! Das hohe Haus ist allzeit bereit gewesen, für die ärmeren Kreife und
insbesonderefür die Landwirtschaftalle erdenklichenOpfer zn bringen. Und ich spreche meinerseits
aus, daß ich dem auch fernerhin das Wort reden werde. Gerade wir in den Städten bewahren
dauernd den Grnndsatz, daß der stärkere für den ärmeren eintreten muß. Dieser Grundsatz soll
auch durch meine Ausführungen nicht erschüttert werden. Ich wünsche, daß er wie bisher in diesem
hohen Hanse hochgehaltenwerde, aber im Rahmen der durch das Gesetz gezogenen Zuständigkeit.
(Beifall.)

Vorsitzender Becker: Das Wort hat Herr Abgeordnetervon Grand-Ry.
Abgeordnetervon Grand-Ry: Meine Herren! Es ist ja nicht zu verkennen, daß die

Frage eine außerordentlichschwierige ist, auf der anderen Seite aber auch, daß der Notstand m
einzelnenTeilen der Provinz ein sehr drückender und ein für die Gemeinden lanm zu ertragender
ist. Die Vorlage, die der Prouinzialausschuß gemacht, hatte das schwere Bedenken, daß sie die
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Ausgleichungder Einquartierungslastenals eiuc ganz allgemeine, für alle Falle wirkende darstellte.
Sie hat es nicht ins Auge gefaßt, nur den wirklich unter einen Notstand stehenden Gemeinden zu
helfen. Dieser Auffassung würde ich unter keinen Umständenzustimmen. Ich würde glauben, daß
in diesem Falle allerdings die Provinz dazu gekommen wäre, direkt die ganze Verpflichtungdes
Reichs bezüglich der Ausgleichungauf sich zu nehmen. Hier handelt es sich bei dem Antrag des
Herrn von Grootc und Genossenaber wesentlich darum, die Möglichkeit noch offen zu lassen, daß
die Provinz in irgend welcherWeise den notleidendenGemeinden entgegen komme. Der Antrag
bestimmt garnicht,in welcher Art nnd Weise — das halte ich für sehr wesentlich — die Unterstützung
stattfindensoll; er bestimmtanch nicht, daß die Umlagen dafür in Anspruch genommen werden sollen,
sondern er läßt es dem Provinzialcmsschußvöllig frei zu erwägen, ob es irgendwiemöglich sei,
ohne Verletzung des Prinzips und ohne der Vcrpflichtnng des Reichs für spätere Zeiten vorzugreifen.

Unter diesen Umständen sehe ich nicht die Gefahren ein, die der Herr Vorredner darin
erblickt, als sei damit eine dauernde Last des Reichs voll übernommen.

Ich kann hiernachauch der Weigerung der anderen Provinzen, die Lasten zu übernehmen,
nicht das gleiche Gewicht beilegen.

Es tritt aber noch ein anderes Moment hinzu, daß die Kreise ihrerseits herangezogen
werden sollen.

Wenn man also den Antrag so auffaßt, daß der Prouinzialvcrwaltung freie Hand gelassen
wird, in welcher Art und Weise sie ihn ausführen will, daß damit keineswegsausgesprochen
werden soll, daß Provinzialumlagen dafür in Anspruch genommenwerden, die Beihülfe nur den
leistungsschwachen Gemeinden,die durch die Last bedrückt werden, gewährt werden soll, daß endlich
der Kreis noch hinzutritt, so sehe ich iu dieser Form des Antrages nur eiuen Notstandsantrag,
der einem Notstand abhelfen will nnd der im ganzen nnd großen das Prinzip, das die erste
Fachkommisstonin der prinzipiellenAblehnung der Vorlage des Proviuzialausschusscsfestgestellt
hat, nicht verletzt.

Vorsitzender Becker: Es hat sich niemand mehr zum Wort gemeldet.
Ich schließe die Verhandlung und gebe dem Herrn Berichterstatterdas Wort.
BerichterstatterAbgeordneterVcltman: Ich verzichte!
Wir kommen zur Abstimmung, Der Antrag der I. Fachkommission geht dahin:

Der Prouinziallandtag wolle davon Abstand nehmen, aus Mitteln der Provinz eine
Ausgleichung der Einquartieruugslastenzu erstreben und gleichzeitigdie hierzu eingegangenen
Petitionen als erledigt erachten.

Der Antrag des Herrn Abgeordnetenvon Grootc und Genossengeht dahin:
Der Provinziallandtag wolle beschließen, den Bericht des Prouinzialausschusses, betreffend
die Ausgleichung der Einqnarticrungslasten im Frieden, an den Provinzialansschuß
zurück zu überweisenznr Prüfung, ob es tnnlich ist, denjenigenKreisen, welche zur
Ausgleichungder EinqnartierungslastenAufwendungenmachen, Zuschüsse zu gewähren.

Der letztere Antrag ist eigentlich ein Vertagungsantrag, ein Nufschicbunasantrag. Er
muß nach meiner Ansicht vor dem Antrag der ersten Fachkommission zur Abstimmung kommen.
Wird er abgelehnt,dann ist über den Antrag der ersten Fachkommission abzustimmen.

Ist das Haus damit einverstanden? (Znruf: Ja!) Das ist der Fall. Dann bitte ich
diejenigenHerren, welche den Antrag des Herrn von Groote und Genossenannehmen wollen, sich
zu erheben. (Geschieht.)

Es ist die Minderheit, die steht; der Antrag ist abgelehnt.
10*
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Wir kommenzur Beschlußfassung über den Antrag der ersten Fachkommission. Ich bitte
diejenigenHerren, welche diesen Antrag annehmen wollen, sich zn erheben. (Geschieht.)

Das ist die Mehrheit. Der Antrag ist angenommennnd damit der Gegenstand erledigt.
Meine Herren! Der nächste Gegenstand der Tagesordnung ist mit Ihrer Zustimmung

von der Tagesordnung abgesetzt und wird erst später zur Verhandlung kommen.
Wir kommen zum Gegenstand Nr. 12 der Tagesordnung:

Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend Abänderung des § 18 des Statuts der Lcindcsbaut
der Rheinprovinz.

Berichterstatterist der Herr AbgeordneteHucck, dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterAbgeordneterHucck: Meine Herren! Wie Sie aus der DrucksachcNr. 16

ersehen haben, wurde die Lcmdcsbank im laufenden Verkehr durch je 2 Kollektivuntcrschriften
verpflichtet, sei es durch den Direktor und ein Mitglied des Kuratoriums, sei es durch den Direktor
und einen Landcsbcmkrcit, sei es durch ein Mitglied des Kuratoriums und einen Landcsbcmkrat. Die
außergewöhnlicheSteigerung des Verkehrs bei der Lcmdcsbank erforderte die Anstclluug bereits
dreier Laudcsbcmkrätc und läßt es möglich und wünschenswert erscheinen, Mitglieder des Kuratoriums
ans dem Rahmen der zur Unterschristberechtigten nnd verpflichteten auszuschalten, da dieselben
meistens auswärts wohnen und schwer zu erreichen sind.

Die FachkommissionI empfiehlt daher dem hohen Hause die in DrncksacheNr. 5?
vorliegendeAbänderung durch Fassung des § 18 Absatz 3 des Statuts der Landesbank wie folgt:

Zur Empfangncchmcvon Geldern oder Wertpapieren, falls dieselbe nicht seitens
der Rendantur der Landcsbank erfolgt, ferner zur Verfügung über Guthaben der
Lcmdcsbankbei anderen Banken oder über Wertpapiere sowie zur Übernahme einer
rechtlichen Verpflichtungfür die Landesbank— insbesondere auch im Wege des Wechsel«
Verkehrs — bedarf es jedoch in allen Fällen zweier Unterschriftenund zwar der
Unterschriftendes Direktors und eines Landesbankrats oder der Unterschriftenzweier
Landesbnnkrätc. Die Zeichnung geschieht wie folgt — :c.

Im Namen der Fachkummifsion I bitte ich Sie, dicscu Antrag einstimmiganzunehmen.
VorsitzenderBecker: Es meldet sich niemand zum Wort, Ich schließe die Verhandlung

und darf wohl, da keinerlei Gegenanträge vorliegen, ohne besondere Abstimmungfeststellen,daß
das hohe Haus den Antrag genehmigthat.

Wir kommen zum nächste»Gegenstand der Tagesordnung:
Antrag der III. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Prouinzial-
ansschusses, betreffend die Ausführung des Gesetzes vom 18. August 1902
über die Vorausleistungen zum Wegebau.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterFreiherr von Schcibler. Ich gebe ihm das Wort.
BerichterstatterAbgeordneterFreiherr von Scheiblcr: Meine Herren! Am 18. August

1902 ist ein Gesetz über die Vorausleistungen zum Wegebau veröffentlicht worden, durch welches
die Möglichkeitgegeben worden ist, auch die bisher cmsgcnummcucu früheren Staatsstraßen Mit
Vorausleistungen zum Wegebau zu belegen. Früher sind ungefähr 2100 Km Staatsstraße»
von der Möglichkeit ausgeschlossengewesen, während 4200 Km Provinzialstrahen dem Gesetze
unterworfen waren.

Dieses Gesetz entsprichteinem lang gehegten Wunsche der Rheinprovinz und es ist damit
ein Stein des Anstoßes weggeräumt, der diesem Gesetze entgegenstand.
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Das Gesetz enthält im übrigen keine Neuerungenund es bedarf nur noch einer Beschluß¬
fassungdes Provinziallandtages, welche die Anwendungdes Gesetzes auch auf die früheren Staats¬
straßen ausspricht. Die bisherigen Grundsätze, welche der 41. Provinziallandtag festgestellt hat,
haben sich bezüglich der Ausführung des Gesetzes voll bewährt und es wird daher vorgeschlagen,
es bei diesen Grundsätze»bewendenzu lassen.

Ich glaube, ich kann es mir versagen,diese Grundsätze hier noch im einzelnen auszuführen,
weil sie in der letzten und vorletzten Session hier eine sehr eingehende Behandlung gefunden haben.
BesondereSchwierigkeitenwerden sich bei der Ausdehnnng des Gesetzes nicht zeigen. Die Verträge
— es sind deren 133 —, die mit Industriellen bezüglich der Vorausleistungenabgeschlossenworden
sind, lassen sich ohne Schwierigkeitenauch auf die bisherigeu Staatsstraßen ausdehnen.

Die Kommissionhat sich daher dem Vorschlage des Provinzialausschussesangeschlossen
und stellt den Antrag an das hohe Haus:

Der Provinziallcmdtagwolle beschließen, daß auf Grund des Gesetzes vom 18. August
1902, betreffenddie Vorausleistungenzum Wegebau,(Gesetz-SammlungS. 315) vom
1. Januar 1903 ab hinsichtlich aller Provinzialstraßen der Rhcinprovinz Voraus¬
leistungen erhoben werden und zwar in Gemäßheit der von dem 41. Rheinischen
Provinziallandtage am 8. Februar 1899 (S. 43 der Verhandlungen) festgestellten
Grundsätze,deren Ziffer 1, wie folgt, zu ändern ist:

Die Vorausleistungen werden erhoben für erhebliche Abnutzung der von dem
Provinzialverbcmde der Rheinprovinz unterhaltenen Straßen auf Grund des
Gesetzes vom 18. August 1902.

Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Verhandlung. Es meldet sich niemand zum Wort,
Ich schließe dieselbe und darf wohl ohne besondere Abstimmung feststellen, daß der hohe Landtag den
Antrag des Provinzialansschussesgenehmigt hat, in Verbindung mit dem Antrag der III. Fachkommission.

Wir kommen zum 14, Gegenstandder Tagesordnung:
Antrag der III, Fachkommission zu der Petition des Bürgermeisters in
Eupen, betreffend die Übernahme der Oestraße vom Olengraben in Eupen
bis zur belgischen Landesgrenze in der Richtung auf Dolhain unter die
Zahl der Provinzialstraßen.

Ich gebe dem Herrn Berichterstatter, Freiherrnvon Schcibler, das Wort. (Abgeordneter Mooren:
Zur Geschäftsordnung!) Zur Geschäftsordnunghat zunächst das Wort Herr Abgeordneter Mooren.

AbgeordneterMooren: Meine Herren! Als Antragstellererlaube ich mir, die vorliegende
Petition vorläufig zurückzuziehenuud bis zum Eintritt finanziellgünstigerer Verhältnisse zu vertage«.
(Bravo!)

Vorsitzender Becker: Die Petition ist zurückgezogen und damit der Gegenstand erledigt.
Wir kommen zum nächstenGegenstandder Tagesordnung:

Antrag der IN. Fachkommission zu der Petition der Neerponter Ringofen¬
ziegelei zu Geldern-Vert, betreffend Herabsetzuug des für die Zahlung
der Vorausleistungen mit ihr vereinbarten Einheitssatzes und Abstand¬
nahme von der Bestimmung zu 4 der vom 41. Rheinischen Provinzial-
landtag am 8. Februar 1899 genehmigten Grundsätze.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterFreiherr von Scheibler. Ich gebe ihm das Wort.
Berichterstatter Abgeordneter Freiherr von Scheibler: Die Ringofenzicgelei bei Neerpont

hat den Antrag gestellt, einesteils die Vorausleistungenfür den Wegebau für sie herabzusetzen und
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andernteils die Vorausleistungen auch auf solche Betriebe auszudehnen,welche zu einem geringeren
Betrage als 200 Mark heranzuziehenwären.

Der erste Teil des Antrages wird damit begründet, daß die Lage der Ringofenziegclci
eine außerordentlich ungünstige sei und daß, wenn die Vorausleistungen dieses Betriebes auch
ausgedehnt würden auf die Staatsstraßen, die von der Ringofenziegeleizu benutzen sein würden,
dieser Betrieb nicht mehr leistungsfähigbleiben würde. Meine Herren! In der Petition ist noch
ausgeführt, daß diese Ringofenziegclciin einer außerordentlichungünstigenLage sei, indem dic
Gesellschafter nur eine Verzinsungvon ? «/« erhielten, (Heiterkeit.) In der Fachkommission ist zwar
ausgeführt worden, daß das offenbar auf einem Irrtum beruhen müsse. Andererseits ist mau
aber doch nicht ganz davon überzeugt gewesen, und man ist zu der Ansicht gekommen, daß doch
eigentlich eine Vcrzinsnngvon 7 "/<> noch ganz annehmbar sei, (Zustimmung.)

Der zweite Teil des Antrages wünscht, daß dic Zahl der Betriebe, welche zu den Voraus¬
leistungen herangezogenwerden sollen, vermehrt werde, nm dadurch die Last auf eine größere Zahl
von Betrieben zu vcrtcilcu. Meine Herren! Wie schon in der vorigen Session hier ausgeführt
worden ist, wird dic Arbeit und Mühewaltung in gar keinem Verhältnis stehen zu dem Erfolge,
wenn die Vorausleistung auch erfordertwird von den kleineren Betrieben und solchen, deren Beiträge
unter den Betrag von 200 Mark heruntergehenwürden.

Aus diesen Gründen, meine Herren, hat die Fachkommission in Übereinstimmungmit dem
Antrag des Provinzialausschussesbeschlossen, dem hohen Hause zu empfehlen, diesen Antrag der
Neerpontcr Ringofenziegeleiin allen Punkten abzulehuen.

Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Verhandlung. — Es meldet sich niemand zum
Wort. Dann schließe ich dic Verhandlung und darf wohl ohne besondereAbstimmungfeststellen,
daß das hohe Haus dem Antrage seiner Fachkommission beigetrctenist.

Wir kommen zum GegenstandeNr. 16:
Antrag der III. Fachkommission zu der Petition der Gelderner Ring¬
ofengesellschaft mit beschränkter Haftung zu Geldern, betreffend Herab¬
setzung des für die Zahlung der Vorausleistungen mit ihr vereinbarten
Einheitssatzes und Abstaudnahme von der Bestimmung zn 4 der vom
41. Rheinischen Provinziallandtag am 8. Februar 1899 genehmigten
Grundsätze, daß von der Einforderung geringerer Porausleistungsveiträgc
als 200 Mark abgesehen werden soll.

Berichterstatter ist ebenfalls Herr Abgeordneter Freiherr von Scheivlcr, dem ich das
Wort gebe.

Berichterstatter AbgeordneterFreiherr von Scheiblcr: Meine Herren! Der gegen¬
wärtige Antrag stammt auch aus dem Kreise Geldern von der dortigen Ringofcngcsellschaft, und
verfolgt genau dasselbe Ziel wie der eben von mir vorgetragene. Dic Begründung geht auch
wieder dahin, daß die Ringofcnziegeleiaußerordentlich belastet werde und daß der Betrag der
Vorausleistungenauf den Preis der Ziegel einen außerordentlichungünstigen Einfluß ausüben werdc.

Die Fachkommission hat indes auch zu dem gegenwärtigenAntrag eine andere Stellung,
wie zu dem eben vorgetragenen,nicht einnehmenkönnen, und zwar aus denselben Gründen, die ich
eben vorzutragen dic Ehre hatte, und hat infolgedessen beschlossen, dem hohen Hause vorzuschlagen,
auch diesen Antrag abzulehnen.

Vorsitzender Becker: Es meldet sich niemandzum Wort. Dann schließe ich die Verhandlung
und darf auch hier Ihr Einverständnismit dem vorliegenden Antrage der III. Fachkommissionfeststellen.
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Wir kommen zum
Antrag der III, Fachkommission zu der Petition des Bürgermeisters in
Kempfcld, betreffend die Übernahme des Gemeindewegs Kempfeld-Katzenloch
unter die Zahl der Provinzialstraßen.

Berichterstatterist Herr AbgeordneterI)i-, von Beckcrath, dem ich das Wort gebe,
Berichterstatter Abgeordneter Dr. von Beckcrath: Meine Herren! Die Gemeinde Kempfeld

im Kreise Bernkastel hat vor 2 bis 3 Jahren einen Gemeindcwegherunter zum Katzcnloch mit
Provinzialbcihülfe gebaut uud hat nunmehr eine Petition an den Landtag gerichtet, diese Straße
als Provinzialstraße zu übernehmen. Es geht von Katzcnloch eine Provinzialstraßcüber Alleubach
nach Hütgeswasen,und diese soll um die 3 ^2 Km nach Kempfeld hinauf verlängert werden, und zwar
aus folgenden Gründen, Zunächst handelt es sich bei der unterhaltungspflichtigcnGemeinde Kempfeld
um ein armes Hunsrückdorfvon noch nicht 500 Seelen mit einem Steuersoll von 5700 Mark,
das allein 9 Km Wege zu unterhalten hat und dafür jährlich jetzt bereits 15C0 Mark ausgibt.

Es wird zugunstendes Antrages außerdem geltend gemacht, daß es sich nm einen nicht
unbedeutendenVerkehr handle, daß es eine Poststraße sei, die von der Nahe herüber über Kempfeld
nach Morbnch und Bernkastel,der Kreisstadt, zu der Kempfeldgehört, führe, und daß der Antrag
aus diesem Grunde berechtigt sei.

Der Provinzialausschußhat diesen Antrag vorbereiten und zur Ablehnung empfohlen,uud
Ihre III. Fachkommission hat sich nach Erörterung der Sachlage dem Antrage anschließen zu müssen
geglaubt, und zwar aus folgendendrei Gründen.

Zunächst ist es seit langer Zeit grundsätzlich abgelehnt wurden, noch weiter Provinzial¬
straßen zu schaffen, und namentlichnicht in solchen Gegenden,wo es sich, wie hier, um einen rein
lokalen Verkehr handelt, wie die Kommission für festgestellt erachtet, und zum dritten ist auch die
Bauweise der Straße nicht genügend,um sie als Provinzialstraße übernehmenzu können. Es ist
eine Packlage und Decke aufgetragen; aber die Breite der Straße beträgt in der Fahrbahn nur
3'/^ in und im ganzen 6 in, während bei den Provinzialstraßen 7^ m erfordert werden.

Es wird also die Ablehnung des Antrages seitens der Fachkommission vorgeschlagen.
Vorsitzender Becker: Das Wort hat Herr AbgeordneterFreiherr von Schorlemer,
AbgeordneterFreiherr von Schorlemer: Meine Herren! Gestatten Sie mir einige

Worte zugunsten einer Verbesserung der Verbindung zwischen Kempfeld und Katzenloch. Ich
spreche insofern etwas als Interessent, als ich im Laufe des Jahres genötigt bin, öfter die Reise
von der Mosel zur Nahe zu machen, und wenn man Bernkastelals Ausgangspunktnimmt, so ist
entschieden der kürzeste Weg derjenige,der über Hinzerath und Kempfcldan die Nahe führt.

Nun hat die Straße nur etwa 3,5 Km Länge, Sie ist vor einigen Jahren neu angelegt
und befindet sich in einer meiner Ansicht nach recht guten Verfassung. Ich möchte die Herren des
Provinzialausschusses,die ja bekanntlich verschiedentlich in der Provinz herumfahren, nur dringend
ersuchen, sich bei nächsterGelegenheit auch einmal diese Straße anzusehen uud sich davuu zu
überzeuge», daß ihr Zustand absolut einer Übernahme der Straße auf die Provinzinluerwaltung
nicht entgegensteht. Diese Übernahmeist aber für die Gemeinde Kempfeldein dringendes Bedürfnis.
Die GemeindeKempfeldbefindet sich in derselben ungünstigenLage, wie die meistenoben auf dem
Hochwald gelegenen Ortschaften, speziell auch im Kreise Bernkastel. Sie hat auf der anderen
Seite nur die Verbindung zum Hochwald,durch welche» fehl schlecht instand gehaltene Gebirgswege
führen, während die Verbindung uach Idar, »ach dem Nahetal herunter über Katzenloch für
Kempfelddie naturgemäße und diejenigeist, die eine weitere Verbesserung wohl beanspruche» kann
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Wenn man diese Straße betritt, so ist es einem von vornherein auffallend, daß während
auf der anderenSeite von Kempfeld nach Hinzerath, abgesehen von einigen Holzfuhren, man kaum
einem Wagen begegnet,man auf der anderen Seite von Katzmlochaus eine Reihe von Fuhrwerken
findet, insbesondereauch Ackerfuhrwerke, die den Bedarf dieser Ortschaften, die znm größten Teil
von Ackerban leben, von unten heraufholen

Also, meine Herren, ich möchte Ihnen meinerseitsden Antrag vorlegen, diesen Antrag des
Bürgermeisters von Kempfeld auf Übernahme des Weges nicht definitiv abzuweisen, soudern noch
einmal an den Provinzialcmsschuß zur Berücksichtigungzurückzuverweisen. Ich glaube, damit
würden Sie die Möglichkeit geben, noch einmal in eine Prüfung dieses Antrages einzutreten, und
die Gemeinde Kempfeld wie der Kreis Bernkastcl würden dem Provinzialcmsschußund auch dem
Provinziallandtage sehr dankbar sein, wenn die Übernahme dieses Weges auf die Proviuzial-
verwaltung erfolgen könnte.

Vorsitzender Becker: Es meldet sich niemand weiter zum Wort. Dcmu schließe ich die
Verhandlung und gebe dem Herrn Berichterstatter das Wort.

BerichterstatterAbgeordneter 1)r. von Beckerath: Ich danke. Ich habe nichts mehr
zu bemerken.

Vorsitzender Becker: Meine Herren! Also der Antrag der III, Fachkommissiongeht
dahin, den Antrag abzulehnen. Herr von Schorlemcr hat dagegen den Antrag gestellt, die An¬
gelegenheit zur nochmaligenPrüfung an den Provinzialausschußzurückzuverweisen.Das ist also
ein Antrag, der nach meiner Auffassung zunächst zur Abstimmung gestelltwerden muß, und nur
wenn der abgelehnt würde, würden wir über den Antrag der III. Fachkommission abzustimmen
haben. Ich nehme an, wenn das hohe Haus keine Bedenken erhebt, daß es mit diesen Vor¬
schlägen einverstandenist.

Dann kommen wir zur Abstimmung. Ich bitte diejenigenHerren, welche dem Antrage
des Herrn von Schorlemcr gemäß die Angelegenheitan den Provinzialausschußzurückweisen wollen,
sich zu erheben. (Geschieht.) Das ist die Minderheit. Der Antrag ist abgelehnt.

Wir kommen dann zur Abstimmung über den Antrag der III. Fachkommission:der
Prouinziallandtag wolle den Antrag ablehnen. DiejenigenHerren, welche diesen Antrag annehmen
wollen, bitte ich, sich zu erheben. (Geschieht.) Das ist die Mehrheit. Der Antrag ist angenommen
und damit der Gegenstand erledigt. (Rufe: Schluß!)

Meine Herren! Bei der vorgerückten Zeit möchte ich den Vorschlag machen, hier die
Sitzung abzubrechen. (Beifall.) Das findet Ihre Zustimmung.

Dann, meine Herren, erlaube ich mir, Ihnen mitzuteilen, daß ich die Absicht habe, die
nächste Sitzung auf Morgen 12 Uhr anzuberaumen — weil wir den Kommissionennoch Zeit
lassen müssen, weitere Sachen vorzubereiten — mit einer Tagesordnung, die, meine Herreu,
2'/» Seiten enthält, alles Sachen, die inzwischen spruchreif geworden sind. Haben Sie ein Interesse
daran, sie im einzelnen vorgelesenzu erhalten? (Rufe: Nein!) Das scheint nicht der Fall zu sei«.
Dann werden alle diese Gegenständeauf die Tagesordnung gesetzt werden.

Nun, meine Herren, möchte ich nur jetzt Sie bitten, in die Abteilungen zu gehe» und die
Kommissionen zu wählen, und möchte die beiden Kommissionen bitten, sich sofort zn konstituieren
und möglichst schon morgen früh die Zeit bis 12 Uhr auszunutzen,um die Gegenstände zn verhandeln.
Ich schließe die Sitzung.

(Schluß der Sitzung 4 Uhr 5 Minuten.)
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Mette Sitzung
im Ständehllus zu Düsseldorf, am Freitag, den 13. Februar 1903.

Beginn der Sitzung 12 Uhr 45 Minuten,

Tagesordnung:
1. Eingänge.
2. Antrag der II. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend

die Verbesserung der Verhältnisseder Irrenärzte.
3. Antrag der II. Fachkommission zu den Haushaltsplänen der Proviuzial-Heil- und Pflege¬

anstalten zu Andernach, Bonn, Düreu, Galkhansen, Grafenberg und Mcrzig für das Rechnungs¬
jahr vom 1. April 1903 bis 31. März 1904.

4. Antrag der IV. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses, betreffend
die Gewährung von Beihülfen zur Errichtung von kommunalen Wasserversorgungsanlagen.

5. Antrag der II Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Umwandlung der Taubstummenanstalt in Cüln in eine Provinzial-Taubstummenanstalt.

6. Antrag der II, Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die gemäß dem Beschlusse des 42. Provinziallandtags angestellten Erhebungenüber Einrichtungen
zur Heilung des Stotterns.

?. Antrag der II. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Erbauung eines neuen Schulgebäudes für die Provinzial-Taubstummenanstaltin Neuwied.

8. Antrag der II. Fachkommission zu den Haushaltsplänen der Prouinzial-Taubstummenanstalten
zu Aachen,Brühl, Elberfeld, Essen, Kempen,Neuwied, Trier und Cüln, sowie über die Ver¬
wendung der Wilhelm-Augusta-Stiftilng, des von der Taubstummenanstalt zu Cüln zurück¬
genommenenUnterstützungsfondsund des Unterstützungsfondsfür entlassene Taubstumme für
das Rechnungsjahrvom 1, April 1903 bis 31. März 1904.

9. Antrag der II. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
I. Errichtung einer Dienstwohnung für den Direktor der Provinzial-Blinden-Unterrichts-

anstlllt zu Neuwied.
II. Errichtung zweier Turnhallen und zwar einer an der Provinzial-Blinden-Unterrichts-

cmstalt in Düren und einer gemeinschaftlichen für die Provinzial-Blinden- und die
Provinzial-Taubstummenanstaltzu Neuwied.

10. Antrag der II. Fachkommission zu den Haushaltsplänen der Provinzial-Blindenanstalten zu
Düren (Elisabeth-Stiftung)und Neuwied (Auguste Viktoria-Haus)sowie über den Unterstützungs-
fonds für Blinde für das Rechuuugsjahr vom 1. April 1903 bis 31. März ,904.

11. Antrag der II. Fachkommission zu dem Haushaltsplan über das Hebammenweseneinschließlich
der Hebllmmenlehranstaltzu Cüln für das Rechnungsjahr vom 1. April 1903 bis 31. März 1904.

11
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12. Antrag der II. Fachkommission zn dem Haushaltsplan für die erweiterte Armeupflegeauf Grund
des Gesetzes vom 11. Juli 1891 für das Rechnungsjahrvom 1. April 1903 bis 31. März 1904.

13. Antrag der II. Fachkommissionzu dem Haushaltsplan über die Kosten der Leitung und
Beaufsichtigung der baulichen Unterhaltungsarbeitenin den Provinzialanstnltenfür das Rechnungs¬
jahr vom 1. April 1903 bis 31. März 1904.

14. Antrag der III. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Aufnahme einer Anleihe 'zu Zwecken der Straßenverwaltung.

15. Antrag der II. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
Erteilung der nachträglichenGenehmigung zur Veräußerung einiger zu der Provinzial'Heil-
nnd Pflegeanstlllt Grafenberg gehörendenParzellen an die Stadtgemeinde Düsseldorf behufs
Durchführung einer Wegeverlegung.

16. Antrag der II. Fachkommission zum Haushaltsplau für die Verwaltung des Lcmdarmcnwesens
der Rheinprovinz für das Rechnungsjahr vom 1. April 1903 bis 31. März 1904.

17. Antrag der II. Fachkommissionzum Haushaltsplan der Polizeistrafgelderfonds und des
Ehrenbreitsteincr allgemeinen Armenfouds für das Rechnungsjahr vom 1. April 1903 bis
31. März 1904.

1«. Antrag der II. Fachkommission zum Haushaltsplan der Prouinzial-Arbeitsanstalt zu Brauwciler
für das Rechnungsjahr vom 1. April 1903 bis 31. März 1904.

19. Antrag der II. Fachkommission zum Haushaltsplan des Landarmenhauses zu Trier für das
Rechnungsjahrvom 1. April 1903 bis 31. März 1904.

20. Antrag der III. Fachkommission zu der Petition der GemeindeDillingen im Kreise Saarlouis,
betreffenddie Bewilligung eines Provinzialzuschusseszur Erbreiterung der Merzig-Saarlouis'er
Provinzialstraße in Stat. 34,«°».

21. Antrag der III. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Veräußeruug vou Grundstücken,welche für die Straßenverwaltung entbehrlich geworden sind.

Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Sitzung.
Das Protokoll über die Plenarsitzungvom 12. d. Mts. liegt auf dem Tische des Hauses offen.
Schriftführer für die heutige Sitzung sind die Herren Abgeordneten Schrakampnnd Spiritus,
Als Eingänge sind folgende mitzuteilen:
1. Seine Excellenzder Herr Ober'Präsident hat mir mitgeteilt, daß er den Königlichen

Ober-Regierungsrat Königs in Düsseldorf als seinen Kommissar in Sachen des Gesetzentwurfes,
betreffendBildung einer Genossenschaft zur Regelung der Vorflut und zur Abwasserreinigungim
Emschergebiet, bestellt habe.

Ferner ist eingegangen:
2. Ein Bericht und Antrag des Provinzialausschussesauf Bewilligung von je 3000 Mark

für das Kaiser Wilhelm-Museum in Crefeld für die Rechnungsjahre 1903 und 1904 aus dem
Dispositionsfonds des Provinziallandtags (Standefonds), und

3. Ein Bericht und Antrag des Provinzialausschnssesauf Bewilligung eines einmaligen
Beitrages von 3000 Mark zu den Erwerbslosten des GladiatureN'Mosaiks in Kreuznach aus
demselbenFonds.

Beide Antrage werden der I.Fachkommissionzu überweisensein.
Gegenvorschläge werden nicht gemacht. Dann darf ich wohl feststellen, daß das hohe Haus

mit diesem Vorschlageeinverstandenist.
Die Sachen gehen also an die I. Fachkommission.
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4. Herr AbgeordneterFreiherr von Schorlemer hat sich wegen einer notwendigenReise
für heute und morgen entschuldigt, Herr AbgeordneterKaufen wegen Unwohlseinsebenfalls für
heute und morgen.

5. Oberbürgermeisterund Landrat in Crefeld telegraphieren, daß sie den in gestriger
Sitzung mitgeteilten von ihnen ausgegangenenAntrag auf Beschlußfassung des Provinziallandtages
über das Deichprojekt Langst-Gellep zurückziehen.

Der gesternder IV. Fachkommission erteilte Auftrag zur Vorberatung des. Antrages wird
daher zurückgezogen und der Antrag als erledigt zu erachtensein.

6. Der Bürgermeister in Kreuznach zieht den Antrag auf Beihülfe zum Bau einer
Straßenbrücke über die Nahe bei Kreuznach zurück.

Die weitere Verhandlung dieser Angelegenheitim Provinziallandtage wird demnach unter¬
bleiben können.

Geschäftliche Mitteilungen sind folgendezu machen:
Die von den AbteilungengewähltenKommissionen zur Vorberatung der Wahl des Landes¬

hauptmanns und zur Vorbcratung eines Gesetzentwurfesüber die Emscherrcgulierungsind wie
folgt zusammengesetzt: Der Herr Schriftführer wird die Zusammensetzung verlesen.

SchriftführerSchratamp: Kommission zur Vorbereitung der Wahl des Landes¬
hauptmanns: Vorsitzender:Freiherr von Solemachcr-Antweiler, Stellvertr, Vorsitzender:Michels.
Schriftführer: Dr. von Sandt. Stellvertr. Schriftführer: Spiritus. Mitglieder: Freiherr von Ayx,
Graf Beissel von Gymnich, von Boch, von Breuning, Brüning, Caspers, Croon, Deströc, Eich,
Friederichs (Remscheid),Graf von Fürstenbcrg-Stammheim, von Grcmd-Ry, de Greifs, Heising,
Graf und Marquis von und zu Hoensbroech, Hueck, Dr. Iug. C. Lueg, Merrem, Dr. Neuen Du-Mont,
Röchling, Scherenbcrg, Schmidt von Schwind, von Stedman, Veltman, von Wätjen, Zweigert.
Kommission zur Vorberatung eines Gesetzentwurfs über die Emscherrcgulierung: Vor¬
sitzender: Schulz-Vriesen. Stellvertr. Vorsitzender:Servaes. Schriftführer: Snethlage. Stellvertr.
Schriftführer: Kötter. Mitglieder: Dr. Freiherr von Coels, Dr. Hammerfchmidt, Hilger, Aug. Freiherr
von Höuel, Klüpfel, Lange, Lehr, Dr. Lembke, Dr. Ing. C. Lueg, Waldthausen,Zweigcrt.

Vorsitzender Becker- Wir kommen zum zweiten Gegenstandder Tagesordnung:
Antrag der II. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend die Verbesserung der Verhältnisse der Irrenärzte.

Berichterstatterist Herr AbgeordneterDr. Stratmann, dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterAbgeordneter Dr. Stratmann: Meine Herren! Der Bericht und die

Begründung des Antrages des Provinzialausschusses.betreffenddie Verbesserung der Verhältnisse
der Irrenärzte, liegt Ihnen ja vor in der Drucksache Nr, 28, aus der ich nur mit zwei Worten
hervorhebenmöchte, daß sich zu den Stellen der Assistenz- und Volonlärärzte an den Prouinzial-
Iiienheilanstalten fast gar keine Bewerber melden, und daß auch die angestelltenjüngeren Ärzte
sehr häufig wechfeln. Es läßt sich überhaupt nicht leugnen, daß in den Kreisen der jungen
Mediziner eine gewisse Abneigung gegen die Psychiatrievorherrscht. Es war demnach nötig, nach
den Ursachen dieser Tatsachen zu forschen und auf Mittel zu sinnen, diese Übclständezu beseitigen.
Als Ursachen wurden zunächst anerkannt, daß im Publikum immer eine verbreitete ungünstige
Meinung gegen die Irrenheilanstalten und die Irrenärzte noch nicht ganz verschwunden ist, daß
die Thätigkeit der Irrenärzte eine sehr eigenartigeist, daß sie in ihrem Verkehr fast ausschließlich
auf den engen Bereichder Heilanstalten angewiesen sind und ihr weiterer Verkehr,namentlichmit
Kollegen aus anderen Gebieten der Heilkundezu den größten Seltenheiten gehört.
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Vor allem aber wurde als Ursache erkannt die ungünstige Aussicht auf Avancementund
materielle Verbesserungen.

Infolgedessenhat die Provinzialverwaltung auf Verbesserung der Lage der Ärzte gesonnen,
speziell beantragt sie die Vermehrung der zweiten Oberärzte an den Anstalten mit gleichen Bezügen
wie die ersten Oberärzte und Familienwohnungen,zweitens beantragt sie die Förderung der wissen¬
schaftlichen Ausbildung der Irrenärzte. Und das kann wohl am allerbestengeschehen in den fast
an allen Universitäten eingerichteten Fortbildungskursenfür praktische Ärzte.

Meine Herren! Sie wissen alle aus Ihren eigenen Lebenserfahrungen, daß sehr viele
Geisteskrankheiten mit anderen Krankheitenzusammenhängen,die ich nicht alle aufzuführenbrauche,
Frauenkrankheiten,konstitutionelleKrankheiten u. s. w., und da ist es doch absolut nötig, daß,
wenn solche Geisteskrankeirgend einer Irrenheilanstalt überwiesenwerden, sie nun nicht nur auf
ihre geistige Umnachtung, sondern auch auf die Grundkrankhcitbehandelt und beobachtet werden
müssen, uud dazu ist es absolut nötig, daß der behandelnde Irrenarzt sich auch in allen Dis¬
ziplinen der Heilkunde immer auf dem Laufenden erhält, uud das ist am besten zu erreichen in
den oben genannten Fortbildungskursenfür praktische Ärzte an den Universitäten.

Der dafür geforderteBetrag soll zur Verfügung des Landeshauptmanns stehen, so daß
nicht nach der Anciennität gegangen wird, sondern daß der Beste und Strebsamsteimmer die nächste
Anwartschaft hat auf diese weitere Ausbildung der jüngeren Ärzte in dem ganzen Gebieteder Heilkunde.

Die II. Fachkommission beantragt demnach einstimmig, wie es Ihnen in dem Berichte vorliegt:
„Der Provinziallcmdtag wolle beschließen:

Zur Verbesserungder Verhältnisse der Irrenärzte an den Rheinischen Provinzial-Heil-
und Pflegeanstalten
1. die Einrichtung der Stelle eines zweiten Oberarztes bei den Provinzial-Heil- und

Pflegeanstalten zu Bonn, Düren, Galkhauscn,Grafenberg und Merzig zu genehmigen;
2. der Einstellung der erforderlichenMittel zur Herstellung von Familienwohnungen

für diese Beamten in die vorgesehene 2. Anleihe für die Zwecke des Irrenwesens :c,
(Drucksachen. Nr. 29) zuzustimmen;

3. die in den Haushaltsplänen der einzelnen Provinzial-Heil- und Pflegeanstalten
unter Titel II am Schluß vorgesehenen Ausgaben von 500 bezw, 400 Mark zur
wissenschaftlichenFortbildung der Anstaltsärzte zu bewilligen."

Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Verhandlung. — Ich schließe dieselbe, da sich niemand
zum Wort meldet und darf wohl ohne besondere Abstimmungfeststellen,daß das hohe Haus dem
Beschlusse seiner Fachkommission beigetretenist.

Wir kommen nunmehr zum nächstenGegenstand der Tagesordnung:
Antrag der II. Fachkommission zu den Haushaltsplänen der Provinzial-
Heil- und Pflegeanstalten zu Andernach, Bonn, Düren, Galkhauscn,
Grafenberg und Merzig für das Rechnungsjahr vom 1. April 1903 bis
31. März 1904.

Berichterstatter ist ebenfalls Herr Abgeordneter vi-. Stratmann; ich gebe ich ihm das Wort.
Berichterstatter Abgeordneter Dr. Stratmann: Meine Herren! Vor der speziellen

Beratung der einzelnenHaushaltspläne der sämtlichenProvinzial-Heil- und Pflegeanstaltcn wurde
ein eingehender Bericht erstattet von der weiterenEntwickelungdes Irrenwescns in der Rheinprovinz,
von den Jahren 1820 bis 1865 in der damals alleinigenHeilanstalt Siegburg, von dem berühnlten
Beschlusse des 19. Provinziallandtages im Jahre 1865, betreffenddie Reorganisation des rheinische"
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Irreuwesens, von der Erbauung der 5 großen Irrrcnhcilanstaltcn, für den Regierungsbezirkje eine,
von den in der Gleichzeitigkeit der Erbauung beruhenden großen Übclständen, die es unmöglich
machten, neue reformatorischeErfahrungen sofort praktisch anzuwenden, was bei nacheinander
folgenden Bauten möglich gewesen wäre, von der großen Umwälzungdes Irrenheilverfahrens durch
das neue no rosti-ain«, das sogenannte offene Türsystem, von der ersten praktischen Anwendung
desselben in der Rheinprovinznach der Vorlage vom 20, Oktober 1896 in der Anstalt zu Galk-
hausen, von der Erweiterung der Anstalten in Grafenberg und Merzig um je 200 Köpfe, von
der Modernisiernngder sämtlichen 5 alten Anstalten, von der Erbauung einer besonderen Station
für irre Verbrecher im Anschlüsse an die Anstalt in Dttrcn, von der Verbesserungder materiellen
Lage des Pflegepersonalsund Vermehrung der Arztstellcn,so daß je eine auf 100 Kranke kommt.

Die großen Hoffnungen, die auf dieses neue System, die neue Art möglichst freier
ungezwungenerBehandlung, die Befreiung der Unruhige» und Tobsüchtigenaus den Isolierzellen
und Verlegung derselben in Wachsäle mit Behandlung durch anhaltende Bettruhe, durch Dauer¬
bäder und unausgesetzte Überwachung, die systematischeAnerziehung der Unreinlichen zur
Reinlichkeit, die Fürsorge für möglichst freie Bewegung durch Beseitigung von Gittern und
Mauern, die möglichsteIndividualisierung der einzelnen Krankenkcitegorien und Typen, diese
großen Hoffnungen auf das in Galkhausen ursprünglich angewandte System haben sich bis jetzt
glänzend erfüllt.

Die baulichen Einrichtungendaselbsthaben sich dort als mustergültig erwiesen und haben
trotz ihres noch kurzen Bestehensdie ganze psychiatrischeWelt in Bewunderungversetzt, Deputationen
von Fachleuten aus aller Herren-Länder, selbst außereuropäische,haben sich dort eingefunden und
waren dort ohne Ausnahme einstimmigin dem Urteile, nie etwas besseres gesehen zu haben und
daß dies bis heute Allerbeste, trotzdem nicht das Allerteuerste,im Gegenteile sogar das Allcrbilligstc
auf diesem Gebiete sei.

Nach den definitivenRcchnungscrgebnissenwird Galkhausen einschließlich der noch aus¬
stehenden 5 Villenbautcn mit Einrcchnung des ganzen Grundcrwcrbes nnd Inventars pro Bett
nur 4700 Mark kosten bei einer Belegung von 800 Betten, gegen 6 bis 8000 Mark bei den
5 alten Anstalten.

Bei soviel Licht in unseremrheinischen Irrenheilwesenfehlt es aber auch nicht an Schatten
und dieser fällt auf das Bewahrungshaus für irre Verbrecher,angegliedert an die Provinzial-
Irrenheilanstalt zu Düren, Kein Gitter war fest, keine Mauer stark und hoch genug, um diese,
Irren und Verbrecher zugleich, vor Ausbruch zu sichern, trotz aller baulichenVerstärkungenund
Umänderungen.

Von geradezuUnglaublichem ist uns in der Kommission hierüber berichtet worden, daß
wiederholt ausgebrochene Verbrecher der Schrecken ganzer Gegendengewordensind, die, auf ihren
Schein als Irre pochend, jeden mit dem Tode bedrohen,der ihnen nicht zu Willen steht, namentlich
auf dem Gebiete der Sittlichkeit,und diese dcmn mit dem belohnen,was sie anderweitig gestohlen
und geraubt haben.

Diese schrecklichen Berichte gaben dann zu der Frage Veranlassung, ob es denn nicht
möglich sei, solche Scheusale auf gesetzmäßigem Wege durch Einleitung eines neuen Gerichts¬
verfahrens dorthin zu bringen, wohin sie gehören, zumal schon Fälle vorliegen,daß Sachverständige,
welche früher den einen oder anderen derselben als Irrsinnigen erklärt haben, in späteren Gut¬
achten zu dem Urteile gelangt sind, daß sie nichts anderes sind, als gefährliche Verbrecher,hinter
denen sich von neuem wieder die Zuchthauspfortenschließen sollten.
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Diese Frage empfehlen wir der Überlegung durch die hervorragendenRechts- und Gesetzes»
kundigendieses hohen Hauses, sie ist des Schweißes der Edlen wert. Dank der verschärftenAufsicht
der Königlichen Staatsregiernng und der unausgesetztenEinwirkung der Provinzinlverwaltung
haben sich die Vorzuge des neuen Heilverfahrens bei Geisteskranken auch auf die von der Provinz
zur Unterbringung von unheilbaren Pfleglingen benutzten Priuatpflege-Nnstalten ausgedehnt, ins¬
besondere ist der wiederholt vom Provinziallandtage geforderteärztliche Einfluß auf die Behandlung
und Verpflegung der Kranken in allen diesen Anstalten zn seinem vollen Rechte gekommen.

Infolge dieser Vorzüge nach allen Richtungen hin hat sich allmählich ein Umschwungin der öffent¬
lichen Meinung gegenüber den Irrenanstalten in der Rhcinprouinzvollzogen, so daß jetzt die Gemeinden
sowohl,wie auch die Privaten diese Anstalten mit vollem Vertrauen in steigendem Maße benutzen.

Zu diesem Umschwünge hat auch wesentlichdie veränderte Lage der Gesetzgebung bei¬
getragen. Während noch das Dotationsgesetzvon 1875 den Provinzen nur ganz im allgemeinen
eine Fürsorge für die Geisteskrankenübertrug, hat das Gesetz vom 11, Juli 1891 über die
sogeuanute außerordentlicheArmenpflegeden Landarmenverbäudendie Fürsorgepflichtfür alle der
Anstaltspflcge bedürfenden und hülfsbedürftigenGeisteskranke,Epileptiker, Idioten, Taubstummen
und Blinden übertragen. Dieses Gesetz hat auch eine Verschiebung der Kostenlastenherbeigeführt,
indem die Gemeinden >/» der gesamtenSpezialkosten,die Kreise ^/g derselben und die Provinzen
die sogenanntenGeneralkosten zu tragen haben, woraus sich nach Maßgabe unseres rheinischen
Ausfühlungsreglements für die Gemeinden ein Satz von 30, für die Kreise von 60 und für die
Provinzen (die Landarmenuerbände) von 45 Pfennig, sowie die Beträge für Verzinsung und
Tilgung der Baukosten erwachsen. Infolgedessen hat sich die Zahl der unseren Anstalten über-
wiesenen Geisteskrankenvon 4298 im Durchschnittdes Jahres 1893/94 in steter Steigerung auf
6231 in 1901/02 erhöht, Der regelmäßigejährliche Zuwachs, nach Abzug der Entlassenen, stellt
sich gegenwärtig auf reichlich 200, so daß alle 5 Jahre 1000 neue Stellen für Geisteskranke
besorgt sein müssen. Diese Zahl entspricht der allgemeinenstatistischen Erfahrung, wonach auf je
1000 Köpfe der Gesamtbcvölkerungein Geisteskrankerin Anstaltspflegczu rechnen ist.

Rechnet man die Epileptiker und die übrigen genannten Kategorien hinzu, so stellt sich
der jährlichereine Zuwachs auf 350.

Die Frage, ob sich gegenüber diesen Zahlen eine absolute Zunahme von Geisteskranken
nachweisen lasse, ist noch nicht als gelöst anzusehen. Die Meinungen der Sachverständigensind
darüber noch geteilt. Wohl aber kann mit Sicherheit zugestanden weiden, daß die moderne
Lebensweisemit ihrem Luxus und ihrer Unruhe, ihrem Hasten nach Besitz und Reichtum, ihren
jähen Wechseln zwischenHöhe und Tiefe des Vermögensstandes, ihren Ausschweifungenauch
auf sittlichem Gebiete wesentlichen Einfluß ausgeübt hat und noch ausübt auf die Entstehung und
Zunahme von Geisteskrankheiten.

Der weite Ausblick iu die Zukunft und deren Behandlung der Geisteskranken ergiebt,
daß auch auf diefem Gebiete kein Stillstand zu erwarten oder zu befürchten ist.

Schon jetzt bahnt sich eine noch freiere Form der Behandlung in der sogenannten
Familicnpflegean, welche von einigen mit großer Lebhaftigkeitals das Prinzip der Zukunft, von
andern dagegen einstweilennoch mit großem Zweifel betrachtetwird. Auch in unseren Anstalten
werden bereits mehrfach Versuche mit der Versetzung geeigneter Geisteskranken in geeignete Familien¬
pflege gemacht. Ein abschließendes Urteil läßt sich darüber noch nicht abgeben.

Hiernach ging die Kommission in die Beratung der Einzeletats über und bei sorgfältigster
Prüfung der einzelnenPositionen gelangte sie immer mehr zu der Erkenntnis, daß die Etats
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im allgemeinensehr sparsam aufgestellt sind, einzelneSatze sogar so niedrig, daß sie wohl kaum
genügen werden.

Eine Abänderung jedoch ist bei keinem der Haushaltspläne beschlossenworden, dagegen
ist die Kommission zu folgendenAnregungenund Bemerkungengekommen.

1. Von den sachverständigen Mitgliedern wurde es als zweckmäßig bezeichnet,auf eine
Verminderungder Forderkohlenund Vermehrung des Bezuges von Nußkohlenbedachtzu nehmen,
weil diese trotz des etwas höheren Einheitspreiseswirtschaftlich rationeller sei.

2. Die Kommission erklärte sich mit der Einrichtungeigener Dispensieranstalten— Haus¬
apotheken— und Anstellung besoldeter Apothekereinverstanden, weil sie nachweisbar nicht nur
finanziellenGewinn bringt, sondern auch namentlichim Interesse der Krankenliegt.

3. Bei Beratung der Untcrctats für Land- und Viehwirtschastder Anstalten wurde
gebilligt, daß die Ansätze nicht nach einer einheitlichen Schablone, sondern unter Berücksichtigung
der örtlichen Eigenart aufgestelltsind.

4. Bei der Beratung der Gehälter des Pflegepersonals wurde festgestellt,daß trotz der
namhaften Aufbesserung,welche der 40. Provinziallandtag vorgenommen hat, der Wechsel des
Personals namentlich in der Zeit des industriellenAufschwungesdoch eiu verhältnismäßig großer
gebliebenist; andererseits konnte die erfreuliche Thatsacheentgegengenommenwerden, daß sich in
allen Anstalten ein ausreichender,geschulter, zuverlässiger Stamm zn bilden begonnenhat.

Ganz besonders erfreulich war es der Kommissionzu vernehmen, daß namentlich im
Vcrwahrungshausefür irre Verbrecher,dieser schlimmsten aller Anstalten mit ihrem allerschwersten
Dieuste im Gebiete der Menschenfreundlichkeit, ein Dienst, der mit den größten Widerwärtigkeiten,
sa selbst beständigerLebensgefahrverknüpftist, immer noch Wärter uud Pfleger von seltener Aus¬
dauer uud Aufopferung geblieben sind und der mir erteilte Auftrag, an dieser Stelle diesen
mutigen und opferwilligenMännern, nicht minder auch den cbcnfo gefährdetenund pflichttreuen
beobachtendenund behandelndenÄrzten Namens der Kommission höchste Anerkennung uud pflicht¬
schuldigen Dank öffentlich auszusprcchen, gereicht mir zur ganz besonderenFreude. Wir empfehlen
dem hohen Haufe, sich dieser Dankcsäußcruug anzuschließen.

Mit diesen Erwägungen und Anregungen beantragt die II. Fachkommission einstimmig:
„der Provinziallandtag wolle die Haushaltspläne sämtlicher Provinzial-Hcil- und
Pflegeanstalten, sowie sie vorliegen, unverändert annehmen." (Beifall.)

Vorsitzender Becker: Ich .eröffne die Verhandlung, Da sich niemand zum Worte
meldet, schließe ich dieselbe und darf wohl ohne besondere Abstimmung feststellen,daß das hohe
Haus dem Antrage seiner Fachkommission beigctrctenist.

Wir kommen zum 4. Gegenstand der Tagesordnung:
Antrag der IV. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Pro-
vinzialausschusses betreffend die Gewährung von Beihülfen zur Errichtung
von kommunalen Wafserversorgungsanlagen.

Berichterstatterist Herr AbgeordneterDr. Kaufmann, dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterAbgeordneterDr. Kaufmann: Meine Herren! Der Rheinische Provinzial¬

landtag hat bereits im Jahre 1890 dem Provinzinlausschuß einen Betrag von 30 000 Mark aus
den Überschüssender Feuer-Societät mit der Maßgabe zur Verfügung gestellt, über den zu ge¬
meinnützigen, mit den Interessen der Feuer-Societät verciubarlichen Zwecken Bestimmung zu
treffen. Dieser Betrag hat sich sehr bald als unzulänglicherwiesen und mußte schon nach zwei
Jahren auf die Summe von 60 000 Mark erhöht werden. Er hat sich bis heute auf diesem
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Betrage gehalten. Seine Verwendung geschah zu Beihülfen an bedürftige Gemeinden,welche sich
einer besseren Wasserversorgungzuwandten und in denen die Mehrzahl oder doch eine ausreichende
Zahl der Einwohner bei der Feuer-Societät gegen Feuer versichert war. Die Beträge, die zu
dem Zwecke den Gemeinden als Beihülfen gewährt wurden, waren verhältnismäßig gering; die¬
selben bewegensich in der Grenze von nnten von 1000 Mark bis oben von 4 oder 5000 Mark.
Diese Beträge waren ausreichend, solange man bei diesen Beihülfen lediglich die engeren Zwecke
der Feuer-Societät im Auge hatte, nämlich die Anbringung von Feuerhydrantcn in genügender
Zahl und in sachgemäßer Lage.

Nun aber, meine Herren, hat sich, obwohl 363 Wasserleitungen aus diesem Fonds mit
Beihülfen versehen worden sind und hierfür insgesamt ein Betrag von etwas über 550 000 Mark
verwandt worden ist, doch herausgestellt, daß die bisherige Summe bei weitem nicht ausreicht,
um dem dringendstenBedürfnis der Kommunen zu genügen.

Die Antrage, die dem Pruvinzialausschutzzur Zeit vorliegen, weisen eine ganz außer¬
ordentlicheZunahme gegen früher auf. Das findet seine Erklärung in einer Reihe von Umständen,
vor allem darin, daß das öffentlicheInteresse mehr wie früher auf die gesundheitlichen Verhältnisse
der Gemeinden hingelenktworden ist, und nachdemin den letzten Jahren ja auch die Gesetzgebung
sich gründlicher mit dieser Frage befaßt hat. Vor allem die Veränderung der Dienststellungder
Kreisärzte brachte es mit sich, daß man allen gesundheitlichen Verhältnissen ein noch größeres
Augenmerk geschenkthat, als dies bereits früher geschehen ist. Dann kamen außerordentlich trockene
Jahre — ich erinnere nur an das Jahr 1893, wo sich ja geradezuKalamitäten herausstellten —
endlich die Typhusepidemie, die in den letzten Jahren ja leider viele Opfer gefordert hat und
wobei ich Sie ja nur an die traurige Epidemie zu erinnern brauche, die auf dem Truppenübungs¬
platz zu Elsenborn im Jahre 1900 ausbrach und die ja bekanntermaßen mit traurigen Folgen
verbunden war

Die Erhebungen, welche infolge all dieser Umstände veranlaßt wurden, haben nun
zur Evidenz erwiesen, daß in sehr vielen Landgemeinden der Provinz, vor allem in den Gc-
birgskreisen, die Wasserncrhältnisse weder in quantitativer uoch auch in qualitativer Weise genügen.
Ich kann Ihnen aus meinem eigenen Wirkungskreisemitteilen, daß es nicht zu den Ausnahmen
gehört, daß Landbewohnergenötigt sind, das Wasser nicht nur für den Trinkgebrauch, sondern
auch für die landwirtschaftlichen Bedürfnisse auf weite Entfernungen hin aus den Flüssen oder
aus den Bächen zu entnehmen.

Sie werden mit mir darüber einig sein, daß das Zustände sind, die weder im Interesse
der Feuersicherheitliegen, noch auch den billigsten Anforderungender Hygiene entsprechen. Dieser
bedauerliche Mangel ist aber auch der notwendigen wirtschaftlichenFortentwicklungdes Landes
sehr hinderlich. Die geschildertenZustände sind keine Ausnahmen, sondern sie bilden leider in den
hochgelegenen Teilen der Gebirgskreise vielfach die Regel.

Mit außerordentlichem Eifer haben sich nun alle beteiligtenBehörden der wichtigen Frage
der Verbesserung uuscrcr Gesundheitsverhältnisseauf dem Gebiete der Wasserversorgungzugewandt,
und wenn Sie die Übersicht, welche der Druckschrift beigegebeu ist, durchgesehen haben, so werden
Sie gefundenhaben, daß der Provinzialuerwaltung zur Zeit über 400 Projekte zur Gewährung
von Beihülfen vorliegen. Diese Projekte lassen sich in drei Gruppen einteilen, in solche, die
lediglichder Gewährung der Beihülfe harren, um sofort in Ausführung genommenzu werden, in
solche, die sich noch in technischerBearbeitung befinden, während endlich die letzten vorläufig nur
im Plan sind, ohne bereits im Projekte vorzuliegen.
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Ja, meine Herren, wenn Sie weiter sehen, daß über 400 Projekte zu ihrer Ausführung
einen Kostenbetraguon über 10 Millionen Mark erheischen, so werden Sie mit der Fachkommission,
welche sich den Ihucn vorliegendenAntragen des Provinzialausschusscseinstimmig angeschlossen
hat, der Meinung sein, daß hier gründlich nnd zwar dringend, eingegriffen weiden muß. Es ist
ja zweifellos, daß sich vielleichtnachher bei einer genauen Prüfung der Zusammenstellungin
Hinsicht auf die Kosten Abstrichemachenlassen werden, aber trotzdem bleibt eine ganz außer¬
ordentlichgroße Summe aufzubringenund es ist selbstverständlich, daß bedürftige Gemeindenohne
die Mitwirkung stärkerer Kräfte uicht in der Lage sind, ihre so notwendigen Vorhaben zur Aus¬
führung zu bringen. Aus diesen Gründen hat die Prouinzialvcrwaltung es für ihre Wicht ge¬
halten, hier mit einem raschen und kräftigenMittel einzugreifen.

Es wird Ihnen ein Vorschlagunterbreitet, der nach dem Befinden der Fachkommission
nach allen Seiten hin als durchaus zweckmäßig zu erachtenist. Er ist insofern praktisch, als er
in einem Augenblick,in welchen auf allen Gebieten der Verwaltung gespart werden soll, die
Steuerlast der Provinz in keiner Weise in Anspruch nimmt, da lediglich die vorhandenenÜber¬
schüsse der Societät nach Maßgabe der Bestimmungen des Reglements zu solchen Zwecken Ver¬
wendung finden sollen, die im allcrengstcn Interesse der Societät liegen. In finanzieller Be¬
ziehung wird Sie ja auch der Bericht der Druckschrift beruhigen,wenn Sie sehen, daß die Societät
in den letzten zehn Iahreu durchschnittlich einen Überschußvon etwa 350 000 Mark gehabt hat,
und so ist es auch vom finanziellen Gesichtspunkteaus durchaus zu rechtfertigen,wenn Ihnen
vorgeschlagenwird, die bisherige Summe uon 60 000 Mark zu verdoppeln und einen regel¬
mäßigen Beihnlfcbetrag für diese so eminent wichtigen Zwecke in der Höhe uon 120 000 Mark
festzusetzen.

Damit wäre allerdings dem momentanen akuten Bedürfnis, das man geradezu einen
Notstand nennen konnte, noch nicht abgeholfen, wenn nicht ein weiteres Mittel ersonnenwird, nm
für allernächste dringendsteBedürfnisse Abhülfe zu schaffen. Auch das ist auf einem Wege möglich,
der meiner Ansicht nach ebenfalls als durchaus durchführbarund zweckmäßigerachtetwerden muß,
nämlich mit Hülfe einer Anleihe in Höhe von 750 000 Mark, deren Tilgung und Verzinsung
nun aber nicht unter Zuhülfenahme unserer Steuerkraft erfolgeu soll, sondern lediglich ans den
regelmäßigen,120 000 Mark betragenden Beihülfebeträgcn,

Es sollen dem Provinzialausschutzsomit in dem ersten Jahre 750 000 Mark, deren Ver¬
wendung in zwei Jahren erfolgen soll, zur Verfügung stehen und außerdem noch der Betrag, der
nach der Bezahlung der Tilgungsauote und nach Verzinsungübrig bleibt; dieser Betrag wird sich
nach der Berechnung, die Sie in der Druckschriftfinden, im nächsten Jahre immer noch auf
80 000 Mark belaufe« und nachher noch mehr als 50 000 Mark betragen, so daß auch in den
folgenden Iahreu für die dann noch einlaufenden Beihülfeanträgewenigstensnoch annähernd dieselben
Beträge zur Verfügung stehen, wie sie bisher zur Verfügung gestandenhaben.

Meine Herren! Was die Ausführung der Angelegenheit, die Behandlung der Bei-
hülfcanträgc seitens des Prouiuzinlausschussesangeht, so hat die Kommission sich eines bestimmten
Vorschlagesenthalten zu müssengeglaubt. Es wird das Sache der Praxis sein, und wir ver¬
traue« dem weisen Ermessendes Ausschusses,daß er hierin die richtigen Wege finden wird. Ob
es sich dabei empfehlen wird, für die Prüfung der Bauprojektedie Hülfe der Königlichen Prüfungs-
anstalt in Berlin in Anspruch zu nehmen, oder ob etwa vielleicht geeignete Techniker in der
Prouinzialverwaltung vorhanden sind, die mit der Prüfung betraut werden könnten, das alles
wird die Erfahrung lehren.

12
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Ich bin aber beauftragt, darauf hinzuweisen,ob es sich nicht vielleichtempfehlen würde,
auch den Privattechnikernund Ingenieuren der Provinz Gelegenheit zu geben, sich mit der An¬
fertigung und der Durchführungder Projekte zu beschäftigen,wobei es aber als zweckmäßig zu erachten
ist, mit diesen Technikern ein ähnliches Abkommen zu treffen, wie es die Landwirtschaftskammer
mit den Landmesserngetroffen hat. Dies Abkommensoll natürlich vor allem im Auge haben,
daß die Gebührensätze dieser Herren, die ziemlich beträchtlich sind, für die Landgemeinden— und
um diese handelt es sich im wesentlichen — herabgesetzt werden, ilb das gelingen wird, muh die
Erfahrung zeigen.

Ebenso hat sich die Fachkommissionirgend einer Vorschrift über die Hohe der Bewilligungen
enthalten. Es ist seitens der Verwaltung iu Aussicht genommen, die Beihülfen höchstens bis zu
einem Drittel zu bemessen. Ja, meine Herren, das wird in vielen Fällen ausreiche»,in einzelnen
vielleicht zu viel sein, in anderen aber nicht genügen. Reichen die Mittel nicht aus, ist ein Fall
besondererBedürftigkeitvorhanden uud ist gleichzeitig die Notwendigkeitbesserer Wasserversorgung
eine besondere, nun, dann wird der Provinzialcmsschußebcu über den Normalsatz von einem
Drittel hinausgehen müssen.

Meine Herren! Ich schließe, indem ich Ihnen im öffentlichen Interesse den sehr dring¬
lichen Antrag des Prouinzialausschusseszur einstimmigen Annahme empfehle, wie ihn die Kommission
auch eiustimmigangenommenhat. Im Auftrage der IV, Fachkommission habe ich den Antrag zu
stellen, daß das hohe Haus beschließen möge,

„1. den unter IV Nr. 3 der Einnahmen und Titel IV Nr. ? der Ausgaben des Haupt-
Haushaltsplanes vorgesehenenBetrag aus den Überschüssender Provinzial-Feuer-
societat zur Vcrweudungfür gemeinnützige, zugleich die Interessen der Societät fördernde
Zwecke von 60 000 Mark auf 120 000 Mark jährlich zu erhöhen uud

2. den Provinzialcmsschußzu ermächtigen, bei der Landesbank der Rhcinprouinz eine An¬
leihe bis znr Höhe von 750 000 Mark aufzunehmen, dieselbe aus dem nach Nr. 1
erhöhten Fonds von 120 000 Mark zu verzinsen nnd mit 5°/n jährlich zu tilgen und
sodann in jedem der beiden Haushaltsjahre 1903 und 1904 bis zu je 375 000 Mark
jährlich zur nußerordeutlichcnFörderung der Wasserversorgungin leistungsschwachen
Gemeinden der Provinz zu verwenden."

Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Verhandlung. — Es meldet sich niemand zum
Wort. — Dann schließe ich dieselbe und darf ohne besondere Abstimmungfeststellen, daß das hohe
Haus dem Antrage seiner Fachkommission die Zustimmung erteilt hat,

Wir kommcu zum fünften Gegenstandeder Tagesordnung, dem
Antrage der II. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Prouinzial¬
ausschusses betreffend die Umwandlung der Taubenstummenanstalt in
Eöln in eine Provinzial-Taubstummenanstalt.

Berichterstatterist Herr AbgeordneterDr. Lucas, dem ich das Wort gebe.
Der Heu Berichterstatter hat den Wunsch, daß in der Reihenfolgeder Tagesordnung

etwas geändertwird. Er wünscht,daß zunächst der Antrag der II. Fachkommission zu den Haus¬
haltsplänen der Provinzial-Taubstummenanstaltenzur Verhandluug gestellt wird, daun der Antrag
der II. Fachkommission zu dem Bericht nnd Antrag des Prouinzialausschussesüber die Umwandlung
der Taubstummenanstalt in Eöln, dann der Antrag der II. Fachkommission zu dem Bericht und
Antrag des Provinzialausschusses,betreffend die Erbcmuug eines neuen Schulgebäudes für die
Proviuzilll-Taubeustummenanstllltin Ncuwicd, und endlich der Antrag der II. Fachkommission zu
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dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend die gemäß dem Beschlusse des
42, Pruvinziallandtages angestellten Erhebungen über Einrichtungenzur Heilung des Stotterns.

Meine Herren! Ich persönlich habe kein Bedenken, dem Wunschedes Herrn Berichterstatters
zu entsprechen und diese Reihenfolgein unseren Beratungen eintreten zu lassen. Ich frage, ob das
hohe Haus damit einverstanden ist. — Da niemand sich dagegen wendet, so darf ich Ihr Einverständnis
feststellen.

Wir treten dann zunächst ein in den
Antrag der II. Fachkommission zu den Haushaltsplänen der Provinzial-
Taub stummen anst alten.

Ich gebe zu diesem Gegenständezunächst dem Herrn Berichterstatterdas Wort.
Berichterstatter Abgeordneter Dr. Lucas: Meine Herren! Zur Unterbringung der

unglücklichen Mitbürger, der taubstummenKinder, hat die Provinz bis jetzt ? Anstalten. Wenn
Sie dem heutigen Antrage der Fachkommissionresp, des Provinzialausschussesnachkommen,so
werden Sie die achte in der Stadt Cöln erwerben. Es ist dies die letzte Privatanstalt, die in
der Rhcinprovinz existiert.

Wir haben augenblicklicheinen Bestand von 530 taubstummenKindern. Im Jahre 187?
gab es deren 196 d. h. solcher, die im Unterricht waren, und im Jahre 1880 386. Die Anzahl
hat sich also beständig etwas gesteigert. In zwei Jahren wurden 128 gebildeteKinder entlassen,
die also in der Welt relativ ihre Existenz wieder finden konnten.

Das Schlimme bei der Sache ist, daß kein Schulzwang für die taubstummeu Kinder
existiert. Zwar gibt jetzt das Fürsorgeerzichungsgesetz dazu eine Handhabe, daß die Väter, die nicht
dieser Pflicht nachkommen, dazu gezwungen werden können, indem ihnen dnrch Gerichtsbeschluß die
Pflegschaftgenommenwird.

Wir haben 6 Anstalten für sogenanntenormal begabte Kinder, d. h. für solche, die noch
eine relative Fähigkeit znr Ausbildung haben. Es sind dies meist solche, die entweder nicht taubstumm
geboren sind und bei denen sich das Übel erst nach einiger Zeit eingestellt hat, nachdem bereits eine
Hörfähigkcit, ein Verkehr uud die Aufnahme äußerer Ausdrücke stattgefunden hat, oder solche,
deren Gehirnentwicklungüberhaupt günstiger ist, wie ja überhaupt das gauze Übel nicht stets auf
lokalen Ursachen beruht, soudern ebenso gut auf cercbralen Degenerationenberuhen kann.

Für diese normal begabten Kinder haben wir 6 Anstalten, und zwei, welche auch außerdem
schwachbegabte aufnehmen, es sind dies die beiden in Essen uud Neuwied. Die Anstalt in Essen
hat jetzt bereits eine Abteilung für schwachbegabte katholische Kinder, die im Orte Huttrop unter
besondererPflege von Ordcnsleuten sich befinden.

Für Neuwied wird, wie der spätere Antrag Ihnen zeigen wird, eine solche verlangt und
Sie haben darüber abzustimmen,ob die Baulichkeiten in der Weise ausgeführt werden sollen, wie
bereits ein Plan dafür besteht.

In Cöln soll also, wie gesagt, jetzt die Taubstummenanstaltaus der Privatverwaltung in
die der Provinz übergehen.

Was nun den Gesamtetat betrifft, so schwankt derselbe nicht in weiten Grenzen.
Es hat dies seinen Grund darin, daß erstens die Anzahl der Kinder eine relativ geringe

ist, bei acht Anstalten nur 530 beträgt, dann auch, daß zu der Unterbringung nur wenige Gebäude
erforderlich sind, indem die Kinder in Privatpflege gegebenwerden und nur die schwachbegabten,
die an allen möglichen Fehlern leiden, in Anstalten untergebrachtweiden müssen. So kommen
die Schwankungenim Etat nur dadurch zustande, daß die Anzahl der Kinder etwas variiert und
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die für dieselben im Extcrnat zu leistenden Zahlungen nach dem Stande der Lebensmittelpreisc
eine Veränderung erleiden. Die Kinder bekommen nämlich ihre Beköstigunguicht iu den Anstalten
selbst, mit Ausnahme der schwach begabten, sondern sind bei Familien untergebracht,was als das
beste sich herausgestellthat. Als Einnahmequelle!:habeu wir einzelneBeiträge der Kinder und
sonstige Geschenke von Wohltätern; den Zuschuß der Provinzialvcrwaltung, ferner die Summe
von 5N000 Mark aus der Wilhelm-Augusta-Stiftnug; es ist dies die Stiftung, die bei dem
Jubelfest der Majestäten von der Provinz ausschließlichzu diesem Zwecke errichtet wurde, wonach
jährlich 50 000 Mark an die Taubstummen als Extraordinarium abgeführt werden.

Die Ausgaben können ferner nur insofern eine Änderung erleiden, als die Lehrergchältcr
nach der Skala bei fortsteigendem Dienstalter gesteigert werden. Wenn der Höchststand erreicht
ist, ist die Stabilität vorhanden, Dagegen ist nicht zu verkennen, daß in der nächsten Zeit den¬
noch eine Steigerung der Zuschüssesich notwendig ergebenwird. Wir haben bis jetzt noch nicht
die zur Einrichtung des achtjährigen Kursus erforderlichenKlassen; in den meisten Anstalten
existieren nur sechs Klassen,und nur in Köln sind acht; ebenso soll demnächst auch Ncuwied acht
Klassen erhalten.

Ich kann also zum Etat selbst die Einzelheiten übergehen; wie gesagt, es ist keine Ver¬
anlassung, darauf einzugehen, und die Sache liegt Ihnen ja auch im Detail vor.

Eine andere Frage ist jetzt die Übernahme der Anstalt in Eöln selbst. In Cöln wurde
iu der Rhcinproviuz zuerst eine Anstalt gegründet uud zwar vou dem zu diesem Zwecke gebildeten
Verciu zur Pflege von Taubstummen. In Frankreich war die Pflege und der Unterricht der
Taubstummen längst vor der in der preußischenMonarchieauftretendenBemühuug hoch ausgebildet
und die Nools äe» souräz-ninets in Paris ist ja noch eine Mnstercmstaltfür die ganze Welt.
Wir haben erst in den dreißiger Jahren angefangen, zuerst iu Berlin, solche Versuche zu machen,
und denen ist man in Cöln zunächst nachgekommen. Durch die Munifizenz sehr edeler und
gemeiunützig denkender Herren, speziell des Domkapitulars Schweitzcr uud des Regierungs-Präsidenten
von Wittgcnstcin wurde zuerst die Anstalt gegründet,die von allen Seiten große Sympathie fand
und schließlich zu einer großartigen Schöpfung der privaten Wohltätigkeitsich ausbildete. Diese
Gesellschaft wurde naturgemäß vou vielen Seiten unterstützt. Die Stadtverwaltung Eöln hat zwar
in der Beziehung sehr wenig geleistet. Denn ihre Beihülfe bestand nur dariu, daß sie die
Pensionen für die abgehendenLehrer übernahm, die aber nicht nach dem Etat der Schnlc, der
eine sehr hohe Gehaltskala zeigte, normiert wurden, sondern nach dem der Elcmentarlehrer. So
winden denn die Mittel meistensvon anderer Seite beschafft. Die Provinz gab zu diesem Zweck
eine Summe von 54 000 Mark; es war dies eine Snmme, die ans dem sogenannten Cholcrafonds,
Gelder, die in den dreißiger Jahren gesammelt waren, in Reserve sich befand. Ferner zahlte
dieselbe vom Jahre 1885—1897 jährlich 12 000 Mark und von da ab 6000 Mark, die später
auf 6500 Mark erhöht wurden. Die Anstalt besteht jetzt als die einzige mit 8 Klassen. Indessen
hat sich in letzter Zeit die Unznträglichkciterwiesen, daß selbst diese bedeutendenMittel nicht
vollkommen ausreichten.

Als nun die Verpflichtung der Provinz zum Unterhalt der Taubstummenanstalten sich
ergab, zögerte vielleicht mich manchermit Zuschüssen,weil mau sich sagte- Die Provinz selbst ist
die Instanz, die Korporation, die für die Taubstummen aufkommensoll; wozu also uoch aus
privater Wohltätigkeit hier die Schule erhalten, während die sieben übrigen bereits in den Besitz
der Provinz übergegangensind! So gab sich allmalig eine bedeutendeAgitation kund, welche die
Übertragung an die Provinz forderte. Die Provinz konnte der Sache nur sympatisch gegenüber stehen.
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Sie bekam ja ein vollständigesEtablissement mit allen Einrichtungen und wenn sie dieses nicht
auf diesem Wege erhalten hätte, so wäre sie gezwungengewesen, in der großen Stadt Cöln noch
eine zweite Schnle selbst auf ihre Rechnung vollständigzu errichten. Es wurde also in Verhandlungen
eingetreten,die nun zu einem Abschluß geführt haben, den Sie heute zu ratifizieren haben werden.

Die Grundzügc desselben sind im allgemeinendie, daß die Provinz außer den Gebäuden
den sogenannten Cholerafonds von 54 000 Mark zurückerhält. Ferner gibt der Cölncr Verein
jährlich noch 10 000 Mark. Wir müssen wohl dabei im Auge halten, daß es sich um einen
Verein handelt, nicht um ciue korporativeVertretung.

Das Hauptvermögen des Vereins aber, welches 562 000 Mari dennoch betragen wird,
nachdemdie Abgänge, die ich oben bemerkt habe, bereits stattgefundenhaben, wird von dem Verein
für sich reserviert, und zwar mit der Motivierung, daß die betreffendenGelder zum größten Teil
in der Intention einer Befürdernng und Fürsorge für die Taubstummen gegeben wären, also nicht
auf diese Weise eine Disposition über dieselben tunlich erscheine. Der Verein hält sich also diese
562 000 Mark zurück und wird daraus die entlassenenTaubstummen unterstützen.

In dieser Beziehung ist ein Ausdruck in dem Entwurf, der der FachkommissionVeranlassung
gegeben hat, eventuell eine Änderung der Redaktion zu verlangen. Man hat aber davon Abstand
genommen,weil der geschäftliche Weg ein Zurückgehen an den Prouinzialausschußnotwendiggemacht
hätte und deshalb ist es so stehen geblieben. Es handelt sich nämlich darum, daß es in dem
Entwürfe heißt:

Es sollen aus diesem Betrage vorzugsweiseaus der Taubstummenanstalt, also der
Eölner, entlassene Taubstumme unterstütztwerden.

Die Kommissionhätte lieber gesehen, wenn dieser Ausdruck etwas erweitert worden und
von sämtlichenTaubstummen der Provinz die Rede gewesen wäre. Indessen wird das zu einem
weiteren Schritt nicht führen. Der Entwurf ist couform dem, der zur Zeit mit der Stadt Aachen
getätigt worden ist. Es wird wohl überflüssig sein, daß ich noch näher auf die Details desselben
eingehe, die ja jedem der Herrn bekannt sind.

Ein zweites Extraordinarium für den Taubstummcnctat finden wir bei der Anstalt zu
Neuwied. Die Anstalt zu Neuwied ist eine sehr kleine, sie ist mit sehr wenig Räumen ausgestattet,
benutzt drei Räume des Blindeninstituts, und es ist durchaus eine Vergrößerungder Schulräume
erforderlich, besondersjetzt, wo die Anstalt einen achtjährigen Kursus erhält. Außerdemhandelt es
sich um eine paritätische Anforderung,indem für die schwachbegabtcnevangelischenKinder ein Internat
geschaffenwerden soll, wie wir es für die katholischenbereits in Huttrop haben. Für die evangelischen
Mädchen ist in Neuwied dadurch gesorgt worden, daß dieselben von einem dort bestehenden
Diakonissenhaus,dem Ottohaus, welches in der Nähe der Anstalt liegt, in Pflege genommen werden.
Für die Knaben ergibt sich dadurch keine Gelegenheit zur Unterkunft, indem das Haus dieselben
nicht aufnehmenwill. Es handelt sich also nur um solche Kinder, die als schwach begabt bezeichnet
weiden und durch andere Gebrechen, Bcttnäßcn und sonstige Unredlichkeitensich für die Übergabe
in Familien nicht eignen und nicht dorthin geschafftwerden können. So liegt denn hier ein Antrag
vor, einen Neubau für Neuwied betreffend und Sie werden den Entwurf ja haben. Es sollen
dort 9 Klassenerrichtet werden, 6 für normal Begabte und 3 für schwach Begabte.

Die II. Fachkommission empfiehlt die Annahme der Vorlage.
Meine Herren! Der 42, Provinziallandtag hat im vorigen Jahre außerdem Veranlassung

genommen bei der Beratung des Taubstummenetats einer Schwäche, eines Fehlers zu gedenken,
der allerdings nicht so traurig ist wie der oben erwähnte, der aber doch häufig zu schlimmen
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Störungen Veranlassung gibt. Es ist das Stottern. Das Stottern ist eine auf mangelhafter
Innervation der Zunge beruhende Schwäche,die sich bei sehr vielen Menschen findet, besondersin
der Jugend sich bildet, und, wenn sie nicht rektifiziert wird, für das Alter höchst unangenehme
Folgen hat. Auch in sozialer Beziehung können wir ja nur wünschen,daß derartige Gebrechen
womöglichgebessertweiden; sogar der Staat hat ja ein Interesse dabei, indem ein am starken
Stottern leidender Mann nicht militärdienstfähigerscheint.

Es hat daher die II. Fachkommissiondes 42. Provinziallandtages damals den Beschluß
gefaßt, den Provinzialausschußzu beauftragen, Erhebungeu darüber anzustellen,ob in der Provinz
ein Bedürfnis vorhanden sei, Einrichtungenzu treffen oder weiter zu entwickeln, welche die Heilung
des Stotterns bezwecken.

Es wurde nun von den Königlichen Regierungen eine Zählung vorgenommen. Wie Sie
sehen, ergibt dieselbe eine große Anzahl, in der Rheinprovinz allein 10 083. Schwer war es
nun, zu einem Entschlußzu kommen, wie sich dafür eine Abhülfe schaffen ließ. Zwang zum Unter¬
richt kann nicht in dieser Weise in betracht kommen. In großen Städten gibt es ja Kurse von
Privatleuten und sonstige Einrichtungen,die sich mit dem Unterricht der Stotternden befassen.

Indessen fanden dieselben wenig Entgegenkommenund es wurde von einem erfahrenen
Mitglied der Fachkommission darauf aufmerksamgemacht, daß in einigen Gegenden sogar bei freier
Leistung kein Zuspruch zu den Kurseu zu finden ist.

Es legte sich nun die Idee nahe, daß die Taubstummenlehrerund die Taubstummen¬
anstalten wohl am wahrscheinlichsten befähigt seien, diese Abhülfe zu schaffen.

Die angestellten Ermittelungen haben nun ergeben,daß bei der großen Anzahl der Schul¬
kinder am wahrscheinlichsten ein Zurückgehenauf die Lehrerseminare sich als praktisch erweisen würde.

Die Taubstummenlehrer sollen nicht zu dieser Tätigkeit herangezogen werden, weil sie
ohnehin mit Arbeit überhäuft sind und weder in der Lehrzeit noch während der Ferien mit solchen
Sachen beschäftigt weiden können. Es blieb nun nichts anderes übrig, als auf die gewöhnlichen
Elementarlehrcr hinzuweisen; und die Intention der Fachkommission geht dahin, es womöglich zu
stände zu bringen, daß in den Lehrerseminaren Unterrichtan die Lchrkcmdidaten gegeben wird. Dahin
lautet auch der Antrag des Provinzialcmsschusses,welcher den Provinziallandtag ersucht, vou dem
vorstehendenBericht Kenntnis zu nehmen und die Entscheidung darüber anheim zu stellen, ob es
angezeigt sei, bei der Königlichen Staatsregiernng die Anstellung besonderer in der Heilung des
Stotterns erfahrener Lehrpcrsonenbei den Lehrerseminarenanzuregen.

In diesem Jahre hat die Fachkommission einen etwas weiteren Antrag gestellt, der folgen¬
dermaßen lautet:

„Der Provinziallandtag wolle beschließen, durch den Provinzialausschußan die Königl.
Staatsregieruug das Ersuchen zu richten, die Anstellungbesonderer in der Heilung des
Stotterns erfahrener Lehrpersonenbei den Lehrerseminarenins Auge zu fassen."

Es wird das alles sein, was wir erreichen können. Vorläufig wird man sich damit be¬
gnügen müssen.

Ich empfehledie Annahme der sämtlichenAnträge.
Vorsitzender Becker: Ja, meine Herren, der Herr Berichterstatterhat die ganzen Referate

für die vier Gegenständeder Tagesordnung gleich gemeinsam erstattet, während ich annahm, er
wünschte nur eine andere Reihenfolgeder Behandlung der einzelnen Anträge.

Ich glaube, wir werden in dieser Lage am besten tun, uus noch nachträglich damit ein¬
verstanden zu erklären, daß die vier Gegenstände verbunden werden. Dann wäre die Sache
geschäftsurdnungsmähigerledigt.
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Ich darf Ihr Einverständnis,da von keiner Seite Gegenvorschläge gemacht werden, feststellen.
Dann würden wir allerdings auch zur gemeinsamen Beschlußfassungkommen müsseu. Aber

das würde ja gar keine Schwierigkeiten bieten, denn die Anträge liegen Ihnen ja alle gedruckt vor.
Zunächst hat Herr AbgeordneterDr. Neucn-Du°Munt ums Wort gebeten.
AbgeordneterDr. Ncven-Dn-Mont: Meine Herren! Im Interesse des Vereins für

die Pflege des Taubstummen-Unterrichtsin Cöln muß ich doch mit kurzen Worten einigen Aus¬
führungen des Herrn Berichterstattersuud der Auffassungder Kommission widersprechen.

Der Eölner Verein, dessen Anstalt durch Ihren heutigen Beschluß in Ihr Eigentum
übergehensoll, besitzt im ganzen aus mildeu Stiftungen ein Vermögenvon rund 866 000 Mark.
Diese Stiftungen sind aber nicht allein gegeben znm Zwecke der Beschulung der Taubstummen,
sondern ein großer Teil dieser Stiftungen ist ausdrücklich gegeben mit der Bestimmung,daß die Erträge
derselbendazu dienen sollen, den aus der Schule entlassenen Taubstummen auch im späteren Leben
Unterstützungzu gewähren und ihnen zu ermöglichen, sich einen Beruf im Leben selbst zu grüuden.

Wenn man nun von dem vorhandenenVermögen das abzieht, was in das Eigentum der
Provinz übergeht, einmal den Wert unseres Schulgcbäudes mit 250 000 Mark, dann den von
der Provinz zur Zeit überwiescnensogenanntenCholerasonds von 54 000 Mark, dann bleiben
noch 562000 Mark Vermögen für uns übrig. Hieraus haben wir dann 10 000 Mark alljährlich
an die Provinz zu leisten, woraus die Freistellen in Cöln geschaffen worden sind, und der Rest
der Intraden dieser 562 000 Mark verbleibt uns zu unseren anderen Zwecken. Das ist aber auch
im Einvernehmenmit der Provinz und der Provinzialucrwaltung so festgestellt worden. Denn die
übrigen Intraden können wir gar nicht auf die Provinz übertragen, weil sie eben nicht zum Zwecke
von Beschulungvon Taubstummen gegeben worden sind, sondern zu deu anderen Zwecken des
Vereins, die eben hauptsächlich darin bestehen, den Taubstummen später einen Beruf im Leben zu
verschaffen. Wir haben also seitens des Vereins alles das auf die Provinz übertragen, was wir
überhaupt auf sie übertragenkonnten, und ich glaube, die Provinz wird bei der ganzen Sache doch
noch auch für sich ein ganz gutes Geschäft machen, indem sie ein tadelloses, erst vor 20 Jahren
erbautes Schulgebäudeumsonstbekommt und so eine neue Anstalt mit recht wenig einmaligen
Ausgabe« errichtet hat.

Vorsitzender Becker: Es meldet sich sonst niemand zum Wort.
Daun schliche ich die Verhandlung über die 4 vorliegendenGegenständeund frage den

Herrn Berichterstatter,ob er das Wort wünscht.
Das ist nicht der Fall.
Dann kommen wir zur Abstimmung und können diese wohl auch der Einfachheitwegen

über die 4 verschiedenen Anträge Ihrer Fachkommission in einem Beschlusse vornehmen.
Das scheint Ihre Zustimmung zu finden. Dann darf ich wohl ohne besondere Abstimmnug

feststellen, daß das hohe Haus die 4 Anträge seiner Fachkommission genehmigthat.
Wir kommen zum neunten Gegenstandunserer Tagesordnung:

Antrag der II. Fachkommission zu dem Bericht uud Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend
I. Errichtung einer Dienstwohnung für den Direktor der Provinzinl-

Blinden-Unterrichtsanstlllt zu Neuwied.
II. Errichtung zweierTurnhallen und zwar einer an derProvinzial-Blinden-

Unterrichtsanstalt in Düren und einer gemeinschaftlichen für die Pro-
vinzial-Blinden- und die Provinzial-Taubstunnnenanstalt zu Neuwied.
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Berichterstatterist Herr AbgeordneterDr. Kirchlich, dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterAbgeordneter Dr. Kirchartz: Meine Herren! Als im Jahre 1898 die

Blindenanstalt in Neuwied erbaut und eingerichtet wurde, ist keine Dienstwohnung für den Herr»
Direktor vorgesehen worden. Mittlerweile hat die Anzahl der Zöglinge sich aber vermehrt. Es
siud jetzt, wenn ich nicht irre, 74 schon da, und die bedürfen einer besseren Aufsicht, namentlich
was die Blindcnwerkstatteangeht. Da der Herr Direktor bis dahiu iu der Stadt wohnte und
daher diese Aufsicht uicht so vollführen konnte, wie sie eigentlich nötig ist, so ist beschlossen worden,
eine Direkturwohnungan der Blindenanstalt anzubringen. Dieselbesoll ziemlich einfach sein, unten
vier Räume nebst Küche und oben vier Räume, in eiufachemZiegelbauwcrt, und der ganze Kosten¬
anschlagist zu 30 000 Mark taxiert. Der Provinzialcmsschußebenso wie die II. Fachkommission
ist nach vollständigerBeratung zu dem Entschluß gekommen, diese 30 000 Mark für die Errichtung
der Direktorwohuuugzu bewilligen.

Was nun die projektierte Turnhalle angeht, so ist für diese Blindenanstalt und für die
daran anstoßendeTaubstummenanstalt eine gemeinschaftlicheTurnhalle vorgesehen. Bekanntlichist
für Blinde etwas mehr Bewegungsraum nötig als für Sehende, und deshalb möchte es vielleicht
scheinen, als ob die Turnhalle in etwas großen Dimensionen angelegt sei. Jedoch dem ist nicht
so, weil, wie ich eben sagte, ein etwas größerer Raum für Blinde tatsächlichimmer vorhanden
sein muh, damit sich dieselben freier bewegenkönnen.

Diese Turnhalle ist veranschlagtzu 15 000 Mark, und ebenso ist für die Blindenanstalt
in Düren eine gleiche Turnhalle projektiert, ebenfalls auch zn 15 000 Mark. Wenn ich nicht
irre, sind beide Äustcilteu in dem Maßstab: 10x20 in vorgesehen. Da für die Zöglinge der
Blindenanstalten eine gute körperliche Bewegung zum körperlichen Gedeihen notwendig ist, so halte
ich die Anlage einer Turnanstalt für unbedingt erforderlich, denn die Kinder, oder wenn es auch
Halberwachsene sind, können ja nicht immer im Freien sich bewegenund nicht so frei herumlaufen
und spielen, wie Sehende, und es müssen deshalb in einer Anstalt unter Aufsichtnatürlich diese
körperlichen Bewegungennach allen Richtungen ersetzt werden.

Aus diesen Grüuden hat die II. Fachkommission den Antrag des Prouinzialausschusses
genehmigt,der folgendermaßenlantet:

„Der Provinziallandtllg wolle den Neubau
») einer Dienstwohnung für den Direktor der Provinzial-Blindenanstalt zu Neuwied,
d) zweier Turnhallen und zwar einer an der Provinzial-Blinden-Unterrichtsanstaltzu

Düren und einer gemeinschaftlichenfür die Provinzial-Blinden- und die Provinzial-
Tllubstummcnanstciltzu Neuwied genehmigen und die erforderlichenMittel im
Betrage von zu ») 30 000 Mark, zu d) je 15 000 Mark -^ 30 000 Mark aus
der aufzunehmenden Anleihe bewilligen."

Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Verhandlung, schließe dieselbe, da niemand sich
zum Worte meldet, und darf ohne besondere Abstimmung feststellen, daß das hohe Haus deu Autrag
der II. Fachkommission angenommenhat.

Wir kommen zum Gegenstand Nr. 10:
Antrag der II. Fachkommission zu den Haushaltsplänen der Provinzial-
Blindenllnstalten zu Düren (Elisabeth-Stiftung) und Neuwied (Auguste
Viktoria-Haus) sowie über den Unterstützuugsfonds für Blinde für das
Rechnungsjahr vom 1. April 1903 bis 31. März 1904.

Berichterstatterist wieder Herr Abgeordneter0r. Kirchartz, dem ich das Wort gebe.
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BerichterstatterAbgeordnetervi-, Kirchartz: Meine Herren! In dem Haushaltsplan
^ er soll ja, wie es jetzt sich herausgestellt hat, nur für ein Jahr dienen, aber wie er aufgestellt ist
für 1903 und 1904 — hat sich wesentlich nichts geändert. Es sind einige Positionenetwas erhöht,
was zum teil darin liegt, daß die Anzahl der Zöglinge sich vermehrt hat, andcrnteils, daß die
Gehälter statutengemäßerhöht sind, und drittens, daß wieder mehr Personal angestellt werden mußte

Es ist demnach die Blindenanstalt in Düren auf 103 000 Mark in Einnahmen und
Ausgaben gestellt, und bei der Blindenanstalt in Neuwicd, in der augenblicklich 71 Zöglinge
sind, 'st sowohl der Ernährungsetat wie der Bckleidungsctat, der Lehreretat und alles damit zu¬
sammenhangendeetwas gestiegen, weil auch da eben die Anzahl der Zöglinge immer mehr gewachsen
ist. Der Etat schließt ab mit 59 000 Mark, und die II. Fachkommission hat au all den Auf¬
stellungennichts zu bemerken gefundenund empfiehltdem hohen Hause also die Genehmigungdes
aufgestellten Haushaltsplanes für die Blindenanstalt in Düre» sowohl wie die in Neuwied.

Vorsitzender Becker: Es meldet sich niemand zum Wort, daher schließe ich die Ver¬
handlung und stelle ohne besondere Abstimmungfest, daß das hohe Haus dem Antrage der II. Fach-
kommission gemäß die Haushaltspläne der ProvinziabBlindenanstalten genehmigthat.

Wir kommen zum Gegcuftaud I I der Tagesordnung:
Antrag derselben Fachkommission zu dem Haushaltsplan über das
Hebammenwesen.

Berichterstatterist derselbe, Herr Abgeordneter Di-. Kirchartz, ich gebe ihm das Wort,
BerichterstatterAbgeordneterDr. Kirchartz: Meine Herren! Über das Hebammcnwcsen

ist auch nicht viel mehr zu sagen. Es soll ja allerdings in Elberfeld eine neue Hebammenanstalt
gegründet werden. Bis dieselbe vollendet ist, müssen wir ja auch noch das weitere abwarten, wie
sich die Sache dort gestalten wird. Was die Hebammencmstalt in Eöln betrifft, so ist da der
Haushaltsplan anch etwas gestiegen.

Es liegt in der Vermehrung des Ärztepcrsoncils, als der Assistenzärzte, und ferner daran,
daß die OberhebammeStellvertretung bekommt, die sie im Notfalle vertreten, die aber hauptsächlich
auch für die jetzt eingerichtete Poliklinik für Wöchnerinnenbestimmt ist.

Tonst ist in dem ganzen Haushaltspläne für die Hcbammenanstaltin Cöln auch keine
wesentliche Änderung. Er schließt ab mit 133 285 Mark.

Tic II. Fachkommisswuempfiehlt dem hohen Hause, unbedenklichdiesen Haushaltsplan
zu genehmigen,da keine Ausstellungensich gefundenhaben.

Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Verhandlung — schließe dieselbe, da sich niemand
zum Worte meldet und stelle ohne besondere Abstimmungfest, daß das hohe Haus deu Haus¬
haltsplan für das Hebammenwcscneinschlitßlich der Hebammenanstaltin Eöln genehmigthat.

Wir kommen zum
Antrag der II. Fachkommission zn dem Haushaltsplan für die erweiterte
Armenpflege auf Grund des Gesetzes vom 11. Juli 1891.

Berichterstatterist der Herr AbgeordneterDr. Stratmcmn, dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterAbgeordneterDi-. Stratmann: Meine Herren! Das Gesetz über die

erweiterte Armenpflegevom II Juli 1891 legt der Provinz die Verpflichtungauf, die Geistes¬
kranken, Idioten, Taubstummen und Blinden, so weit sie der Anstaltspflegc bedürfen und selbst
hilfsbedürftigsind, zu unterstützen. Der Bestand dieser Art von Kranken betrug am I . April 1900
7756 gegen 745? im Vorjahre, also ein Plus von 299, am 1. April 1901 8U91, mithin wiederum
ein Plus von 335.

13
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Aus dieser großen Anzahl erklärt sich die Höhe des Etats, der mit 3 898 000 Mark
abschließtund einen Zuschuß der Provinz bedingt von 1 090 000 Mark, das sind 90 000 Mark
mehr als im Vorjahre. Dieses Mchrerfordernis ist bedingt dnrch den statistisch festgestellten erheb¬
lichen Zuwachs von Geisteskranken, In dem vorigen Haushaltsplan war eine Erhöhung von
50 000 Mark vorgesehen, die bereits in dem ersten Rechnungsjahre um eine Summe von
10 315 Mark 10 Pfennig überschritten wnrde, so daß der jetzige Ansatz jedeafalls nicht zn hoch
gegriffen ist. Zur teilweise» Deckung des Mchrbedürfnisses von 90 000 Mark gelangt ein
Anteil von der neuen Dotationsrentc ans Gruud des Gesetzes vom 2. Juni 190^ zur Ver¬
einnahmung in Höhe von 85 441 Mark, so daß an Pruuiuzicilsteuern nur der Betrag von
4559 Mark mehr erforderlich ist.

Die II. Fachkommission hat an dem Etat selbst nichts auszusetzengehabt und beantragt
deshalb, der Provinziallandtag wolle den uorbczeichnetcn Haushaltsplan unverändert annehmen,

Vorsitzender Becker: Ich eröffnedie Verhandlung — es meldet sich niemand zum Wort
— ich schließe dieselbe und darf ohne besondere Abstimmungfeststellen, daß der Hanshaltsplan für
die erweiterteArmenpflegedie Zustimmung des hohen Hauses gefunden hat.

Wir kommen zu dem
Antrage der II. Fachkommission zu dem Haushaltsplauc über die Kosten
der Leitung und Beaufsichtigung der baulichen Unterhaltungsarbciten in
den Proviuzialaustalten.

Berichterstatterist Herr AbgeordneterDr. Stratmann, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter Dr. Stratmann: Bei diesem Haushaltspläne ist mit

gegebenen Verhältnissen zu rechnen. Es ist garnicht möglich, an ihm eine Ausstellungüberhaupt
zu machen. Die Fachkommission beantragt unveränderte Annahme der Vorlage.

Vorsitzender Becker: Es meldet sich niemand zum Wort. Ich schließe die Verhandlung,
Ihre Fachkommission hat unveränderte Annahme der Vorlage beantragt.

Ich darf, da keine weiterenAnträge vorliegen, Ihr Einverständnisohne besondere Beschluß¬
fassungfeststellen.

Wir kommen zum
Antrage der III. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses betreffend die Aufnahme einer Anleihe zu Zwecken der Straßen-
Verwaltung.

Berichterstatterist Herr AbgeordneterI)r. Momm, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter Dr. Momm: Meine Herren! Während des Winters 1900/1901

sind infolge ungünstigerWitterungsverhältnissean den Proviuzialstraßen so starke Verheerungen durch
Forstaufbrücheeingetreten,daß zur Beseitigung derselbendie aus den lanfcndenUnterhaltungsfonds
zur Verfügung stehendenMittel nicht genügten. Darüber hinaus machte der Umbau und die
Wiederherstellungder in ganz besonderem Maße dnrch den Frost geschädigten Straßen der Landes-
bauämter Crefcld, Gladbach, Kreuznach und Dürcu weitere Mittel erforderlich, deren Betrag durch
spezielle Kostenanschläge im Frühjahr 1901 auf 379 830 Mark festgesetzt wnrde.

Der 42, Rheinische Provinziallandtag hat nun in seiner Plenarsitzungvom 12. Februar 1901
den Provinzicilausschußermächtigt,soferu sich die Notwendigkeitweiterer Mittel ergebensollte, den
Titel III Nr. 2 a der Einnahmen und entsprechend den Titel IV Nr. 1 der Ausgaben des Haus-
haltsplcms für die Stratzenverwaltung um je 200 000 Mark für die Zwecke der gewöhnlichen
Strcchenunterhaltung zu erhöhen, und die betreffendenSummen aus bereiten Mitteln zu ent-
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nehmen, so daß an sich zur Deckung der uorgcdachtcnAusgaben für die Beseitigungvon Frost¬
schäden 2 mal 200 000, also 400 000 Mark zur Verfügung gestanden haben würden. Da aber
Ersparnisse nicht gemacht worden sind, waren bereite Mittel nicht vorhanden, und demgemäßhat
der Provinzialnusschußbeschlösse»,die Deckung des Mehrbedarfs von 379 830 Mark in der Weise
herbeizuführen,daß zunächst aus der vom 42. Rheinischen Provinziallmidtagcin der Sitzuug vom
12. Februar 1901 genehmigten Anleihe 0 260 000 Mark, dann aus dem Sammelfonds der
Straßcnverwaltuug 100 000 Mark uud eudlich aus dem für unvorhergesehene Falle bei dem Fonds
für laufende Unterhaltuugen vorgesehene» Reservefonds 19 830 Mark zu entnehmen seien. Im
Laufe des Sommers 1901 stellte sich nun heraus, daß in den aufgestellten Kostenanschlägen nicht
alle Frostschädenberücksichtigt waren. Es wurde festgestellt,daß eine Anzahl von Frostschäden,
die mau zunächst nur als unbedeutende angesehen hatte, und hinsichtlich deren man annehmen
konnte, daß die Straßen im Laufe des Sommers wieder zurecht gefahrenwürden — was aber
tatsächlich nicht geschah — nachträglich sich als erheblich herausstellten,und daß Schäden, die man
zunächst garnicht bemerkt hatte, im Laufe des Sommers, als der Verkehr wieder einsetzte, hervor¬
traten Es ergab sich ferner bei dem Kostenanschlagefür die Beseitigung der Frostschäden im
Lcmdesbcmamt Dnren eine Kostenüberschreitung von 24 000 Mark, und schlichlich zeigte es sich als
untuulich, die aus Anleihe6 und aus dem laufeudcu Uuterhaltungsfonds vorgesehenen Beträge,
wie vorgesehen ihrem ursprünglichen Verwendnugszwcckezn entfremden. Die zunächst nicht
berücksichtigtenund nachträglichfestgestellten Schädcu deliefen sich nach neueren Kostcuaufstclluugen
auf 228 000 Mark, dazu kamen die vorher erwähnten 24 000 Mark Kostenüberschreitungen im
Landesbaumnt Düren, so daß noch weitere 252 000 Mark zu decken waren. Insgesamt waren
also zu decken 379 830-4-252 000^631 830 Mark. Davon wurden 100 000 Mark aus dem
Sammelfonds genommen, so daß noch ungedeckt blieben 531830 Mark oder rund 532 000 Mark.
Da ein Reservefondsnicht vorhanden war, auch bereite Mittel nicht zur Verfügung standen, so
hat der Provinzialansschuß den Antrag gestellt, diese 532 000 Mark dnrch eine Anleihe ans'
zubringen. Um diese Anleihe möglichst schnell auszuräumen, wird von ihm eine Tilgung von
6^/4"/» vorgeschlagen. Die Vcrzinsnng soll mit 8^/4°/» eintreten, entsprechend dem Zinsfüße, zu
welchem die Landcsbanksich selbst ihre Betriebsmittel verschafft.

Die III. Fachkommissiou hat auf Grund der Erläuteruugcn, welche von feiten der Vertreter
der Provinzialucrwaltnng in der Kommissiou gemacht wurdcu, die Überzeugunggewonnen,daß es
sich in den gedachten 4 Banämtcrn tatsächlich um solche Frostschäden handelt, die als außergewöhnlich
zu bezeichnen wären, herbeigeführtdnrch nicht vorhcrzuschende elementare Ereignisse. Infolgedessen
hat sie es als berechtigt erkannt, diese Beträge im Wege der Anleihe zu deckeu.

Die Fachkommission empfiehlt demgemäß den Antrag des Provinzialansschusses,welchen
Sie in Drucksache Nr. 31 finden, der dahin geht:

„Der Provinziallandtag wolle unter den dargelegtenVerhältnissendie Aufnahme einer
Anleihe von 532 000 Mark zur Deckung der Kosten für Beseitigungder Frostschäden
bei der Landesbank der Rhciuproviuz gegen 3«/4 °/„ Zinsen und 6'/4 °/o Tilgung
mit der Maßgabe beschließen,daß die in dem zweiten uud deu folgenden Jahren ersparten
Zinsen dem Tilguugsbetragc zuwachsen."

zur Annahme.
Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Verhandlung. — Da sich niemand zum Worte

meldet, schließe ich dieselbe und darf ohne besondere Abstimmung feststellen, daß das hohe Haus
dem Antrage der III. Fachkommission zugestimmthat.

13*
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Wir kommen zum
Antrag der II. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend Erteilung der nachträglichen Genehmigung zur
Veräußerung einiger zu der Provinzial-Heil- und Pflegeanstalt Grafenberg
gehörenden Parzellen an die Stadtgemeinde Düsseldorf behufs Durch¬
führung einer Wegeuerlcgnng.

Berichterstatterist Herr Abgeordnetervon Ehreuberg, dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterAbgeordneteruon Ehrcnberg: Meine Herren! Der Provinzialansschuß

hat 6 Parzellen vou dem Gelände der Provinzial-Heil- und Pflegeanstalt Grafenberg an die Stadt
Düsseldorf verkauft. Der Verkauf war um so wünschenswerter,als damit ein Weg in Wegfall
kam, der mitten durch das Anstaltsgelände führte. Als Kaufpreis wurden 100 Mark pro Morgen
vereinbart. Bei der Vermessung hat sich herausgestellt, daß ein Kaufpreis herauskam von
13534 Mark 50 Pf. Nach 8 38 der Prouinzialurdnung und § 3 des zweiten Statuts für den
Provinzillluerband ist der Provinzialansschußzur Veräußerung uon Grundstückennur befugt, weun
dieselbeneinen Wert uon unter 10 000 Mark haben. Da, wie gesagt, der Kaufpreis 13 534 Mark
beträgt, so wird um nachträgliche Genehmigung durch den Landtag gebeten,

Namens der Kommission habe ich zu beantragen:
„Der Provinziallandtag wolle die Veräußerung der zu der Provinzial-Heil- und

Pflegeanstalt Grafenberg gehörenden Parzellen Flur 1? Nr. -^- ------ , -—------ ,
575 576 579 578

an die Stadtgemeinde Düsseldorf nachträglich95 lc. 0,68 0,72 0,72
genehmigen."

VorsitzenderBecker: Ich eröffne die Verhandlung, — Es meldet sich niemand zum
Wort — schließe dieselbe und stelle ohne besondere Abstimmung fest, daß das hohe Haus dem
Antrage der II. Fachkommissiongemäß die Veräußerung der Parzellen an die Stadtgemeinde
Düsseldorf genehmigthat.

Wir kommen dann zu dem
Antrage der II. Fachkommission zum Haushaltsplan für die Verwaltung
des Landarmenwesens der Rheinprovinz.

Berichterstatter ist derselbe Herr, Abgeordneter vou Ehrenberg, dem ich das Wort gebe,
BerichterstatterAbgeordneter uon Ehrenberg: Meine Herren! Sie finden den Haus¬

haltsplan für das Üandarmenwcsenauf Seite 359 bis 366 der DrncksacheNr. 1. Der Voranschlag
schließt in Einnahmen und Ausgaben ab mit einer Summe von 1604 600 Mark und das ist
mehr gegen das Vorjahr 136 600 Mark.

Um mit den Einnahmen zu beginnen, so finden die Herren bei Titel II, Prouinzial-
zuschuß, eine Mehreinnahme uon 130 500 Mark. Diese beruht auf dem neueu Dotationsgcsetze
uom 2. Juni 1902. Eben auf dicfem Gesetze beruht dann bei den Ausgaben unter Titel I eine
Minderausgabe uon 40 000 Mark. Es sollen uämlich künftig Beihülfen nicht mehr an leistungs¬
schwache,sondern nur mehr an leistungsunfähige Ortsarmeiwerbändebewilligt werden. Unter Titel II
der Ausgaben findet sich eine Mehrausgabe uon 176 600 Mark. Die Begründung auf Seite 363
hangt zusammenmit der ungünstigenwirtschaftlichen Lage.

Die Kommission hat diese Begründung sorgfältig geprüft und empfiehlt Ihnen die unver¬
änderte Annahme dieses Etats — den Antrag, den ich hiermit namens der Kommission stelle.
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Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Verhandlung und schließe dieselbe, dn sich niemand
zum Wort meldet. Ohne besondere Abstimmung darf ich feststellen,daß das hohe Haus dem
Antrage der II. Fachkommission beigetreten ist.

Wir kommen zum
Antrag derselben Fachkommission zum Haushaltsplan des Polizcistraf-
gelderfonds und des Ehreubreitsteiner allgemeinen Armenfonds.

Berichterstatter ist ebenfalls derselbe Herr, Abgeordneter von Ehrcnberg, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter von Ehrenberg: Meine Herren! Der Haushaltsplan für

die Polizeistrafgclderfondsund den EhreubreitsteinerallgemeinenArmcufonds findet sich auf Seite
367—388 des Hefts 1 der Drucksachen. Der Etat ist uur ein Rechnungsctat, Ausgaben für die
Provinz entstehen nicht. Es sind neun Fouds: der Aachener, der Koblenzerlinksrheinisch,der
Cublenzer rechtsrheinisch,der Düsseldorfer rhciuisch-rechtlich, der Düsseldorfer landrechtlich,der
Trierer, der EhreubreitsteinerArmenfonds,der Cölner Hauptfouds und der Eölucr Nebenfunds.

Schwankungengegen das Vorjahr beruhen in dem Aufkummen der Strafgelder, die nach
zweijährigemDurchschnittbemessen sind.

Auch hier empfiehlt Ihnen die Kommission die unveränderteAnnahme dieses Voranschlages,
Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Verhandlung, schließe dieselbe und darf ohne besondere

Abstimmung feststellen,daß das hohe Hans anch diesem Antrage seiner II. Fachkommissionzugestimmt hat.
Wir kommen zum

Antrage derselben Kommission zum Haushaltsplan der Provinzial-Ärbeits-
anstalt zu Brauweiler.

(Zum Berichterstatter:) Bitte!
BerichterstatterAbgeordneter von Ehrcnberg: Meine Herren! Der Etat für Brau«

Weiler, Seite 393 bis 436 desselben Heftes, steht im Zeichendes wirtschaftlichen Tiefstandes. Auf
dem Titelblatt sehen Sie: die Belegung, die Kopfziffcr in Vrauweilcr hat sich von 900 auf 1350
vermehrt. Unter diesen befinden sich allerdings 100 Fürsorgezöglingc,uud zwar die Hefe und der
Abschaum dieser Menschenklasse.Dementsprechend ist die Mehrausgabe 90 500 Mark.

Der Etat balanciert mit 479 000 Mark gegen 388 500 Mark des letzten Voranschlages.
Unter den Einnahmen befinden sich Mehreinnahmen bei Titel II, durch die Pflegesätze

der Ortsarmen uud Fürsurgezöglingebegründet.
Bei Titel IV (Arbeitsbetrieb) ist die Kommission mit dem Provinzialcmsschußder Auf¬

fassung, daß ein Wettbewerb der Korrigcnden mit den freien Arbeitern tunlichstvermiedenwerde,
und daß im allgemeinen die Gütcrcrzeuguugauf deu Selbstbcdarf beschränkt bleiben soll. Anderer¬
seits hält die Kommission,ebenfalls im Einverständnis mit der Prouinzialuerwaltung, eine strenge
Durchführung dieses Grundsatzes nicht für empfehlenswert. Nach den Mitteilungen, die in der
Kommission gemacht worden sind, ist z. B. die Verwendung von Korrigendcu empfehlenswertbei
Erdarbeiten, wo die Provinz 2 Mark pro Kopf spart gegenüber der Verwendung freier Arbeiter.
Ähnlich günstigeErfahrungen wurden gemacht bei den weiblichen Korrigendcn, die in der großen
Waschanstalt der Anstalt beschäftigtwerden. Der Etat erhofft eine Mehreinnahme bei diesem
Titel von 42 600 Mark.

Um auf die Ausgabe« überzugehen,so sind die persönlichen Mehrausgaben bcdiugt durch
den neuen Bcsoldnngsctat. Bei Titel I Ziffer 4 (Arzt) ist eine Abweichunggegen bisher. Der
Arzt soll nicht mehr nebenamtlich beschäftigt werden - das wird nicht mehr für angängig gehalten —
sondern Privattätigkcit soll ihm untersagt werde».
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Neu sind sodann bei Titel I" zwei Assistentenstellen, hervorgerufendurch den vermehrten
Geschäftsumfang; bei 1'^ soll die Lehrerin nach dem Vorgangeder staatlichen Gefängnisverwalnmg
gleichgestellt werden mit den staatlichen Gefängnislehrerinnen. Neu ist ferner Titel I": (Zulagen),
ebenfalls bedingt durch den Vorgang des Staates, uud unter 1^ eine Aufseherin,

Die sachlichen Mehrausgaben sind durch die Mehrbelegung der Anstalt bedingt.
Die Anlagen ^,, L, O, 0, N sind Rechnungsetats. Sie sind den örtlichenund zeitlichen

Verhältnissenangepaßt.
Namens der Kommission habe ich die Ehre, die unveränderteAnnahme auch dieses Etats

dem Hause zu empfehlen.
VorsitzenderBecker: Ich eröffne die Verhandlung. — Da sich niemand zum Wort

meldet, schließe ich dieselbe und stelle ohne besondereAbstimmungfest, daß das hohe Haus den
Antrag der II. Fachkommission genehmigthat.

Wir kommen zum
Antrage der II. Fachkommission zum Haushaltsplan des Landarmen-
Hauses zu Trier,

Ich gebe dem Heim BerichterstatterAbgeordnetenvon Ghrenberg das Wort.
BerichterstatterAbgeordnetervon Ehrenberg: Meine Herren! Dieser Etat findet sich

Seite 43?—454. Er unterscheidetsich ganz wesentlich von allen übrigen Etats in vorteilhafter
Weise insofern, als er keines Provinzialzuschussesbedarf. Das Landarmenhaus in Trier erhält
sich aus eigenen Mitteln, indem es seinen Bedarf selber deckt.

Der Etat schließt in Einnahme und Ausgabe ab mit 151 400 Mark.
Die Kommission empfiehlt die uuveräudcrte Annahme auch dieses Etats.
Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Verhandlung. — Es meldet sich niemand zum

Wort. Ich schließe dieselbe und darf ohne besondere Abstimmungfeststellen,daß das hohe Haus
den Antrag der II. Fachkommission genehmigthat.

Wir kommen zum
Antrag der III. Fachkommission zu der Petition der Gemeinde Dillingcn
im Kreise Saarlouis, betreffend die Bewilligung eines Provinzial¬
zuschusses zur Erweiterung der Mcrzig-Sacirlouis'er Provinzialstraße
in Stllt. 34,«s«.

Berichterstatterist Herr AbgeordneterDr. Momm, dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterAbgeordneter Dr. Momm: Meine Herren! Seitens der Gemeinde Dillingcn

im Kreise Saarlouis ist eiue Petition überreichtworden, in der nm Bewilligung eines Zuschusses
zur Verbesserungder Verkehrsverhältnissc auf der Merzig-Saarlouis'er Provinzialstraße innerhalb
des Ortes Dillingen gebetenwird.

Die betreffendeProvinzialstraße ist in Kilometer 34,« in einem spitzen Winkel gekrümmt.
An dieser Stelle traten bisher zwei Häuser unmittelbar an die Fahrstraße heran, hinderen dadurch
die Ueberstchtlichkeitder Straße und schaffen beträchtliche Verkehrshindernisse.

Die Gemeinde Dillingen hat sich veranlaßt gesehen,diese Häuser anzukaufen und nach
ihrer Niederlegungauf dem freigelegtenPlatz einen breiten Nürgersteig anzulegen.

Zu den Kosten dieser Anlage erbittet sie eine Beihülfe seitens der Provinz in Höhe von
etwa 2/« der Kosten. Sie hat ihren Antrag zunächst an den Provinzialcmsschußgerichtet, ist aber
von ihm ablehnend beschiedcn worden mit der Begründung, daß es sich um eine rein örtliche
Verlehrsverbesscrunghandelt.
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Nunmehr Hai die Gemeinde ihren Antrag im Wege der Petition dem hohen Hause vor«
gelegt. Der Proviuzialansschuß bittet um Ablehnung des Antrages. Die III. Fachkommission
tritt dem Prouinzialausfchuß bei. Es handelt sich lediglich um eine örtliche Verbesserung der
Vcrkehrsverhältnisfe. Die Petition giebt ausdrücklich zu, daß die Fahrstraße an der gedachten
Stelle mehr wie ausreichendbreit sei, und daß daher für den großen durchgehenden Verkehr, für
den die Prouinzialverwaltuug zu sorgen hat, ausreichendFürsorge getroffenist.

Die III. Fachkommission bittet das hohe Haus, die Petition der Gemeinde Dillingen
abzulehnen.

Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Verhandlung, fchließe dieselbe, da sich niemand zum
Wort meldet. Ohne Abstimmungstelle ich 'est, daß das hohe Haus dem Antrage der III. Fach¬
kommission gemäß die Petition der Gemeinde Dilliugeu abgelehnt hat.

Wir kommen zum letzten Gegenstand der Tagesordnung:
Antrag der III. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Pruvinzial-
ausschusses, betreffend die Veräußerung von Grundstücken, welche für
die Straßenverwaltung entbehrlich geworden find.

Ich gebe dem Herrn BerichterstatterAbgeordnetenDr. Momm das Wort.
Berichterstatter Abgeordneter I)r. Momm: Meine Herren! Nach 8 3 des zweiten

Statuts für den Provinzinluerband der Rheinprouinzhat in Gemäßheit des ß 38 der Provinzial-
urdnnng der Provinzialausschuß die Befugnis erhalten, Grundstücke und Immobilarrechtc, infoweit
ihr Wert im Einzelfalle den Betrag von 10 000 Mark nicht übersteigt,zu veräußern.

Der Prouinzialverband besitzt nun an mehrerenStellen Grundstücke, die für die Straßen-
Verwaltung entbehrlich sind, die auch an sich nur geringen Nutzeu abwerfen, die aber vermöge
chrcr Lage für Bauzwecke großen Wert haben.

So befitzt der Prouinzialverband bei Heerdt Bauterrcnn in 6 zufammenhiingcnden
Flächen, die einen Wert haben, fchwankend zwifchen I I 400 Mark und 61320 Mark, und
ferner in der Nähe der Stadt Elberfeld an der Elberfeld-Kuhlendahlerstraßcca. 800 ^m
Bauland im Schätzungswerte von 24 000 Mark. Über den Verkauf dieser Parzellen schweben
z. It. Verhandlungen.

Nun kann, angesichts der beschränkten Vcrfügungsbefugnisdes Prouinzialausfchuffessehr
wohl der Fall eintreten, daß günstige Verkaufsgclcgenheiten und günstige Angebotesich zerfchlagen,
weil die Kaufliebhaber ihren Plan, Wohnhäuser oder gewerbliche Anlagen zu errichten, nicht so
lange zurückstellenkönnen, bis der Prouinziallandtag wieder zn einer Sitzung zufammengetrctcn
ist. Hieraus können Nachteilefür den Provinzialucrbcmdentstehen, und deshalb ist der Prouinzial¬
ausschuß der Ansicht, daß es im Intcrcffc des Prouinzialverbandcs liegt, daß die Verwaltung in die
Lage uerfctzt wird, Grundstücke der gedachten Art jederzeit und eventuell auch ungeteilt zu verkaufen.

Der Prouinzialausfchußhat deshalbden Antrag gestellt, den Sie in Druckstück Nr. 46 finden:
„Der Prouinziallandtag wolle in Gemäßhcit des § 38 der Prouinzinlorduung vom
1. Iuui 188? beschließen:
1. den Provinzialausschuß zu ermächtigen,Grundstückennd Immobilarrechtc zu ver¬

äußern, insofern der Wert derselbenim einzelnen Falle den Betrag von 30 000 Mark
nicht übersteigt,

2. ferner den Provinzialausschuß zu ermächtigen, die oben erwähnten Grundstückein
Heerdt und Elberfeld auch dcmn zu verkaufen,wenn als Preis ein höherer Betrag
als 30 000 Mark geboten würde."
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Die III. Fachkommissionhat sich grundsätzlichauf den Standpunkt des Provinzial¬
ausschusses gestellt, Sie hat auerkauut, daß es geboten sei, die Verkaufsmöglichkeiten tunlichst zu
erleichtern, und daß es zu dein Zwecke angebracht erscheine, die Veräußeruugsbefugnisdes Provinzial-
ausschusses zu erweitern. Nur darüber herrschten noch Meinungsverschiedenheiten,ob die bisherige
Wertgrenze uon 10 000 Mark bis zu 30 000 oder nur bis 20 000 Mark erweitert werden solle.
Die Majorität ist dem Vorschlage des Provinzialausschusscsbeigctrctcnund hat beschlossen, vor¬
zuschlagen,die Erhöhung auf 30 000 Mark festzusetzen.Nach Prüfung des Sachuerhaltes und
nach Anhörung der mündlichenErläuterungen des Vertreters der Prouinzialucrwaltung hat die
Kommission sich auch einverstandenerklärt, mit dem Verkauf der bei Hcerdt und Elberfeld liegenden
Grundstücke, für die z. Zt. günstige Vcrkaufsgelegcuheiteu vorliegen.

Ich habe noch zu bemerken, daß von der Kommission der Wunschgeäußert wurde, es
möchte« künftig bei der Veräußerung von Grundstückender vorgedachten Art vor der Beschluß¬
fassung des Provinzialausschussesdie in der betreffendenGegend wohnendenProuiuziallaudtags-
Abgeordneten gutachtlich gehört werden, und daß seitens der Proviuzialverwalluug die Erfüllung
dieses Wunschesbereitwilligstzugesagt wurde.

Ich erlaube mir, namens der III. Fachkommission den eben verlesenen Antrag des Provinzial¬
ausschusses zur Annahme zu empfehlen.

Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Verhandlung. — Es meldet sich niemand zum
Wort, Dann schließe ich dieselbe und darf ohne besondere Abstimmungfeststellen,daß das hohe
Haus dem Antrage seiner Fachkommission beigetretcnist.

Meine Herren! Die Tagesordnung ist erledigt.
Die nächste Sitzung beabsichtige ich anzuberaumen auf morgen 10 '/2 Uhr mit folgender

Tagesordnung:
1. Antrag der III, Fachkommission zu der Petition des Oberbürgermeistersin Aachen

bezw. der Bürgermeister in Eynatten und Raeren, um Übernahme der sogenannten
Racren'er Prämienstraße unter die Zahl der Provinzialstraßen.

2. Antrag der III. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffend die Übertragung der Verwaltung und Unterhaltung von Provinzialstraßen
an Kreise gegen Rente.

3. Antrag der I, Fachkommissionzu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffenddie künstlerische Ausschmückung des großen Sitzungssaales im Ständehcmsc,

4. Antrag der I. Fachkommissionzu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffendden Ankauf des Hauses Elisabethstraße 10 in Düsseldorf.

Ferner Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzial¬
ausschusses,betreffend eine Abänderung der ßß 22 und 23 des Reglements über die
Pensionierung der Proviuzialbeamten der Rheinprouinz.

Antrag der I. Fachkommissionzu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffendeine Änderung des ß 11 des Reglements, betreffend die Fürsorge für die
Witwen und Waisen der Provinzialbeamten der Rheinprovinz.

Antrag der I. Fachkommissionzu dem Bericht und Anträgen des Provinzialausschusses,
betreffendBewilligungenaus dem Dispositionsfonds des Provinziallandtages (Stände¬
fonds).

Antrag der III. Fachkommissionzu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffenddie Übersicht über den Eisenbahnfonds und die Förderung von Bahnunter¬
nehmungen.
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Antrag der III. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialansschusses,
betreffend die Bewilligung eines Darlehns aus dem Kleinbahnfonds an den Kreis
Waldbroel zur Bestreitung der Grunderwcrbskostcnder staatlichenNebenbahn Wiehl-
Waldbroel-Morsbach.

Antrag der Kommissionzur Vorbereitung der Wahl des Landeshauptmanns und Vor¬
nahme der Wahl.

Dann Antrag der II. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialansschusses,
betreffendeinige Änderungen der Vorschriften des Provinzinluerbandes für die Aus¬
führung der FürsorgeerziehungMinderjähriger,

Antrag der II. Fachkommission zu dem Haushaltsplan über die Kosten der Fürsorge¬
erziehungMinderjähriger.

Das würden die Gegenständeder Tagesordnung sein.
Außerdem, meine Herren, werden Sie durch dieselbe Tagesordnung, dem Beschlusse der

von Ihnen eingesetztenKommission zur Vorbereitung der Wahl des Landeshauptmanns entsprechend,
zu einer vertraulichenVorbesprechungauf morgen 10 Uhr hier in dicfem Sitzungssaal geladen.
Es wird also die vertraulicheVorbesprechung um 10 Uhr stattfinden, und wie ich mitgeteilt habe,
um 10 ^2 Uhr die öffentliche Sitzung stattfinden.

Ich hoffe, daß das Ihren Wünschen entspricht. (Zustimmung.) Dann wird so verfahren werden.
Ich fchließe die Sitzung.

(Schluß der Sitzung 2 Uhr 3? Minuten.)

Fünfte Sitzung
im Ständehaus zu Düsseldorf, am Samstag den 14. Februar 1903.

Beginn der Sitzung 10 Uhr 40 Minuten.

Tagesordnung:

1. Eingänge.
2. Bericht der Kommissionzur Vorbereitung der Wahl des Landeshauptmanns und Vornahme

dieser Wahl.
3. Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialansschusses,betreffend

die künstlerischeAusschmückung des großen Sitzungssaales im Ständehause.
4. Antrag der I. Fachkommission zn dem Bericht und den Antragen des Provinzialansschusses,

betreffendBewilligungenans dem Dispositionsfonds des Prouinziallandtages (Ständefonds).
14
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5. Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Prouinzialausschusses,betreffend
den Ankauf des Hauses Elisabethstraße10 in Düsseldorf.

6. Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Prouinzialausschusses,betreffend
eine Abänderung der §§ 22 und 23 des Reglements über die Pensionierung der Prouinzial-
beamten der Nhcinprouinz,

7. Antrag der I, Fachtonimissionzu dem Bericht und Antrag des Provinzinlausschusses,betreffend
eine Änderung des § 11 des Reglements, betreffenddie Fürsorge für die Witwen und Waisen
der Prouinzialbeamten der Nhcinprouinz.

8. Antrag der I, Fachkommission zum Haushaltsplan über die Verwaltiingskostcnder Landesbank
der Nhcinprouinzfür das Rechnungsjahrvom I. April 1903 bis 31, März 1904.

9. Antrag der III. Fachkommission zu der Petition des Oberbürgermeistersin Aachen bezw. der
Bürgermeister in Eynatten und Raeren um Übernahme der sogenanntenRacren'er Prämicn-
straße unter die Zahl der Pruuiuzialstraßeu,

10. Antrag der III. Fachkommission zu dem Bericht uud Antrag des Prouinzialansschusses,be¬
treffend die Übertragung der Vcrwnltnng nnd Unterhaltung uon Prouinzialstraßen an Kreise
gegen Rente.

11. Antrag der III, Fachkommission zu dem Bericht nnd Antrag des Prouinzialausschusses,betreffend
die Übersicht über den Eisenbahnfondsund die Förderung uon Bahnunternehmungen.

12. Antrag der III, Fachkommifsiou zu dem Bericht nnd Antrag des Prouinzialausschusses, betreffend
die Bewilligung eines Darlehns aus dem KIciubahnfonds an den Kreis Waldbroel zur
Bestreitung der Grunderwerbskostcnder staatlichenNebenbahn Wiehl-Waldbroel-Morsbach.

Vorsitzender Becker: Ich eröffnedie Sitzuug. Das Protokoll über die Plenarsitzunguom
13. d.M. liegt auf dem Tisch des Hauses offen.

Schriftführerfür die heutige Sitzung sind die Herren Abgeordneten Dr. Momm und Sncthlngc.
Als Eingänge sind mitzuteilen:
1. Die Herren Abgeordneten Kötter und Geheimrat Hilger haben mitgeteilt, daß sie

ucrhindert sind, der heutigen Sitzung beizuwohnen.
2, Der Bürgermeister iu Mehriug hat telegraphischden Antrag auf Unterstützung des

Brückenbauesbei Mehring zurückgezogen. — Somit wäre anch diese Angelegenheitfür den Landtag
erledigt.

Meine Herren! Ich möchte mir hier eine kurze Richtigstellungerlauben. Nach dem zweiten
Blatte der Kölnischen Zeitung uom 13. d. M, welches mir erst gestern Abend zu Gesicht gekommen
ist, hat der Herr Vorsitzende des Ausschusses ausgeführt:

„Wenn Herr Zwcigcrt eben gesagt hat, er hätte erwartet, daß dann den Gerüchten
seitens des Prouinzialausschussesmehr entgegen getreten worden wäre, so kann ich nur
annehmen, daß er glaubt, sciue Rede am Montag sei wohl die einzigeGelegenheit
dazu gewesen. Warum ich oder ciu anderes Mitglied des Provinzialansschnssesda auf
seine Rede, wo er dein ProUinzialausschuß etwas am Zeug stickte, nicht geantwortethabe, hat
seinen doppelten Grund, erstens, weil der Vorsitzende die Erörterung, als Herr Zweigert
sein letztes Wort gesprochen, damit schloß, es habe sich niemand zum Wort gemeldet.
Dadurch war jede Entgegnung abgeschnitten."

Meine Herren! Ich weiß nicht, ob diese Ausführungen des Herrn Grafen Beiffel so
gewesen sind. Den stenographischen Bericht habe ich noch nicht erhalten können. Ich habe die
Ausführungen jedenfalls in der Sitzung uicht gehört. Tatsächlich liegt die Sache so, daß ich
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während der Rede des Herrn Zweigert selber nicht den Vorsitz gefühlt habe, sondern mein Stell¬
vertreter, Herr Freiherr von Schorlemer, daß dieser aber nach der Rede des Herrn Zweigcrt die
Verhandlung nicht geschlossen,sondern dem Herrn Landeshauptmann, der sich zum Wort gemeldet
hatte, das Wort gegeben hat, und daß dieser dann seine Ausführungengemacht hat.

Ich wollte nur feststellen,daß das Wort niemand nach der Rede des Herrn Zweigert
abgeschnitten ist. — Herr AbgeordneterGraf Beissel hat das Wort.

AbgeordneterGraf Beissel von Gymnich: Der Vorgang war genau so, wie ich ihn
dargestellt habe. Es hat der Herr Freiherr von Schorlemer gesagt, nachdem Herr Zwcigert seine
Rede beendet hatte: „Es hat sich niemand zum Wort gemeldet; ich gebe dem Herrn Referenten
das Schlußwort," So ist die Sache verlaufen.

Vorsitzender Becker: Aber die Verhandlung ist nicht geschlossenworden.
AbgeordneterGraf Beissel von Gymnich: Das wurde hier allerdings angenommeu,

weil das Schlußwort gegeben war.
Vorsitzender Becker: Es kam mir nur darauf au, die Sache der Öffentlichkeit gegenüber

richtig zu stellen.
AbgeordneterFreiherr von Solemacher-Antweiler: Meine Herren! Ich konstatiere

ausdrücklich,daß die Verhandlung nicht geschlossenworden ist und daß das Wort „Schlußwort"
auch uicht gebraucht worden ist, sondern der damalige Vorsitzende,Freiherr von Schorlemer, hat
gesagt: „Es hat sich niemand weiter zum Wort gemeldetund gebe ich dem Herrn Referenten das
Wort." Der Ausdruck„Schlußwort" ist nicht gefallen.

Vorsitzender Becker: Dann, meine Herren, kommen wir zu dem
Bericht und Antrag der Kommission zur Vorbereitung der Wahl des
Landeshauptmanns uud Vornahme dieser Wahl,

Berichterstatterder von Ihnen eingesetzten Kommission ist der Herr Abgeordnete Execllenz
Freiherr von Solemacher, Ich gebe demselbendas Wort.

BerichterstatterAbgeordneter Freiherr von Solemacher-Antweiler: Meine Herren!
Sie haben am Donnerstag beschlossen, eine Kommissionzur Vorbereitung der Wahl des Landes¬
hauptmanns zu wählen. Diese Wahl hat nach der Sitzung stattgefunden,die Kommission hat sich
konstituiert und die Verhandlungen selbst auf deu Morgen des folgendenTages verschoben, um
sie mit frischen Kräften zu beginnen.

Ich möchte hier in Parenthese eine Bemerkungmachen zur Beruhigung der Herren, die
damals bei der Besprechung vielleicht anderer Meinung waren oder sich ängstlich äußerten. Von
den 12 Mitgliedern des Pruuinzialausschussessind 2 — einer wegen Krankheit,der andere wegen
eines Trauerfcills in der Familie — nicht hier anwesend. Es konnten also nur 10 Herren in
Frage kommen und von diesen 10 Herren sind in die Kommission,die aus 30 Mitgliedern
besteht, 7 gewählt worden, so daß also die Vertretung unter allen Umständen eine sehr reichliche
gewesen ist.

Die Kommisstonhat nunmehr ihre Sitzungen begonnen und zunächst wurdeu die Ver¬
handlungen durch einen Vortrag des Vorsitzenden des Provinzialausschusseseingeleitet, indem er
uns über die allgemeine Lage der Sache einen eingehenden Bericht erstattete.

Man einigte sich nunmehr dahin, in der Behandlung der Frage eine Trennung der
Personenfrage von der sachlichen Frage eintreten zn lassen und zunächst das Sachliche zu erledige».
Es wurde also von feiten der Kommisston beschlossen,dem hohen Landtage zu empfehlen,die Wahl
des Landeshauptmanns unter folgendenBedingungenfestzusetzen:

14*
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Die Punkte a, d, e uud ä sind wörtlich - es liegt Ihnen gedruckt vor in Nr. 115 der
Drucksacheu— geucm dieselben, welche vom Pruviuzialausschuß uuter 3tr. 1, 2, 3 und 4 der
Drucksachc 10 Ihneu empföhle»worden sind.

Es wurde nunmehr die Frage angeregt, wie es sich verhalte, wenn zum Landeshauptmann
irgend jemand gewählt würde, der bereits in irgend einer anderenStellung gearbeitet und Ansprüche
sich verdient habe, und da wurde von seiteu des mitanwescndeuHerrn Landeshauptmanns uns die
Formel mitgeteilt, welche bei solchen Anlässen hier gebräuchlich geworden ist - - Sie finden das
unter Nr. o der Drucksachc augefügt, uämlich

„Dem Landeshauptmann bleiben seine im Reichs-, Staats-, Kommunal- uud Militär¬
dienste erworbenenAnsprüche":c.

Hierbei erhob sich eine Diskussion,ob die Fassung richtig wäre, indem Militärdienst doch
eigentlich ein Ncichsdienst wäre. Aber da diese Fassung in anderen Fallen gebrauchtworden ist,
und da es ja jedenfalls nichts schadet, so wurde beschlösse»,diese Fassung hier anzuuehmen.

Also diese im Reichs-, Staats-, Kommunal- und Militärdienst erworbenenAnsprüche auf
Pensious- und HinterbliebenenBezüge bleiben gewahrt uud die Provinz tritt für diese Ansprüche
ein, so lange der Landeshauptmann als Beamter der Provinz nicht höhere Anrechteauf Pension
uud Hinterbliebenen-Bezügezu erwarten hat.

Diese fünf Punkte wurden von der Konnnissioneinstimmigangenommen.
Sodann, meine Herren, trat man in die Pcrsonenfrage ein und bei der Gelegenheit

wurde auch erörtert, wie sich die Verhältnisseinnerhalb uud außerhalb des Prouiuzialausschusscs
und in der Provinz entwickelthatten, nachdem der Herr Landeshauptmann seinen definitiven
Entschluß,zurückzutreten, augekündigthatte.

Die Verhandlung war eine recht eingehende, und es wurdeu verschicdcucNamen genannt,
die man früher wohl einmal in Aussichtgenommenhätte. Es wurden alle möglichen Anfragen
gestellt, ja sehr eingehende Anfragen, die in vollständig befriedigenderWeise von dem Herrn Vor¬
sitzendendes Prouinzialansschussesnnd dem Herrn Landeshauptmann beantwortet wurdeu, uud
schließlich einigte man sich dahin, dem hohen Landtage vorzuschlagen,zum Landeshnuptmaun den
Königlichen RegierungspräsidentenRenvers zn Arnsberg zu wählen.

Meine Herren! Es wurde dann beschlossen,Ihnen zu empfehlen, keine AMamationswahl
vorzunehmen,sondern eine Zcttelwnhl, und es wurde von seilen der Kommission dem Wunsche Aus¬
druck gegeben, Ihnen nahe zu legeu, ob Sie nicht möglichst einstimmig die Wahl vornehmen möchten.

Sodann, meine Herren, wurde mir der Auftrag erteilt, als Berichterstatterzu fuugicren,
welchem Auftrage ich um so lieber uachkam und nachkomme,als er mich netto 28 Jahre jünger
macht. Nämlich bei der Wahl des ersten Lcmdcsdirektors der Rheinprovinz im März 1875, alfo
vor 28 Jahren, hatte ich auch die Ehre, als Referent zu fungieren. (Beifall.)

Meine Herren! Ich entledige mich also hiermit des Auftrages uud bitte Sie, uunmehr
zuerst die Bedingungen anzunehmen und dann zur Wahl zu schreiten,und zwar per Zettel,
möglichst einstimmig. (Lebhaftes Bravo!)

Vorsitzender Becker: Meine Herren! Wünscht jemand zu dcu aufgestelltcu und von
Ihrer Kommission Ihnen zur Auuahmc empfohlenen Bedingungen der Wahl des Landeshauptmanns
noch das Wort zu uchmen, dann bitte ich, daß das jetzt geschieht. —

Es meldet sich niemand mehr zum Wort. Dann schließe ich die Verhandlung über diese
Bcdinguugeu uud darf wohl die Abstimmungdadurch herbeiführe», daß ich diejenigenbitte, auf¬
zustehen, welche diese Bedingungen nicht genehmigen wollen. (Es erhebt sich niemand.) Dieselben
find einstimmiggenehmigt.
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Wir kommeu dann zum Wahlakt selbst, zur Wahl des Landeshauptmanns unter den eben
uon Ihnen festgestellten Bedingungen,

Die Wahl ist eine Zettelwahl, und sie hat nach dem Wahlreglcmentzu erfolgen. Die
sämtlichen Mitglieder des Provinziallandtagcs sind unter Angabe des Gegenstandesvorher ein¬
zuladen. Sodann haben wir zuuächst nach dem Reglement die stimmberechtigten Prouinziallandtags-
mitglicder in der Reihenfolge zu verlesen, wie sie in der in dieser Verhandlung beigefügten
Wählerliste verzeichnet sind. Ich bitte, daß das geschieht uud daß die Herren die Güte haben,
„hier" zu rufen

(Schriftführer AbgeordneterSnethlagc beginnt mit dem Namensaufrufe,)
Meine Herren! Ich wiederholenochmals: der Wahlakt selbst erfolgt erst später. Wir

haben aber streng nach dem Wahlreglcmentzu verfahren, und das schreibt vor, daß zunächst die
sämtlichen Mitglieder verlesen werden, um festzustellen, wieviel stimmberechtigte Mitglieder anwesend
sind. Diese Fcststclluuggeschieht jetzt.

(Der Namensaufruf wird fortgesetzt,)
Meine Herren! Wir kommen jetzt zur Bildung des Wahluorftaudes, Zu dem Zweck

hat das hohe Haus zwei oder vier Beisitzer zu wählen. Ich bitte um Ihre Vorschläge,
Herr AbgeordneterFricdcrichshat das Wort.
AbgeordneterFriedcrichs: Ich bitte, meine Herren, nm der Sache rasch zu dienen, die

Herren AbgeordnetenMomm uud Snethlagc als Beisitzer zu wählcu.
Vorsitzender Becker: Es sind die beiden Herren Momm und Snethlagc, welche hier

neben mir sitzen, zu Beisitzern vorgeschlagen.
Es erhebt sich dagegen kein Bedenken, Dann bitte ich diejenige» Herreu Abgeordneten,

welche diese Herren nicht wählen wollen, sich zu erheben. — Es erhebt sich niemand. Dann
erkläre ich die Wahl für festgestellt.

Ich ernenne dann von den beiden Herren zum Protokollführer den Herrn Abgeordneten
Snethlagc uud habe die beiden Beisitzer resp, den Protokollführermittels Handschlagan Eidesstatt
zu verpflichten, (Geschieht.) Damit ist der Wahluorstnnd konstituiert.

Wir kommen jetzt zur Wahl, Auf dem Tisch, an welchem der Wahluorstcmdsitzt, befindet
sich dieses verdeckte Gcfäß, (AbgeordneterGraf uou Fürstcnberg-Stammheim: Zur Geschäfts¬
ordnung!) Zur GeschäftsordnungExcellenz Graf uon Fürstcnberg.

AbgeordneterGraf von Fürstcnberg-Stammheim: Ich glaube, das Wahlreglement
müßte noch vorgelesen werden. Ich mochte aber den Antrag stellen,der jedenfalls per Akklamation
angenommenwerden kann, der Kürze der Zeit halber uon der Verlesungabzusehen.

Vorsitzender Becker: Diese Verlesung ist nach unserm Wahlreglement nicht direkt vorge¬
schrieben. Aber es räumt immerhin jeden Zweifel auf, wenn festgestelltwird, daß mau darauf
verzichtet. Iu dem Protokoll ist diese Verlesung nicht vorgesehen. Aber Excellenz Graf
uon Fürstenberg-Stammheim hat den Antrag gestellt. Es erhebt sich dagegen kein Bedenken,daß
auf die Verlesung verzichtet werden soll. Dann stelle ich das als Ihren Willen ausdrücklichfest
und bitte dann auch, im Protokoll einen Vermerkzu machen.

Wir kommen dann, meine Herren, zur Wahl selbst. Ich bitte zunächst, die Stimmzettel
an die anwesendenstimmberechtigten Prouiuziallandtagsmitglieder verteilen zu wollen. — Die
Stimmzettel liegen bereits auf den Plätzen, meine Herren,

Dann wird der Herr Protokollführer jetzt die Namen der Wähler zur Abgabe dieser
Stimmzettel in der Reihenfolgeder Wahlliste nach einander aufrufe».
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Ich bitte die Herren, wenn ihr Buchstabe herannaht, sich schon zu nähern, damit das
Wahlgeschäftmöglichst glatt seinen Fortgang nimmt. Die Aufgerufenen treten dann an den
Wahltisch,an welchem der Wahluorstand sitzt und legen ihren zusammengefaltetenStimmzettel in
die Wahlurne.

Ich bitte also mit dem Aufrufe zu beginnen. (Die Wahl geht vor sich.)
Ich erlaube mir die Anfrage, ob noch Wähler ihre Stimmzettel abzugebenhaben. Dann

bitte ich, daß das jetzt geschieht.
Da sich niemand weiter meldet, so erkläre ich hiermit den Wahlakt für geschlossen.
Meine Herren! Ich werde jetzt die einzelnen Stimmzettel öffnen und die Namen laut

uennen, und der Schriftführer zu meiner Rechten wird mitzählen. (Die Zählung beginnt.)
Auf diesem Stimmzettel steht: „12 Mark Fracht für Schnitzelfrei, mehr muß selbst gezahlt

werden." Der Stimmzettel ist ungültig. (Rufe: Was steht denn drauf?)
Was ich eben verlesenhabe: „12 Mark Fracht für Schnitzel frei, mehr muß selbst gezahlt

werden." (Große Heiterkeit.) (Die Zahlung wird beendet.)
Meine Herren! Der Erfolg uuserer Wahl ist folgender:
Es sind abgegeben 122 Stimmzettel, davon sind 4 ungültig, weil sie keinen Namen

tragen. Es verbleiben 118 gültige Stimmzettel. Diese sämtlichen 118 Stimmzettel enthalten
den Namen des RegierungspräsidentenRenvers in Arnsberg. (Beifall.) Herr Nenners ist daher
einstimmigvon dem hohen Hause zum Landeshauptmann gewählt, (erneuter Beifall) und ich ver¬
öffentliche das mit dem aufrichtigenWunsche,daß seine Wahl der ganzen Provinz zum dauernden
Segen gereichen möge. (Lebhafter Beifall.)

Damit ist das Wahlgeschäft beendet.
Meine Herren! Wir fahren in unseren Geschäften fort.
Zunächst ist mir ein Telegramm zugegangen von dem Herrn AbgeordnetenHeuser, der

durch Unwohlseinverhindert ist, zur heutigen Tagung zu erscheinen.
Dann ein Schreiben aus Düsseldorf von dem Herrn AbgeordnetenHucsgen, der um

Urlanb bis Montag Abend bittet. Ich darf wohl annehmen, daß das Haus den Urlaub genehmigt.
Dann hat znr Geschäftsordnungder Berichterstatter über den Gegenstand der Tages¬

ordnung Nr. 10:
„Antrag der III. Fachkommission zu dem Bericht uud Antrag des Provinzialausschusses,
betreffenddie Übertragung der Verwaltung und Unterhaltung vou Proviuzialstraßeu
an Kreise gegen Rente",

den Antrag gestellt, weil er gern heute Mittag abreisenmöchte, doch den Gegenstand außer der
Reihe im Anschluß an deu eben verhandelten Gegenstand schon zur Beratung zu stelleu. Ich
erlaube mir die Anfrage, ob das hohe Haus damit einverstandenist. (Rufe: Ja!) Es wird
von keiner Seite ein Bedenkenlaut. Es meldet sich auch niemand zum Wort. (Abgeordneter
Iörissen meldet sich.)

Sie haben das Wort.
AbgeordneterIörissen: Ja es sind doch auch noch andere in der Lage, abreisen zu wollen.
Vorsitzender Becker: Ich bitte, ein bischeu lauter zu sprechen, man kann nicht verstehen.
AbgeordneterIörissen: Ich sage, es sind auch noch audere, die eiu Interesse haben,

abzureisen uud die auch auf der Tagesordnung stehen. Zu denen gehöre auch ich. Ich würde
also dadurch vielleicht ziemlich weit herunterkommenund nicht die Gelegenheithaben, abzureisen.
Ich möchte deshalb dem Antrage widersprechen.
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Vorsitzender Becker: Ja, meine Herren, dann muh das hohe Haus event, über den
Antrag abstimmen. Das hohe Haus hat die Änderung der Tagesordnung zu beschließe». (Abge¬
ordneter von Krnsc: Ich bitte ums Wort!)

Es ist der Antrag gestellt, Nr. 10 vorweg zu nehmen. Sie (zum Abgeordnetenvon Krusc)
haben das Wort.

Abgeordnetervon Krusc: Meine Herren! Ich wäre Ihnen zwar sehr dankbargewesen,
wenn Sie mir gestattet hätten, meineil Vortrag früher zu halten und um 1 Uhr nach Westfalen
abzureisen, was ich sonst erst in den späten Abendstunden tun kann. Aber da der Herr Vor¬
redner widersprochen hat, so ziehe ich meinen Antrag zurück. Ich muh dann verzichten,meine
Herren, zu reisen.

Ich hätte mein Referat allerdings möglichst kurz gemacht.
VorsitzenderBecker: Damit, meine Herren, ist diese Geschäftsordnungsfragcerledigt.

Wir fahren in unserer Tagesordnung fort.
Der dritte Gegenstand der Tagesordnung ist:

Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzinl-
ausschusses, betreffend die künstlerische Ausschmückung des großen
Sitzungssaales im Ständehausc.

Berichterstatterist Herr Abgeordneter von Groote, dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterAbgeordnetervon Groote: Meine verehrten Herren! Zu diesem Gegen¬

stande der Tagesordnung liegt Ihnen die Drucksache Nr. 8 vor, welche den Bericht und Antrag
des Provinzialausschusses, betreffenddie künstlerische Ausschmückungdes Sitzungssaalesdes Prouinzial-
landtagcs, enthält.

Der 42. Provinziallandtag hatte beschlossen,
„Den Provinzilllausschuh zu beauftragen, die Frage der Verbesserung der Akustik
weiteren Beratungen zu unterziehen und erst nach erreichtem befriedigendem Resultat
die Frage der künstlerischen Ausschmückung des Sitzungssaales wieder auf die Tages¬
ordnung zu bringen."

Meine Herren! Die Erörterungen, welche über die Frage einer Verbesserungder Akustik
unter Zuziehung technischer Sachverständigerstattgefunden haben, haben lediglich zu eiuem negativen
Resultat geführt, und zwar muß dieses Resultat als ein endgültiges angesehen werden.

Es ist dabei jedoch gleichzeitig festgestellt worden, daß die, bei der Ausmalung in Betracht
kommendenoberen Wcmdflächendes Sitzungssaales hinsichtlich etwaiger Maßnahmen zur Ver¬
besserung der Akustik außer Betracht bleibe«.

Bei dieser Sachlage hat nun der Provinzialausschußgeglaubt, daß er dem Landtage die
Frage der künstlerischen Ausschmückung des Sitzungssaales doch zur Beschlußfassung unterbreiten
solle. Er hat eine Kommission mit der Prüfung dieser Frage beauftragt, uud zu dieser Kommission
haben die Herren ProfessorenDirektor der KunstakademiePeter Ianßen, Baur, Fritz Roeber,
Schill, Archivrat Dr. Hansen in Cöln und Dr. Clemen ihren sachverständigen Rat in dankens¬
wertester Weise zur Verfügung gestellt.

Die Kommissionist zu der Ansicht gekommen,daß es sich empfehle, die Ausschmückung
nicht auf den Sitzungssaal zu beschranken,sondern in organischer Verbindung mit dieser Aus¬
schmückungauch eine solche in der Vorhalle und in dem Treppenhausevorzunehmen.

Was das Treppenhaus anbetrifft, so wurde gleichzeitig erwogen, daß eine andere Aus¬
gestaltung dieses Raumes ohnehin nicht mehr, wenigstensnicht mehr lange hinausgeschoben weiden
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könne, Zunächst sei notwendig eine Verglasuug der Fenster, die mehr Licht durchlassc und den
Raum mehr erhelle; sodann auch seien die an den Wänden befindlichen Stoffmalercicn, welche
ursprünglich lediglichals Gelegcnhcitsdckorationzu einem Kaiserfeste gemacht waren, so verblichen
und morsch, daß ihre Beseitigung geboten erscheine. Auch die seiner Zeit provisorisch angebrachte
Bekleidung der unteren Wnudteile müsse durch eine nene ersetzt weiden, Es erscheine aber
wünschenswert,daß der Provinziallandtag sich vor der Vornahme dieser Arbeiten über die künftige
Gestaltung der Wände schlüssig mache.

Was nuu im einzelnendie Art der künstlerischen Ausschmückung anbelangt, so hatte der
Provinzialcmsschußfolgendes Programm aufgestellt: In dem großen Sitzungssaale sollten die
Wandflächcndurch Bilder über die Begebenheitenaus der vatcrläudischeuGeschichte, speziell der
Nheinprouinz geschmücktwerden, und zwar sollten auf einer Längswand dargestelltwerden: Der
Übergang Cäsars über den Rhein, auf der Mittelwaud: Die KöuigskrönungOttos I. in Aachen
oder eine Scene aus der Zeit Barbarossa's, auf der anderen Längswand: Die Huldigung der
Veteranen vor Kaiser Wilhelm I. vor der Schloßterrasse in Benrath im Jahre 1884, welcher der
damalige Landtagsmarschall, die Mitglieder des Provinzialvcrwciltungsrates, der Laudesdirektor,
sowie zahlreiche Mitglieder des Proviuziallcmdtagesbeigewohnthaben.

Für das Treppenhans wurde die Darstellung der ständischenVerfassungund der kulturellen
Entwickelung der Provinz vorgesehen; für die Vorhalle die Darstellung der Siegfriedssage oder
Bilder aus dem übrigen rheinischen Sagenkreis.

Es werden die Kosten für diese Ausmalung überschlägig in folgender Weise angesetzt:
Zunächst als Küustlcrhonorar für den großen Sitzungssaal 100 000 Mark, für das Treppenhcms
60 000 Mark uud für die Vorhalle 80 000 Mark.

Außerdem würden voraussichtlich noch folgende Kosten in Betracht kommen: für Schaffung
des Malgrundes, sowie Erneuerung dekorativerWand» und Dcckcncmstricheetwa 7300 Mark, für
Kosten der Gerüste etwa 2000 Mark, für Anbringung einer Wandtäfelung und Neuverglasungder
Feustcr im Treppenhaus etwa 4700 Mark,

Es wärm dauu noch einige andere banliche Arbeiten erforderlich,uud es würden für
uuvorhcrgeseheue Ausgaben etwa 6000 Mark in Ansatz gebracht werden uud die ganzen Kosten
auf 260 000 Mark zu setzen seiu.

Der Provinzilllausschuß war der Ansicht, daß diese Kosten, welche ja nicht auf einmal,
sondern nach und nach zu deckeu wären, aus dem Ständefonds, also aus den Überschüssen der
Lllndesbank zu decken wären, und zwar seien in erster Linie hierfür in Betracht zu ziehen die
Beträge, welche der 42. Provinziallandtag aus den Etntsjahren 1901 und 1902 mit je
6500 Mark zur Verfügung des Provinziallcmdtages gestellt hat, also im ganzen 13 000 Mark.
Außerdem könnten dann aus dem Ständefouds für die nächsten Jahre je 10 000 Mark zur Ver¬
fügung gestelltwerden, eventuell in späteren Jahren auch höhere Summen.

Der Provinzilllausschuß hat dann darauf hingewiesen,daß der 21. Provinziallandtag
bereits einen Beschlußgefaßt hat, folgenden Wortlauts:

„in deu neu zu bauenden Sitzungsräumeu für die Staude an geeigneterStelle zum
dauernden Andenkenan den verstorbenenLandtagsmarschallFreiherrn von Waldbott-
Bassenheim>Bornheimeine Votivtafel mit entsprechender Inschrift anbringen zu lassen."

Es wird der Erwäguug des Provinziallandtages anheimgegeben,ob es nicht richtiger
wäre, diese Ehrung auch auf diejenigenLllndtngsmllrschälleauszudchuen, welche außerdem noch
dieses wichtige Amt innegehabt haben, nämlich 1. August, Fürst zu Wied, 2. Ludwig, Fürst
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zu Solms-Hohensolms-Lich, 3. Freiherr von Waldbott-Basscnheim-Bornheim,4. Freiherr Raitz
von Frentz-Garrath, 5. Wilhelm, Fürst zu Wied.

Es ist daran gedacht, daß die Bilder dieser Herren von Künstlerhandangefertigt und mit
entsprechender Inschrift versehen in dein Sitzungssaal des Provinzialausschussesangebrachtwürden.

Hiernach kam also der Provinzialausschußzu dem Antrage:
„Der Provinziallandtag wolle darüber Beschluß fassen, ob und iu welchem Umfang
eine künstlerische Ausschmückung seiner Sitzungsräume und die Anbringung vou
Erinnerungszeichenan die Landtagsmarschällcder früheren Landtage erfolgensoll,
wolle mit der Ausführung der zu fassenden Beschlüsse den Provinzialausschußbeauf«
tragen und bestimmen, daß die Deckung der cutsteheudeu Kosten durch allmähliche
Entnahme angemessener Beträge aus dem Ständefonds (Titel IV Nr. 6 des Haupt-
Haushaltsplanes) erfolge, daß demgemäß zunächst die vom 42 Provinziallandtag
verfügbar gehaltenen je 6500 Mark aus den beiden letzten Etatsjahren für diese
Zwecke verwendet und für die beiden folgenden Jahre je 10 000 Mark aus dem
Ständefonds bereit gestellt werden sollen."

Meine Herren! Dieser Antrag des Provinzialausschusseshat der Prüfung Ihrer I. Fach¬
kommissionunterlegen und die I. Fachkommissionist einstimmig zu dem Beschlusse und dem
Antrage gekommen:

„Der Provinzialausschußwolle den Antrag zur Zeit ablehnen."
Meine Herren! Diese ablehnendeHaltung Ihrer Fachkommission ist in erster Linie und

hauptsächlich begründet durch die ungünstigefinanzielle und wirtschaftliche Lage der Rheinprovinz
zur jetzigen Zeit.

Es ist in der Fachkommission als richtig angenommenworden, daß es durchaus not¬
wendig sei, alle solchen Ausgaben, welche nicht dringend und unbedingt erforderlichsind, vorläufig
zurückzustellen.

Es hat aber auch noch folgendeErwägung zu der Auffassung der FachkommissionVeran¬
lassung gegeben.

Wie bereits ausgeführt, soll die ganze Ausschmückung des Ständehauses, die sich auf den
großen Sitzungssaal, auf die Borhalle und das Treppenhaus erstrecken soll, in einem organischen
Zusammenhang stehen und es erschienaus diesem Grunde nicht ratsam, die Ausschmückung nur
auf eiuen einzelnender genannten Teile des Hanfes zu beschränken.

Was nun aber den großen Sitzungssaal anbelangt, so war man in der I. Fachkommission
wohl übereinstimmendder Ansicht, daß nicht nur die Akustik, sondern auch die Bclcuchtungs»
Verhältnisseund die Lüftungsuerhältnisfedieses Saales so vieles zu wünschenübrig lassen, daß
man in absehbarerZeit wohl vor der Frage stehen wird, ob es nicht notwendig und tnnlich ist,
durch eine gründlichebaulicheUmgestaltungoder aber nötigenfalls auch durch eine Verlegung des
Sitzungssaales hier eine ganz durchgreifende Änderung eintreten zu lassen; und mit Rücksicht auf
diese Möglichkeit erschien es nicht angebracht,die Räume, die später unter Umständeneiner wesent¬
lichen Änderung unterzogenwerden sollen, jetzt mit einem kostspieligen und wertvollen ornamentalen
Schmucke zu versehen.

Der Antrag der I, Fachkommission,den ich die Ehre habe, Ihnen vorzulegen, lautet also dahin:
„Der Provinziallandtag wolle den Antrag zur Zeit ablehnen."

Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Verhandlung. — Es meldet sich niemand zum Wort,
dann schließe ich die Verhandlung.

15
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Wir kommen zur Abstimmung. Der Antrag der I. Fachkommission geht dahin: Der
Provinziallandtag wolle den Antrag zur Zeit ablehnen.

Ich bitte diejenigen Herren, welche gcgeu diesen Antrag sind, sich zn erheben,— Es
erhebt sich niemand, dann stelle ich die Ablehnung des Antrages durch den Landtag hiermit fest.

Wir kommen zum nächsten Gegenstand der Tagesordnung:
Antarg der I. Fachkommission zu dem Bericht uud deu Anträgen des Pro-
vinzialllusschusses, betreffend Bewilligungen aus dem Dispositionsfonds
(Ständefonds.)

Berichterstatterist derselbe Herr, Abgeordnetervon Groote, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter von Groote: Meine Herren! Die Ihnen vorliegende

DruÄsache Nr, 1? enthält die Vorschläge des Proviuzialausschussesfür die Bewilligung vou Beihülfen
aus dem Dispositionsfonds des Provinziallandtages, aus dem sogenannten Ständefonds.

Die I. Fachkommission hat sich in der angenehmenLage befunden, diesen Vorschlägen
des Provinzialausschussesin allen Punkten sich anschließen zu können. Ich bemerke zunächst, daß
in Übereinstimmung mit dem Beschluß, welchen Sie bereits vorgestern gefaßt haben, die Bewilligungen
aus diesem Fonds für die nächsten beiden Jahre auszusprecheu siud.

Was die zur Verfügung stehendenMittel anbelangt, fo finden Sie diese auf der ersten
Seite der Drucksachccmgegebeu,gestatten Sie mir nur, zn den Vorschlägen bezüglich der Ver¬
wendung der Mittel im einzelnen einige kurze Erläuterungen hier anzuführen.

Die Bewilligungen werden eingeteilt zuuächst in solche für uerfchiedene Angelegenheiten,
das sind die unter H. von 1—5 aufgeführten,uud zweitens in solche für die Erhaltung von Bau¬
denkmälern,das sind die unter L aufgeführten. Was die ersteren anbelangt, so finden Sie zunächst
unter 1 eine Beihülfe zu den Kosten des geschichtlichenAtlas der Rheinprouinz im Betrage von
3000 Mark, welcher bereits in derselben Höhe seit einer Reihe uon Jahren gegeben worden ist.
Die Art und Weise der Verwendung ergibt sich des Näheren aus dein Berichte des Herrn Professors
Hansen, des Vorsitzenden des Vereins für rheinische Geschichtskunde, auf Seite 20 der Drucksache.

Dann haben wir zu Nr. 2 eine Beihülfe, welche dienen soll zur Erhaltung einer Erinnerung
an die so einzigartigekunsthistorische Ausstellung,welche im vorigen Jahre in Verbinduug mit der
Gewerbe- und Kunstausstelluug hier in Düsseldorf veranstaltet wurden ist. Diese kuusthistorische
Ausstellung enthielt eine seltene Fülle uon weithin zerstreuten,zum Teil wenig bekannten und schwer
zugänglichen Werken der Groß- und Kleinplastik,uon Goldschmiedearbeiten,keramischenErzeugnissen,
Stoffen und allen Gattungen der Kleinkunst, und es ist sehr zu wünschen, daß dieses wertvolle
Studienmaterial wenigstensim Vilde noch festgehaltenwerden möge, und zwar in der Weise, daß
photographische Aufnahmen desselben erfolgen. Diefe photogmphischen Anfuahmen sind zum Teil
schon während der Ausstellung gemacht worden, zum Teil ist dereu Ausführung auch weiterhin
gesichert. Es handelt sich zu diesem Zwecke um eine einmalige Beihülfe uon 15 000 Mark,

Dann unter Nr. 3, meine Herren, wird Ihnen vorgeschlagen,eine Ausgabe zu machen
zu dem Zwecke, um auch die alten malerischen Fachwerkhäuserdes Rhein- uud Moseltales im
Vilde festzuhalten, da ihr Bestand in den letzten Jahrzehnten aus uerschiedeneuGrüuden erschreckend
schnell sich vermindert hat. Wie wünschenswert eine derartige Erhaltung ist, ergibt sich ja auch
aus den hübschen Bildern, welche Sie wahrscheinlichin der kleinen Ausstellung in der Vorhalle
gesehen und gewürdigt haben. Es handelt sich da um eine Ausgabe von 3000 Mark.

Bei der Position 4 finden Sie 22 000 Mark angesetzt, jährliche Kosten der Denkmäler¬
statistik, ein Posten, der bisher in dem Haushaltsplan für Kunst und Wissenschaft aufgeführt war
uud jetzt auf den Ständefonds übernommen werden soll.
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Was dann den Posten unter Nr. 5 anbetrifft, so liegt dem folgender tatsächlicher Vorgang
zu Grunde: Auf einem der evangelischen Kirchengemeinde in Bacharachgehörigen Platze sollte ein
großes, umfangreiches Gebäude errichtet werden, wodurch das Bild der romanischen St. Peterskirche
mit dem dcchinterliegenden, allen Rheinfahrern in der Erinnerung haftenden gotischen Chörchen in
rotem Sandstein in der mworteilhaftestcnWeise gestört worden wäre. Dank der Vermittelung
Sr. Excellenz des Herrn Ober-Präsidenten hat die Gemeindesich bestimmen lassen, ihren wertvollen
Bauplatz nicht zu benutzen und ein anderes für sie wesentlichungünstigergelegenes Grundstück zu
hohem Preise anzukaufen. Zu diesem Zwecke wird vorgeschlagen, der Gemeindeseitens der Provinz
eine Beihülfe im Betrage von 7500 Mark zu gewähren.

Wir kommen dann zu dem Abschnitt L, meine Herren, welcher die Erhaltung von Bau¬
denkmälernbetrifft.

Wie auch in früheren Jahren beziehen sich die Beihülfen, welche hier in Vorschlag gebracht
werden, hauptsächlich auf kirchliche Kuustdeukmäler,uud zwar iu erster Linie auf kirchliche Bauwerke,
in zweiter Linie auch auf andere Kunstdenkmäler,welche sich in Kirchen befindenoder mit solchen
in Zusammenhang stehen.

Unter Nr. 1 ist angeführt die evangelischeStadtkirche in Sobcrnheim. Für diese hat der
41. Prouiuziallandtag bereits eine Beihülfe von 10 000 Mark bewilligt bei einem Kostenanschlag
von 41 500 Mark.

Bei Ausführung der Instcmdsetzungsarbciten, namentlich bei dem Abschlagendes Putzes,
hat sich herausgestellt, daß das Mauerwerk weit schlechterwar, als vermutet wurde. Es wurde»
wesentliche Erneuerungen des Mauerwerks notwendig, teilweise auch unter Abänderungdes ursprüng¬
lichen Planes, wodurcheine Erhöhung des Kostenanschlages auf 63 000 Mark entstanden ist. Eine
weitere Beihülfe von 5000 Mark wird deshalb in Vorschlaggebracht.

Ferner kommt die St. Nikolai-Pfarrkirchein Calcar in Betracht, unter Nr. 2, eine
ausgedehnteniederrheinische Hallenkirche,eine der bedeutendsten Schöpfungen des Clevischen Back¬
steinbaues, außerdem aber der Aufbewahrungsort der kostbarsten Erzeugnisseder CalccircrBild¬
schnitzschule. Das äußere Mauerwcrk ist in solchem Zustande, daß eine gründliche Wiederherstellung
dringend notwendig ist. Die Gemeinde hat bereits in den letzten 5 Jahren 14 000 Mark für
die innere Instandsetzung verwendet unter einer Beihülfe der Provinz von 3000 Mark. Die
gesamten Instandsetzungskostensind auf 100 000 Mark veranschlagt, davon für die eigentliche
baulicheIustaudfetzung 50 000 Mark. Es wird Ihnen vorgeschlagen, 10 000 Mark zur Instand¬
setzung der Kirche zu bewilligen.

Unter Nr. 3 finden Sie die evangelische Lndwigskirchein Saarbrücken aufgeführt. In
dieser Kirche, dem größten und künstlerischbedeutendste!, Kirchcnbau des Rokoko in der Rhcinpruvinz,
sind die dort aufgestelltenStandbilder der Apostel sowie andere Figuren des alten uud neuen
Testaments zum Teil sehr schadhaft geworden; eiuzclue werden nur noch notdürftig zusammen¬
gehalten, uud es ist dringend erforderlich,daß eine Instandsetzungeintritt, zu welchereine Unter¬
stützung mit 3000 Mark vorgeschlagen wird.

Nr, 4 betrifft die katholische St. Lorenz-Pfarrkirchcin Ahrweiler, eines der ersten früh¬
gotischenBauwerke der Rheiuproviuz, die früheste Hallenkircheder Rheinlcmdc aus gotischer
Zeit. In dieser Kirche hat im Jahre 1695 ein verheerender Brand gewütet, und infolgedessen
mußte ein neues Dach angebrachtwerden, welches jedoch nicht der ursprüngliche«Anlage entspricht
uud von mangelhafter Konstruktionist. Der ganze Bau bedarf in den verschiedensten Richtungen
einer gründlichenInstandsetzung, sowohl in konstruktiver wie in künstlerischer Hinsicht. Die Kosten
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der Wiederherstellungsind auf 200 000 Mark veranschlagt, wozu die Gemeinde bereits 150 000 Mari
aufgebrachthat. Eine Beihülfe von 10 000 Mark als erste Rate von im ganzen 20 000 Mark
wird vorgeschlagen. Jedoch sind daran einige Bedingungen geknüpft, welche der Gemeinde im
Interesse der Denkmalspflegeaufzuerlegensind.

Wir kommen dann zu Nr, 5, betreffend die katholische Pfarrkirche in Remagen. Der
42. Provinzillllnndtag hatte für die Wicderherstellnng der alten Kirche 10 000 Mark bereits
bewilligt. Es ist dort, da die dringende Notwendigkeiteines Neubaues sich herausgestellt hatte,
an die alte Kirche ein stattlicher Neubau angebaut worden, als dessen Vorhalle Chor uud Turm,
sowie das frühromanischcMittelschiffder alten Kirche erhalten werden soll. Außerdem aber hat
sich die Gemeinde verpflichtet, die mittelalterliche Umfassungsmauer des Kirchplatzesuud das
berühmte frühromanischcKirchhofsportal zu erhalten. Im Laufe der Wiederheistcllnngsarbeiten
hat sich ergeben, daß die Fundamente des Turmes neu unterfangen werden mußten, und ebenso
hat sich die Notwendigkeit herausgestellt, das romanische Tor abzubrechen,um es an anderer
Stelle wieder aufzubauen, Daher ist eine erhebliche Überschreitung des Kostenanschlages entstanden,
und eine weitere Beihülfe im Betrage von 5000 Mark erscheint begründet.

Für die unter Nr. 6 aufgeführtekatholischePfarrkirche in Zülpich hatte der 41. Provinzilll¬
lnndtag bereits eine Beihülfe von 5000 Mark zu den damals auf 60 000 Mark veranschlagten
Kosten bewilligt. Bei Inangriffnahme der Wiederherstellunghaben sich aber viel größere Schäden
herausgestellt,als ursprünglichvorzusehen war. Es wurde notwendig, die Außenmaucr des nörd¬
lichen Seitenschiffsvon Grund auf ueu aufzuführen,und im letzten Sommer stürzten trotz Nbstütznng
die unverhältnismäßig schweren Gewölbe von der Hochschiffmauer herab. Der Umfang der Arbeiten
und die Kosten haben sich daher ganz wesentlich vergrößert, weshalb eine nochmalige Beihülfe von
5000 Mark vollauf begründet erscheint.

Die unter Nr. 7 aufgeführteSt. Lucius-Kirchein Werden ist eine dreischiffige Vasilika-
cmlnge, welche kunstgeschichtlichüberaus merkwürdigist. Dieselbe kam nach der Säkularisation im
Jahre 1803 durch Verkauf in Privathände und hat lange Zeit zu Wohnzweckengedient. Im
Jahre 1892 hat dann die katholische Pfarrgcmeinde das Gebäude zum Preise von 2? 000 Mark
wieder erworben, obwohl ein praktischesBedürfnis für sie nicht vorlag; außerdem siud noch
7000 Mark aufgebracht worden. Die Wiederherstellungerscheint technisch nnd künstlerischausführbar,
es läßt sich jedoch vorläufig nicht übersehen, welche Kosten dadurchentstehen werden. Die Gemeinde
hat sich verpflichtet, die Mehrkostenfür den Bau einer Chor-Anlage zu tragen, wenn ein Zuschuß
von 10 000 Mark gewährt würde. Es wird Ihnen daher vorgeschlagen,als erste Rate eines
solchen Zuschusses von 10 000 Mark 5000 Mark einzustellen.

Die katholische Pfarrkirche in Lcutesdorf, meine Herren, welche in Nr. 8 anfgcführt ist,
ist ein Bauwerk, welches aus den verschiedensten Zcitperioden stammt, mit schönemromanischem
Turm. Durch mangelhafte Unterhaltung hat dieselbe außerordentlichgelitten, namentlich ist der
Instand des Turmes bedenklich, wo im letzten Frühjahr bereits die Ecke des Hauptgcsimsesherab¬
gestürzt ist und das Dach und beinahe auch das Gewölbe des Chores durchschlagenhat. Ein
baldiges Eingreifen ist erforderlich. Der Kostenanschlag für die Instandsetzungdes Turmes beläuft
sich auf 8900 Mark, für das Laughaus auf 17 000 Mark, und es ist beabsichtigt,zunächst die
Instandsetzungdes Turmes in Angriff zu nehmen,wozu eine Beihülfe von 3000 Mark in Vorschlag
gebrachtwird.

Wir kommendann unter Nr. 9 zu der romanischenkatholischen Pfarrkirche in Lonnig.
Hier hatte bereits der 42. Prouinziallandtag eine Beihülfe von 5000 Mark gewährt. Es war
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jedoch eine erheblicheÜberschreitung des Kostenanschlages ganz unvermeidlich,und erscheint daher
eine nochmaligeZubuße von 2200 Mark berechtigt.

Für die unter Nr. 10 aufgeführteevangelische Pfarrkirchein Steeg ist bereits von dem
letzten Landtage eine Beihülfe von 5000 Mark erbeten worden, welche jedoch in der vollen Höhe
nicht gewährt weiden konnte, weil die verfügbarenMittel nicht ausreichten, Es wurden nur
3000 Mark gegeben. Die Gcsmntkostenbetragen jetzt 26 000 Mark, und erscheint es daher
vollauf gerechtfertigt,daß der kleinen, armen Gemeinde eine weitere Beihülfe von 2000 Mark
zur Verfügung gestellt wird.

Bei der unter Nr. ll aufgeführten evangelischen Pfarrkirche in Hilden ist die Wieder¬
herstellungmit gutem Erfolg bereits durchgeführt worden. Es haben sich jedoch erhebliche Mehr¬
kosten ergeben, da sich das Mcmcrwerk nach Abnahme des Verputzesals weit schadhafter heraus¬
gestellt hat, als angenommenwurde. Außerdemstellte sich als notwendig heraus die Ticferlegung
des gauzcn Fußbodens und die Errichtung eines neuen Portals. Hierdurch sind Mehrkosten im
Betrage von 15 2U0 Mark entstanden, und es wird daher eine Beihülfe von 5000 Mark in
Vorschlaggebracht. Die Höhe dieser Beihülfe steht im gleichen Verhältnisse zu den Kosten wie
auch die früher bewilligtenBeihülfen.

Bisher, meine Herren, hatten wir es mit Bauwerken zu tun, während es sich bei den
folgendenPositionen 12 bis 14 um andere Kunstwerke kirchlichen Charakters handelt.

Unter Nr. 12 und 14 finden Sie die Reliquienschrcincaufgeführt aus den Kirchen in
Siegburg und Xanten, welche mit mehreren anderen solchen Schreinen, sowohl nach ihrer Zahl
wie nach der Schönheit der Arbeit einen Hauptanziehungspnnktder kunsthistorischen Ausstellung
des letzten Jahres gebildet haben. Bei den Schreinen in Siegburg ist bereits mit Unterstützung
der Provinz eine Wiederherstellungin Angriff genommenund znm Teil ausgeführt worden und
diese Wiederherstellunghat bei den sachkundigen Besuchern der Ausstellung volle Anerkennung
gefunden. Es werden daher unter Nr. 14 für Sicgburg weiterhin 6300 Mark erbeten und unter
Nr. 12 2500 Mark zur Wiederherstellungdes Viktorschreines in dem Dom zu Xanten.

Was nun den unter Nr. 13 in Vorschlag gebrachten Posten anbelangt, meine Herren,
so handelt es sich da um einen Altaraufsatzin der Üiebfrancnkirche in Oberwesel. Mit Hülfe der
Provinz ist diese Kirche im Laufe der letzten Jahre bereits in Stand gesetzt worden. Bei der
im Innern vorgenommenenAusmalung wurde im Chor ein Altaraufsatz,zunächst lediglich nm die
Ausmalung zn ermöglichen, entfernt und nachher nicht wieder an die alte Stelle gebracht. Es
ist vielmehr an seine Stelle ein moderner,neuer, rcichgeschnitzteruud vergoldeterAufsatz aufgestellt
worden und der Kirchenvorstandhat sich trotz Vermittelung höchsterstaatlicher uud kirchlicher
Behörden uicht dazu verstehen wollen, den alten Altaraufsatz, der ein bedeutsameskünstlerisches
Werk der Spätreuaissancc darstellt, wieder an die alte Stelle zu bringen.

Es ist nunmehr aber gelungen,den Kirchenvorstand zu bestimmen, daß er den Altaraufsatz
wenigstens an einer anderen und von berufener Seite als durchaus geeignet bezeichneten Stelle in
der Kirche selber zur Aufstellungbringen will.

In der Kommission war angeregt und erwogen worden, ob es nicht richtiger sei, bei dem
bisherigen Verhalten des Kiicheuvorstnndes diesen Altaraufsatzanzukaufenund in einem Museum
unterzubringen. Es erschiendas jedoch nicht tunlich, zunächst wegen der außerordentliche»Höhe
des Altaraufsatzesund dann auch aus dem Grunde, weil der Aufsatz doch in der genanntenKirche
immerhinseine passendsteStelle findet, weshalb es im Interesseder Denkmalpflege nur wünschenswert
erscheint, wenn diese Wiedcraufstcllungin der Kirche selbst vorgenommenwird.
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Zu den Kosten der Instandsetzungdes Aufsatzes war schon früher eine Beihülfe in Aussicht
gestellt worden. Die Kosten würden etwa 2500 Mark betragen. Die Kommission wünscht aber,
daß an die Bewilligung dieser Beihülfe die Bedingung geknüpft wird, daß die Gemeinde sich
verpflichtet, den Aufsatz an der nunmehrigen Stelle zu belassenund auch dort zu unterhalten.

Die Nr. 15 enthält den Vorschlag zu einer Beihülfe zur Instandsetzung und Wiedcr-
aufrichtung des Grabdenkmales des Grafen Arnold II. von Eleve und seiner Gemahlin in der
Kirche zu Bedburg im Kreise Eleve. Diese Kirche, meine Herren, war ursprünglichdie Kirche des
Prämonstratcnser-Klosters in Vedburg, eine interessanteromanische Krcuzkirche mit Turm auf der
Vierung. Zu Ende des 18. Jahrhunderts wurden 3 Arme dieser Kirche abgebrochenund nur
einer blieb als katholischePfarrkirche erhalten. Nunmehr ist in den letzten Jahrzehnten die
Wiederherstellungder alten Kirche ausgeführt worden. In der letzten Zeit sind das Grabdenkmal
und die Figuren in einer Grube vor der Kirche aufgefunden worden und zwar in etwa 200 Bruch¬
stücken. Eine Wiederzusammensetzung dieser Bruchstücke erscheint mit gutem Erfolge technischnicht
möglich. Da es aber von großemInteresse wäre, eine genaue Kopie des Grabdenkmals zn haben,
und zwar an der ursprünglichen Stelle, so erscheint es im Interesse der Denkmalpflege in hohem Grade
gerechtfertigt, daß eine solche Kopie angefertigt wird, wofür die Kosten 5660 Mark betragenwürden.

Die Gemeinde hat an dieser Wiederherstellungkein Interesse. Sie ist aber bereit, für das
räumlich recht ausgedehnte Denkmalin der neu hergestellten Kirche den erforderlichenRaum zu gewähren.

Mit Rücksicht darauf, daß es sich um das Denkmal eines früheren Landesherrn handelt,
ist es begründet, daß auch von Seiten des Staates eine Beihülfe gewährt wird, wie das auch in
früheren Fällen geschehen ist, und es wird daher vorgeschlagen,daß die Hälfte der veranschlagten
Kosten mit 2830 Mark als Beihülfe gegeben wird unter der Bedingung, daß seitens des Staates
ein gleicher Beitrag geleistet wird.

Dieselbe Bedingung soll auch geknüpft werden an die Beihülfe zur Wiederherstellungdes
Hochgrabcsder Herren von Heinsberg in der St. Gangolphstirchein Heiusberg, welche Sie unter
Nr. 1? aufgeführt finden. Die St. Gangolphstirche ist in den letzten Jahrzehnten gleichfalls mit
Provinzialhülfe wieder in Stand gesetzt worden. Das künstlerisch und geschichtlich bedeutsamste
Stück der inneren Ausstattung dieser Kirche ist das Hochgrabder Herren von Heinsberg, welches
durch Ginsturz des Gewölbes zertrümmert worden ist und dessen Reste jetzt wieder aufgefunden
worden sind. Die einzelnenTeile sind nicht so zahlreich wie bei dem vorhin erwähnten Denkmal
und es erscheint hier die Zusammensetzung möglich. Die Kosten werden auf 4750 Mark berechnet.
Es wird eine Beihülfe von 2000 Mark vorgeschlagenunter der Voraussetzung,daß von dem
Staate eine Beihülfe in der nämlichenHöhe gewährt wird.

Unter Nr. 16 und 18 der Vorlage befinden sich dann noch einige profane Bauwerke und
zwar unter Nr. 16 die Burg zu Heimbach, welche oberhalb Nideggcn im Roertale gelegen ist.
Der Bergfried stammt aus dem 12., die übrigen Befestigungsanlagenaus dem 14. bis 15. Jahr¬
hundert. Die Ruine ist in Priuatbesitz übergegangen und der Besitzer beabsichtigt,dort eine
Wirtschafteinzurichten. Er ist bereit, die notwendigenArbeiten zur Erhaltung vorzunehmen,wenn
ihm eine Beihülfe von 3000 Mark gewährt wird. Es wird Ihnen das in Vorschlaggebracht,
aber unter der Bedingung, daß bei allen künftigen baulichen Veränderungenund Neubauten innerhalb
der Burg die Zustimmung der Provinzialverwaltung eingeholt wird.

Dann, meine Herren, handelt es sich bei der Nr. 18 um ein Glanzstückmittelalterlicher
Befestigungsbaukunst, um die Befestigungsanlagenvon Zons. Dieselben befinden sich an verschiedenen
Stellen in fortschreitendem Verfall; die Gemeinde ist wenig leistungsfähig, wendet aber jährlich
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Mittel zur Erhaltung der Befestigungsanlagenauf. Der Provinzialausschußhatte im Jahre 1901
bereits eine Beihülfe von 1000 Mark zugesagt und fernere 4000 Mark in Aussichtgestellt, wenn
der Staat sich auch an der Unterhaltung beteiligen würde. Die Verhandlungen mit der Staats-
regierung befinden sich noch in der Schwebe, es wird Ihnen aber vorgeschlagen,die Bewilligung
von 4000 Mark auszusprechen.

Was nun die zuletzt aufgeführteWiederherstellungdes Domes in Wetzlar anbelangt,
meine Herren, so hat inzwischen noch einmal eine Aussprache zwischen einer größerenAnzahl von
Mitgliedern der I, Fachkommission stattgefunden, welche es für wünfchenswcrthalten, daß mit
Rücksicht auf tatsächliche Aufklärungenund Berichtiguugen,welche unterdessen gegeben worden sind,
dieser Vorschlag nochmals in der Kommission erwogenwerden möge.

Unter Nr. 103 und 104 der Drucksachen, meine Herren, sind Ihnen noch zwei Anträge
des Prouinzialausschusses,gleichfallsauf Gewährung von Beihülfen aus dem Ständefonds, zuge¬
gangen, welche noch nicht der Beschlußfassung in der Fachkommission unterlegen haben. Die
!. Fachkommissionhat sich also mit diesen Sachen nochmals zu befassen,und es würde ja wohl
nichts im Wege stehen, wenn sie gleichzeitig noch die Frage der Gewährung der Beihülfe für den
Dom in Wetzlar einer wiederholtenErörterung und Beschlußfassung unterzieht. Ich kann daher
in Übereinstimmungmit der Mehrzahl der Mitglieder der I. Fachkommission Ihnen anheimstellen,
inbczng auf diesen Punkt einstweileneinen Beschlußnoch nicht zu fassen.

Meine Herren! Außerhalb der Vorschläge des Provinzialausschusscshat jedoch die
I. Fachkommission bereits auf einen Antrag, der innerhalb der Kommissiongestellt worden war,
beschlossen, Ihnen vorzuschlagen,daß Sie für die weiteren Arbeiten zur Erhaltung der Burgruiue
zu Montjoic noch eine Beihülfe einstellen möchten. Die Stadtgemeinde Montjoie war um eine
solche Beihülfe eingekommen. Der Provinzialausschußhatte geglaubt, sich vorläufignicht zustimmend
dazu verhalten zu können, da verschiedene Voraussetzungen,welche an die frühere Bewilligung ge¬
knüpft waren, nicht voll erfüllt worden sind, und da es außerdem auch erforderlich erschien, daß
sich die Nächstinteiessierten,die Stadt und eventuell der Kreis, an den weiteren Ausgaben noch
beteiligen.

Es wurden jedoch Aufklärungenin der I. Fachkommission gegeben, welche diese Bedenken
zum Teil aus dem Wege räumten, und die Kommission schlägt Ihnen daher vor, hier eine Beihülfe
von 2000 Mark unter der Bedingung zu bewilligen, daß auch von den übrigen Beteiligten ein
gleicher Betrag aufgebracht werde.

Ich habe demnach die Ehre, meine Herren, Ihnen namens der I, Fachkommission den
Antrag zu unterbreiten:

„Der Provinzinllandtag wolle:
die in Drucksachen Nr. 1? ^. 1—5 und L 1—19 naher bezeichneten Beihülfen mit
folgender Maßgabe bewilligen:

L Nr. 13. An die Bewilligung soll die ausdrückliche Bedingung geknüpft werden:
„daß der Kirchenvorstandsich verpflichten muß, den Altaraufsatz nuumehr in der
Kirche zn belassen und zu unterhalten."

Ferner wird für die Fortsetzung der Wiederherstellungder Burgruine zu Montjoie
eine weitere Beihülfe von 2000 Mark unter der Bedinguug beantragt, daß seitens
der übrigen Interessentenaus dem Kreise der gleiche Betrag zur Verfügung gestellt werde;
außerdem beschließen, daß die Bewilligungen aus dem Standcfonds für diesmal noch
auf eiucn zweijährigen Zeitraum erfolgen,nach Ablanf dieses Zeitraumes aber jährlich."
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Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Verhandlung und gebe zunächst Herrn Abgeordneten
von Grand-Ry das Wort.

Abgeordneter von Grand-Ry: Meine Herren! Die Finanzlage der Provinz nötigt
dringend bei allen disponiblen Fonds sich die Frage vorzulegen, ob dieselben nicht auch zur
Erleichterungder Provinziallaste» verwendet werden können. Tatsächlichkann dieser Fonds hierfür
in Anspruch genommen werden. Es werden aus den Überschüssen der Landesbank jedes Jahr
120 000 Mark in diesen Fonds eingesetzt, und es würde nur nötig sein, hier diese Einstellung von
120 000 Mark zu vermindern. Ich bin nicht in der Lage, augenblicklich, meine Herren, zu sagen,
um wieviel dieser Fonds zu vermindern sein würde, weil dabei auf die InanspruchnahmeRücksicht
zu nehmen sein wird und hierüber ein definitiver Beschluß der Fachkommission,wie Sie eben
gehört haben, noch nicht erfolgt ist und noch neue Anträge vorliegen. In der Kommission ist
dieser Gedanke selbst angeregt worden. Ich halte mich für verpflichtet,ihn hier auch cmszusprechen,
und werde mir vorbehalten, nach Abschluß der Verhandlungenin der Kommission einen entsprechenden
Antrag zu stellen.

Es ist auch weiter, meine Herren, die Verpflichtung des einzelneu Mitgliedes, Wünsche,
die es hat, möglichst zurückzustellen, und ich fühle mich persönlichveranlaßt, derartige Zurück¬
stellungenvorzunehmenund zwar für Kcmpenich und Dümpelfeld, für die es mir gerade uahe liegt,
Veihülfen zu verlangen.

Ich kann aber doch, meine Herren, diesen Gegenstand nicht verlassen,ohne der eifrigen
und umsichtigenTätigkeit der Provinzialuerwaltung für die Erhaltung der Kunstdenkmälerder
Rheinprovinz eine Anerkennung cmszusprechen (Beifall) und besonders hinzuweisenauf den höchst
interessantenBericht über die Tätigkeit der Kommission für die Denkmalpflege. Ihr verdanken
wir vor allem die Gipsabgüsseder wichtigste« Werke der MonumentalplastikNorddeutschlands,die
einen besonderenSchmuck der kunsthistorischen Abteilung der Ausstellungbildeten und ein beredtes
Zeugnis für die Herrlichkeit unserer prouiuziellen Kunsterzcugnisse boten, zugleich eine Anregung,
unser Interesse ihnen uueutwegtzuzuwenden. Mit Stolz darf die Rhciuprovinz auf diese Ausstellung
Hinblicken,die in weiter Welt die Würdigung ihres Reichtumsund der Vorzüglichkeit ihrer Kunstwerke
herbeigeführtund erhöht hat.

Allen denjenigen, meine Herren, die mitgewirkthaben an diesem Werke, möchte ich den
Dank aussprechen, den sie wohl verdient haben. (Lebhafter Beifall.)

Vorsitzender Becker: Es meldet sich sonst niemand zum Wort. Dann schließe ich die
Verhandlung und frage zunächst, ob der Herr Berichterstatter noch das Wort wünscht. (Wird
verneint.)

Meine Herren! Der Antrag der I. Fachkommission erstreckt sich über verschiedene Punkte,
Bei Nr. 13 soll an die Bewilligung die ausdrücklicheBedingung geknüpftwerden: „daß der
Kirchenvorstandsich verpflichtenmuß, den Altaiaufsatz nunmehr in der Kirche zu belassenund zu
unterhalten."

Bei Nr. 19, betreffend die Wiederherstellungdes Domes zu Wetzlar, hat schon der
Herr Berichterstatter anheim gegeben, diese Frage noch einmal in die I. Fachkommission zurück¬
zuverweisen.

Dann kommt noch die Burgruine Montjoie, die würde auch noch zu behandeln sein, und
endlich ist dem letzten Antrage bereits Folge gegeben; die Bewilligung aus dem Ständefonds für
2 Jahre braucht nicht mehr beschlossen zu werden, weil sie bereits in Ihrem Beschluß über einjährige
Gtatspeiioden enthalten ist. Also das kann hier wohl ganz ausscheiden.
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Dann würden wir znnächst nach meiner Auffassung darüber abzustimmen haben, ob in Nr. 13
die Bedingunghinzugesetztwerden soll, daß der Kirchcnvoistand sich verpflichten muß, den Altarmifsatz
in der Kirche zu belassen und zu unterhalten, ferner ob die Angelegenheit,den Dom uon Wetzlar
betreffend,an die Kommission zurückzuverweisenist, wie es angeregt ist, uud schließlich, ob die Burgruine
in Montjoie in der betreffendenWeise unterstütztwerden soll, und dann würden wir schließlich
abzustimmen haben über den Rest der Vorlage, der dann noch übrig bleibt und der nicht beanstandet ist,

Sind Sie damit einverstanden?— Das scheint kein Bedenken zu finden, dann werde ich
danach verfahren.

Wir kommen zur Abstimmung über Nr. 13. Da hat die I. Fachkommission vorgeschlagen,
an die Bewilligungdie ausdrückliche Bedingung zu knüpfen, daß der Kirchenvorstand sich verpflichtet,
den Altaraufsatzin der Kirche zu belassen und zu unterhalten.

Ich bitte diejenigen Herren, welche diesen Beschluß nicht fassen wollen, sich zu erheben. —
Es erhebt sich niemand. Dann stelle ich fest, daß das hohe Haus diesem Antrage seiner I. Fach¬
kommission bcigetretenist.

Meine Herren! Dann kommen wir zum Beschluß darüber, ob die Vorlage, betreffend
Wiederherstellungdes Domes in Wetzlar, nochmalsin die I. Fachkommission zurückgewiesenwerden
soll. DiejenigenHerren, welche das nicht tun wollen, bitte ich, sich zu erheben. — Es erhebt sich
niemand. Das Haus hat also beschlossen,die Frage der Wiederherstellungdes Domes in Wetzlar
nochmals in die I. Fachkommission zurückzuverweisen.

Dann kommen wir zu dem Vorschlage der l, Fachkommission,für die Fortsetzung der
Wiederherstellungder Burgruine in Montjoie eine weitere Beihülfe uon 2000 Mark unter der
Bedingung zu geben, daß seitens der übrigen Interessenten aus dem Kreise der gleiche Beitrag zur
Verfügung gestellt wird.

Diejenigen Herrn aus dem hohen Haufe, welche gegcu dicfcu Antrag siud, bitte ich, sich
zu erheben Es erhebt sich niemand. Auch hier ist die einstimmige Zustimmung von dem hohen
Hause ausgesprochen.

Dann würde endlich noch zu beschließen sein, daß die in der Drucksache Nr. 1? unter
H.1 bis 5 und unter L1 bis 18 — Nr, 19 fällt aus, weil sie au die Kommission zurückverwiese»
ist — näher bezeichneten Beihülfen mit der beschlossenenMaßnahme bewilligt weiden.

Auch hier scheint allseitigesEinverständnis festzustehen.Ich darf das als Ihren Beschluß
aussprechen.

Damit wäre der Gegenstand erledigt.
Meine Herren! Wir gehen dann zu dem nächsten Gegenstandder Tagesordnung über:

Antrag der I. Fachkommission zn dem Bericht und Antrag des Prouinzial»
ausschusses, betreffend deu Ankauf des Hauses Elisabcthstraßc 10 iu
Düsseldorf.

Berichterstatterist Herr Abgeordnetervon Grnnd-Ry, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter von Grand-Ry: Meine Herren! Der Prouinzial-

ausschuß beantragt:
„Der Provinziallandtag wolle die zum Ankauf des Haufes ElisabcthstraßeNr, 10 in
Düsseldorf erforderlichenMittel aus der um aufzunehmeudcuAnleihe bewilligen."

Meine Herren! Die erforderliche Summe hierzn beträgt 70 600 Mark, darunter sind
69 000 Mark als Ankaufspreis,der Rest für soustige Unkosten. Das Haus selbst liegt uebeu der
Wohnung des Herrn Landeshauptmauus auf der linken Seite beim Blick auf dieses.

16
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Die I. Fachkommissionist dem Antrage beigetreten und empfiehlt dem hohen Hause
die Annahme.

Ich erlaube mir, zur Begründung auf den Bericht des Provinzmlausschusscshinzuweisen
und nur hervorzuheben,daß das Haus zur Aufnahme der für die Verwaltung der Fürsorgeerziehung
nötigen Vurecmrämnc,welche durchaus fehlen, bestimmt ist.

Der Kaufpreis kann nach Ausführung in der I. Fachkommission als ein billiger, unter dem
gemeinenWerte stehenderangesehen werden. Sehr erhebliche Einrichtungskustenwerden nicht zu
befürchten sein.

In dem Berichte wird weiter noch die Feuergcfährlichkeit bei der bisherigenArt und Weise
der Benutzung dieses Nachbarhausesangeführt. Ich kann hinzufügen— und darf das wohl auch
als Referent tun — daß ich mich persönlich uon den Gcbäulichkeitenin den Hinterräumen des
Hauses überzeugt habe und sie in der Tat für überaus bedenklich erachte. Die Fassade dieses
Hauses tauscht darüber hinweg, was hinter dem Hause ist.

Ich empfehle, meine Herren, die Annahme dieses Antrages Ihrer Fachkommission.
VorsitzenderBecker: Ich eröffne die Verhandlung. — Es meldet sich niemand zum

Wort. (AbgeordneterBlank: Ich bitte ums Wort!) Sie haben das Wort.
AbgeordneterBlank: Ich möchte fragen, woher die Mittel zum Umbau des Hauses

genommenwerden sollen. Ich habe gehört, daß dieser Umbau zu Bureauzweckcn30 000 Mark
Kosten hervorrufenwürde. — Dann wäre es doch einfacher, diese jetzt gleich mit zu bewilligen—
oder aus welchem Fonds sollen sie sonst entnommenwerden?

Vorsitzender Becker: Der Herr Landeshauptmann hat das Wort.
Landeshauptmann Dr. Klein: Die Summen werden entnommen bei der Landesbank

und verzinst und amortisiert aus den Fonds der Fürsorgeerziehung,zu denen der Staat ^/g bei¬
tragen muß und die Provinz '/«.

Berichterstatter Abgeordneter uon Grand-Ry: Ich glaube, daß mit der Aufklärung
dem Wunsche des Herrn Abgeordneten genügt worden ist, und ich brauche meinerseits also als
Referent nichts hinzuzufügen.

Vorsitzender Becker: Es meldet sich niemand weiter zum Wort. Dann schließe ich die
Verhandlung. Der Berichterstatterhat verzichtet.

Wir kommen zur Abstimmung. Ich bitte diejenigenHerren, welche gegen den Antrag
der I. Fachkommission sind, sich zu erheben. — Der Antrag ist angenommen.

Wir erledigennunmehr Gegenstand Nr. 6 der Tagesordnung:
Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend eine Abänderung der §§ 22 und 23 des Reglements
über die Pensionierung der Provinzialbeamtcn der Rheinprovinz.

Berichterstatterist Herr AbgeordneterIörissen. Ich gebe ihm das Wort.
Berichterstatter Abgeordneter Iörissen: Meine Herren! Die Pensionsverhältnisseder

ans Zeit angestelltenProvinzialbeamtcn sind bisher nach Analogie der Bestimmungenfür die Bei--
geordneten und Bürgermeister der Städte, die in gleicher Weise eingestellt sind, beurteilt und
geregelt worden, und zwar in der Weise, daß nach Iurncklcgung einer sechsjährigen Dienstzeit
seitens desjenigen Piovinzialbeamten, der entweder nicht wiedergewählt wurde oder der dienst¬
untauglich wurde, ^4 der bisherige» Gehaltsbezüge erworben wurde. Es stiegen dann ratirlich
diese Bezüge, so daß nach Zurücklcgungeiner 24 jährigen Dienstzeit ^/g dcs bisherigen Gehalts
als Pension erworben werden tonnte.
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Die für die Bürgermeisterund Beigeordnetenbestehenden Bestimmungensind indes durch
Gesetz vom 3N. Juli 1899, welches am 1. April 1900 in Kraft getreten ist, dahin abgeändert
worden, daß die Steigeruug nach Zurücklcgung des zwölfjährigenDicnstaltcrs, und zwar mit je
l/s« für jedes weitere Dicnstjahr eintritt, und daß dadurchdie höchst erreichbare Pension sich um
2/«n gegen die früher mögliche höchste Steigerung vou zwei Drittel erhöht hat

Es erscheint augemessen,da bisher nach den Grundsätzen, die eben für diese städtischen
Beamten maßgebendgewesen sind, verfahren worden ist, daß nuumchr auch diese Verbesserung den
Provinzialbeamten zu gute kommt und es hat der Prouiuzialausschußdeshalb nachstehendenAntrag
gestellt, den sich die I. Fachkommission angeeignethat.

„Der Provinziallandtug wolle genehmigen,daß die N 22 und 23 des Reglements,
betreffend die Pensionierungder Provinzialbeamtender Rheinpruuinz,statt der bisherigen
folgende Fassung erhalten:

„§ 22. Die auf bestimmte Zeit gewählten Provinzialbeamten erhalten bei nicht
erfolgter Wiederwahl nach abgelaufenerDicnstperiode eine lebenslänglichePension
mit der Maßgabe, daß diese Pension nach einer Dienstzeit von sechs Jahren ein
Viertel des Dienstcinkommcnsbeträgt, mit jedem feiner zurückgelegten Dienstjahre
ratirlich steigt, so daß sie nach zwölfjähriger Dienstzeit die Hälfte des Dicnstein-
kommens beträgt, und alsdann vom vollendetenzwölften Dicnstjahre ab bis zum
vier und zwanzigstenDienstjahre alljährlich nm > °» steigt.
§ 23. Bei eintretender Dienstunfähigkciterhalten die Beamten, welche auf zwölf
Jahre gewählt sind, schon nach einer Dienstzeit von sechs Jahren ein Viertel des
Diensteinkommensmit der Maßgabe, daß diese Pension mit jedem ferner zurück¬
gelegten Dienstjahre ratirlich steigt, so daß sie nach zwölfjähriger Dienstzeitdie Hälfte
des Diensteinkommens beträgt, und alsdann vom vollendetenzwölften Dienstjahre
ab bis zum vier und zwanzigstenDienstjahre alljährlich um '/»» steigt.""

Die I. Fachkommission empfiehlt, wie gesagt, die Annahmedieses Beschlussesdes Provinzial-
ausschusses.

Vorsitzender Becker- Ich eröffne die Verhandlung — und schließedieselbe, da sich niemand
zum Wort meldet.

Wir kommen zur Abstimmung. Ich bitte diejenigenHerren, welche gegen die Annahme
des Antrages der I. Fachkommission sind, sich zu erheben — der Antrag der I. Fachkommission
ist angenommen.

Wir kommen zum nächsten Gegenstand der Tagesordnung:
Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Prouinzial-
ausschusses, betreffend eine Änderung des ß 11 des Reglements, betreffend
die Fürforge für die Witwen uud Waisen der Provinzialbeamten der
Rheinprovinz.

Derselbe Berichterstatterhat den Bericht zu erstatten. Ich gebe ihm das Wort.
BerichterstatterAbgeordneterIörissen: Meine Herren! Die Bestimmungen,welche für

die Fürsorge der Witwen und Waisen der Provinzialbeamten in der Rheiuprouinz bestehen, unter¬
liegen einer Beschränkungin der Weise, daß, wenn und solange der Berechtigte aus Reichs«,
Staats-, Proviuzilll- oder Kommunalmitteln ein Dicnstciukommcnoder ein Ruhegehalt bezieht,
welches den doppelten Betrag des Witwen- oder Waisengeldesübersteigt,alsdann die Beziehung
der Penston ruhen soll. Es ist die Streichung beantragt worden für die Witwen- und Waisen-

16*
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uersorgungsanstalt der Kommunalbeamtender Nheinprouinz, nnd zwar mit Rücksicht darauf, daß
in Bezug auf die Relikten der Kommunalbcamtendurch Gesetz die Gleichstellung mit den betreffenden
Bestimmungen der Staatsbeamten festgesetztworden ist, welche eine derartige Beschränkung nicht
enthalten.

An und für sich würde nuu diese Bestimmung für die Kommunalbeamtenein Recht
dieser Relikten der Prouinzialbeamten nicht konstruiere!:. Nichts dcstowcuiger aber dürfte nach dem
Grundsatz der Billigkeit hier eine Gleichstellungder Prouinzialbeamten mit den Kommunal- und
Staatsbeamten doch richtig sein, uud deshalb hat der Provinzialausschußbeantragt, der Provinzilll¬
landiag wolle die Streichung der Nr. 1 des ß 11 des Reglements, betreffenddie Fürsorge für die
Witwen und Waisen der Prouinzialbeamten der Nheinprouinz,beschließen.

Die I. Fachkommission hat diesen Antrag angenommenund empfiehlt denselben.
Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Verhandlung — da sich niemnnd zum Wort meldet

schließe ich dieselbe.
Wir kommen zur Abstimmung, ich bitte diejenigenHerren, welche gegen den Antrag der

1. Fachkommission sind, sich zu erhebe«, — Es erhebt sich niemand. Der Antrag ist angenommen.
Wir gehen zum 8. Gegenstand der Tagesordnung über:

Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan über die Verwaltungs-
kostcn der Landesbank der Rüeinprouinz für das Rechnungsjahr uom
1. April 1903 bis 31. März 1904.

Berichterstatterist Herr AbgeordneterHueck, dem ich das Wort gebe,
BerichterstatterAbgeordneterHueck: Meiue Herren! Der Etat der Landesbank schließt

ab in Ginnahme und Ausgabe mit 253 000 Mark und zeigt eine laufende Erhöhung gegen
das Vorjahr um 3? 200 Mark und eine einmalige Ausgabe vou 4000 Mark.

Diese letzte Ausgabe von 4000 Mark wird bedingt zur Bestreitung der Kosten für die
Beschaffung von Schränken zur Aufbewahrungvon Schulddukumcnten!

Die laufende Erhöhung von 37 200 Mark ist begründet in der ganz außerordentlichen
Steigerung der Geschäfte,der damit uerbuudeucu Arbeitslast und der dadurch hervorgerufenen
Neuanstelluug von Beamte», seien es Oberbuchhalterund Obersckretärc,die verantwortlicheVer¬
tretungen zu übernehmenhaben, um die Effektcn-Abteilnngund die Kasse iu jeder Weise in Handen
von gut besoldeten Beamten zu sehen, sei es für Unterbemnte,sei es für Hülfsarbeiter! Für letztere
waren im letzten Etat 15 000 Mark eingestellt, heute sind 28 000 Mark dafür einzusetzen!

Wie außerordentlichdie Geschäfte der Landesbankgewachsen sind, ergibt sich aus folgender
Gegenüberstellung,wobei ich vorausschicke, daß die für 1902 eingestellten Zahlen auf Grund der
ersten 9 Monate am das Jahr berechnet sind:

1900 1901 1902
Darlehen wurden bewilligt. . 582 Stück 940 Stück 1945 Stück
Ländliche Darlehen wurden

bewilligt ....... 248 Stück 484 Stück 856 Stück
Die Gesamtsnmme der länd¬

lichen Darlehen betrug . . ea. 3 643 000 M. ca. 7 600 000 M. ca. 21000 000 M.
Die Gesamtsumme sämtlicher be¬

willigten Darlehen betrug . ca. 22 350 000 M. ca. 43100 000 M. ca. 5? 100 000 M
Der Umschlag im Conto-Corrent-

Verkehr ....... ca, 9? 000 000 M. ca. 116 500 000 M. ca. 155 325 000 M
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Also eine durchschnittliche Mehrleistung der Geschäftevon 1901 gegen 1900 um 74 «/„
und von 1902 gegen 1900 um 241 °/o.

Die Landesbankhat sich allmählich zu einer Centralstellcnicht allein für ländliche Darlehen,
sondern auch für die Kommunal-Darlehen aller kleinen und mittleren Städte und Gemeindenunserer
Provinz und auch zur Befriedigungfür vorübergehendenGeldbedarf der größerenStädte entwickelt.

l35 Darlehns- und Sparkassen stehen mit ihr in laufendem Conto-Corrent-Verkchr,
deren Umsatz sich von 1900 gegen 1902 um 60 "/<> gesteigert hat.

Die in der letzten Tagung beschlosseneEinrichtung von Landesbank-Agenturenzur Ver¬
mittelung der nnküudbaren ländlichen Amortisations-Darlehenhat sich in überraschend vorteilhafter
Weise entwickeltund ist hierauf auch wohl die Steigerung dieser Darlehen von im Jahre 1900
von rund 3 643 000 Mark — auf 1901 ca. 7 600 000 Mark, auf 1902 voraussichtlich
ca. 21000 000 Mark — also um 478 "/o gegen 1900 zurückzuführen,

Agenten sind angestellt 97, wovon 68 als wirtlich tätig zu betrachtensind.
Dieses ist im Interesse unserer kleinbäuerliche« Bevölkerungmit außerordentlicherFreude

zu begrüßen, da denselben dadurch billiges, unkündbares Kapital beschafft und ihnen ein
besseres Fortkommen gewährleistet wird, wofür dem Kuratorium der Lcmdesbank umsomehruuser
Dank gebührt, da bei diesen Darlehen wenig oder fast nichts für die Bank verdient wird.

Ich beantrage im Namen der Fachkommission I:
„Das hohe Haus wolle den Etat der Landcsbankin Einnahme und Ausgabe für das
Jahr 1903 auf 253 000 Mark feststelle»."

VorsitzenderBecker: Ich eröffne die Verhandlung. — Da sich uicmaud zum Wort
meldet, schließe ich dieselbe und darf wohl ohne besondere Abstimmungfeststellen,daß das hohe
Haus dem Antrage seiner I. Fachkommission bcigetretenist.

Wir kommen zum Gegenstand 9 der Tagesordnung:
Antrag der III. Fachkommission zu der Petition des Oberbürgermeisters
in Aachen bczw. der Bürgermeister in Eynatten und Raeren um Über¬
nahme der sogenannten Raeren'er Prämienstraße unter die Zahl der
Provinzialstraßen.

Berichterstatterist Herr AbgeordneterKlotz, dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterAbgeordneterKlotz: Meine Herren! Der Herr Oberbürgermeister der

Stadt Aachen und die Herren Bürgermeisterin Eynatten und Raeren haben den Antrag gestellt,
die sogenannte Racrencr Prämienstraße unter die Zahl der Provinzialstraßen aufzunehmen.

Die sogenannteRaerener Prämienstraße, welche beim BurtscheiderFriedhuf beginnt und
von dort über Lichtenbufch nach Raeren führt, ist in den Jahren von 1873—1875 für Rechnung
der Stadtgemeinde Burtscheid, des Königlichen Furstfiskus uud der Gemeinden Eynatten und
Raeren im Kreise Eupen gebaut worden und wird seitdem von denselben nnterhalten.

Die Stadt Burtscheidhat nun schon in früheren Jahren den Antrag gestellt, daß diese
Straße auf die Provinz übernommenwerde, und hat ausgeführt, daß sie dazu gekommen sei, die
dadurch entstehenden erheblichen Kosten und dauernden Lasten auf sich zu nehmen, hauptsächlich in
der Hoffnung, daß in nicht allzu langer Zeit diese Last von einem weiteren Verbände, sei es
Provinz oder Staat, werde übernommen werden, und hat diese Hoffnung begründet durch ein
Schreiben des Herrn Landrats von Eupen vom 7. August 1876, welcher, um die Stadt Burtscheid
zur Übernahme der fraglichen Last zu bewegen, hervorgehoben habe, daß bei der staatlichen Wichtig¬
keit der Straße, welche über ihre lokalen Zwecke erheblich hinausgehe, die Abnahme der Unter-
hllltungslast von den Schultern der betreffendenGemeindenjedenfalls bald erfolgen werde.
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Diese Anträge haben aber keinen Erfolg gehabt. Die Übernahme der fraglichenStraße
auf die Provinz ist in den siebziger Jahren wiederholt beantragt, aber stets abgelehnt worden.

Neuerdings ist nun die Gemeinde Burtfcheid in die Stadt Aachendurch Eingemeindung
nnfgegangcn, nnd der Herr Oberbürgermeister von Aachen hat den besagten Antrag wieder auf¬
genommen.

Er hat unter dem 29. April l901 bei dem Herrn Landeshauptmann abermals die
Übernahme beantragt und folgendes zur Begründung vorgebracht. Er hat zunächst darauf hin¬
gewiesen,daß die Raerener Straße nach wie vor ein Bindeglied des Straßennetzes der Provinz
bilde. Sie sei nicht nur eine kürzere Verbindung von Nötgen nach Aachen, wie die über Eorneli-
münster gehende,die genannten Orte verbindendeProvinzialstraße, sondern sie habe auch erheblich
günstigereSteigungsverhaltnisse — Vorzüge, die nicht nur für den Verkehr in Friedenszeitcn,
sondern auch für Truppenbewegungen in Kricgszeiten schwer ins Gewicht fielen. Die Interessen
des Verkehrs auf dieser Straße könnten bei der jetzigen Gestaltung der Unterhaltuugspflichtnicht
so gefördert werden, wie es die uorbezeichncte Bedeutung derselbenwünschenswertmache. Es fehle
sowohl der Stadt- wie den beteiligten Landgemeindenan geeigneten Überwachungskräftcnin hin¬
reichender Zahl. Auch sei, was insbesonderedie Stadt Aachenanbetreffe, das Interesse derselben
an dem durchgehenden Verkehr auf jenen Straßen nach der modernen Entwickelungdes Eisenbahn¬
wesens nicht mehr ein solches, daß sich die Stadt Aachen zu unverhältnismaßigenOpfern für
die fernab von dem Wcichbilde der Stadt liegenden, von ihr zu unterhaltenden Straßentcile
entschließen könnte.

Die Stadt Aachen begnüge sich daher — wie vor ihr die Stadt Burtfcheid — feit
lnngeu Jahren hinsichtlich der Unterhaltung der Raerener Straße, abgesehen von den in nächster
Nähe der Stadt liegenden Straßentcilen, das Notwendige zu tuu. Auch bei dieser Beschränkung
erscheintaber die den beteiligten Gemeinden obliegende Last sehr drückend und auf die Dauer —
angesichts der Übernahme der meisten bedeutenderenStraßen durch weitere Verbände — auch
unbillig; insbesonderemüsse die Unterhaltung der im Landkreise Aachen(GemeindeForst) gelegenen
Straheustrcckedurch die Stadt Aachen als eine durch die Lage der Verhältnissenicht gerechtfertigte
Vorausbelastung der letzterengelten.

Unter diefcn Umständen würde durch die Übernahme der Unterhaltung der Raerener
Prämienstraße durch die Provinz sowohlein Gebot der Billigkeit erfüllt, als auch den Interessen
des Verkehrs ein wesentlicher Dienst geleistet weiden.

Der Herr Oberbürgermeisterhat nun gebeten, abermals diesen Antrag in wohlwollende
Erwägung zu ziehen, und gebeten, die Bedingungen mitzuteilen, unter welchen eventuell diese
Übernahme erfolgen könnte. Es haben darauf abermals Feststellungenstattgefunden,nachdem sich
auch die Hcrrcu Bürgermeistervon Eynatten und Naeren dem Antrage des Herrn Oberbürgermeisters
von Aachen angeschlossen hatten. Diese Erhebungen sind aber wieder ungünstig für den Antrag
ausgefallen, und es ist dem Herrn Oberbürgermeister vou Aachen seitens des Herrn Landes¬
hauptmanns durch Schreiben vom 19. September 1901 folgendesmitgeteilt worden:

„Dem Antrage auf Übernahme der sogenannten Raerener Prämienstraße als Provinzial¬
straße vermag ich eine Aussicht auf Erfolg uicht zu versprechen,da der Provinzial-
landtag sich derartigen Anträgen gegenüberin den letzten Jahren stets ablehnend ver¬
halten hat. Es besteht diesseits eher das Bestreben,Provinzialstraßen den Kommunal-
verbänden zu übertragen, wie Kommunalwege als Provinzialstraßen zu übel¬
nehmen. Auch ist der Verkehr auf der Straße, abgesehen von der im Aachener
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Bezirke gelegenen Strecke, so unbedeutend, daß selbst bei mehrmaliger Bereisung der
Straße es selten gelingt, ein Fuhrwerk anzutreffen. Eine Vermehrung des Fuhrwerks-
verkehrs ist auch wohl kaum zu erwarten, keinesfallsaber die Überführung desselben
von der Aachen-TriererProvinzicilstraße, Die Abkürzung über Raercn kann wohl nur
unerheblich sein; jedenfalls aber sind die verlorenen Steigungen auf der Prouinzial-
straße geringer als auf der Strecke Aachen-Racren-Roctgen. Hierdurch dürfte die
Überuahmederselbenals Prouinzialstraße nicht gerechtfertigt erscheinen.Endlich würde
der Ausbau der Straße vor ihrer Übernahme als Prouinzialstraße bedeutendeKosten
verursachen." (Die Straße ist 20 Km lang, und die Kosten würden etwa 120 000 Mark
betragen.) „Ich stelle daher der nochmaligenErwäguug anheim — schreibt der Herr
Landeshauptmann weiter — ob der Antrag, die Racrener Straße als Provinzicilstraße
zu übernehmen, aufrecht erhalten wird, und bitte um Mitteilung der dortigen Tnt¬
schließung, wie derjenigender Gemeinden Ehuatten uud Racren."

Meine Herren! Die AachenerStadtverordnetenversammlunghat sich darauf mit dieser
Frage abermals beschäftigt,und in Ausführung ihres Beschlussesschreibt der Herr Oberbürger¬
meister, daß allerdings nach dem Inhalt des ihm zugegangenenBescheides die Aussicht auf eine
dem diesseitigenAntrage vom 29, April d. Is, günstige Entschließung des Provinziallandtages
nicht allzu groß erscheine, aber trotzdem hat die Stadtverordnetenversammlungden Wuusch aus¬
gedrückt, eine Entscheidung der genanntenKörperschaft herbeigeführt zu sehen. Die Stadtverordneten¬
versammlung sei hierbei von der Auffassung ausgegangen,baß wenn auch gegenwärtigder Provinzial¬
landtag wenig geneigt sein sollte, Straßen auf die Provinz zu übernehmen,so doch die Möglichkeit
nicht abzuweisen sei, daß in Zukunft eine Änderung dieses Standpunktes eintrete. Für diesen
Fall glaube die Stadtvcrordnctenversammluuggegeuüber später an den Prouinziallandtag heran¬
tretenden Anträgen anderer Interessenten dem diesseitigen Antrage den zeitlichen Vorrang wahre»
zu sollen. Meine Herren! Damit ist ja schon gesagt, daß die Stadtverordnetenversammlungzn
Aachen selbst sich wenig von ihrem Antrag verspricht.

Es hat darauf, nachdemauf diese Weise der Herr Laudeshauptmaun genötigt war, den
Antrag dem Provinzialausschuß zu unterbreiten, der Prouinzialnusschußihn abermals abgelehnt,
und die Fachkommission hat sich dem angeschlossen.

Ich habe deshalb als Berichterstatterder Fachkommission den Auftrag erhalten, dem hohen
Hause vorzuschlagen, auch seinerseits den Antrag abzulehnen.

VorsitzenderBecker: Ich eröffne die Verhandlung. — Der Herr Landeshauptmann
hat das Wort.

Landeshauptmann Dr. Klein: Meine Herren! Der Provinziallandtag hat bis jetzt auf
dem Standpunkt gestanden, daß die Übernahme von weiteren Straßen nur unter ganz außer¬
ordentlichenUmständen erfolgen könne. Solche Umstände liegen hier nicht vor. Wenn Sie diese
Straße übernehmenwollten, dann müßten Sie nach richtiger Konsequenz Hunderte von Kilometern
anderer Straßen übernehmen,wo die Verhältnisse gleich liegen wie hier. Ich möchte deshalb bitten,
diesen Schritt nicht zu tun, weil er große Konsequenzen nach sich zieht.

Vorsitzender Becker: Es meldet sich sonst niemand weiter zum Wort. — Dann schließe
ich die Verhandlung.

Wir kommen zur Abstimmung.— Der Herr Berichterstatterverzichtet.
Ich bitte diejenigen Herren, welche dem Antrage der III. Fachkommissionentgegendie

Straße übernehmenwollen, sich zu erheben.
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Es erhebt sich niemand, dann darf ich die Zustimmung zu dem Antrage der III. Fach¬
kommission feststellen,

Meine Herren! Nach dieser Tat möchte ich Ihnen den Vorschlagmachen, daß wir uns
heute vertagen (Sehr richtig! und Beifall,)

Der nächste Gegenstand wird voraussichtlichnoch eine längere Verhandlung zur Folge
haben, und außerdem ist es doch wünschenswertmit Rücksichtauf diejenigen, die vielleicht nach
Hause zurückkehren möchten,nicht zu lange zu tageu.

Wir werden auch die uns noch obliegendenAufgaben, soweit sich das übersehen läßt,
bis zum Donnerstag nächsterWoche vollständigerledigenkönnen.

Es scheint, daß mein VorschlagIhre Zustimmungfindet, (Zuruf: Jawohl!)
Danu möchte ich noch ein paar kurze geschäftlicheMitteilungen macheu.
Meine Herren! Einmal hat mir zu meinem Bedauern eben der Herr Abgeordnete

Trommershanfeu angezeigt, daß er zu seinem lebhaften Bedauern gezwungenwäre, nach Hause
zurückzukehren und an den Verhandlungen bis zum Schlüsse des Landtages nicht mehr teilnehmen
könne, weil sein Gesundheitszustanddas nicht zuläßt. Ich darf wohl aunehme», daß Sie Ihrer¬
seits dem Herrn Trommershausen den nötigen Urlaub gewähren.

Dann, meine Herren, wird es vielseitig gewünschtzu hören, wann die weiter noch zu
tätigenden Wahlen erfolgensollen, besonders die Wahl zur Ergänzung des Provinzialausschusses,

Nach früheren Gepflogenheitenhaben wir solche Wahlen in der Regel am Morgen des
Tages getätigt, an dem das Ständefest vor sich ging; das würde Dienstag sein. Mir ist aber
auch ein späterer Tag recht.

Moutag, wo wir doch wohl eiu bischen später anfangen, empfiehlt sich vielleicht nicht dazu.
Wenn also hier keine anderen Wünsche laut werden, würde ich dafür sorgen, daß am

Dienstag die Wahlen auf die Tagesordnung kommen.
Entsprichtdas Ihren Wünschen? (Rufe: Jawohl!)
Gut, dann werde ich danach verfahren. (AbgeordneterZweigert: Darf ich dazu einmal

ums Wort bitten?) Bitte. Herr AbgeordneterZweigert hat das Wort.
Abgeordneter Zweigcrt: Es wird nutwendig sein, daß die Regierungsbezirke sich besprechen.

Vielleicht hat der Herr Präsident die Güte, zu veranlassen, daß einer der Herren aus den
Regierungsbezirkenes übernimmt, die Einladungen zu erlassen.

Vorsitzender Becker: Meine Herren! In der Regel ist das wohl so gemacht worden,
daß an dem Tage vor der Wahl, also am Montag, am Schluß der Sitzung die einzelnen Herren
der Regierungsbezirkeihre Genosseneingeladen haben, in bestimmtenZimmern zusammenzutreten.
Das sind ja immer ganz bestimmteHerren gewesen; das wird sich vielleichtauch hier empfehlen.
Aber wenn Sie wünschen,kann das ja von hier aus angeregt werden. Eigentlich ist das nicht
Sache des Vorsitzenden. (Zustimmuug,) Ich glaube auch, das bisherige Verfahre« genügt, nicht
wahr? (Zuruf.)

Ich will daran mitdenken, meine Herren, am Schluß der Montagssitzung, daß diese
Aufforderungauch ergeht und Sie richten sich dann darauf ein, daß unmittelbar nach der Montags¬
sitzung die Besprechungeintreten kann. Wünscht noch jemand zu diesem Gegenstände das Wort?
— Das ist nicht der Fall, Dann stelle ich fest, daß Sie mit diesen Vorschlägen einverstanden sind.

Dann, meine Herren, kämen wir zur Tagesordnung für Montag,
Am Montag soll in erster Linie der Haushaltsplcm der Provinzial-Strahenverwaltung

zur Verhandlung gestellt werden. Berichterstatterist Herr Dr. Momm. Dann sollen die Gegen-



43. Rheinischer Provinziallandtag, 5. Sitzung am 14, Februar 1903. 129

stände auf die Tagesordnung kommen, welche heute abgesetzt sind, und sich daran folgende Gegen¬
stände anschließen,die wir übrigens nicht alle abzumachcubrauchen, wenn sie zu lange Zeit
erfordern würden; wir tonnen immer uuch schiebenund haben nirgends eine Überbürdung zu befürchten.

. Errichtungeiner Rheinischen Prouinzial-Erziehungsanstaltfür schulentlasseneFürsorgezöglinge
männlichenGeschlechtes uud katholischen Bekenntnisses.

Abänderungender „Vorschriftendes Rheinischen Provinzialverbandes für die Ausführung
der FürsorgeerziehungMinderjähriger,"

Haushaltsplan über die Kosten der FürsorgeerziehungMinderjähriger.
Haushlllsplcmfür den Provinziallandtag, den Provinzialcmsschuß:c.
Haushaltsplan zur Zahlung von Pensionen :c. an Provinzialbeamte und von Witwen-

und Waisengeldernsowie Unterstützungenan deren Hinterbliebene.
Haushaltsplan über die Besoldungen und anderen persönlichen Ausgaben für die bei der

Landes-Vcrsichernngsanstalt„Rheinprouinz"und bei den Schiedsgerichten für Arbeiter¬
versicherung beschäftigten Proviuzialbeamteu.

Haushaltsplan über die Berwaltungskosten des Genossenschaftsvorstandes der Rheinischen
landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaft,

Haushaltsplan über die Berwaltungskosten der Rheinischen Provinzial-Feuer-Societät.
Haushaltsplan für die Verwaltung der Angelegenheiten,welche die Förderung von Kunst

uud Wissenschaft betreffen.
Haushaltsplan für die Verwaltung der Prouinzicilmuseenzu Bonn und Trier.
Haushaltsplan für gewerbliche Zwecke,in Verbindung hiermit Petition um Bewilligung

eines dauernden Zuschusses zur Deckung der Kosten der Einrichtung und Unterhaltung
von Meisterkursen für Schlosser:c, iu Cöln.

Petition um Gewährung eines einmaligen Zuschusses von 8000 Mark zur Deckung der
Kosten der ersten Einrichtung von Meistcrkursenfür Handwerker in Düsseldorf und
von 5000 Mark jährlich für die laufenden Unterhaltungskosten,

Haushaltsplan über die Unterstützungmilder Stiftungen und Wohltätigkeitsanstaltcnsowie
über die Kosten der Unterbringung und des Unterhalts von Epileptikern Idioten lc.

Das wäre die Tagesordnung.
Darf ich annehmen, daß diese Tagesordnung Ihre Billigung findet? — Das ist der

Fall. Ich würde mir den Vorschlagerlauben, daß wir am Montag erst um 1 Uhr beginnen.
Dann tönneu die Herren mit Muse hierher zurückkehren, uud würden wir doch noch den größten
Teil der Tagesordnung erledigenkönnen. Vor 2 Jahren haben wir das ebenso gemacht.

Auch das findet Ihre Billigung.
Dann stelle ich das fest und schließe unsere Sitzung.

(Schluß der Sitzung 1 Uhr 10 Minuten.)

17
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Sechste Sitzung
im Ständehaus zu Düsseldorf, am Montag, den 16. Februar 1903.

Beginn der Sitzung gegen 1^2 Uhr,

Tagesordnung:
1. Eingänge.
2. Antrag der III. Fachkommissionzum Haushaltsplan der Provinzial-Straßenverwaltnug nebst

Anlage ^, Voranschlag über die Verwendung des Fonds für deu Neubau von Provinzialstraßcu,
Anlage L, Voranschlag über die Verwendung des Eiscnbahnfonds,
Anlage <ü, Voranschlag über die Verwendung des Fouds zur Unterstützung des Gemeinde-

und Kreiswegebaues
für das Rechnungsjahr vom 1. April 1903 bis 31. März 1904.

3. Antrag der III. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusscs,betreffend
die Übertraguug der Verwaltung und Unterhaltung von Provinzialstraßen an Kreise gegen Rente.

4. Antrag der III. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Prouinzialansschusscs,betreffend
die Übersicht über den Eisenbahnfondsnnd die Forderung von Bahnuntcrnehmnngen.

5. Antrag der III. Fachkommission zu dem Bericht uud Autrag des Provinzialausschusscs,betreffend
die Bewilligung eines Darlehns aus dem Kleinbahnfondsan den Kreis Waldbroel zur Bestreitung
der Grunderwcrbskostender staatliche«Nebenbahn Wiehl-Waldbroel-Morsbach.

6. Antrag der II. Fachkommission zu dem Haushaltsplcm über die Kosten der Fürsorgeerziehung
Minderjähriger in Gemiitzheit des Gesetzes vom 2. Juli 1900 sür das Rechnuugsjcchr vom
1. April 1903 bis 31. März 1904.

7. Antrag der II. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Prouinzialausschusses,betreffend
die Errichtung einer Rheinischen Provinzial-Erziehungsanstalt für fchulentlasseue Fürsorgezöglinge
männlichen Geschlechts und katholischen Bekenntnisses.

8. Antrag der II. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschnsses,betreffend
einige Abänderungender „Vorschriftendes Rheinischen Provinzialvcrbandes für die Ausführung
der FürsorgeerziehungMinderjähriger vom 12. Februar bezw. 14./15. Mai 1901."

9. Antrag der II. Fachtommissionzu dem Haushaltsplan über die Unterstützung milder Stiftungen
und Wohltätigkeitsaustllltensowie über die Kosten der Unterbringung und des Unterhaltes
von Epileptikern,Idioten und Blinden aus der Rheiuprouinz, welche bezw. deren Angehörige
keinen Anspruchauf öffentliche Armcupstegehaben, für das Rechnungsjahrvom 1. April 1903
bis 31. März 1904.

10. Antrag der I. Fachkommission zu dem Haushaltsplan für den Provinziallandtag, den Provinzial-
ausschuß und die Centralverwaltuugsbchördcfür das Rechnungsjahr vom 1. April 1903 bis
31. März 1904.
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I I. Antrag der I. Fachkommmission zu dem Haushaltsplan zur Zahlung von Pensionen ic. au
Prouinzialbeamte und von Witwen- uud Waisengeldernsowie Unterstützungen an deren Hinter¬
bliebene für das Rechnungsjahrvom 1. April 1903 bis 31. März 1904.

12. Antrag der I. Fachkommission zu dem Haushaltsplan über die Besoldungen und anderen
persönlichen Ausgaben für die

^. bei der Landes-Versicherungsanstalt„Rheinprovinz",
15 bei den Schiedsgerichtenfür Arbeitervcrsichcrung

beschäftigtenProviuzialbeamtenfür das Kalenderjahrvom 1. Januar 1903 bis 31. Dezember 1903.
13. Antrag der I. Fachkommission zu dem Haushaltsplan über die Verwaltmigskosten des Genossen-

schaftsuorstandcsder Rheinischen landwirtschaftlichen Berufsgcuosscnschaft für das Kalenderjahr
vom 1. Januar 1903 bis 31. Dezember 1903.

11. Antrag der I. Fachkommissionzu dem Haushaltsplan über die Verwaltuugsknstcn der
RheinischenProviuzial-Feucr-Societät für das Kalenderjahr vom 1. Januar 1903 bis
31. Dezember 1903.

15. Autrag der I, Fachkommission zu dem Haushaltsplan für die Verwaltung der Angelegenheiten,
welche die Förderung von Kunst uud Wissenschaft betreffen, für das Rechnungsjahr vom
1. April 1903 bis 31. März 1904.

1 6. Antrag der I. Fachkommission zu dem Haushaltsplan für die Verwaltung der Provinzialmusecn
zu Bonn und Trier für das Rechnungsjahrvom 1. April 1903 bis 31. März 1904.

1?. Autrag der I. Fachkommission zu dem Haushaltsplan für gewerblicheZwecke für das Rechnungs¬
jahr vom 1. April 1903 bis 31. März 1904;

in Verbindung hiermit
Antrag des Oberbürgermeistersder Stadt Eölu, auf Bewilligung eines dauernden Zuschusses
iu Höhe von 5000 Mark zur Deckung der Kosten der Einrichtung und Unterhaltung von
Mcisterkursen für Schlosser,Tischler,Schuhmacherund Schneider ?c. iu Cöln;
Antrag der Handwerkskammeriu Düsseldorf,auf Gewähruug eines einmaligenZuschusses von
8000 Mark zur Deckung der Kosten der ersten Ginrichtungvon Meistcrkursen für Handwerker
in Düsseldorfund von 5000 Mark jährlich für die laufenden Unterhaltungkosten.

Vorsitzender Becker: Ich eröffnedie Sitzung.
Das Protokoll über die Plenarsitzungvom 14. d. Mts. liegt auf dem Tisch des Hauses offen.
Als Schriftführer für die heutige Sitzung sind die Herren AbgeordnetenSchrakamp und

Spiritus bestimmt.
Wir kommen zu den Eingängen.
1. Der militärische Begleiter Seiner Kaiserlichen und Königlichen Hoheit des Kronprinzen

des Deutschen Reichesund von Preußen, Herr Oberst von Pritzelwitz teilt mit, daß Seine Kaiser¬
liche und Königliche Hoheit der Kronprinz dem Provinziallandtag höchst sein lebhaftes Bedauern
aussprcchen, durch anderweitigeInanspruchnahme am Erscheinenzum Festmahl verhindert zu sein.

Ebenso hat der militärische BegleiterSeiner Königlichen Hoheit des Prinzen Eitcl-Friedrich
von Preußen mitgeteilt, daß Seine Königliche Hoheit für die Aufmerksamkeit vielmals danken,
jedoch bedauern, infolge anderweitiger Inanspruchnahme verhindert zu seiu, zum Festmahl zu
erscheinen. Seine Königliche Hoheit ersuchen,den Ausdruck HöchstderenDankes und Bedauerns
dem Provinziallandtag zu übermitteln.

2. Der KöniglicheRegierungs-Präsident Herr Dr. Renvers hat mir am Samstag
telegraphiert:

17*
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„Dem Rheinischen Provinziallcmdtage für das mir entgegengebrachte große Vertrauen
aufrichtig und herzlich dankend, nehme ich die Wahl zum Landeshauptmann meiner
Heimatprovinzgerne uud freudig au." (Beifall.)

Herr Regiernngs-Präsident Renvers hat inzwifchcn auch auf das ihm zugegangene amtliche
Schreiben, worin ihm die einstimmige Wahl und die an dieselben geknüpften Bedingungenmitgeteilt
sind, folgendes Schreiben an mich gerichtet:

Arnsberg, 15. Februar 1903.
Euer Hochwohlgcborcu beehre ich mich auf das gest. Schreibenvom 14. Fcbrnar

I.-N. 252 ganz ergebeustzu erwidern, daß ich dem RheinischenProuinziallandtage
aufrichtig für das mir durch die einstimmigeWahl entgegengebrachte große Vertrauen
danke und die Wahl zum Landeshauptmann meiner Heimatprovinz unter den mir
mitgeteilten Bedingungen gern nnd frendig annehme.

gez.: Renvers, Regierungs-Präsideut.
(Bravo!)
Es wird nun ohne weiteres das nötige wegen Einholung der Allerhöchsten Bestätigung

des Herrn Renvers als Landeshauptmann veranlaßt werden.
Weiterhin ist mir ein Schreiben des Spezialarztes I)r. Grotthoff in Cöln zugegangen,

(Heiterkeit!) durch welches er mir über die Provinzial-Hebammen-Lchranstaltzn Cöln dasjenige
Aktenmaterialunterbreitet, welches er in fast dreijährigen Bemühungeninfolge von Beobachtungen und
bei Vernehmungenvor verschiedenenBehördenzusammeuzustclleu vorläufig für erforderlich erachtet hat.

Dr. Grotthoff erklärt in dem Schreiben ferner, er habe die Herren Abgeordnetenmit
kurzen Worten auf die Geschehnisse in der fraglichenAnstalt uud die bisherige Stellungnahme der
Provinzialbehördezu denselbenhinweisen wollen. Ferner gestatte er sich ausdrücklich die Erklärung
zu geben, daß es ihm mit seiner Eingabe an die Prouinziallandtagssitznngfern liege, in irgend
einer Form zu verletzen noch zu beleidigen, sondern daß er nur eine Klarstellung der Vorgänge
erstrebe. Der Rheinische Provinziallandtag werde an erster Stelle ein Interesse daran haben, von
Grund aus die Verhältnisse in einer Provinzialanstalt kennen zu lernen, um dahin wirken zu
können, daß dieselben vor der Öffentlichkeit richtig gestellt uud erforderlichen Falles den berechtigten
Forderungen entsprechend geändert werden.

Es dürfte sich empfehlen, da es sich um Angriffe gegen die Anstaltsverwaltung handelt,
die Eingabe des Herrn Grotthoff der II. Fachkommissionzu überweisen zur Prüfung, ob der
Eingabe überhaupt weiter Folge zu geben ist.

Es scheint, daß mein Vorschlag,die Eingabe der II. Fachkommission zu überweisen,seitens
des Landtages genehmigtwird, wenigstens wird von keiner Seite ein Bedenkenlaut. — Dann
darf ich das feststellen.

4. Ein Schreiben des Bürgermeistersin Ruhrort und des Bürgermeistersin Homberg ist
eingegangen,in welchem sie die Bitte um Unterstützung des geplanten Brückenbaues Ruhrort-
Homberg aus Provinzialmitteln für dieses Jahr zurückziehen. (Bravo!) Es besteht danach nur
noch die Frage der Bewilligung für die Weseler Brücke.

5. Nach einem Schreiben Seiner Excellenz des Herrn Ober-Präsidenten ist der Herr
Abgeordnete Robinson zu Meisenheim verhindert, an den Sitzungen des Provinziallandtages
teilzunehmen.

6. Herr Abgeordneter Kaufen hat sich wegen Unwohlseinfür den Rest der Sitzuugsperiode
entschuldigt, desgleichen Herr AbgeordneterHeuser telegraphisch für die heutige Sitzung.
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7. Endlich liegt noch ein Antrag des Provinzialausschussesvor zu der ihm in der
Plenarsitzung des Provinziallandtages am 13 Februar d. Is. zur Vorbereitung überwiesen«:«
Petiton des Bürgermeistersin Neuiges, betreffend Bewilligungeines Zuschusses für die Erbreiterung
der Provinzilllstraße infolge Verlegung und Erweiterung des Staatsbahnhofes in Neviges.

Der Antrag des Provinzialausschussesgeht auf Ablehnung und die Angelegenheitdürfte
nunmehr der III. Fachkommission zu überweisen sein.

Auch hier scheint das hohe Haus einverstanden. Es werden wenigstenskeine Bedenken
laut. Dann wird die Angelegenheitder Fachkommission überwiesen werden.

Ich habe noch eine geschäftlicheMitteilung zu machen.
Meine Herren! Der Prouinzialmisschußhat sich entschlossen, die Vorlage, betreffenddie

Erweiterung des Museums in Trier bis zum nächsten Landtage zurückzuziehen,(Bravo!) besonders
in dein Wunsche, den neu angestelltenDirektor noch über diese Vorlage vor der Vorlegung an
den Landtag hören zu dürfen. Damit dürfte der Gegenstand für diese Tagung seine Erledigung
gefundenhaben.

Wir kommen nun zum zweiten Gegenstand der Tagesordnung:
Antrag der III. Fachkommission zum Haushaltsplan der Provinzial-
Straßeuverwllltung nebst

Anlage ^, Voranschlag über die Verwendung des Fonds für den
Neubau von Prouinzialstraßen,
Anlage L, Voranschlag über die Verwendung des Eisenbahnfonds,
Anlage <ü, Voranschlag über die Verwendung des Fonds zur Unter¬

stützung des Gemeinde- und Kreiswegebaues
für das Rechnungsjahr vom 1, April 1903 bis 31. März 1904.

Berichterstatterist Herr AbgeordneterDr. Momm, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter Dr. Momm: Meine Herren! Der Hanshaltsplan der

Prouinzial-Straßenucrwaltung, über den ich namens der III. Fachkommission Ihnen zu berichten
die Ehre habe, zeigt gegen das Vorjahr ein wenig verändertes Bild.

Derselbe schließt ab in Einnahme und Ausgabe mit 6 895 000 Mark, gegen 6 645 850 Mark,
erfordert also einen Mehrznschußvon 249150 Mark. In dieser Summe sind 80 500 Mark
Ausgaben enthalten, die durch die auf früheren Beschlüssen beruhendeErhöhung der Anleihebeträge
sowie der Zins- und Tilguugsbeträge bedingt sind, sodaß nur rund 170 000 Mark reelle Mchrcmf-
wendungcn gegen das Vorjahr verbleiben.

Zur Deckung des Mehrbedarfsstehen zur Verfügungzunächst Mehreinnahmenaus Anleihen
in Höhe von 9391 Mark, und Mehrerträge aus den eigenen Einnahmen der Provinzial-Straßcn-
uerwaltung mit 17 045,90 Mark, insgesamt also 26 43? Mark zur Verfügung, sodaß noch zu decken
bleiben aus Provinzialmitteln 222 713 Mark.

Dieser Betrag wird aufgebracht erstens: durch die Erhöhungder Dotation gemäß §§ 9 und 10
des Gesetzes, betreffenddie Überweisungweiterer Dotationsrentcn au die Provinzialverbände, vom
2. Juni 1902 mit 93 7l3 Mark und durch eine Erhöhung der Provinzicilabgabenfür Verkehrszwecke
mit 129 000 Mark.

Die Mehrausgaben setzen sich in der Hauptsachenach aus 2 Posten zusammen: erstens
der Erhöhung des Zuschussesan den Voranschlag über die Verwendung des Eisenbahnfondsmit
65 000 Mark auf 115 000 Mark bei Titel I 3b der Ausgaben, auf die ich bei Besprechung dieses
Voranschlageszurückkommenwerde, und zweitens aus dem Mehrbedarf bei Titel IV der Ausgaben,
materielle Unterhaltung der Provinzialstraßcn, in Höhe von 16? 669 Mark.
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Bevor ich zu letzterer Mehrausgabe komme, möchte ich kurz auf die Veränderungeneingehen,
welche infolge der Verringerung der Bauämter von 18 auf 15 in den Titeln II und III der
Ausgaben hervorgerufenwerden, Dicfe Verringerung der Bauämter, über die Ihnen eine besondere
Vorlage in Drucksache Nr, 33 zugegangenist, welche nachher noch zum Vortrag gelangen wird,
entspricht langjährigen Wünschendes Prouinziallcmdtages.

Die neue Organisation bedingt eine Verringerungder Ausgaben für Besoldung der Landes-
bauinspektoren und der Bauamtssekretärein Höhe von 26 868 Mark, denen eine Mehrausgabe für
Ausbildung von Anwärtern im Bureaudienst, die durch Anstellung von je einer Hülfskraft zur
Erledigung der Bureau- und Schreibarbeit bei den Bauämtern erforderlich sind, in Höhe von
14 700 Mark gegenübersteht, so daß unter Berücksichtigungeiuer weitere» Mehrausgabe von 300 Mark
für Umzugskostcn bei dem Titel IV für die örtliche Bauleitung erspart werden insgesamt11 868 Mark.

Bei Titel III: Beaufsichtigungder Provinzialstraßcn werden erspart an Gehälter und
Mietsentschädigungcnder Straßenmeister 23 900 Mark. Denen stehen gegenüber, abgesehen von
einigen geringeren Erhöhungen in der Position für Übernachtungsgelder,Anschaffung von Dicnst-
rädern, Umzugskosten, Prämien für gute Leistungenin Baumpflege in Höhe von 3000 Mark, noch
Mehrausgaben von 12 540 Mark für die Besoldung und Ausbildung von Straßenmeistemnwärtern,
deren Stellen von 16 auf 22 vermehrt werden, einschließlich des Zuschusses an die Wiesen- und
Wegebauschule in Siegen.

Ich möchte hierzu bemerken,daß auf Grund der getroffenenVereinbarungen der Kreis
Siegen bei der bisherigen Wiesenbanschulcin Siegen, welche eine Anstalt dieses Kreises ist, eine
Abteilung für Wegebau zur Ausbildung von niederen Wegebautechnikerneingerichtet hat, zu deren
Kosten je ^/< vom Staat, von der Rheinprovinz und von der Provinz Westfalen beigetragenwird.
Demgemäß hat der Provinzinlvcrband der Rheinprovinz einen Beitrag von 5000 Mark zu den
Kosten dieser Wiesen- und Wegebauschule zu leisten.

Insgesamt wurden bei Titel 2 und 3 der Ausgabe gespart infolge der Neuorganisation
20 928 Mark.

Was nun die Mehrausgabe für die ordentlicheUnterhaltung der Provinzialstraßen in
Höhe von 167 669 Mark betrifft, so setzt sich dieselbe folgendermaßenzusammen: Es ist zunächst
ein neuer Kredit aufgemachtvon 40 600 Mark, wie es auch in früheren Fahren schon geschehen
ist, zu Anlagen wie Fußsteigen, Schutzgeländernund Entwässerungseinrichtungen,weil in neuester
Zeit wiederholt derartige Anträge an die Verwaltung herangetretensind, die mangels genügender
Mittel nicht immer in ausreichenderWeise befriedigtwerden konnten.

Für Kleinpflasterist aus Anleihe^ für die beiden kommenden Rechnungsjahreder Rest¬
betrag mit je 350 540 Mark eingestellt worden, was ein Mehr von 17 20? Mark bedingt, und
ebenso sind die Zinsen dieser Anleihe mit 51 596 Mark, um 22 483 Mark höher, vorgesehen worden.

Es kommt dann die Position IV 3 o, betreffenddie neue Anleihe v. Bei dieser Position
muß ich einen Augenblick verweilen.

In der Kommission ist, wenngleich im vorliegendenFalle die Berechtigungeiner Anleihe
von 532 000 Mark für die Beseitigung von Frostschädennicht verkannt wurde, sehr nachdrücklich
auf das Bedenkliche des andauernden Anwachsensder Anleiheschuld für Straßenunterhaltungszwecke
hingewiesen worden.

Bis zum Jahre 1899 wurden die Kosten der Straßenunterhaltung stets durch die etats¬
mäßigen ordentlichenMittel aufgebracht. Im Jahre 1899 wurden zwei Anleihen beschlossen, die
Anleihen ^. und L, die erstere in Höhe von 2 MillionenMark, die zweite in Höhe von 1 231 000 Mark.
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Die eine war zur Herstellungvon Klcinpflaster, die andere zur Herstellungvon Unipflasterungen
und Ncuvflastciungcn,Brückenbcmtcn und Entwässerungsanlagenbestimmt. Schon im Jahre 1900
stellte sich heraus, daß die durch letztere Anleihe bereit gestellten Mittel nicht genügten. Es wurde
daher vom 42. Prouiuziallandtag im Jahre 1901 eine weitere Anleihe in Hühe von 2 400 000 Mark
für die gleichen Verwendungszwecke bewilligt. In der gegenwärtigen Tagung ist nun am 13. d. M.
seitens des Provinziallnndtagcs die vierte Anleihe, die Anleihe I) über 532 000 Mark genehmigt
worden, die, da sie bereits vorschußweise gezahlt ist, im Etat nicht erscheint. Es erscheinenvielmehr
hier nur die auf 10 Prozent berechneten Kosten für Tilguug und Verzinsung mit 53 000 Mark.
Der Provinzialvcrbcmd hat demnach für die Zwecke der Unterhaltung der Provinzialstraßcn ins¬
gesamt 5 163 195 Mark aufgenommen.

Die Kommission war der Ansicht, daß die Aufwendungen, für welche die Anleihen auf¬
genommen worden sind, im wesentlichenzu der regelmäßigenUnterhaltung der Straßen dienen.
Die betreffendenBauten und Anlagen gehören nach Ansicht der Kommisston bei einem Straßen¬
netze von der Größe von 6000 lcm, wie es zur Zeit die Provinz besitzt, zweifellos zu deu
regelmäßigennnd uorherzuschcnden.Die Aufbringungdieser Kosten sei daher auf die zur Bestreitung
der laufenden Unterhaltung vorgesehenen Titel zu verwciscu. Die Kommissionglaubte unter diesen
Umständendringend die Verstärkung des gewöhnlichen Unterhaltungsfondsfür die Zukunft empfehlen
zu sollen.

Ich fahre nuu fort bei Titel IV Nr. 4, wo ein Mehrbetrag von 31 17? Mark an Renten
an solche Städte vorgesehen ist, welche in ihrem Bezirke belcgene Provinzialstraßen in eigene Unter¬
haltung übernommenhaben. Hierzu kommt noch ein Betrag von 3000 Mark Mehrausgaben für
Beiträge zur Kraukcuuersicherung, Invalidenversicherungder Straßenwürter und für Invaliden- und
Hinterbliebenen-Fürsorgeder Straßenwürter und Straßcnarbeiter.

Das sind im wesentlichen die Mehrausgabe!:.
Bezüglich der Einnahmen habe ich schon eingangs erwähnt, daß eine Erhöhung der

Dotationsrentc nm 93 000 Mark für den Neubau uud die Unterhaltung von Kunststraßen ein«
getreten ist auf Grund des Gesetzes vom 2. Juni 1902, betreffend die Mehrüberweisungweiterer
Dotationsrenten an die Pruuinzialvcibände, und daß die Erhöhung der Anlcihebeträgeein Mehr
von 9391 Mark nnd ferner die eigenen Einnahmen ein Mehr von 17 045 Mark ergebenhaben.

Ein weiteres ist bei den Einnahmen nicht zu bemerken.
Ich komme nunmehr zu den Anlagen des Haushaltsplanes, zunächst zur Anlage ^,,

betreffendVoranschlagzur Verwendungdes Fonds für den Neubau von Provinzialstraßen. Der¬
selbe schließt in Einnahme nnd Ausgabe mit 90 750 Mark und zeigt gegen das Vorjahr keine
Abänderung.

Anlage L betrifft Voranschlagzur Verwendung des Eiscnbahufonds.
Der Voranschlagbalanciert in Einnahme und Ausgabe in der Summe von 115 000 Mari

und weist ein Mehr von 65 000 Mark gegen den Voretat auf. Die Mehrausgabe von 65 000 Mark
ist bedingt durch vermehrteZinszuschüssefür kommunaleKleinbahnunternehmungcn. Es sind zu
zahleu an Zinsen und Tilgungsbetrcigen an die Üaudesbcmk für die diesen gewählten Darlehen
90 000 Mark gegen 50 000 Mark. Es sind zur Zeit ausgelieheu 18 326 500 Mark, für die nach
den früheren Befchlüsscn des Provinziallcmdtagesein halbprozentigcrZinszuschuß zu gewähren ist.
Es kommt hinzu ein Zinsbetrag von 25 000 Mark, den die Provinz aufzubringenhat auf Grund
ihrer Beteiligung bei der Kleinbahn Merzig-Nüschfeld,an diesem Unternelnnen sind die Provinz,
der Staat und der Kreis Merzig zu je >/-, beteiligt. Im Übrigen verweise ich auf die Vorlage
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Nr. 36 der Drucksachen, betreffenddie Übersicht über den Eisenbahnfondsund die Förderung von
Eisenbahnunternehmungen,welche im Anschluß an diesen Bericht hier zum Vortrag gelangen wird.

Ich komme endlich zur Anlage tu, betreffend Voranschlag über die Verwendung des
Fonds zur Unterstützungdes Gemeinde- nnd Kreiswegebaues. Auch dieser Voranschlagzeigt gegen
das Vorjahr keine Veränderung. Er schließt iu Einnahme und Ausgabe wie im vorigen Jahre
mit 362 500 Mark ab. Die Kommission hat sich in eingehender Weise mit diesem Fonds
beschäftigt.Bei der Erörterung war allgemein die Ansicht vertreten, daß die in diesem Voranschlag
vorgeseheneAusgabe zu knapp bemessenund daß es dringend geboten sei, eine Erhöhung des
Fonds um 100 000 Mark herbeizuführen. In der Kommissionwurde auch die Ansicht geäußert,
daß, nachdemseit Jahren und zwar in Übereinstimmungmit der Prouinzialverwaltung selbst in
regelmäßiger Wiederholung seitens des Prouinziallandtages auf die ungenügendeBemessung des
Fonds für die Unterstützungdes Kommunalwegebaueshingewiesen worden sei, wohl eine erhebliche
Erhöhung dieses Fonds in dem vorliegendenEtat hätte erwartet werden müssen. Dies umsomchr,
als schon der 42. Provinziallcmdtag beschlossenhabe, nicht nur den Provinzialausschuß zu
ermächtigen, zur Stärkung der Mittel für den Kommunalwegebau während der Etatsjahre
1901/1903 jährlich 50 000 Mark aus etwaigen Überschüssen zu entnehmen, sondern ihn auch zu
ersuchen,für eine reichlicheDotierung dieses Titels für die Zukunft Sorge zu tragen. Die
Provinzialuerwaltuug hat diesem Ersuchen nach der in der Kommission abgegebenenErklärung
deshalb nicht Folge leisten können, erstens bezüglich der 50 000 Mark, weil Ersparnisse in den
letzten beiden Etatsjahren nicht gemacht worden sind, und dann bezüglichder höheren Dotierung
des Titels, abgesehen von der mißlichenFinanzlage, aus dem Gruude, weil das neue Dotations¬
gesetz vom 2. Juni 1902 dem Provinzialverbande neue Mittel für Wegebauzwecke zur Verfügung
stelle, denn auf Grund dieses Gesetzes ist dem Provinzialuerband an Dotationsreuten ein Mehr
von 64? «25 Mark überwiesenworden, wovon ^/» mit 431 883 Mark zur Unterstützungleistungs¬
schwacher Kreise und Gemeinden auf dem Gebiete des Armen- und Wegewescns verwendet
weiden müssen.

Nach einer in der Kommission gemachten Mitteilung des Herrn Landeshauptmanns steht
nach Berücksichtigung der auf Grund des erstmaligenVcrteilungsplanes bewilligten Beihülfen zur
Unterstützungdes kommunalenWegebaues noch ein Betrag von annähernd 120 000 Mark zur
Verfügung. Es wurde daher iu der Kommissionangeregt, aus der Dotationsrente 100 000 Mark
für Wegebauzwecke zu entnehmenuud diesen Betrag in Einnahme und Ausgabe in den Etat ein¬
zustellen. Demgegenüber wurde von dem Herrn Landeshauptmann mit Erfolg geltend gemacht,
daß bestimmungsgemäßdie Verwendung der Beihülfen aus Dotationsrenten an die Zustimmung
des Herrn Ober-Präsidenten geknüpft sei, und daß es aus diesem Grunde nicht tunlich erscheine,
den in Rede stehendenBetrag in den Etat einzustellen.

Es fand darauf in der Kommission ein anderweitigerVorschlag allseitigeZustimmung,
dahin gehend, die 100 000 Mark zur Erhöhung des Fonds für Kommunalwegebaubeihülfenaus
dem bei Titel IV der Einnahmen in Höhe von 224 228 Mark vorgesehenen Sammelfonds zu
entnehmen, und derartig in Einnahme und Ausgabe zu stelle», daß weiter sich die unter Titel I
Nr. 3o der Ausgabe vorgesehenen 350 000 Mark zur Unterstützung des Gemeinde-undKreiswegebaues
auf 450 000 Mark und die in Anlage 0 aufgeführten362 500 Mark auf 462 500 Mark erhöhen.
Diesen Vorschlag, welcher auch seitens des Herrn Landeshauptmanns als zweckmäßig bezeichnet
wurde, möchte ich Ihnen namens der Kommissiondringend znr Annahme empfehlen. Bedenken
dürften demselbennicht entgegenstehen,denn es wird durch eine derartige Erhöhung der Wege-
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baubeihülfen ein Mehr an Prouinzialabgabcn nicht notwendig. Es tritt daher auch eine Ver¬
änderung des Haupt-Haushaltsplanes der Provinz nicht ein. Es werden lediglich aus dem Sammel-
fonds diejenige,, 100 000 Mark, welche nach den Bemerkungenzu Titel IV Nr, 10 der Einnahmen
zur Verstärkungdes ReservefondsTitel IV Nr. 9 der Einnahmen bestimmtwaren, nunmehr dem
Fonds zur Uuterstützungdes Kommunalwcgebaucszugeführt. Hierdurch wird aber andererseits
der Reservefondsgegen die im Etat vorgesehene Höhe nicht geschwächtwerden, weil ihm ander¬
weit bei der Aufstellung des Etats nicht berücksichtigte Einnahmen im Betrage von mehr als
100 000 Mark zufließen werden.

Wie Ihnen in den letzten Tagen bereits vorgetragen wurde, stehen mehrere Grundstücke,
wertvolle Baugruudstücke,welche der Provinzial-Straßenverwaltung gehören, demnächst zum Verkauf.
Aus diesen Verkäufen, die mit Sicherheit im laufenden Etatsjahr erwartet werden können, und
deren Erlös dem Sammclfonds bestimmungsgemäßüberwiesen werden muß, werden demselben
mindestens 100 00,1 Mark wieder zustießen, die dann Verwendung zur Verstärkung des Reserve¬
fonds finden können.

Es kommt auch noch ferner in betracht, daß durch die Einstellung eines Mehrbetrages
von 100 000 Mark in der Anlage <ü tatsächlich für Kommunal-Wegebauzweckcfast der gleiche
Betrag zur Verfügung gestelltwird, als dies bereits in den beiden letzten Etatsjahren der Fall
war. In diesen beiden Jahren hat nämlich aus dem Fonds für Neubauten der Anlage ^. in
Höhe von ca. 90 000 Mark zu Unterstützungen für Kommunal-Wegebau-Beihülfenverwandt werden
können, weil in diesen Jahren Neubauten nicht zur Ausführung gelaugte».

Meine Herren! Nach dem Vorgetragenenerlaube ich mir, namens der III. Fachkommission
Ihnen den in Drucksache Nr. 100 enthaltenen Antrag der Kommission, der dahin lautet:

„Der Provinziallandtag wolle den vorbezeichncten Haushaltsplan mit der Abänderung
annehmen, daß aus dem bei Titel IV Nr. 10 der „eigenen Einnahmen" (Seite 466
der Drucksachen. Nr. 1) durch Zinsen vertretenen Sammelfonds 100 000 Mark derart
in Einnahme und Ausgabe gestellt werden, daß weiter sich die unter Titel I Nr, 3o
(Seite 470 der Drucksachen.Nr. 1) vorgesehenen 850 000 Mark auf 450 000 Mark
und die bei Anlage 0 (Seite 504 der Drucksachen. Nr. 1) angeführten 362 500 Mark
zu Gunsten des Fonds L auf 462500 Mark erhöhe»",

wärmstens zur Annahmezu empfehle,,.
Stellvertretender Vorsitzender Freiherr von Schorlemer: Meine Herren! Wir treten

in die Beratung ein. Es ist inzwischenein Antrag des Herr» Abgeordnete«Marx eingelaufen:
„Provinziallandtag wolle den Haushaltsplcm der Provinzial-Straßenverwaltung nebst
den Anlagen ^,, L und 0 unverändert annehmen." (Bravo!)

Ich stelle auch diesen Antrag zur Diskussion. Das Wort hat der Herr Abgeordnete Marx.
AbgeordneterMarx: Meine Herren! Sie sehen aus dem von mir gestelltenAntrage,

daß meine Ausführungen sich nicht richten sollen gegen die einzelnenEtatssätzc,obgleich auch dic-
clben, wie wir gesehen haben, recht erheblicheErhöhungen in den einzelnenTiteln ausweisen.

Mein Antrag richtet sich lediglich gegen den von der III. Fachkommission vorgeschlagenen Antrag,
den Titel I Nr. 3o von 850000 Mark auf 450000 Mark zu erhöhen.

Meine Herren! Dieser Sprung um 100 000 Mark bei den eben angegebenen Ziffern
ist an und für sich ein ganz enormer, und es widerspricht durchaus dem, was hier von vornherein
gewissermaßenals zn beobachtende Tendenz für die Aufstellung des Etats ausgesprochenworden
ist: dem Appell an die Sparsamkeit.

18
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Meine Herren! Aber es widersprichtauch diese Einstellung meiner Meinung nach einer
vorsichtigenund gesunden Finanzgebahrung,denn woher sollen diese 100000 Mark genommen werden?

Meine Herren! Man hat Grundstücke verkauft, hat etwas angesammeltund aus diesem
angesammeltenFonds sollen nun die 100 000 Mark genommen werden. Man versucht nachzuweisen,
daß mau im Laufe des kommenden Jahres auch wieder so und so viele Grundstückeverkaufen
könne, um dann wieder 100 000 Mark einzustellen Man will damit dem Vorwurfe eiuer unge¬
sunden Finanzgcbllhrnngbegegnen,einen Etatstitel um 100 000 Mark zu erhöhen,wenn man nicht
weiß, daß im nächsten Jahre wieder dieselben Mittel zur Verfügung stehen, um dann die zur
Übung gewordenenBedürfnissezu decken.

Meine Herren! Ich meine, wenn man sparen wollte, dann wäre es hier angezeigt, dem
Antrage der III. Fachkommission nicht zuzustimmen.

Aber, meine Herren, es stehen ja auch nun gerade für diese Zwecke aus dem neuen
Dotationsgesetz,wie wir soeben gehört haben, 120 000 Mark znr Verfügung, und wenn hier aus¬
gesprochen worden ist, daß man Bedenkentrage, aus diesem zur Verfügung stehendenBetrage für
den gedachten Zweck etwas zur Verfügung zn stellen, weil dieses an die Genehmigungdes Herrn
Ober-Präsidenten geknüpft sei, so muß ich allerdings sagen, daß das bei mir nicht verschlägt, denn
die Konsequenz würde ja die sein, daß mau überhaupt über diesen Fonds nicht verfügen könnte,
denn zu einer Verfügung, wie sie mich immer sein mag, ist allemal die Genehmigungdes Herrn
Ober-Präsidenten erforderlich.

Meine Herren! Ich wiederhole, aus Rücksichten der Sparsamkeit und aus Rücksichten
einer vorsichtigen Finanzgebahrung bitte ich Sie, den Antrag der Fachkommission nicht anzunehmen
und den Etat, so wie er Ihnen vom Provinzialausschuß vorgelegt wordcu ist, unverändert zu
genchmigeu. (Bravo!)

Stellvertretender VorsitzenderFreiherr von Schorlemer: Meine Herren! Es hat
sich niemand weiter zum Wort gemeldet. — Herr AbgeordneterFreiherr von Hoevel!

AbgeordneterFreiherr August von Hoevel: Ich möchte Sie bitten, den Autrag der
III. Fachkommission anzunehmen. Es ist nämlich nicht richtig, was wir nach dem Vortrage des
Herrn OberbürgermeisterZweigert annehmen müssen, daß der Fonds für die Kommunalwegc
erhöht werden soll, sondern es handelt sich lediglich darum, ihn iu derselbenHöhe zu belassen
wie im Vorjahre.

Meine Herren! Ich bin auch für Sparfamkeit, aber daß wir mit Sparsamkeit zuerst bei
Kommnnalwegcneinsetzen,und zwar ohne Not, dafür kann ich nicht eintreten, im Gegenteil, da
es nicht zweifelhaftist, daß der Znstand der Kmumunalwcgein den weitestenBezirkenso ist, daß
wir ihn möglichst bald bessern müssen. Wir haben dies nicht blos in der vorigen, sondern auch
iu der vorvorigenSession anerkannt und haben wir gehofft, daß es möglich sein würde, den Fonds
für die Kommunalwcge erheblich zu erhöhen. Diese Beschlüsse sind einstimmig vom Landtage
gefaßt worden und wenn wir nun auch auerkenneu, daß es in der gegenwärtigenSession nicht
möglich ist, den Fonds für die Kommnnalwcgeganz bedentcnd zu erhöhe», so wareu wir in der
Kommission doch der Ansicht, daß es durchaus geboten ist, den Fonds nicht wesentlich herabzusetzen.

Es ist von dem Herrn OberbürgermeisterZweigcrt gesagt worden, 100 000 Mark ist eine
zu große Erhöhung. Gewiß, an und für sich sind 100 000 Mark eine recht bedeutendeSumme.
Diese Summe ist aber sehr gering, wenn wir erwägen, welche Anforderuugcu au diesen Fonds
gestellt werden. Im Vorjahre — ich habe die Zahl nicht genau im Kopfe — ist weit über
eine Million seitens der Gemeinden an Zuschüssen beantragt worden. Man hat selbstverständlich
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nur nach Lage des Fonds, der im vorigen Jahre auch 350 0N0 Mark betrug, die Antrage der
Gemeinden genehmigen können. Meine Herren! Was wird daraus werden, wenn wir in diesem
Jahre 100 000 Mark weniger haben?

Dann ist hier gesagt worden, Ihr wollt das Geld aus einem Fonds nehmen,der eigentlich
nicht für diesen Zweck bestimmt ist; es ist notwendig, daß der Herr Ober-Präsident seine Genehmigung
dazu giebt. Dies ist zweifellos richtig. Aber auf der anderen Seite ist mir garnicht zweifelhaft,
daß der Herr Ober-Präsident sehr gern bereit sein würde, diese Genehmigungzu erteilen.

Dann ist weiter darauf hingewiesen worden, daß wir aus der neuen Proviuzialrcntc
gewisse Summen entnehmenkönnen,die den Gemeinden zugute kommen. Auch das ist zutreffend,
aber diese Fonds sind nicht etwa so hoch, daß sie irgendwie wesentlich in Frage kommen und dann
sind sie auch nach dem Gesetze für die Erleichterungder Gemeindenbestimmt; sie werden sich
teilweise verzetteln.

Meine Herren! Es ist in den früheren Verhandlungen wiederholt darauf hingewiesen
worden, daß die Gemeinden selber vielfach nicht eintreten können, weil ihr Steuersoll so niedrig
ist, daß, wenn sie auch die Umlage erhöhen, für die Wege schließlich nicht soviel herauskommt,
daß man davon größere Wegestreckcn bauen kann. Ebenso liegt es wegen der Prouinzialrentc,
wir gehen bei deren Verteilung herunter — die Vorlage wird dem hohen Hause noch gemacht
werden — bis auf 200 Mark. Was will man nun mit 200 Mark für große Wegestrccken
herstellen? Also wir sind nach wie vor auf die Unterstützung aus den Fonds ^ und L cmgcwicfen,
und diese Fonds will die Kommission nicht erhöhen, sondern sie will sie nur auf der alten Höhe
erhalten und das ist durchaus notwendig. Für diefe meine Behauptung beziehe ich mich auf die
wiederholteneinstimmigenBeschlüsse des hohen Hauses.

Ich bitte also, den Vorschlagder Kommission anzunehmen. (Bravo!)
Stellvertretender Vorsitzender Freiherr von Schorlemer: Das Wort hat Herr

AbgeordneterZweigert.
Abgeordneter Zweigert: Meine Herren! Ich möchte Sie dringend bitten, den Antrag

des Herrn OberbürgermeistersMarx anzunehmen.
Meine Herren! Ich habe bereits in meiner Etatsrcdc darauf aufmerksamgemacht, daß

die Etats immer aus unserer Kommission kommen,nicht damit, daß man beschlossenhat, hier oder
da wollen wir etwas sparen, sondern jede Kommission überlegt sich, wo könntest du wohl noch für
deinen Kreis oder deinen Berufszweigetwas kriegen. Sie fetzt daher noch etwas hinzu und siehe
da, meine Herren, die dritte Kommissionhat das auch wieder so gemacht. Wenn dies jetzt von
meinem Herrn Vorredner, dem Herrn Präsidenten von Höuel so dargestellt worden ist, als ob
der Etat in diesem Jahr gegen früher herabgesetzt worden wäre, so muß ich bemerken, er ist genau
in derselben Höhe aufrecht erhalten wie im vorigen Jahre, er ist nur nicht erhöht worden, und es
ist nicht richtig, was der Herr Vorredner gesagt hat, daß 100 000 Mark weniger eingestellt sind,
sondern der Etat ist in der vorjährigen Höhe beibehalten. Wenn Sie Seite 504 aufschlagen, so
steht da: mehr oder weniger — nichts.

Meine Herren! Ich möchte Sie deshalb bitten, in den schweren Zeiten, in denen wir
viele Steuern zu zahlen haben, nicht noch mit eiuer Erhöhung der Positionen zu kommen.

Meine Herren! Das hat auch die III. Kommissionwohl gefühlt, daß sie auf großen
Widerspruchstoßen würde, wenn sie hier mit einer Positionserhöhung käme und dadurch eiuc
Umlageerhöhungherbeiführte,und was hat Sie gemacht,meine Herren? Sie stellt sich jetzt ans
den Standpunkt, daß sie zu laufenden Ausgaben das Vermöge« aufzehren will, Einnnahmen,

18*
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die erlangt sind für Orundstücksverkäufe,die also naturgemäß doch wieder rcfuudiert werden
müssen in Grundstückenoder in Kapitalien, will sie für laufende Ausgaben verwenden, — meine
Herren, ein Verfahren,das vom finanziellen und fiuauztcchnischenStandpunkte durchausunzulässig ist.
Deshalb bitte ich Sie dringend, den Vorschlag des Herrn OberbürgermeistersMarx anzunehmen,
um einmal zu beweise», daß wir auch wirklich sparen wollen.

Stellvertretender VorsitzenderFreiherr von Schorleiner: Das Wort hat der Herr
AbgeordneteFreiherr von Höuel,

AbgeordneterFreiherr August von Hövcl: Ich halte meine Behauptung aufrecht, daß
wir im vorige» Jahre für Kommunalwege100 000 Mark mehr gehabt haben und zwar annähernd
100 000 Mark, Das hängt damit zusammen, daß wir im Vorjahre eine Summe haben ver¬
wenden können, die ursprünglichfür Provinzinlstraßc» bestimmt war. Es kommt ja doch darauf
an, wieviel wir zusammen zn verwenden hatten, ctatsmäßig war die Summe allerdings für
Prouinzialstraßcn bestimmt. Im Vorjahre hat aber das hohe Haus deu Provinzialcmsschußer¬
mächtigt, aus diesen Beständen 100 000 Mark zu entnehmen. Daher ist allerdings zweifellos,daß
wir in diesem Jahre, wenn es bei dem Etat bleiben würde, für Kommunalwege100 000 Mark
weniger zu verwendenhaben wie im Vorjahre,

Stellvertretender VorsitzenderFreiherr von Schorlemer: Meine Herren! Es hat
sich niemand weiter zum Wort gemeldet

Ich gebe uunmchr »och das Wort dem Herru AntragstellerAbgeordnetenMarx.
AbgeordneterMarx: Ich habe nur noch eine Bemerkung zu macheu. Der Autrag

lautet wörtlich dahin, den Titel I Nr, 3o von 350000 Mark auf 45)0000 Mark zu erhöhen.
Ich wiederhole,wenn diese Mehrausgabe ans dem Vermögen der Provinz auch für das nächste
Jahr uud meinetwegenauch für das nächstfolgende Jahr noch möglich ist, dann wird aber die Zeit
eintreten, wo man entweder wieder heruntergehen oder diese 100 000 Mark aus deu Proviuzial-
umlagcu nehmen muß

Stellvertretender Vorsitzender Freiherr von Schorlemer: Der Herr Berichterstatter!
(Berichterstatter AbgeordneterDr, Momm: Ich verzichte!) — Der Herr Berichterstatterverzichtet.

Meine Herren! Wir kommen nunmehr zur Abstimmung. Ich würde zunächst abstimmen
lassen über den Antrag der III. Fachkommission, der den Herren ja gedruckt vorliegt und eventuell
nach Ablehnung desselbenüber den Antrag des Herrn AbgeordnetenMarx.

Ich nehme an, daß das hohe Haus mit diesem Vorschlageinverstandenist, und bitte
nuumehr diejenigenHerren, welche dem Antrage der III. Fachkommission zustimme«wollen, sich
von ihren Plätzen zu erheben. (Geschieht.) (Rufe: Gegenprobe.)

Ich bitte die Herren Platz zu nehmen uud bitte zur GegenprobediejenigenHerren, welche
dem Antrage ihre Zustimmung versagenwollen, sich von ihren Plätzen zu erheben. (Geschieht.)

Meine Herren! Das Resultat der Abstimmung ist zweifelhaft, auch die Herren Schriftführer
sind nicht in der Lage, sich darüber zu entscheiden. Wir müssen nunmehr nach Vorschriftder
Geschäftsordnungin der Weise die Abstimmung vornehmen,daß die Herren, welche mit ja stimmen
wollen, durch die ciue Tür und diejenigendie mit nein stimmen wollen, durch die andere Tür
hineinkommen. Ich bitte die Herren Platz zu nehmen, ich werde das Weitere veranlassen.

(Glocke des Präsidenten.)
Meine Herren! Nachdem das Ergebnis der Abstimmungdurch die Zahlung der Stimmen

seitens der Schriftführer nicht ermittelt ist, mnß nach ß 18 Absatz 4 unserer Geschäftsordnungauf
Seite 6 die Zahlung in der Weise wiederholtwerden, daß die mit ja stimmenden Mitglieder durch
eine Tür und die mit nein stimmendendurch eine zweite Tür in den Sitzungssaal eintreten.
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Ich bitte also nunmehr diejenigen Herren, welche für den Autrag der Fachkommission
stimmen wollen, durch die uou hieraus rechts befindliche Eingangstür hereinzutrctcn,und diejenige«
Herren, welche gegen den Antrag der Fachkommissionstimmen wollen, durch die zweite Tür einzutreten.

Ich werde die Herren Schriftführer bitten, am Eingang die Stimmen zu zählen.
(Geschieht.)

Meine Herren! Das Ergebnis der Abstimmungist folgendes: Es haben für den Antrag
der Fachkommission gestimmt63 Herren und gegen den Antrag 65. Also der Antrag der Fach¬
kommission ist abgelehnt. (Große Bewegung und Heiterkeit.)

Meine Herren! Wir kommen nunmehr znr Abstimmung über den Antrag des Abgeordneten
Marx. Ich bitte diejenigen Herren, welche für den Antrag des Abgeordneten Marx sind, sich von
ihren Sitze» erhebenzu wollen. (Geschieht.) Das ist die Majorität — der Antrag ist angenommen.

Meine Herren! Wir gehen nnnmrhr zum Punkt 3 der Tagesordnung über:
Antrag der III. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusscs, betreffend die Übertragung der Verwaltung und Unterhaltung
von Provinzialstraßcu an Kreise gegen Rente.

Ich erteile das Wort dem Herrn Berichterstatter,Abgeordnetenvon Kruse.
BerichterstatterAbgeordneter von Kruse: Meine hochverehrten Herren! Während der

letzten Tagung des Pruvinziallandtagcs wurde iu der Sitzung vom 12. Februar 1901 ein¬
gehend die Frage erörtert, in welcher Weise den auf dem Gebiete des Gemcindewegebauesoffcubar
vorliegendenMißstäudeu Abhülfe geschaffen werden könnte. Die Mitzstände auf dem Gebiete des
Gemcindewegebauesliegcu besondersdarin, daß in einem großen Teile der Provinz, iu der Eifel,
auf dem Huusrück,auf dem Wcsterwald die Gemeindenzu wenig lcistuugsfähigsiud, um die ihnen
obliegende Wcgebaulasttragen zu können und daß es an einem Iwischenvcrbande zwischenProviuzial-
straßeu und Gemeindewegenfehlt, der eben hier, wie das in anderen Provinzen mit den Kreis¬
straßen der Fall ist, in die Lücke springt.

Diese Tatsachen haben zitt Folge, daß sogar in manchenFällen, in denen Wege mit
großen Piovinzialbcihülfen ausgebaut wordeu siud, diese Wege nachher wieder verfallen siud, weil
die sachgemäße Unterhaltung über die Kräfte der betreffendenGemeindenhinausging.

In der von mir berührten Frage hat nun damals in der Sitzung vom 12. Februar 1901
auch der Herr Landeshauptmann das Wort genommenund hat ausgeführt, daß nach seiner Ansicht
eine Gesundung dieser Verhältnissenur eintreten könnte: 1) wenn die Kreise sich zu einem Kreis-
wegevervandezusammenschließen; 2) wenn die Kreise die wichtigeren Gemeindewegein eigene Ver¬
waltung uud Unterhaltung übernehmenund 3) wenn zu diesem Zwecke den Kreisen Prouinzial-
straßcn von mindererVerkehrsbedeutunggegen eine Rente übertragen werden würden. Der Herr
Landeshauptmann hat seine damaligen Ausführungen, und zwar unter dem lebhaften Beifall des
hohen Hauses, damit geschlossen, daß er eine demnächstigeVorlage über die Übertragung der
Provinzialstraßen an die Kreise gegen Rente in Aussicht stellte. Meine Herren! Diese Vorlage
ist nunmehr ergangen und Ihnen unter Nr. 34 der Drucksachen übermittelt wordeu, sie lautet:

„Belicht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend die Übertragung der Ver¬
waltung und Unterhaltung von Provinzialstraßen an Kreise gegen Rente."

Es ist in diesem Berichte ausgeführt worden, daß bereits der 26. Provinziallandtag es
genehmigthat, daß Provinzialstraßen an die Städte gegen Rente abgetreten werden dürften. Es
sind auf Gruud dieser Beschlüsseuunmehr im ganzen an 61 Gemeinden 460> Kin Provinzial¬
straßen gegen eine Iahresrente von insgesamt 454 530 Mark 99 Pf. abgetreten worden. Eine
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Abtretung an die Kreise ist nur in einem einzigen Falle erfolgt, und zwar an den Kreis Wetzlar.
Es haben besondersRücksichten auf die örtliche Lage des Kreises, der bekanntlich von den anderen
Kreisender Rhcinprovinz durch verschiedene nassanischc Kreise getrennt ist, dazu geführt, diesem
Kreise die Ausgestaltung einer eigenen Wegeucrwaltungunter Übergabe der Provinzialstraßen zu
ermöglichen. Verhandlungen mit zwei anderen Kreisender Provinz, welche die entsprechenden
Antrage an die Provinz gestellt hatten, sind ergebnislos verlaufen.

Meine Herren! Es ist nun weiter in dem Bericht ausgeführt worden, wie es rechtlich
nicht zweifelhaftsein kann, daß die Provinz wohl das Recht, aber nicht die Pflicht hat, die Staats¬
straßen an die Kreise gegen Rente abzutreten. Das ist bereits im 8 18 Absatz 3 des Dotations-
gcsetzcsvom 8. Juli 1875 bestimmt worden. Eine ähnliche Bestimmung hinsichtlichAbtretung
der Bezirksstraßenbefindet sich weder in Gesetzen noch in provinziellenVorschriften.

Das rheinische Proviiizialstraßennctzumfaßt zur Zeit 6900 Km; davon gehören 2300 Krn
zu den alten Staatsstraßen, während 4600 Kni Bezirksstraßen sind. Die Unterhaltung der
Staatsstraße» bezw. die dazu notwendigen Gelder werden aus der Dotationsrente, die die Provinz
in auskömmlicher Weife hierfür durch das genannte Dotationsgcsctzerhält, bcstrittcn. Die Mittel
zur Unterhaltung der Bezirksstraßenmüssen durch Provinzialumlagcn aufgebracht werden, und zwar
werden für diese Zwecke5 Prozent des gesamten Staatssteucrsolls erhoben, so daß die Unterhaltung
der Bezirksstraßen in unserer Provinz eine jährliche Aufwendung von 3 000 000 Mark erfordert.

Meine Herren! Während die Abtretung der Staatsstraßen an die Kreise sich in ziemlich
einfacher Weise bewerkstelligen läßt, weil hier der Provinz die Mittel durch die Dotatiousgcsetze
zur Verfügung gestellt sind, die an die Kreise weitergegeben werden, muß ein schwieriges
und kompliziertesVerfahren eintreten, um die Höhe der Rente bei der Abtretung von Bezirks¬
straßen festzustellen.

Der Prouinzialausschuß erörtert nun weiter in seinem Berichte die Vorteile uud die
Nachteile,die die eventuelleAbtretung von Provinzialstraßen an die Kreise nach sich ziehen könnte.

Um mich zunächst mit den Nachteilen zu beschäftigen, so sind es besondersfünf Gründe,
die der Prouinzialausschußals gegen diese Abtretung sprechend anführt:

1. sind es Bedenken,die sich auf die Unterhaltung der Straßen beziehen,
2. ist es die Schwierigkeitder Rentenbcrcchnuug,
3. sind es die eventuellen Übelstände,die sich durch die Ausübung eines scharfen Aufsichts¬

rechtes seitens der Provinz ergebenkönnten,
4. wird auf eine Beschränkung des Ausgabebewilligungsrechteshingewiesen, und
5. wird befürchtet,daß eine solche Maßnahme eventuell eine Zerreißung des Provinzial-

strahennctzes und auch erhöhte Unterhaltungskostenfür die Provinz zur Folge haben könnte.
Meine Herren! Hinsichtlich der Bedenken die Unterhaltung betreffend, ist allerdings her¬

vorzuheben, daß die Provinz schon in einzelnen Fällen, in denen Provinzialstraßen an Städte
abgetreten sind, keine ganz befriedigendenErfahrungen in dieser Beziehung gemacht hat, obwohl
die Städte nach Ansicht des Provinzialausschussesan der Abtretung der Provinzialstraßen bezw,
an ihrer guten Unterhaltung vielleicht eiu größeres Interesse haben dürften wie manche Landkreise,
da die Städte ja die Straßen zu ihren Wasserleitungen,Gasleitungen, Kanalisationen,zu Straßen¬
bahnen und ähnlichen Zwecken außerordentlich dringend gebrauchen. Auch die Landeshauptleute
derjenigenProvinzen, in denen eine Abtretung von Straßen in größerem Umfange an die Kreise
stattgefundenhat — das sind besonders die Provinzen Ostpreußen,Schlesien und Pommern — haben
sich nicht sehr günstig in dieser Beziehungausgesprochen,sondern im Gegenteil, sie haben hervor¬
gehoben,daß die Unterhaltung zu Anstanden Anlaß gegeben hat.
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Meine Herren! Was die Berechnungder Renten anbetrifft, fo habe ich deren Schwierigkeit
fchon eben dahin skizziert, daß in einem besonderen Verfahren, weil hier keine bestimmten
Renten für die Unterhaltungskostenvorhanden sind, diese Rente ermittelt werden muß. Es ist ja
nun selbstverständlich,daß die Kreise dieses große Risiko der Unterhaltung der Proviuzialstraßeu
nur dann übernehmenkönnen, wenn sie bei der Rente wenigstens ihr finanzielles Auskommen finden,
und es ist dann ferner auch nicht zu verkennen, daß voraussichtlich die Kreise die Provinzialstraßen
doch wohl nur auf Zeit weideu übernehmen können, da die Kreise die Steigerung der Unter¬
haltungskosten,die durch eine Vermehrung des Verkehrs,durch die Erhöhung der Arbeitslöhne, der
Materialienpreiseu. s. w. eintreten können, doch nicht mit völliger Sicherheit von vornherein für
die Dauer feststellen und ermitteln können.

Nnn, meine Herren, wenn die Straßen alfo nur auf Zeit an die Kreise übertragen werden
— und das dürfte iu erster Linie in Frage kommen — dann muß die Provinz sich natürlich
durch Ausübung einer scharfen Aufsicht darüber die Sicherheit schaffen,daß die Unterhaltung der
Provinzialstraßen auch eine gute und ausreichende ist, damit nicht die Provinz, wenn nachher dieses
vertraglicheVerhältnis gelöst wird, eventuellin die Lage kommt, wesentlich verschlechterte Straßen
in eigene Unterhaltung zurückzunehmen, wodurchdauu wieder größere Aufwendungenund an letzter
Stelle höhere Provinzialmnlagen nötig werden würden.

Der Provinzilllausschuß befürchtet nun, daß aus dieser scharfen Aufsichtsich Anlaß zu
Uufncdcuhcit und Mißstimmung ergeben könnte, die sowohl für die Provinzialucrwaltuug, wie
auch für die bctrcffeudenKreisvcrwaltnngenuuerwüuschtwäre.

Das vierte Bedenken findet der Provinzicilausschnßdarin, daß die Beiträge zur Unter¬
haltung der Bczirtsstraßen durch Provinzialumlagcn anfgebracht werden müssen, die nnnmchr
Ihrer jährlichen Vewilligung in Einnahme und Ausgabe uuterliegen. Wenn eine Abtretung der
Straßeu auf längere Zeit oder dauernd an die Kreise erfolgensollte, und damit die jährliche
Bewilligung der Kosten der Beschlußfassungdes Landtages entzogen würde, dann könnte darin
nach Ansicht des Prouinzialansschusscs eine Beeinträchtigung des Ausgabebcwilliguugsrechtcs
gefundenwerden.

Schließlich habe ich schon erwähnt, daß auch noch auf die eventuelle Zerrcißnng des
Provinzilllstraßennetzesund auf die eventuelle Erhöhung der Verwaltungskostenhingewiesenist.

Meine Herren! Diesen Bedenkenstehen aber doch auch mannigfaltigeVorteile gegenüber,
die auch der Provinzialausschußiu seinem Berichte hervorgehoben hat.

Meine Herren! Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß garnicht davon die Rede sein
kann, an eine eventuelleallgemeineAufteilung des Pruvinzialstraßennetzesan die Kreise zu denken.
Bei Provinzialstraßen, die in industriellenGegenden außerordentlichstark befahren weiden, wo die
Unterhaltungskostensehr hohe sind, würde die Abtretung sowohl nicht im Interesse des allgemeinen
Verkehrs liegen als auch würden die Kräfte der Kreise dadurch jedenfalls über ihre Leistungs¬
fähigkeit belastet und in Anspruchgenommenwerden.

Wir haben aber in vielen Teilen der Provinz doch auch Provinzialstraßen, die von sehr
viel minderer Bedeutung sind. Wenn Sie in der Eifel, auf dem Huusrück, zum Teil auch im
Westerwald die Provinzialstraßen befahren, dann können Sie zuweilen tagelang fahren, ohne viel
mehr als einigen Landfnhrwerten zu begegnen. Diese Verhältnisse sind umsomehr in den letzten
Jahren in die Erscheinung getreten, als in diesen von mir gekennzeichnetenGegenden in den letzten
Jahren auch ganz erhebliche Bahnbauten errichtet sind, und daß natnrgemäß auch durch die
Benutzung der Bahn die Benutzung der Provinzialstraßen in einzelnen Kreisen nnd einzelnen
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Fällen eine geringere geworden ist. Ich könnte dafür tatsächliche Beispiele anführen, will aber
doch nicht zu sehr auf die Einzelheiten eingehen.

Diese so wenig benutzten Provinzialstraßen abzugeben, läge auch uach Ansicht des
Provinzinlausschussesim wohlverstandenenInteresse der Provinz, und es würde ganz unbedenklich
auch den Kreisen das Zutrauen geschenkt werden können, daß sie diese Provinzialstraßen bei der
Gewährung einer angemessenen Rente auch im guteu Zustand erhalten werden. Dieses Zutrauen
dürfte den Kreisendoch umsomehr geschenkt werden, als auch eine Abtretung uon Provinzialstraßen
an kleinere Städte erfolgt ist, und man von den Kreisendoch dieselbe Sorgsamkeit erwarten kann,
die diesen kleinerenStädten zugetraut wird.

Ein weiterer Punkt, der als ein wesentlicher Vorteil der geplanten Maßregel zu bezeichnen
i^ ___ und da komme ich auf den Eingang meiner Ausführungenzurück — wäre nun der, daß durch
die Abtretung eines Teiles von Provinzialstraßen den betreffenden Kreisen, die bereit sind, wichtigere
Gemeindewegezu übernehmen, die Möglichkeit gegeben würde, eine Wegeorganisationzu schaffen,
sich auch die nötige» technischen Hülfskräfte zu besorge». Es könuteu die Verwaltungen der
Provinzialstraßen und der Gemeindcwegcin einander greifen und es würde damit der Zweck
erreicht werde», beziehungsweise die Eireichnng angebahnt werde» könne», daß in diesen beteiligten
Kreisen dann die nötigen Kräfte für die Verwaltung besondersin technischer Beziehung vorhanden
sind, die dem Gemeindewegeba»größere Aufmerksamkeit widmen können, so daß dadurch die Unter¬
haltung der Gemeindewegein eine» bessere» Zustand gebrachtwerden kann.

Meine Herren! Das sind im wesentlichen die Ansführuugen, die Sie in dem Berichte
des Provinzinlausschussesfinden.

Der Prouinzialansschuß kommt dann zum Schluß zu einem Antrag, der Ihnen gedruckt
vorliegt. Ich darf, glaube ich, davon absehen, diese» Autrag hier zur Verlesung zu briugen.

Ihre III. Fachkommissionist in eine eingehende Prüfung dieses Antrages eingetreten
und hat sich keineswegs den Bedenkenverschlossen, die gegen die Abtretung von Provinzialstraßen
wenigstens in größerem Umfange sprechen. Auch iu Ihrer III. Fachkommissionist von keiner
Seite die Äußerung erfolgt, daß an eine Aufteilung des Prouinzialstraßennetzesoder auch nur an
eine Abtretung im großen Umfange zur Zeit gedacht wird. Mit Rücksicht aber auf die tatsächlichen
Verhältnissehat Ihre Konnnissiongeglaubt, Ihnen einen Antrag vorlegen zu sollen, der in der
Drucksache Nr. 93 zur Verteilung gelangt ist. Meine Herre»! Dieser Antrag lautet:

„Der Provinziallandtag wolle
1. sich gruudsätzlich gegen eine allgemeine Aufteilung der Provinzialstraßen aussprechen,
2. beschließen,zur Förderung der Bildung eiues Kreis-Wegeverbandes iu denjeuigen

Teilen der Provinz, in welchen ein Bedürfnis hierzu anerkannt wird, den Kreisen,
namentlichsolchen, welche wichtigere Gemeindewegeübernehmen wollen, auf ihren
Antrag hierzu geeignete Provinzialstraßen gegen eine Iahresrente zur Unterhaltung
und Verwaltung abzutreten,

3. den Provinzilllausschnßbeauftragen,dem nächsten Provinziallandtage eine desfallsige
Vorlage zu unterbreiten uud die hierauf bezüglichen Verhandlungen mit den
betreffenden Behörden einzuleiten, wobei der Prouinzialansschuß ermächtigt sein
soll, schon jetzt mit einem oder zwei Kreisen Verträge wegen Übernahme von
Provinzialstraßen abzuschließen."

Dieser Antrag Ihrer Kommission weicht besondersunter Nr. 1 insofern von dem Antrage
des Provinzilllausschussesab, als Ihre Kommission die Worte: „Wie gegen eine Abgabe derselben
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in größeremUmfange an die Kreise" gestrichen hat. Das ist deswegen erfolgt, weil die Kommission
es nicht für zweckmäßig hielt, dem Provinzialcmsschusse gewissermaßen eine gebundeneMarschroute
nach dieser Richtung hin zu erteile». Es liegt auch eiu spezieller Fall vor, den wir in Erwägung
gezogenhaben. Es hat nämlich der Kreis Mcisenheim bei der Provinzialuerwaltung deu Antrag
auf Übertragung der Prouinzialstraßcn gestellt. Die Verhandlungen darüber sind noch nicht zum
Abschluß gekommen. Der itteis Mcisenheim ist sowohl räumlich wie nach seiner Einwohnerzahl
der bei weitem kleinste der Provinz, er hat nur etwas über eine Quadratmeile Flächeninhalt bei
einer Einwohnerzahl von rund 13 000 Seelen. Wenn dieser Kreis überhaupt die Übernahme der
Prouinzialstraßcn anstrebt, dann wird man es wohl für nahe liegend finden, daß er dann auch
die gesamtenProviuzialstraßen in seinem Gebiete übernehmenwill, und es wäre wohl auch für die
Provinz kaum zweckmäßig, dann in einem solchen kleinen Kreise, der am äußersten Ende der Provinz
im Süden liegt, noch einen Teil der Provinzialstraßen in der eigenen Verwaltung zurückzubehalten.

Wenn wir uns aber grundsätzlich gegeu eiueu größeren Umfangder Abtrctuug cmssprechen,
dann könnten sofort Zweifel entstehen, da im Kreis Meisenheim 47 Km Provinzialstraßen
vorhanden sind, ob das nicht ein größererUmfang ist, und es tonnte der Provinzialausschuß,wenn
dieser Passus uicht gestrichen wird, daraus entnehmen,daß der Abtretung in diesem Umfange nicht
näher getreten werden solle. Das haben wir vermeidenwollen, wir haben dem Provinzialausschuß
etwas größere Ermächtigungen erteilen wollen, und ich versichere dabei nochmals, daß es der
Kommission fern gelegen hat, jetzt schon daran zu denken, daß eine größere Abtretung von
Provinzialstraßen zur Zeit in die Wege geleitet werden soll.

Was nun Nummer 2 des Antrages anlangt, so haben wir in der Kommission zu der
Frage Stellung genommen, ob eine derartig gekennzeichneteAbtrctuug erfolgen solle oder nicht,
und habeu diese Stellung in einem positiv surmnliertenAntrage Ihnen hier zur Beschlußfassung
unterbreitet. Im wesentlichenist aber mit der Maßgabe dieser positiven Stellungnahme die
Nummer 2 unseres Antrages der Nummer 2 des Proviuzialausschußantragesnachgebildet,ebenso
wie das im wesentlichen auch bei Nummer 3 der Fall ist.

Ich schließe damit, daß Ihre Kommissionweiter nichts bei der Sache beabsichtigt,wie
eine Grundlage zu legen, auf der die Möglichkeiteiner Verbesserungder in einem großen Teile
unserer Provinz sehr im argen liegendenWegeuerhältnisseangebahnt werden kann; und in diesem
Sinne erlaube ich mir, um die Annahme des Kommissionscmtragcs zu bitten. (Bravo!)

Vorsitzender Becker: Das Wort hat zunächst der Berichterstatterdes Provinzialcmsschusses,
Herr Abgeordnetervon Breuuing, dem ich das Wort gebe.

Berichterstatter des ProvinzialausschussesAbgeordneter von Breuuing: Meine Herren!
Es handelt sich hier um eine Angelegenheit von der allergrößten Tragweite, von wirklich
außergewöhnlicher Bedeutung, und es hat der Provinzialausschuß daher geglaubt, es nicht dabei
bewendenlassen zu dürfen, Ihnen einen schriftlichen Bericht vorzulegen, sondern es hat derselbe
dnrch besonderen Beschlußmich beauftragt, die Ausführungen dieses Berichts, es ist ja wohl Druck¬
sache 34, hier noch mündlichdes näheren zu beleuchten und womöglichzu erweitern. Sie wollen
daher, bitte, in dem, was ich vorzutragen die Ehre habe, nicht lediglich meine persönlichen
Anschauungen, sondern auch im wesentlichen die Wiedergabeder Ansichten des Provinzialausschusses
erblicken.

Der Schritt, der mit einer Beschlußfassung in dieser Angelegenheitgetan wird — ich
muß dieses betonen — wird eventuell notwendig eine weite Folgcwirkuug haben; er wird je
nach seiner Art Sie nicht nur zwiugen einen zweitenund dritten Schritt in derselbenRichtung
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zu tun, sondern er wird die ganze Richtung, den ferneren Gang der Straßenverwaltung der
Provinz in ihrer Gesamtheit bestimmenbis zum Endziele der eventuellen Auflösungder Straßen-
Verwaltung. (Sehr richtig!)

Die in Frage stehendeVorlage — und das möchte ich richtig stellen — welche der
Provinzialausschußdem hohen Hause zu unterbreitendie Ehre hatte, ist nicht spontan von demselben
ausgearbeitet worden. Ohne äußern Anstoß wäre dieser Bericht in der heurigen Session nicht
erstattet worden. Dieser äußere Anstoß war damit gegeben, daß gleichzeitig von einer großen Zahl
von Kieisverwaltungen hierher die Anfrage erging, ob und eventuell unter welchen Bedingungen
Provinzialstraßcn im ganzen oder im einzelnen den Kreisen übergeben werden könnten. Eine
einzelnederartige Anfrage wäre ja einfach büreaukratisch zu erledigen gcweseu, indem der Ausschuß
gesagt hätte: Wir siud von dem hohem Hause nicht ermächtigt, Straßen an Kreise abzutreten.
Da aber diese Anfragen in solch großer Zahl ergingen, so hielt es der Ausschußfür geboten,mit
dem hohen Hause Fühlung, enge Fühlung zu nehmen und sich von demselbendie Direktive für
sein ferneres Verhalten in der Behandlung dieser Angelegenheitzu erbitten. Das, meine Herren,
ist der Entstehungsgrundder Ihnen gemachten Vorlage.

Diese Vorlage nimmt gewiß gegenüberden Wünschen der Landkreise, insoweit dieselben als
berechtigtanzuerkenucn siud, eine durchaus wohlwollende,entgegenkommendeHaltung ein, sie hält die
Mitte zwischen der grundsätzlich ablehnendenStellung, der Ansicht, welche grundsätzlich keine Straße,
nicht ein Kilometer, an die Kreise abtreten will, und andererseits derjenigen Stellung, welche sagt:
Wir wollen möglichst rasch die ganze Prouinzialstraßenuerwaltungzersplittern, aufteilen, wir wollen
alle Straßen an die Kreise übertragen. Sie ist demnach gegenüber den Landkreisendurchaus
entgegenkommendgehalten und gedacht, und sie nimmt namentlich gegenüberder Ansicht, daß es
zweckmäßig sei, die Errichtung einer Kieisstraßenverwaltuiigzu ermöglichen, daß es zweckmäßig sei,
Kreisstraßen zu schaffen, eine durchaus wohlwolleudeHaltung ein. Der Ausschuß verkenntnicht,
daß es zweckmäßig sein würde, Kreisstraßen zu schaffe«; aber er ist andererseits auch der Ansicht,
daß es nicht zweckmäßig sei, dieses Institut auf dem Wege der Auflösungder Straßenuerwaltung
und der Übertragung der sämtlichen Provinzialstraßen an die Kreise auszuführen, Daß der Wunsch
auf Übernahme der Straßen seitens der Kreise rege geworden ist und rege wird, ist ja nicht
unbegreiflich; es fehlt ja vielen Kieisverwaltungen bisher an einein kommunalenInhalte, und
wenn nun gar bei der Übernahme der Provinzialstraßen seitens der Kreise — es wird dies
wenigstens vielfacherhofft — ein gutes Geschäftzu machenist, nun, warum sollen da die Kreise
nicht anstreben, eine größere Bedeutung, einen kommunalenInhalt zu erlange«?

Betrachten Sie nun aber einmal, meine Herren, die derzeitigeStraßenverwaltung der
Provinz, was dieselbe leistet, so kaun ich mich ja zum Teil darauf berufeu, was der Herr Bericht¬
erstatter gesagt hat. Es handelt sich um ein großes wohl gegliedertesStraßennetz, welches sich
über die ganze Provinz verbreitet, ein Netz von 6000 Km, welches verwaltet wird von einem
großen Stäbe von höheren uud niederen Beamten, von durchaus bewährten Kräften, die un»
zweifelhaftTüchtiges geleistethaben, und unter deren Leitung die Provinzialstraßen immer mehr
im Laufe der Zeit mit den ihnen so freigebigzur Verfügung gestelltenMitteln vervollkommnet
worden sind.

Ich darf nur erinnern, an die in weitem Umfange ausgeführten Pflasterungen und die
Herstellung von Kleinpflaster,die ja auf eiue überaus große Zahl von Kilometern sich heute erstrecken.

An sich — das ist auch meine persönliche Ansicht— mnß es überaus bedenklicherscheinen,
eine Last, welche zu ihrer Befriedigung einen Betrag von Millionen erfordert, von einem großen
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leistungsfähigenVerbändeauf kleinere weniger leistungsfähige Verbände zu übertragen, zumal wenn,
wie hier, diese kleinerenVerbände erst durch die Abgaben, die der große Verband erhebt und die
er an die kleineren weiter geben soll, leistungsfähig und fähig gemacht werden sollen, diese Last
zu übernehmen,sie überhaupt zu tragen. Aber auch andere Momente sind hier noch im allgemeinen
hervorzuheben. Es wird ein Kreis selten in der Lage sein, einen höheren Beamten für sein Bau¬
wesen zu gewinnen. Der Kreis kann einem solchen Beamten gar keine Karriere bieten. Derselbe
würde im besten Falle der einzige im Kreise sein. Die Dotation würde wohl schwerlichso reichlich
bemessen werden können, daß diese allein einen solchen Herrn veranlassenkönnte, alles übrige auf¬
zugeben. Es würde sich also ergeben,daß in der überwiegendenMehrzahl von Kreisen diese Ver¬
waltung von - sagen wir einmal — einem alten Praktiker geführt würde. Nun, meine Herren,
Sie finden gewiß unter diesen alten Praktikern manche tüchtigenund branchbarenLeute; aber ich
muß sagen, der Studiertc und der Techniker,der sein Staatsexamen gemacht hat, steht mir doch
höher, nnd er bietet, namentlich wenn er in einer großen Organisation steht, eine größere Garantie,
daß die Verwaltung in allen Teilen ordnungsmäßig, unparteiisch und sachlich geführt werde. Ein
großes und sehr prinzipielles Bedenken ergibt sich auch bezüglich der Materiallieferungen. Wir
haben ja an der Provinzialverwaltung schon öfter die Erfahrung gemacht, daß Ringbildungen
bezüglich der Materiallieferungen versucht worden sind, und grade, um diesen zu begegnen, ist ja
die Provinzialverwaltung dazu übergegangen,selbst Steinbrüchezu erwerben,um dieselben gegebenen¬
falls zu betreibe» uud damit ein Gegengewichtgegen etwaige Ringbildnngen zu bilden. Wir
wissen alle, meine Herren, wenn wir in kleinen VerhältnissenLieferungenausschreiben, so sind die
Offerten durchaus nicht die günstigsten. Wir werden den kleinen Lieferanten niemalsoder wenigstens
nur in sehr seltenen Fällen zu Offerten bereit finden, die so günstig sind, wie sie gestellt werden
von großen Lieferanten, welche bei ihren großen Angeboten bis zu den äußersten Grenzen des
möglichen gehen können.

Wir würden nun aber im übrigen fragen müssen, meine Herren — und die Beantwortung
dieser Frage wird die Direktive ergeben für die evcntnellcnVerhandlungen mit den Kreisen —
wir werden uns fragen müssen: auf welcher Basis werden eventuell die Renten mit den Kreisen
festzustellen,wie werden sie für die einzelnen Straßen zu ermitteln sein? Es gibt ja doch drei
Möglichkeiten.

Ich will in erster Linie annehmen, es würde das hohe Hans sagen: wir wollen nur die
Selbstkosten gewähren, die bisher der Provinzialverwaltung für die Unterhaltung der einzelnen
Strecke erwachsen sind, und zwar die Selbstkosten ohne Rücksichtnahme auf die Kosten der Bau-
inspektion. Meine Herren, würden Sie das festsetzen— ich glaube, dann ist die ganze Sache
erledigt, denn dann wird wohl kein Kreis drauf eingehe», eine Provinzialstraße zu übernehmen.
Er macht eben nicht nur kein Geschäft dabei, sonderner müßte ja noch die Kosten der Straßen-
anfsicht ans eigener Tasche zulegen.

Würden Sie in zweiter Linie sagen: wir wollen die Selbstkosten gewähren plus den
Kosten unserer Bauinspektion,so würden wohl in einer gewissen Zahl sich Kreise bereit finden lassen,
Straßen zu übernehmen. Aber welches würde die Folge für die hiesige Stelle sein? Die Folge
würde eine Vermehrung des Titels „Kosten der Unterhaltung der Provinzialstraßcn" sein, denn
auf jede Aufsicht über diese abgegebenenStraßen, über die Verwendung der großen Summen, die
hierfür au die Kreise abgegebenwerden, würde das hohe Haus wohl nie verzichten können. (Sehr
richtig!) Sie würden also einerseitsdie Koste» für das ganze Material, für das ganze Personal,
wie sie uns jetzt als Selbstkostenentstehen, an die Kreise abgeben uud würden daneben hier zu

19°"
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zahlen haben: Kosten für ein Aufsichtspersoual,für unsere Auffichtsbeamten, die Beamten, welche
unsere Aufsicht über die abgegebenen Straßen zu führen haben. Rechnen Sie nur, daß wir dafür
eine gewisse Zahl, etwa zehn Bauiufpektoreunötig haben würden, so würde das eine Mehrausgabe
— falls alles abgegeben wäre — von 150—200 0U0 Mark ergeben. Hierüber hinaus wird ja wohl,
wie ich annehme, das hohe Haus, wcnistcns im Anfange, nicht Hinausgeheuwollen, und doch,
meine Herren, wird erwartet, daß dieses geschehe. Es ist kein Phantasma, meine Herreu, was ich
hiermit vortrage, uud ich berufe mich hierfür einfach auf die erste Seite der in Ihren Handen
befindlichenDruckfache. Es wird dort exemplifiziert auf die Verhandlungen mit dem Kreise
Meisenheim, uud Sie finden dort den Bericht, daß von seitcn der Pruuinzial-Bauucrwaltnng die
Kosten ermittelt worden sind auf deu Betrag von 340 Mark pro Kilometer. Eiue Einigung wurde
aber auf dieser Grundlage mit dem Kreise bisher nicht erzielt, und es steht auch wohl eine solche
Einigung in weiter Ferne, denn der Kreis berechnet, daß ihm 668 Mark gezahlt werden müßtcu
(Hört, hört!), das sind nngefähr 100«/« mehr, meine Herren.

Ich will gern zugeben, daß davon wohl uoch etwas abgestricheu werdeu würde, aber
vorläufig sind diese Forderungen doch erhoben.

Es könnte nun vielleicht gesagt werden: ja, den Städten, welchen Straßeu übergeben
worden sind, sind Renten gewährt worden, welche nicht nur deu wirklich zuletzt eutstandeneu
Selbstkostender Prouinzilll-Straßenueiwaltnng entsprechen,sondern Beträge, die noch ein bischen
nach oben abgerundet waren. Meine Herren! Das ist stellenweise richtig, nnd doch, meine Herren,
kaun dieses nicht hier angezogenwerden. Der Grnnd liegt darin, daß die Verträge wegen Über-

- tragung der Straßen auf die Städte und Landgemeindennicht rcvisibel abgefchlosscn wurden sind,
daß die Rente, welche einmal ermittelt ist, für alle Zukunft feststehen soll und somit liegt, da bei
allen, wenigstens bei den größeren Städten doch mit einer größeren Vcrinehrnng des Verkehrs,
also mit einer Zuuahme der Wegelast zu rechucnist, in der Rente zugleich eiue Nisitoprämie, die
bei den Berechnungen und den Verhandlungen mit den Kreisennicht in Betracht gezogen worden
ist. Wie ja der Berichterstatterschon selbst erwähnte, wird nun eine Übergabe an die Landkreise
und eiue bezw. Rcntenfestsetzuugimmer nur für eine bestimmtePeriode in Aussicht genommen.
Meine Herren! Wenn Sie hierzu übergehen,wenn Sie überhaupt dieses Priuzip der Übergabe der
Straßen für bestimmte Perioden zulasse«, dann — darf ich bemerken — erfordert es die Billigkeit,
daß sie dasselbe Prinzip den Städten gegenüber einführen. Dann müffeu Sie auch für die
Rentenfestsetzung bei den Städten die Rcuistbilität einführen. Also auch uach dieser Richtung würde
ein Beschluß im Sinne der weitgehenden Anträge der Kommission sehr schwerwiegendeFolgen haben.

Es ist von dem Herrn Berichterstatter ja selbst hervorgehoben worden, daß bei der
Übergabe an die Städte ganz wesentlich andere Momente mitsprachenuud maßgebendgewesen sind,
nämlich die Rücksichten auf die Kanalisation, die Wasserleitungen,die Gasleitungen, die Straßen¬
bahnen, Alignements-Festsetzungen, — Rücksichten, die bei der Frage, die uns hier beschäftigt, entfallen.

Für die Verhandlungen wegen der Übergabe der Prouinzialstraßcn würden ja die beiden
Kategorien der Straßen, aus welche» sich die Prouinzialstraßeu zusammensetzen,auseiuaudcr zu
halten sein. Wie der Herr Berichterstattererwähnte, werden für die eine Kategorie, die Staats¬
straßen, besondere Dotatiousrenten gewährt, welche — ich möchte das ausdrücklichhervorheben,
obgleich es ja auch schon erwähnt ist — sehr reichlich gegriffensind, so reichlich,daß dieselben es
der Provinzialverwaltung bisher ermöglicht haben, aus diesen Beträgen nicht nur die betreffenden
Stmßenstreckenzu unterhalten, sondern daß sich immer noch ein Überschußergab, welcher für die
zweite Kategorie,die Bezirksstraßen,mitverwendet wurde.
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Ich erwähne uud betone dies besonders,weil auf den Kreis Wctzlar exemplifiziertworden
ist. Die an diesen Kreis s. Z, abgegebenen Straßen waren sämtlichStaatsstraßen. Die in dem
Dotationsgesetzefür diese Straßen festgesetztenRenten sind ohne Abzug dem Kreise übergeben
worden. Er erlangte deshalb also außergewöhnlichreiche, sehr reiche Mittel, uud so war er sehr
wohl in der Lage, die Straßen stets in einem befriedigenden Znstande zu erhalten. Solch' hohe
Renten würden Sie aber schwerlich oder gar nicht geben tonnen, ohne über den jetzigen Aufwand
und den Abgabenbedarf von im ganzeu 3 MillionenMark für die Bczirksstraßen wesentlich hinauszugehen.

In der Vorlage ist nun auch kurz darauf hiugcwiesen, daß eine Übergabe der Bczirks¬
straßen in großem Umfange auch um deswillenihre Bedenkenhabe, weil sie in gewissem Maße
eine Beeinträchtigungdes Nudgctrechtcs des hohen Hauses bedeute. Der Herr Berichterstatterist
darüber leicht hinweggegangenund wollte das nicht gelten lassen. Ich bedcmre, sagen zu müssen,
daß seine Ausführungen mich nicht überzeugt habcu. Gewiß kann man sagen: volouti non 5t
ii^uria, Wem, das hohe Haus die Übergabe der Provinzialstraßcn an die Kreise beschließt,so
ist es ja der eigene Beschluß, der event, nachher das hohe Haus in eine unangenehmeSituation
bringen würde. Aber die Tatsache würde doch immer bleiben, daß, wenn unvorhergesehene Ereignisse
eintreten — und es treten ja oft im Leben derartige Ereignisse ein — das hohe Haus nicht die
Bewegungsfreiheithaben würde, die ihm jeweilig erwünscht sein könnte.

Ich darf hier wohl das Beispiel eines Altsitzcrs anziehen,der auch freiwillig sein Gut
übergeben haben würde, und der infolge widrigerUmstände sich höchst nngemütlichin seinem Altenteil
fühlen würde. Einem solchen Altsitzerkönnte man auch sageu: die Lage des Altsitzers bleibt aber
doch ungemütlich, volonti non Kt inM-ia.

Weiter will ich das Beispiel nicht ausführe«, es würde auch sonst nicht zutreffen, denn
wir haben ja hier ein so lebhaftes tatcnfrcudigcsLebcu gesehen, (Heiterkeit,)

Meine Herren! Sie werden mir nun gestatten, daß ich doch etwas weiter eingehe (Unruhe)
auf die Erfahruugeu, die man anderwärts mit der Übergabe der Provinzialstraßen gemacht hat,
und die sind nicht nur, wie der Herr Berichterstatter sehr wohlwollcudgesagt hat, nicht besonders
günstig — nein sie sind recht ungünstig, meine Herren, und ich darf wohl mit Erlaubnis des
Herrn Präsidenten den einen Satz aus den Verhandlungen der Landesdirektoren Konferenzvorlesen:
Der Herr LcmdcsratSarnow ergänzte danach die Mitteilungen des Herrn Landeshauptmanns von
Eisenhart-Rothe — also von Pommern — dahin, daß die mit den Kreisen abgeschlossenenVerträge
leider nicht einseitig aufgekündigtwerden könnte». Die Erfahrungen, welche in dieser Hinsicht
gemacht seien, seien traurig, und es sei zu bedauern, daß in den siebziger Jahren den Kreisen die
Chaussceuabgegeben worden seien. Ich beschränke mich auf diesen Satz. Ich könnte deren eine
ganze Zahl aus dem mir vorliegenden Protokoll über die gedachte Konferenzzur Verlesung bringen.

Es ist daher wohl nicht zu viel gesagt, wcun wir sagen: Vorsichtund große Vorsicht
ist bei dein Vorgehen in der vorliegendenFrage geboten (sehr wahr!), und es lag wohl kein
Anlaß vor und es hatte keine innere Berechtigung, daß die Kommission die Punkte 1 und 3 so
wesentlich veränderte.

Punkt 1 der Vorlage wurde, wie das ja gestreift worden ist, wesentlich unter Hinweis
ans den Kreis Meisenheimgeändert. Es wurde einerseitsgesagt: Das ist ein ganz kleiner Kreis,
ein ganz unbcdeuteuderKreis, man sieht ihn eigentlichkaum auf der Karte, aber wir müssen doch
den zweiten Teil der Vorlage des Provinzicilausschusscs zn Position 1 hier streichen, welcher lautet,
das hohe Haus wolle sich gegen eine Abgabe der Straßen in größerem Umfange aussprcchen.
Also trotzdem der Kreis Mcisenhcimso ganz klein, so ganz unbedeutendist, würde dieser Teil der
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Vorlage des Provinzialausschussesdie Übergabe der Straßeu au diesen Kreis unmöglichmachen.
Meine Herren! Ist das nicht ein gewisser innerer Widerspruch. Weun ein Kreis so ganz klein ist,
so ist er doch nicht zugleich sehr bedeutend, und ich glaube aber, auch wenn man von Wort-
spielcreicn absieht, so soll doch der betreffendePassus der Vorlage des Ausschusses uns das besagen,
es möge sich das Haus aussprechen gegen die Abgabe von Straßeu iu einem Umfange, daß dadurch
der jetzige Bestand der Stmßenvcrwaltuug wesentlich in seiner Wesenheit beeinträchtigtwerden
würde. Das ist der Sinn der Vorlage. Der ist durch den Beschluß der Kommissionwesentlich
alteriert worden, und daher habe ich namens des Ausschnssesum die Wiederherstellungdieses
Punktes 1 im Sinne des Ausschusses zu bitteu. (Zustimmung.)

Ich habe dann darauf zurückzukommen uud muß das uäher ausführen, daß der Ausschuß
in seiner ganzen Vorlage eine durchaus wohlwollendeHaltuug gegenüber dem Antrage und dem
Wunsche nach Schaffung von Kreisstraßen einnimmt, und ich kann hier belegen, daß derselbeeine
solche auch tatsächlicheingenommen hat. Es ist auch bei deu jetzigen Verhältnissen durchaus
möglichgewesen, Kreisstraßen zu schaffen,nnd es sind solche auch bereits in verschiedenen Kreisen
geschaffen worden. Bahnbrechendist in dieser Beziehuug der Kreis Euskirchen vorgegangen und
es ist noch letzthin der Kreis Nheinbachgefolgt. Ans dem Fonds für den Kreis- und Gemeinde¬
wegebau Hat der Provinzialausfchuß fogleich, als der Kreis Rheinbach mit feiner bezüglichen
Absicht hervortrat, mit einer reichen Beihülfe eingeglissen,er erachtet es eben für durchaus fachlich
und angemessen,die Schaffung von Kreisstraßen zu ermöglichen,gerade in der Weise, in welcher
die beiden Kreise vorgegangen sind, nämlich durch die Überführung der Gcmeindcwegcin die
Kreispflege. Wie schon von Seiten des Herrn Berichterstatters hervorgehobenwurde, liegt der
Gemeindewegebauim argen und da gilt es in diesem Punkt einzusetzen Unsere Provinzicilstraßen
befinden sich aber in einem guten Zustande, und eine Verbesserungwird durch die Übergabe an
die Kreise nicht zu erzielensein.

Die Änderung zu Punkt 2 betrachte ich als wesentlich redaktionelluud kann daher davon
absehen, hierauf einzugehen.

Punkt 3 dagegen gibt zu erheblichenBedenken Anlaß, indem dort die Ermächtigung
ausgesprochen werden soll, daß der Ausschuß sogleich Verträge wegeu Übergabe vou Provinzial-
straßen abschließe. Meine Herren! Eine Ermächtigung,die das hohe Haus hier in diesem Sinne
ausspricht, ist nicht eine Ermächtigungim Sinne des gewöhnlichen Lebens. Der Ausschußist Ihr
Organ; er hat auszuführen, was das hohe Haus beschließt,und wenn daher eine Ermächtigung
so formell cmsgesprocheu wird, so ist es Pflicht für den Ausschuß, in dem Sinne der Ermächtigung
vorzugehen,sofern nicht besondere Bedenken,die dann aber auch besonders darzulegen sind, bestehen.

Auf welcherGrundlage nun aber follen wir diefe Verträge nachließen? Das ist aus
dem Antrage nicht zu ersehen,und es würde dies jedenfalls festzulegen fein: Sollen die Verträge
nur abgeschlossenwerden dürfen, wenn die Krcife sich mit der Gewährung der Selbstkosten der
Provinzialverwciltung begnügen, oder soll der Ausschuß auch darüber hinaus höhere Renten
zusichern dürfen, eventuell bis zu welchem Betrage? Es handelt sich hierbei um so große und
wichtige Fragen, um so große Beträge, daß es für den Ausschußkaum möglich ist, die Verant¬
wortung zu übernehmenund ohue weitere Direktive bezügliche Verträge abzuschließen.

Ich glaube daher auch zu diesem Punkte bitten zu müssen, es wolle das hohe Haus den
Antrag des Provinzialausschusseswieder herstellen. Derselbe hält - und darauf darf ich zum
Schluß zurückkommen — wirklich in der besten Meinung die Mitte zwischen den Extremen. Es
soll darnach in ehrlicher, loyaler Weise der Versuch gemacht werden, ob eine Übergabe einzelner
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minderwertigerProvinzialstraßen — und deren sind ja unbestrittenvorhanden, ich gebe hier dem
Berichterstatterdurchaus recht — stattfinden kann. Durch einen derartigenVersuch, durch bezügliche
Verhandlungen wird sich mit Sicherheit ergeben, ob eine solche Übergabe überwiegendeVorteile
bietet. Das Material, welches aus diesen Verhandlungen sich ergibt, würde alsdann in der nächsten
Session, die ja nun im nächsten Jahre wieder hier erfolgen wird, dem hohen Hause zur definitiven
und endgültige» Entscheidung unterbreitet werden, (Beifall,)

Vorsitzender Becker: Das Wort hat der Herr AbgeordneteMolenaar.
AbgeordneterMolenaar: Meine sehr geehrtenHerren! Ich habe bei den Beratungen

der III. Fachkommission gegen die Abänderungsvorschlägegestimmt uud mich auf deu Standpunkt
der Anträge des Provinzialcmsschnsscsgestellt, die ich hiermit aufnehme, mit der Bitte, daß sie
auch hier zur Abstimmung gelangen. Es ist aus dem Unterschiedin den Anträgen zu ersehen,
daß es sich lediglich darum handelt, mit einem gewissen Druck vorzugehen, und wenn der Herr
Berichterstatter davon gesprochen hat, daß die Abäudernngscmträgeder III. Fachkommission dem
Provinzialausschußeine gewisse Aktionsfreiheit verschaffensollen, so glaube ich vielmehr,daß dieselben
den Provinzialnnsschuß zu einer gewissen Aktion drängen sollen. (Lebhafte Zustimmung.) Nach
der augenblicklichen Stimmung des Hauses und nach dem eingehendenVortrage des Referenten
will ich nicht näher mehr auf die Vorlage eingehen. Ich möchte nur auf einige wenige Punkte
zurückkommen und ausführen, daß der Herr Referent zwei Dinge hervorgehobenhat, auf die es
im wesentlichen ankommt.

Zunächst hat er gesagt, es handele sich um eine „auskömmliche"Rente. Ja, meine
Herren, Sie haben schon ans dem Vortrage des Herrn Referenten ersehen und aus dem Vorgange
aus der Gemeinde Mcisenheim— so heißt sie glaube ich (Zuruf Kreis!) — daß dieses Wort
„auskömmlich"eine außerordentlichverschiedene Auslegung erfahren kann. Wenn Sie nun ferner
berücksichtigen, daß alle 5 oder 10 Jahre ein Kampf um eine derartige Rente sich wied-rholen
soll, so wird es zu einem fortwährenden Streit zwischendem Provinzialausschuß und den
betreffendenGemeinden führen, wie hoch die Rente bemessen werden soll.

Daß die Übernahme der Prouinzialstraßm durch die Städte im Interesse der Provinz
liegen kann, das weiß jeder, der an der Straßenverwaltung der Städte mitarbeitet, denn fast in
allen Fällen reicht die Rente, die die Provinz seinerzeit den Städten bewilligt hat, nicht aus, um
die Straße« in ordnungsmäßigemZustande zn erhalten. Aber die Städte und die leistungs¬
fähigeren Kreise sind selbst in der Lage, das Nötige zuzusetzen, damit die Straßen nicht blos
ordnuugsmäßig, sondern gut erhalten werden. Anders aber wird es bei diesen ländlichenKreisen
stehen, und ich meine, in diesem Falle müssen wir wirklich sagen: oni va pia.no v«, »ano! Geben
Sie dem Ausschußdie geWünscheFacilität, daß er nach den von ihm gemachten Vorschlägender
Nr. 1 2 und 3 vorgehenkann, und warten Sie ab, wie die Dinge sich weiter entwickeln; aber
stellen Sie sich nicht auf den Boden der III. Fachkommission, die ein zu schnelles Tempo meiner
Ansicht nach herbeiführenwill. (Zustimmnng und Beifall.)

Vorsitzender Becker: Das Wort hat der Herr AbgeordneteFreiherr von Solemacher.
AbgeordneterFreiherr von Solemacher-Antweiler: Meine Herren! Ich habe selten

einen so gewandten nnd schönen Vortrag gehört, wie die süßen Worte des Herrn Berichterstatters
der III. Fachkommission. (Heiterkeit,) Es klang alles so wie Honigseim,und wenn ich nicht ein
ganz alter Sünder in dieser Beziehungwäre, so, glaube ich, hätte er mich beinahe auch eingeseift.
(Heiterkeit.) Materiell ist er aber von Herrn von Breuning bereits so gründlich widerlegt, daß
es kaum nötig sein würde noch sehr viel in dieser Hinsicht zu sagen. Ich möchte nur das eine
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bemerken meine Herren: es heißt in dieser Frage: prin^ipiis odztn.! (Sehr richtig!) Es handelt
sich bei diesem in solcher milden Form vorgebrachtenAntrag um viel weitergehende Dinge. Meine
Herren! Der Zweck und das Ziel, welches von einer ganz bestimmtenRichtimg verfolgt wird,
ist die Auflösungdes Provinzialstraßenverbandesund die Einführung von Kreisstraßen. (Sehr wahr!)

Meine Herren! Ich bitte um Entschuldigung, wenn ich etwas weitläufiger werde. Ich
glaube es riskieren zu dürfen, denn ich nehme Ihre Geduld ja wirklich sehr selten in Anspruch,ich
spreche meistens auch ganz kurz. Aber, meine Herren, hier handelt es sich um eine Sache, die
mir unendlich am Herzen liegt und an der ich schon dnrch viele und lange Jahre gearbeitet habe.

Meine Herren! Die Verhältnisse des Wegebaues in der Rheinprovinz waren vor 80,
90 Jahren sehr verschieden. Die Rheinprovinz besteht ans einer unglaublichenZahl von einzelnen
Territorien, und die Handhabung des Wcgcbanes war in den einzelnen Fürstentümern, Grafschaften,
Ländern, Herrschaften u. s. w. sehr verschiedenartig. Sehr gut war der Wegeban in dem allerdings
sehr kleinen Kurfürstentum Cöln, das ist ein schmaler, langer Streifen, den Rhein hinunter. Mau
hatte die große schöne Straße von Neuß über Eöln nach Bonn. Im Bergischenwar es in der
Ebene auch recht günstig. Im ganzen HerzogtumIülich waren sehr gute Straßen, in Trier waren
sie schon sehr viel weniger gut. Nuu kam die französische Zeit, da geschah ziemlich viel für die
Straßen. Namentlich wurde für den RegierungsbezirkCoblenz die ganze Straße Coblenz-Bingen
gebaut, während man früher am Rhein nur einen Saumpfad hatte und über den Hunsrückkrakeln
mußte, wenn man von einem Ort zum anderen wollte. ^Heiterkeit.)

Nun wurde die Provinz ein einheitliches Gebilde, sie wurde preußisch, und mau überlegte
nun, wie man das Strcißenwesen einheitlichergestalten und überall die Wege komplettierenund
bessere Wege herstellenkönnte.

Meine Herren! Der Gedanke, Kreisstraßen einzuführen, lag ja am nächsten, da ja in
den alten Provinzen solche seit langer Zeit existierten.

Aber, meine Herren, man verkenne doch nicht den Unterschied zwischen einem Kreise
innerhalb der alten Provinzen und einem Kreise innerhalb der Rheinprovinz! In den alten
Provinzen Preußens sind Kreise historische Gebilde, die eine lange, oft Jahrhunderte alte
Geschichtehaben, während in der Rheinprovinz die Kreise ein bunt zusammengewürfeltes Conglomerat
waren mit einer in sich oft sehr verschiedenen Prästationsfähigkeit, und so verfiel man endlich auf
das Gxpediensder Bezirksstraßen,also mau wollte fünf Verbände bilden nach den fünf Regierungs¬
bezirken. Da kam nun irgend ein Listikus noch auf den Einfall, auch das könnte man etwas
kleiner machen, und machte nun nur aus Trier und Aachen je einen Verband, während man die
drei anderen Regierungsbezirketeilte und ost- und westrheinische Fonds bildete.

Meine Herren! Die Verhältnisse entwickelnsich nun sowohl in bezug auf die Straßen
als in bezug auf die Kosten sehr verschiedenartig. Der linksrheinische Bezirk Düsseldorf und auch
zum grüßten Teil der rechtsrheinische haben eine ungeheure Stcuerkraft und hatten schon ziemlich
viele gute Straßen. Da war es also naturgemäß, daß mit 2, 2'/«, höchstens 3°/» der Umlagen
— so hoch kam man garnicht — die neuen Straßen gebaut und in gutem Zustand unterhalten
weiden konnten.

In Coblenz steigert sich die Sache schon auf ?'/2 bis 8°/». Im RegierungsbezirkTrier
wurden 10 °/o der Staatssteuern erhoben; am allerelendcstendaran war der rechtsrheinische Bezirk
Cöln, der aus den Kreisen Wipperfürth, GummersbachWaldbroel und Sieg bestand und der
fortwährend am krachen war. Es wurden ziemlich viele Straßen gebaut ohne Mittel, die Straßen
wurden schlecht gebaut, die Straßen wurden durch die dortigen Bergwerke und Hüttenwerke
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zerfahren; die Steuerkraft war gering, und so kam es, daß im Jahr 1871 dieser Verband geradezu
bankerott war. Es wurden damals schon 15"/» sämtlicher direktenStaatssteuern erhoben. Das
genügte nicht, und außerdem waren hunderttauscndeMark oder Thaler damals wohl noch an
Baren angebunden bei der KöniglichenStaatsregierung, die Ware Vorschüsse gemacht hatte. So
konnte die Sache nicht weiter gehen, und so kam man da denn auf die Idee, man wolle die
sämtlichenStraßen zusammenlegen. Meine Herren! Der erste Landtag nach dem Kriege im
Jahre 1871 bekam eine Vorlage der KöniglichenStcmtsregicrung auf Vereinigung der Bczirks-
straßcnfonds in einen Provinzialstraßcnfonds. Meine Herren! Nebenbei bemerke ich nur, daß ich
damals die Ehre hatte, Vorsitzender dieses Ausschusses,des Wegcausschnsses,zu sein und daß ich
meine Sache damals recht herzlich ungeschicktgemachthabe. (Heiterkeit.)

Die Vorlage fiel durch; die Düsseldorfer Herren wollten nicht, da sie nur 1—2 °/<, bezahlte«,
auf einen Durchschnitt von vielleicht 5-6 «/<> gehen. Es war ein ganz langes Regulativ, das
damit anfing:

„§ 1. Die in der Rhcinprouinzbestehenden Bezirksstraßenfonds werden zn einem Provinzial-
straßcnfonds vereinigt." Und dann kamen die Modalitäten, unter denen das geschehenkönnte. Ich
ließ mich auf den Leim locken, und über den § 1 abstimmen. Die Folge davon war, daß, sowie der
gefallen war, die ganze Vorlage im Graben lag. Denn die Modalitäten kamen garnicht mehr zur
Verhandlung. Es war also helle Verzweiflung, was nun geschehen sollte. So konnte es nicht
weiter gehen, alle Welt war eigensinnig,und da kam man^i denn auf die Idee, daß nur ein Coup
die Sache noch aus der verfahrenen Situation retten könne. Der damalige Berichterstatter des
Ausschusses — das war der einzelnen von Ihnen wohl noch erinnerlicheBürgermeisterWurzer
aus Hammcrstein — verfaßte den Bericht, der folgendermaßenlautete: „Der Landtag, beseelt
von dem Wunsche, dem rechtsrheinischen BezirksstraßenfondsCöln zu helfen, beschließt,er soll sich
selbst helfen." (Andauernde große Heiterkeit,)

Meine Herren! Es war das der letzte Tag in der Session nnd der Landtag sollte am
folgendenTag geschlossen weiden. Als der damalige Landtagsmarschall diesen Beschluß bekam,
stand er Kopf, er lief zum Ober-Präsideuten; der half ihm im Kopf-Stehen. (Große Heiterkeit.)
Aber der hatte nun die luminöseIdee, daß er erklärte: Es handelt sich um eine königliche
Proposition; das ist keine angemessene Antwort darauf, diese Antwort nehme ich nicht entgegen
und übermittele sie nicht an das Ministerium und ich werde den Landtag nicht schließen, ehe nicht
ein anderer Beschlußzustande gekommen ist. (Heiterkeit.)

In diesem Notstand trat der damalige Vorgänger unseres heutigen Herrn Vorsitzenden
hier, der OberbürgermeisterBachem, Vertreter der Stadt Cöln auf und erklärte: „Dann wollen
wir, der linksrheinische Teil des RegierungsbezirksCöln mit dem rechtsrheinischen uns verbinden
und auf diese Weise einen einigermaßenerträglichen Zustand herbeiführen. Er stellte diesen Antrag
eigentlich ziemlich im eigenen Namen, er war vielleicht eiu bischen Idealist. Die übrigen links¬
rheinischen Herren von Cöln waren damit garnicht einverstanden, alle anderen in der Provinz
waren aber einverstanden, weil sie dann um das Zahlen herumkamen. Und so wurde der Antrag
angenommenund für ein Jahr war die Situation gerettet.

Aber im nächsten Jahr wiederholtedie Regierung ihre Proposition und man kam denn
nun mit Hängen und Würgen und mit einer Masse Modalitäten endlich dahin, daß wirklichdie
Vereinigung beschlossenwurde, namentlichindem die Bezirke, welche Bestände angesammelthatten,
ihre Bestände behielten, diejenigen, die Schulden gemacht hatten, ihre Schulden selbst bezahlen
mußten und nur für die Zukunft einheitlich verwaltet werden sollten. Meine Herren! Bedenken
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Sie, daß das geschahim Jahre 1872, damals, als die Wogen und Fluten der patriotischen
Bewegungsehr hoch gingen.

Ebenso wie man in ganz Deutschland für ein einiges Deutschlandschwärmte, für ein
Reich und den Partiknlarismus nicht aufkommen lassen wollte, so hieß es auch in der Provinz
damals: Gleiche Brüder, gleiche Kappen; wir sind alle Kinder derselbenProvinz. Das kam nun
in Verbindung mit dem Dotationsgcsctzund einer ganzen Menge anderer Vorlagen. Es wurde
also eine einheitliche Provinz geschaffen in Bezug auf die Verwaltung für die Straßen. Die
bis dahin projektierten5 Bezirks-Irrenanstaltenwurden in Provinzialanstalten umgewandelt,das für
den RegierungsbezirkTrier bestehende Landarmcuhaus in Trier, wo eine Hebammenlchranstciltund
eine Irrenanstalt drin waren, das wurde alles nur als Landarmenhaus für die ganze Provinz
eingerichtet. In Cöln wurde die Hebammenlehranstalteingerichtet für die ganze Provinz, kurz
alle möglichenSachen wurden einheitlich nnd es war ein ungeheuererProvinzialpatriotismus, so
eine gewisse Sturmstimmung eingetreten,gerade wie im Reich.

Meine Herren! Im Reich ist ja bekanntlich eine rückläufige Bewegung nachher ein¬
getreten, indem der Partikularismus sich doch auch wieder breiter machteund eine gewisse Reichs¬
müdigkeitja in den achtziger Iahreu nicht zu verkennen war. Genan so ging es in der Provinz.

Ich möchte hier nun nur das eiue einschalten, daß in der Stimmung, als alles für die
Einheit war, mir nur ein disscntierender Herr vorkam, und das war der Landrat von Essen.
(Heiterkeit.) Der ließ keine Gelegenheit vorbeigehen,ohne in dem Provinziallandtage und in dem
Provinzilll-Wegebaullusschußimmer wieder hervorzuhebeu, daß eigentlich die Kreise die einzig
richtigen Verwalter ihrer Straßen wären, und er verfocht diefen Standpunkt mit der ihm eigenen
Entschiedenheit, Sachkenntnis und hohen Intelligenz. Meine Herren! Nach und nach war also
diese Provinzialmüdigkeit mehr eingetreten, und so kam, ich glaube im Jahre 1890 oder 1891,
plötzlich an den Provinzialcmsschußeine Vorlage, die dahin zielte, die Proviuzialstraßen sämtlich
an die Kreise abzutreten. Ja, meine Herren, dn enthüllte sich, wo man eigentlich hinauswollte.
Es sind ja gewisse Momente, die die Sache erklärlichmachen. Meine Herren! Im eisten Moment,
als man die Selbstverwaltung einführte, war die Besorgnis, ob man auch genug Elemente haben
würde, die ihre Zeit und ihre Kraft dem unbesoldeten Ehrendienste in der Provinz, in ihrem
Lande widmen wollten. Diese Besorgnis hat sich als gänzlich ungerechtfertigterwiesen. Es ist
an solchen Leutcu ganz entschieden eine Überproduktionvorhanden. (Große Heiterkeit,) Sie weiden
mir einräumen, daß in den einigen sechzig Kreistagen sich eiue ganze Menge Herren für qualifiziert,
befähigt, beinahe für berechtigt halten, mehr zu sagen zu haben, wie sie jetzt zu sagen haben
(Heiterkeit),und denen würde das natürlich sehr erleichtert, wenn sie das ganze Straßenwesen
unter sich und damit ein erhöhtes,erweitertes Feld ihrer Tätigkeit hätten. (Heiterkeit nnd Zustimmung.)

Meine Herren! Dann ist der Mangel auch einigermaßendadurch ausgeglicheu worden,
daß sich in den sechzig Kreisenziemlich ausnahmslos die Herren Landräte — ich will also keinen
besondersangreifen, ich nenne sie alle — ihre Kraft zur Vertretung ihres Kreises im Provinzial¬
landtage in nicht dankbar genug anzuerkennender Weise znr Verfügung stellten (Heiterkeit),wodurch
also nun von den Herren im Kreise manche nicht dazu kamen, im Provinziallandtage vertreten zu
sein. Sehen Sie einmal, meine Herren, daß es nicht fehlt an Herren, die mehr arbeiten möchten,
geht fchon daraus hervor, daß, wenn ich mich so umsehe, auch hier, glaube ich, mindestensfünfzig
Herren sind, die alle vollständig geneigt wären, Mitglied des Provinzialausschnsseszu werden.
(Große Heiterkeit.) Alles das beweist also, daß es nur angenehmsein kann, wenn das Feld der
Tätigkeit für die einzelnenerweitert wird.
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Meine Herren! Als nun dieser Antrag, den ich vorhin erwähnte, an den Provinzial-
ausschußkam, da, meine Herren, hatte ich selbst noch die Ehre, Vorsitzender des Ausschusses zu
sein, ich war 12 Jahre jünger wie heute, ich sprang noch mit einer gewissen Kraft und Elastizität
iu die Kette, ich war noch nicht ganz der gebrochene Greis, wie ich heute uor Ihnen stehe. (Leb¬
haftes Oho und Heiterkeit)

Aber, meine Herren, ich wurde auch kräftig unterstützt, und der ganze Vorschlag, den
damals die Staatsregicrung uns gemacht hatte, verschwandspurlos iu der Versenkung. Es war
dann einige Jahre Ruhe, dann wurde aber so schüchtern wieder nach nnd nach angebohrt uud der
Proviuzialnusschuß immer so poussiert, doch der Frage wieder naher zu treten. Meine Herren!
Wenn Sie die Drucksache Nr. 34 lesen, so werden Sie finden, daß die Kreise Adenau, Ahrweiler,
Coblenz, Lochen,, Krcuznach, Mähen, Meiscnheim, Nenwied, St. Goar und Zcll, daß heißt alle
im RegierungsbezirkCoblenz gelegenen Kreise mit Ausnahme von Altcnkirchcnund Simmern auf
die Veranlassung des Herrn Rcgierungs-Präsidenten von Coblenz in der Sache vorgingen. Nnn,
meine Herren, habe ich so eine dunkle Empfindung, als wenn der Herr Regierungs-Präsidcnt von
Coblenz dem früheren Landrat von Essen persönlich ziemlich nahe stände, (Gruße Heiterkeit)so
daß ich eigentlich auch hieraus zu erkennen glaube, daß dieser Anstoß, der von derselbenPerson
erfolgt ist, sich nun anch in der Richtungbewegt, dasselbe erreichen will, was früher erstrebt wurde.
Uud da, meine Herren, kann ich Sie nicht genug warnen, auf diese Brücke zu treten. Denn,
meine Herren, es unterliegt gar keinem Zweifel: Wenn Sie nicht Fnß beim Mal halten und fest
„nein" sagen, dann, meine Herren, können wir nimmer weiter gehen. Sehen Sie einmal, der
Bericht des Provinzialausschussesführt ja eigentlichganz deutlich aus, daß es unrichtig war, die
Vorlage zu machen, (Sehr richtig!) uud crwähut dann so ein paar Gründe, für, die aber auch
schon räumlich uicht den vierten Teil von denen dagegen einnehmen. (Heiterkeit.) Dann aber
kommt er zu dem Conclusum, daß er beantragt, man solle sich grundsätzlich sowohl gegen die
allgemeineAufteilung, als auch gegen eine Abgabe in größeremUmfange anssprcchcn. Das ist
auf einmal f—t (Heiterkeit) verschwunden,vollständig aufgegangenin dem zweiten Bericht, dem
Kommissionsbcricht. Es verlangt der Provinzialausschußberichtdoch auch nur, daß man den
Provinzinlausschuß beauftragen möge, Erhebungen über die Sache anzustellen, eine Prüfung der
Sache vorzunehmen,wie das eventuell mit zwei Kreisen gemacht werden könne uud dauu behufs
Anstellung eines Versuchsdie Sache vorzubereitenund dem Provinziallandtag zur Beschlußfassung
vorzulegen. Darüber geht die Kommissionschlank hinweg. Die Kommission sagt einfach: Der
Provinzialausfchnß soll beauftragt werden, das zu tun; er soll ermächtigtwerden, schon jetzt mit
einem oder zwei Kreisen Verträge wegen Übernahme der Provinzialstraßcn abzuschließen. Ja,
meine Herren, das hat doch nicht die entfernteste Ähnlichkeit, außer daß es ungefähr so klingt.
(Heiterkeit.) Aber es ist doch materiell absolut das Gegenteil von dem, was dort gewollt ist.
Und, meine Herren — ich möchte wirklich nicht zu weitläufig werdeu. Ich möchte also nur kurz noch
einmal das wiederholen,was ich vorhin gesagt habe, daß ich überzeugt bin, daß es bei dem von mir
so hoch verehrten früheren Herrn Landrat von Essen nur die lautersten, edelsten, richtigstenund
bravsten Motive sind. Es ist eben seine Überzeugung; aber mit der seiner ursprünglichenHeimat
eigenen westfälischenHartnäckigkeit, (Heiterkeit)— er ist nun einmal in den verkehrten Eisenbahnzug
eingestiegen — bleibt er darin sitzen. (Stürmische Heiterkeit.) Also, meine Herren, mein Antrag
geht dahin, den Antrag der III. Fachkommission a limino abzuweisen. (Bcimll.) Meine Herren!
Mein Antrag geht auch weiter, er geht auch dahin, den Antrag des Provinzialausschussesabzuweisen.
Denn der ist auch nicht nötig, wenn man nichts weiter erreichenwill, als Gemcindestraßenvon
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den Kreisen unterhalten zu lassen — das hat der Referent Herr von Breuning bereits vorhin
erwähnt. — Meine Herren! Dann geheu Sie hier zu meinem Nachbar, der hat das fertig gekriegt.
In Euskirchen siud beinahe alle Gemeindewegevom Kreis übernommen und sind in einem vor¬
züglichen Zustand ohne eine Belastung des Kreisesund, meine Herren, bleiben Sie dabei, behalten
wir unsere Provinzialstraßcn als Provinzialstraßen, seien wir froh, daß wir in der Rheinprovinz
hente über ein Parkett fahren und fallen wir nicht darauf hinein, nachher über 66 verschieden
gearbeiteteMosaiks zn fahren. (Lebhafter anhaltender Beifall.)

VorsitzenderBecker: Meine Herren! Der Antrag des Herrn AbgeordnetenFreiherrn
von Solemacher lautet:

„Hoher Landtag wolle nicht nur den Antrag der III. Fachkommission,sondern auch
den des Provinzialansschnssesablehnen."

Meine Herreu! Ich komme nachher ans die Abstimmungsfurmüber die Antrage zurück.
Außerdem ist noch eingegangenein Antrag des Herrn AbgeordnetenMarx, der dahin geht:

„Prouinziallandtag wolle den Antrag der III. Fachkommission mit der Maßgabe an¬
nehmen, daß an Stelle des letzten Wortes „abzuschließen" die Worte treten „vorzubereiten
und dem Provinziallandtage zur Beschlußfassung vorzulegen."

Auch der Antrag wird mit zur Abstimmung kommen, nachdem wir die Verhandlung
beendigt haben.

Das Wort hat nun zunächst der Herr AbgeordneteZwcigert.
AbgeordneterZweigert: Meine sehr verehrten Herren! Ich verkenne keineswegs, daß

es schwer ist, nach dem geistvollen, an Erinnerungen so reichen Vortrage des Herrn Abgeordneten
von Solemacher mit einem gegenteiligenStandpunkte vor Sie zu treten nnd diesen mit demselben
Erfolge zn vertreten, wie er es getan hat. Meine Herren! Wenn ich es trotzdem unternehme,
so ermutigt mich darin das Beispiel, auf das er sich berufen hat, nämlich das meines hochverehrten
früheren Nachbarn, des Herrn Landrats von Essen, der nach meiner Meinung nicht fortwährend
in einem unrichtigenZuge sitzt, sondern mit echt westfälischer Hartnäckigkeit das einmal als richtig
Erkannte auch weiter verfolgt, wofür wir ihm nach meiner Auffassung nur sehr dankbar sein
können. (Bravo!)

Meine Herren! Er hat bewiesen, wenn er schon vor so vielen Jahren den gegenteiligen
Standpunkt vertrat, daß er dabei auf dem rechten Wege war, und der Herr von Solemacher hat
das überzeugend selber nachgewiesen,indem er die Erklärung abgegebenhat, daß eigentlich die
Übernahme der Provinzialstraßen nur so in einer gewissen Hurrahstimmung erfolgt wäre, sonst
hätte man das überhaupt nicht getan. (Heiterkeit.)

Nun, meine Herren! Der nüchtern und praktisch denkende Landrat des Kreises Essen war
damals nicht von der Hnirahstimmung ergriffen, sondern hat sich vollständig nüchtern gehalten
und ist auf dem richtigenPfade gewesen. Meine Herreu! Iu dem uorigcu Jahre hat der Herr
AbgeordneteLinz in klarer uud ausführlicher Weise die Notwendigkeitder Abtretung der Provinzial¬
straßen an die Kreise nachgewiesen,so daß wir eigentlich alle überzeugt wareu, und der Herr
Landeshauptmann hat damals erklärt: „Ich habe immer erstrebt, daß eine Lösung dieser Franc
dahin gefnnden würde, daß die Kreise im Süden, wo das Bedürfnis vorliegt, sich zu Wegeverbänden
ausbilden, und ich glaube, meine Herren, daß wir an diesem Ziele festhaltenmüssen."

Meine Herren! Nach dieser Erklärung hatte ich angenommen,daß wir nun eine Vorlage
bekommen würden, in der man versuchen würde, das Ziel auch wirklich zu erreichen. Wenn man
aber diese Vorlage ansieht, dann sagt man sich eigentlich, das heißt: „Wasch mir den Pelz, aber
mach mich ja nur nicht naß dabei."
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So ungefähr ist die Vorlage; immer das „möchte", das „konnte", das „dürfte", und
dann werden sechs Beweggründe dafür und sechs dagegen anfgcführt, Eigentlich, meine Herren,
will der Prouiuzialausschußuicht, und nnr weil er nicht ganz und gar nein sagen will, sagt er
so ein paar halbe Ja's,

Meine Herren! Nach meiner Überzeugung ist die Abgabe der Straßen an die Kreise
wünschenswertim Interesse der Prouinz, im Interesse der Straßen und im Interesse der Kreise.
Meine Herren! Sie ist wünschenswertim Interesse der Prouinz, weil ich behaupte, daß teiue
Verwaltung in der ganzen Monarchie so teuer verwaltet wie die Prouinz. Ich sage das uicht
uon der Rheiuprouiuz allein Nein, meine Herren, ich sage das ebenso gut, ja noch
in höherem Umfange, uon den übrigen Provinzen der preußischen Monarchie, Die
allertcnerste Verwaltung ist die Prouinzinluerwaltung, sie ist noch teuerer wie die Staatsverwaltung,
viel teuerer als die Kreisverwaltung uud sehr viel teuerer als die Gemeindeverwaltung, Und,
meine Herren, gerade bei derjenigen Verwaltung, nm die es sich hier handelt bei den Prouinzial-
strcißen, sehen wir das am allermeisten. Die Kosten für die Personalien unserer Straßenverwaliung
betragen allein mehr als ?U0 U0U Mark, Die Kosten für die materielleUnterhaltung der Straßen,
meine Herren, sind ebenfalls gestiegen, im vorigen Jahre um 63^ UOU Mark, uud der ganze Etat
ist heraufgegangenvon 5'/- Millionen auf 6^4 Millionen, also ungefähr 1^/4 Millionen Mark
in einem Jahr, Diese Feststellungen beruhen auf dem Etat 1M0/1U01, Meine Herren! Das
wird so weiter gehen, daranf können Sie Gift nehme». In diesem Jahre 1902/l9<»3 ist es
'/< Million, die mehr gefordertwerden, man hat sich eben eingeschränkt. Aber das ist sicher, die
Ausgaben für die Proviuzialstraßcn müssen uniner weiter steigen und die Prouinzinluerwaltung
muß immer in derselbenteuren Weise weiter verwalten.

Meine Herren! Dein entgegenzu treten haben wir alle Veranlassung, uud wir haben
daher alle die Pflicht, nach Mitteln und Wegen zu suchen, diese teure Straßenverwaliung zn
uerbilligen. Und da ist meines Trachtens ein sehr richtiger und guter Weg der, die Straßcu auf
die Kreise zu übertragen.

Meine Herreu! Ich sage aber weiter und behaupte, die Abgabe der Straßen an die
Kreise liegt auch im Iutercsse der Straßen, Meine Herren! Dafür, daß dies nicht der Fall sei,
werden ein paar Beispiele aus Westpreußcuangeführt, ein Landeshauptmann schreibt:die Straßen
würden nicht urdnungsmähig verwaltet. Das beweist gar nichts. Ich behaupte, es wäre eiu
Armutszeugnis, welches wir unsere» Landräten ausstellen, wenn wir annehmen wollten, daß sie
nicht einmal in der Lage wären, die Straßen in Ordnung zu halteu, uud es wäre wirklich
wunderbar, wenn eventuell die Herren Rcgicrnngs-Präsidcnteu nicht in der Lage wären, die Herren
Laudräte dazu anzuhalten, wenn sie nicht ihre Schuldigkeitthun. Allerdings, meine Herren, über¬
flüssig ist es, Straßen, auf dcuen man, wie der Herr Referent gesagt hat, zwei Tage fahren kann,
um vielleicht sieben Bauernwagen zu begegnen, in einem solchen Zustand zu uuterhalteu, wie sie
jetzt tatsächlich unterhalten werden. Das ist überflüssig,das heißt das Geld überflüssigausgeben.
Ich bin längere Zeit in Bertrich gewesen und habe da die Eifelstraßeubereist. Ja, meine Herreu,
da sind Wege, daß man sich fragt: was sind denn hier für herrliche Straßen! Und wenn man
darauf geht, kaun man tagelang gehen und begegnetkaum einem Fuhrwerk. Wozu brauchen diese
Straßen in einem so wunderbarenZustand zu sein? Das ist nicht nötig, das ist ein Luxus, dcu
wir mit unseren Straßeu treiben. Darum haben wir die kolossalen Straßenbaukosten zu tragen,
so werden die Kreise die Straßen allerdings nicht unterhalten, und darin werden sie recht tun.
Und, meine Herren, in der Rede des Herrn Landeshauptmanns vom vorigen Jahr steht:
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„Noch im verflossenen Sommer hat eine Kommissiondes Prouinzialansschussesmit
Seiner Excellenz dem Herrn Ober-Präsidenten und mir Straßen des Kreises Wetzlar
bereist, und haben wir uns davon überzeugt, daß die Prouinzialstraßcn unter der
Krcisvcrwaltung nicht gelitten haben."

Nun, was wollen Sie, meine Herren, denn mehr? Können denn die anderen Herren
Landräte unserer Provinz weniger, wie der Herr Landrat von Wetzlar? Das kann ich doch
wirklich nicht glauben.

Endlich aber, meine Herren, behaupte ich, liegt die Übernahme der Wege im Interesse
der Kreise. Meine Herren! Unsere Kreise haben gar keine kommunale Beschäftigung. (Zuruf:
Sehr richtig!)

Sie sind nichts weiter wie die Aufsichtsiustanzen über eine Gemeindeverwaltung. Und,
meine Herren, das ist im hohen Maße bedcmerlich. Es kann den Landräten auf die Dauer nicht
zur Befriedigung gereichen, in kommunaler Beziehung nichts weiter zu tun, als aufzupassen,ob die
unterstellten Gemeinden keine Dummheiten machen und, meine Herren, da kann es vorkommen,
daß sie manchmal selber darauf verfallen, (Heiterkeit) daß sie, weil sie nichts zu verwalten haben,
sich um Dinge kümmern,die sie nichts angehen, (Heiterkeit)daß sie sich nun in die Sclbstuerwaltungs-
befugnisseder Gemeinden hineinmischen. Darum, meine Herren, geben Sie den Landräten nnd
geben Sie den Kreisen eine wirklich kommunale Beschäftigungdadurch, meine Herren, daß sie Ihnen
vor allen Dingen das Wegenetz geben.

Nun, meine Herren, komme ich zu den Gegengrüuden. Es wird gesagt: man weiß nicht,
wie man die Rente berechnen soll, die Schwierigkeiten der Kostenberechnung waren so unendlich groß;
ferner sagt man: dnrch die Übergabe der Straßen an die Kreise beschränke man das Ausgabe-
bewilligungsrcchtdes Landtags.

Meine sehr verehrten Herren! Es ist mir sehr lieb und ich bin erfreut, daß der Provinzial-
ansschuß so bedacht ist auf die Wahrung unserer Selbständigkeit und daß er unser Ausgabe-
bewilligungsrechterhalte« will, aber, meine Herren, hier wird wirklich das Ausgabebcwilligungsrccht
nnr dazu benutzt, in jedem Jahre die Lasten zu erhöhen. Das ist das Ausgabcbcwilligungsrecht
und damit, meine Herren, müssen wir immer mehr Steuern bezahlen.

Meine Herren! Sodann wird gesagt, man weiß nicht, wie mau die Rente berechnen solle.
Ja, meine Herren, wenn die Herren Landrätc uur dann die Straßen übernehmenwollen, wenn
die Rente periodischrevidiert wird und immer wieder alle fünf Jahre periodisch revidiert wird,
dann wird sich die Sache allerdings nicht so leicht machenlassen (Hört, hört!), denn ich gebe zu,
daß in diesem Falle die Provinz nicht oaranf verzichtenkann, die Aufsicht über die Straßen zu
führen und so einen Teil des Aufsichtspersonalsbeizubehalten. Aber ich bitte die Herren, einmal
zu erwägen, ob es wirklich nötig ist, daß Sie diese periodischeRevision der Rente zur Bedingung machen.

Meine Herren! Wenn die Reute zur Zeit reichlich bemessen wird und wenn wir —
wozu wir gern die Hand bieten wollen, ich für meine Person mit großer Freude — jetzt ein paar
Prozent, meinetwegenebenso viel wie seiner Zeit der Staat, zulegen, dann können Sie zufrieden
sein und wir auch. Wir erhöhen zwar die Ausgaben sofort, wir müssenmehr Steuern bezahlen,
aber dazu werden wir sowieso kommen;wir machen das höchstens ein Jahr früher, — Und wenn
dann die Kreise gute Straßen übernehmen nnd eine gute ausreichende Rente bekommen,dann
werden sie in den ersten Jahren erheblich sparen und sie werden in der Lage sein, sich selber
Wegebaufonds aus den Ersparnissen der ersten Jahre anzulegen. Meine Herren! Dann werden
Sie auch in die Lage kommen, Ihre eigenenKreisbaubeamtenanzustellen. Das darf nicht der
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erste beste Chcmssceaufseher sein, sundern ein ordentlicherBaumeister und, meine Herren, so ein
Baubeamter kann im Kreise viel nützen; er kann sämtliche Gemeinden bei der Unterhaltung uon
Schulgebäuden unterstützen, bei Neubanten uon Schulen uud bei allen sonstigen baulichen Angelegen¬
heiten. So wird durch die Übernahme der Straßen und die dadurch notwendig werdende Anstellung
von Krcisbaubeamtenetwas Segensreichesgeschaffen für die Kreise und damit auch etwas Segens¬
reiches für die Prouiuz.

Mciue Herren! Ich hatte deshalb die Absicht, den Herrn Präsidenten zu ersuchen, über
die drei Beschlüsse der III. Fachkommission getrennt abstimmen zu lassen, damit ich in die Lage
komme, weuigsteusfür meine Person gegen die Nummer 1 dieser Resolutionen zu stimmen,worin
dem Landtage zugemutetwird, sich gegen eine allgemeineAufteilung der Straßen prinzipiell cms-
zusprcchen. Meine Herren! Solche prinzipielleAussprecherciist im Verwaltungslcbenüberhaupt
nichts wert. Was heute richtig ist, kaun uach 2 bis 3 Jahren falfch sein, das richtet sich jedesmal
Ullch den tatsächlichen Verhältnissen. Wenn es seinerzeit richtig gewesen ist, die miserablenStraßen
dadurch zu vcrbesscru, daß man sie alle auf die Provinz übernommenhat, so braucht es deshalb
heute uuch durchaus nicht unrichtig zu sein, sie nunmehrauf unfcrc gut verwalteten,wohl organisierten,
leistungsfähigenKreise zu übernehmen. (Beifall.)

Vorsitzender Becker: Das Wort hat der Herr Landeshauptmann,
Landeshauptmauu Dr. Klein: Meine Herren! Ich darf die Ausführuugcndes Herrn

OberbürgermeistersZweigcrt nicht unwidersprochen lassen. Derselbe hat es zunächst nicht an Vor¬
würfen gegen den Pruuinzialausschuß fehlen lassen, indem er sagte, die Vorlage wäre ganz unklar
es hieße darin nur bald „man könnte" bald „aber". Ich glaube, meine Herren, wenn Sie dem Vur-
trage des Herrn von Breuuing gefolgt sind uud wenn Sie die Vurlage, die gedruckt sich in Ihren
Händen befindet, eingehend studiert haben, weiden Sie nicht zu der Meiuung tummcn, welcher
Herr OberbürgermeisterZiueigert Ausdruck gegeben hat. Die Stellung des Prouinzialausschusscs
zu der Sache ist ganz klar. Er sagt, schwer wiegendeGründe sprechen allerdings dagegen, daß
wir an dem bestehenden Straßennetz rütteln, daß wir dasselbe ganz aufteile» uder wesentlich ver¬
kleinern, allein audereifeits darf nicht verkannt werden, daß die Interessen des im Süden der
Provinz so sehr darnieder liegenden Gemeinde-Wegebaueskeine andere Lösung zulassen, als daß
dort die Kreise Träger des Wegebaues werden uud daß die Kreise dort in ihren Bestrebungen
durch die Provinz dadurch unterstützt werden, daß letztere nicht bloß direkt Wegebaubeihülfeaus
dem Komnmnalwegebllufonds gibt, sondern daß sie auch durch Abtretungminder wichtiger Prouiuzial-
straßen, die nicht notwendig zu unserem Prouinzial-Stmßeunetz gehören, indirekt das Zustande¬
kommen eines derartigen Kreiswegeuctzes fördert. Dieses will der Prouiuzialausschnß. Allein, er
vertenut hierbei nicht die Konsequeuzeu,die sich darau kuüpfen, und er möchte deshalb diesen
Schritt nicht plötzlichund unvermittelt tuen, sondern wie Herr Molenacir schon ausgeführt hat,
nach reiflicher Erwägung und an der Hand der Erfahrungen, die wir auf dem Gebiete noch
sammeln werden. Erst dann, meine Herren, wenn ein solches Abkommen mit einem Kreise zustande
gekommen ist, welches nicht endgültig abgeschlossen,sundern nur vorbereitet ist, können Sie beurteilen,
wie die Verhältnisseliegen und was die Kreise bei der Übernahme von Provinzialstraßen für den
Gemeiudewegebauleisten wollen. Sie können alsdann die Berechnungmachen, was die Übergabe
der Straßen kosten wird und ob Sie besser tun, entweder die direkte Unterstützungan die Kreise
bezw. Gemeindenzu erhöhen, anstatt eine indirekte Unterstützungdadurch eintreten zu lassen, daß
Sie einen Teil der Straßen abtreten. So wie die Sache heute liegt, kann dieselbe nicht weiter
gehen. Wir huben das im vorigen Landtag erlebt und ebenso im Landtage vorher, daß die dritte
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Fachkommissionfurtdauernd Anträge auf Erhöhung des Kommuualwegcvaufoudsstellt. Je mehr
wir aber den Fonds erhöhen, um so mehr steigen die Anträge. Als der Funds nuch klein war,
bewegtendie Anträge sich zwischen 8- bis 400 000 Mark, Als der Fonds erhöht wurde, stiegen
die Anträge ans 6u0 000 Mark, und nachdem der Fonds im vorigenLandtag abermals erhöht
worden war, belaufen sich jetzt die Uuterstützungsauträgeauf ca. eiue Million Mark. Sie sehen
also, daß je mehr wir den Fonds erhöhen, desto mehr die Anträge steigen und daß wir der deu
Neig hcrabrollenoenKugel hierbei nachrennen,

Herr von Hoeuel wird Ihnen mcht verschweigen, daß, wenn Sie den unhaltbaren Zuständen
auf dem Gebiete des Kommuualwegebaucsim Silben der Prooinz durch die bisherigen Unter¬
stützungen an die Gemeinden ein Ende machenwollen, es sich dann um Hunderttausendevon Mark
handeln wird, um welche der Gemeindewegebaufondserhöht weiden müßte. Diesem fortgesetzten
Drängen auf Erhöhung des Gemeindewegebaues,welches in jedem Landtag heiuurtreteuwird, möchte
ich in Übereinstimmungmit dem Pruuinzialausjchuß dadurch ein Ende bereitet sehen, daß in den¬
jenigen Gegenden der Provinz, wo solche Zustände vorherrschen,au Stelle der Gemeinden der
Kreis Träger der Unteihallungslast der wichtigeren Gemeindewegcwird und daß die Provinz diese
allem wirksame Abhülfe dadurch unterstützt,daß sie zum Zwecke der Förderung einer Kreiswegebau-
verwaltuug eine Anzahl minder wertiger Prouinzlalstcaßcu an die Kreise abtritt. Ich glaube,
daß diese Stellung klar ist, und daß ihr gegenüberder Vorwurf uich: am Platze ist, daß der
Pruviuzialllusschußnicht recht gewußt habe, was er »volle.

Wenn sodann Herr OberbürgermeisterZweigert weiter behauptet hat, die Proviuzial-
verwaltung verwalte schlecht, so möchte ich ihn fragen, welchenBeweis er für diese schwerwiegende
Behauptung hat. Ich bin umgekehrtder Meinung, daß die Prouiuzialuerwaltmigen gut verwalten
und ich werde an dieser Meinung solange festhalten, bis mir das Gegenteil bewiesen wird. Herr
Zweigert hat zwar deu Beweis versucht, indem er ausführte, die Kosten der allgemeinen Verwaltung
betrügen allein 755 000 Mark. Er hat aber übersehen, daß in dem Etatstitcl der Ausgaben der
Straßeuucrwaltung, welcher mit 755 000 Mark abschließt,verschiedene Positionen stecken, nämlich
erstens die Kosten der allgemeinenVerwaltung mit 130 000 Mark, dann der Zuschuß zur Zahlung
von Pensionen, Witwen- und Waisengeldcrnmit 70 000 Mark, hierzu kommt der Zuschuß au den
VoranschlagH über den Neubau uou Provinzialstraheu mit 90 000 Mark, desgleichen der Zuschußau
deu Voranschlag U über die Verwendung des Eiseilbahnfondsmit 115 000 Mark uud endlich der Zuschuß
an deu Voranschlag 0 über die Unterstützung des Gemeinde-und Krciswegebauesmit 350 000 Mark,
was alles zusammen also 755 000 Mark ausmacht, allem es sind der Mehrzahl nach sachliche
Kosten,welche mit den persönlichen Kosten nichts zu tun haben. Die letzteren betragen in dem
in Nede stehendenTitel nur 130 000 i- 70 000, zusammeu200 000 Mark. Ja, meine Herren,
wenn man die Beweisführung sich so erleichtert, daß mau einen ganzen Titel nimmt uud sagt,
hier stud 755 000 Mark für Kosten,während in Wirklichkeit nur 200 000 Mark an persönlichen
Ausgaben drin stecken, dann glaube ich, ist es nicht schwer, einer Verwaltung nachzuweisen, daß sie
am teuersten wirtschaftet. Es kommt doch darauf au: was geben wir pro Kilometer Straße aus,
und da behaupte ich nicht blos, sondern kann es Ihnen auch beweisen, daß wir weniger ausgeben,
wie die Königliche Staatsregierung ausgegebenhat zur Zeit, als sie die Straßen verwaltet hat,
bis zum Jahre 1877. Wir kommen heute uoch mit der Staatsrente für die ehemaligenStaats¬
straßen sehr reichlich aus und die Gesamtausgaben sür die Straßen beziehungsweisedie Zuschüsse
sür die Straßenuerwllltung sind heute, wenn Sie die fortgefallenenEinnahmen aus Barriereugeldern
hinzurechnen, nicht wesentlichhöher, wie dieselben zur Zeit der staatlichenVerwaltung gewesen
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sind. Es ist auch nicht richtig, daß ein fortwährendes Steigen der Abgaben für die Straßen-
Verwaltungzu verzeichnen ist. Wir sind im Gegenteil, nachdem wir zu Anfang der 1880er Jahre
die nicht im besten Zustande auf die Provinz übergegangenen Staats- und Bezirksstraßenvor und
nach wesentlich verbessert und fast durchgängigmit neuen Decken versehen hatten, fortwährend mit
den Ausgabe» zurückgegangen bis wir allmählich durch das Steigen des Verkehres, der Arbeits¬
löhne und der Materialienpreise wieder heraufgehen mußten. Insbesondere hatten die Straßen
während des wirtschaftlichen Aufschwunges der letzten Jahre in den Industriegebietensehr gelitten
und sind deshalb im letzten Landtage die Anforderungen wesentlicherhöht worden. Die Gründe
hierfür habe ich in meiner Etatsredc im Jahre 1901 ausführlich dem Landtage vorgetragen und
will ich hier nur auf das damals Gesagte verweisen. Wir mußten zahlreiche Straßen infolge des
gewachsenen und veränderten Verkehres, weil sie tatsächlichnicht stark genug waren, mit einer
neuen Befestigung, Pflaster oder KIcinpflasterbezw. mit 10 bis 11 zölligen Decken, versehen, was
viel Geld erforderte. Wir haben allein im Kreise Essen auf einer Straße, die uns von der
Gemeinde übergebenworden ist, für über '/s Million für neues Pflaster ausgeben müssen, aber,
meine Herren, das sind vorübergehendeAusgaben, welche nicht alljährlich wiederkehren. Nachdem
die Straßen einmal in einen dem jetzigen Verkehre entsprechendenguten Zustand versetztsind,
werden diese Ausgaben nicht weiter steigen noch in dem Maße wiederkommen,wie dies in den
letzten Jahren der Fall war. Ich glaube, meine Herren, daß das einzige richtige Kriterium für
unsere Verwaltung dasjenige ist, was wir pro Kilometer Straße an persönlichenund sachlichen
Kosten verausgaben. Diese Ausgaben betragen zur Zeit ca. 650 Mark pro Kilometer und steht
diese Summe im Einklängezu den betreffendenAusgaben der übrigen Provinzen.

Wenn man glaubt, daß die Provinz bei der Übergabe der Straßen an die Kreise billiger
fortkommen werde, so möchte ich demgegenüber darauf hinweisen, daß der Kreis Mcisenheimallein
ca. 800 Mark für die wenig befahrenenStraßen des dortigen Kreises, welche uns nicht einmal
die Hälfte dieser Summe kosten, als Rente für angemessen hielt.

Wenn in der Diskusion auf den Kreis Wetzlar Bezug genommenworden ist, so kann ich
nicht unerwähnt lassen, daß die Verhältnisse im Kreise Wetzlar doch etwas anders liegen, wie in
den übrigen Kreisen unserer Provinz. Der Kreis Wetzlar hat dem Bezirksstraßenfondsniemals
angehört, derselbe hat vielmehr seine Kreisstraßen, welche den Vezirksstraßenanalog sind, selbst
unterhalten. Als die Staatsstraßen im Jahre 187? auf die Provinz übertragen wurden, wollte
der Kreis Wetzlar auch seine Kreisstraßen an die Provinz abtreten uud an der Gesamtumlage
mit teilnehmen, Es ist damals von hier aus abgelehnt worden, und zwar zunächst aus dem
Grunde, weil damals Verhandlungen wegen Überganges des Kreises Wetzlar in den Kommunal-
verband Wiesbaden schwebten. Später ist eine Einigung auf der Basis zustande gekommen, daß
dem Kreise Wetzlar die Staatsstraßen zu den Bezirksstraßcn oder Kreisstraßen, die er bereits
damals unterhielt, abgetreten wurden. Eine Einigung über die Rente war hier von selbst gegeben.
Man gab dem Kreise Wetzlar die Rente, welche der Staat für die betreffendenStraßen der
Provinz überwiesenhatte. Diese Staatsrentc war reichlich bemessen uud zwar aus dem Grunde,
weil das Abgeordnetenhaus zu den von der Staatsregicrung ermittelten Kosten der Straßen
25°/» Zuschlag für die spätere Steigcruug verlaugt hatte. Hiernach betrugen die damals über-
wicsenen Renten 25 > mehr, wie die damaligen Unterhaltungskosten. Indem der Kreis Wetzlar
die unverkürzteStcmtsrcnte erhielt, hatte derselbe zu Anfang eine reichbemessene Rente, die sich
aber später durch das Steigen der Arbeitslöhne u. s. w. ausgeglichen hat. Bei der Übernahme
der Beziiksstraßen, deren Unterhaltungskostennicht aus Staatsrenten, sondern aus Provinzial-
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Umlagen bestritten werden mußten, ist ein solcher Zuschlag von 25 °/<> nicht gemacht worden,
sondern es sind nur die damaligen Ausgaben der Umlage zu Grunde gelegt wurden. Es
sind damals von Zuschlägenzu der Einzelbesteuerungerhoben worden im ganzen 2 200 000 Mark,
Hierzu traten die Einnahmen aus den Barrieren ca. 600 000 Mark, so daß damals für die
Bezirlsstraßen im ganzen 2 800 000 Mark verausgabt wurden. Die Prouinzialvcrwaltung hat
hierfür im Jahre 1877 rund 3 000 000 Mark erhoben,während jetzt 3 200 000 Mark vorgesehen
sind. Die Steigerung erreicht also noch nicht die 25°/°, welche bei den Staatsstraßen von
Anfang an zugeschlagen worden sind.

Ich glaube, meine Herren, daß hiernach die Vorwürfe, welche der Herr Oberbürgermeister
Zweigert gegen den Provinzialausschuß, sowie gegen das Wirtschaftender Provinzialverwaltungen
im allgemeinenerhobenhat, wohl nicht als begründet angesehen werden können. (LebhafterBeifall.)

Vorsitzender Becker: Das Wort hat der Herr AbgeordneteMarx.
Abgeordneter Marx: Meine hochgeehrten Herren! Ich darf annehmen,daß die Angelegenheit

für und wider hinreichend erörtert ist. Ich habe deshalb lediglich meinen kleinen Ab und erungs antrug
zu begründen.

Grundsätzlich bekenne ich mich zu denjenigen,welche für eine Übergabeder Wegeunterhaltung
auf die Kreise sind. (Bravo!) Bestimmendist für mich vor allem die Auffassung,daß wir heute
nicht mehr sogenannte Provinzialstraßen im eigentlichen Sinne des Wortes haben; denn es findet
kein durchgehender Verkehr auf denselben mehr statt wie es früher der Fall war; der letztere ist
durch die Eisenbahnenersetzt. Haben die Straßen und die Provinzialstraßen aber wesentlich eine
örtliche, lokale Bedeutung, die nicht über den Nahmen der Kreise hinausgeht, dann sind die Kreise
auch die richtigen Träger dieser Verwaltung. Ich kann mir ja denken, daß es schmerzlich für eine
Verwaltung ist, die ein Kind so lange gepflegt hat, es nun abzugeben. Aber Sie mögen bedenken,
daß es in die Hände eines Erben kommt, der dieses Kind auch hcgeu und Pflegen wird, da es
sein Kind wird und er an dessen Wohlbefinden das direkteste Interesse hat.

Meine Herren! Die Bedenken, welche nun laut gewordensind, gipfeln im wesentlichen
in den Dingen, die ihre Festlegung finden müssen, in den abzuschließenden Verträgen und deshalb
bin ich allerdings der Meinung, daß der Piovinziallcmdtag nicht verzichten kann auf die Mitwirkung
bei der Abschließung der Verträge. Sie haben gehört, daß die Periode, für welche die Verträge
abzuschließen sind, die Fixierung der Rente, die Konflikte,die daraus entstehen können u. s. w. die
wesentlichenBedenken sind, die hier vorgebracht worden sind. Alle diese Dinge müssen ihren
Ausdruckfinden in den abzuschließenden Verträgen. Nun, meine Herren, kann ich aber auch nicht
verschweigen,daß der Provinzialausschuß, der sich im Prinzip gegen die Übernahme durch die
Kreise ausgesprochenhat, nicht gerade ein sehr wohlwollenderKontrahent gegenüber den Kreisen
sein wird. Ich meine deshalb, wir könnten ihm nur ein Vorbereitungsrechteinräumen und auch
diejenigenHerren, welche für die Übertragung auf die Kreise sind, müßten sich zu meinem Antrage
dahin bekennen, daß eine Nachprüfung der abzuschließendenVerträge diesem hohen Hause
vorbehalten bleibt.

Ich wiederholemeinen Antrag, (Bravo!)
Vorsitzender Becker: Das Wort hat der Herr AbgeordneteFreiherr von Hoevel.
Abgeordneter Freiherr August von Hoevel: Meine Herren! Wenn Sie die Aus¬

führungen verschiedener Nedner verfolgen, so werden Sie den Eindruckbekommen müssen, daß ich
der Vater der ganzen Vorlage bin. Der Herr Abgeordnete von Solcmacher hat behauptet, ich
hätte bereits — ich weiß nicht wann, ich glaube, wie ich noch in den Windeln lag (Heiterkeit)—
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den Antrag gestellt, daß die Provinzialstraßen seitens der Kreise zu übernehmen wären. Meine
Herren! Das ist, soweit es sich um das Jahr 1875 handelt, ein sehr großer Irrtum. Ich bin
im Jahre 1875 nicht Mitglied des Provinziallandtags gewesen, sondern bin es erst viel spater
geworden; auch habe ich im Jahre 1875 meines Wissens einen derartigenAntrag nicht bei anderer
Gelegenheitgestellt. Wohl bin ich, wie ich 1870 Landrat gewordenwar, einmal kurze Zeit der
Ansicht gewesen,daß es für die Verhältnissedes Kreises Essen sich empfehlen würde, Kreisstraßen
zu bauen, Aber dieser Standpunkt hat von mir sehr bald verlassenwerden müssen, weil sich die
Verhältnissein dem rasch lebenden Kreise Essen sehr bald änderten, und wenn ich auch ein Westfale
bin, der gewohnt ist, an seiner Überzeugungfestzuhalten, so habe ich doch niemals bewiesen, baß
ich eigensinnig auch dann an meinen Ansichten festhalte, wenn ich zur besseren Überzeugung
gekommen bin. Ich habe allerdings damals sehr bald die Ansicht gewinnen müssen, daß die Ver¬
hältnisse in dem Essener Industriebczirkso sind, daß man dazu übergehenmüsse, bessere Wege zu
schaffen,und habe ich deswegen dahin gewirkt, daß zahlreiche Provinzialstraßen gebaut wurden
und ebenso der Gemeindewegebauverbessert wurde. Aber niemals bin ich in der Lage gewesen,
zu beantragen, daß seitens des LandkreisesEssen die Provinzialstraßen von der Provinz zu
übernehmen seien. Die Verhältnisse liegen eben anders im nördlichenTeil der Provinz als im
südlichen, und der Herr Landeshauptmann hat vollständigrecht gehabt, wenn er vor zwei Jahren
ausgeführt hat, die Verhältnisse im Norden seien anders wie im Süden. Die Verhältnisse im
Norden bedingen, daß die Wege in der Hand der Gemeinde bleiben, dagegen bedingendiejenigen
im Süden, daß die Wege zum Teil uou den Kreisen übernommenwerden, und zwar lediglich aus
dem damals von uns acceptiertenGrunde, weil man im Süden nicht in der Lage ist, die Straßen
auf Kosten der Gemeinden auszubauen.

Es ist dann weiter darauf hingewiesenworden, daß die Kreise des Bezirks Coblenz in
hellen Haufen den Antrag gestellt hätten, die Provinzialstraßen zu übernehmen. Meine Herren!
Das ist unrichtig. Es ist lediglich seitens der betreffenden Landräte angefragt worden, wie der
Provinzialausschußsich dazu stellen würde, wenn die Kreise derartige Anträge stellten. Es hängt
damit zusammen,daß die Landräte, um ihren Kreistage»eine desfallstge Vorlage machen zu können,
wissen mußten: wie stellt sich der Provinzialausschußzu dieser Frage. Wenn man einkromsiuoiin,
für den Kreistag macht, muß dieses kroiuemoriu. nach allen Seiten hin erschöpfend sein.

Es ist weiter zutreffend, daß der Kreis Meisenhcim, als ihm mitgeteilt worden war, er solle
bei Übernahme seiner Provinzialstraßen pro Kilometer 350 Mark bekommen, die Gegenforderung
von 660 Mark pro Kilometer gestellt hat. Das war aber auch nicht die Kreisvertretung selber, sondern
nur wiederum der Kreisausschuß,der ja das ^rmneiuoi-in, für den Kreistag vorzubereiten hatte.
Eine Vorlage ist aber dem Kreistage bis heute noch nicht gemacht worden und konnte auch uicht
gemacht weiden, weil der Provinzialausschußautwortetc, wir haben noch garnicht das Recht, die
Straßen dem Kreise zu überweisen,der Landtag muß erst prinzipiell zur Sache Stellung nehmen.
Darauf hat dann der Landtag auf die Vorlage geschrieben: „Wiedervorzulegen,nachdem der
Beschluß des Landtags gefaßt worden ist." Also es ist unrichtig, wenn gesagt wird, daß der
Landrat daran festgehalten hätte, 660 Mark pro Kilometer zu fordern. Er konnte dies auch garnicht,
weil er gar keinen Technikerhatte, der ihm eine Kostenberechnung machen konnte. Hätte er die
Sache weiter verfolgt, so würde er etwas getan haben, was nicht gerade Praktisch gewesen wäre.
Überhaupt ist zur Zeit garnicht daran zu denken, daß viele Kreise die Übernahme der Straßen
beantragen werden, sondern es ist lediglich die Absicht gewesen, festzustellen,wie stellt sich der
Provinzialausschußund der Landtag zu der Sache. Auch wollen wir, meine Herren, bei der ganzen

21*



164 43. RheinischerProvinziallandtag, 6, Sitzung am 16. Februar 1903.

Sachlage nicht vergessen,daß wir mehrere Beschlüsse des Landtages haben, die sich auf die Basis
der Vorschlägedes Herrn Landeshauptmannsgestellt haben. Der Herr Landeshauptmann hat nun
verschiedentlich ausgeführt, daß es durchaus nicht anders geht, als daß die Kreise dazu übergehen,
Kreiswegezu bauen, und dabei wird es auch ab und zu dazu kommen, daß ein Teil der Provinzial-
straßen seitens der Kreise übernommenwerden wird.

Meine Herren! Wenn wir auch heute beschließensollten, die Prouinzialstraßcn können
sämtlich seitens der Kreise übernommenwerden, so würden Sie doch niemals die Kreise dazu zwingen
können, die Straßen zu übernehmen, es sei denn, daß eine desfallsige Gesetzesvorlage gemacht werden
würde. Nach Lage der Sache würde selbst der Süden der Provinz zu einem derartigen Antrage
kaum irgendwo kommen, denn in den meisten Kreisenist man gar nicht in der Lage, und zwar
aus finanziellen Gründen, diese Übernahme acceptieren zu können, weil die Kreise durch andere
Sachen, die auch große finanzielleOpfer erfordern,so in Anspruchgenommensind, daß namentlich
bei ihrer zeitigen Finanzlage das unausführbar erscheinen wird.

Also meine Herren! Sie kämpfen in dieser Beziehung mit Gespenstern. Es ist dann
auch weiter gar nicht seitens des Ausschusses gesagt worden, es sollte dazu übergegangenwerden,
die Straßen jetzt in größerer Menge zu übernehmen,sondern es heißt ausdrücklich, der Provinzial-
landtllg wolle sich grundsätzlich gegen eine allgemeineAufteilung der Prouinzialstraßcn aussprechen.
Nun stand allerdings in der Vorlage des Prouinzialausschusses:„in größeremUmfange" und das
ist seitens der Kommission gestrichenworden. Es ist von verschiedenen Herren Redner» schon
gesagt worden, daß das lediglichdeswegen geschehen ist, weil die Wortfassung der Nr. 1, wie sie
nach dem Vorschlage des Prouinzialausschusseslautete, die Befürchtungaufkommen ließ, daß man
hinterher sagen würde, auch in dem Bezirk des Kreises kann eine größere Aufteilung nicht statt¬
finden, und deswegenhaben wir obige Wortfassungin der Kommissiongewählt. Nachdem aber
von Herrn von Breuning und auch sonst im Hause ausgeführt wordeu ist, daß man diese Auf¬
fassung nicht teilte, so würde meinerseitsnichts dagegen zu erinnern sein, wenn man die Wort¬
fassung des Provinzialllusschusseswiederhergestellt und beispielsweise hinter das Wort „allgemeine"
noch die Worte „oder größere Austeilung der Provinzialstraßen" eingefügtwerden würden. Das
würde also genau dasselbe sein, was der Provinzialausschußbeantragt hat. Mir würde es übrigens
ziemlich egal sein, ob man die Wortfassungwählt, die ich eben vorgeschlagen habe oder die Wort¬
fassung des Piovinzinlausschusses.

Gegen die Nr. 2 ist von keiner Seite Einspruch erhoben worden, und enthalte ich mich
deshalb hier jeder weiteren Erörterung.

Was dann Nr. 3 anlangt, so haben wir in der Kommissiongeglaubt, daß es sich
empfehlenwürde, um Zeit zu gewinnen, schon jetzt in einem oder zwei Kreisen Verträge mit der
Provinz wegen der Übernahmevon Straßen abschließen zu lassen. Wir haben namentlichdabei den
Kreis Meisenheimim Auge gehabt, wo die WegevertMnisse derartig sind, daß es wünschenswert
ist, daß auch nicht einmal ein Jahr verloren geht. Wir haben dort sehr schlechteKommuualwege,
und es ist von dem Herrn Referenten sehr eingehendauseinandergesetztworden, wie klein die
Verhältnissedes Kreises Meisenheimsind. Wenn man dort auch wirklich eine Ausnahme macht,
indem man dazu übergeht, die sämtlichen Provinzialstraßen mit den Konnnunalwegenals Kreiswege
zu behandeln, so würde das durchaus keine Durchbrechung des Prinzips sein, denn der Kreis
Meisenheimist so gelegen, daß durchgehende Straßen ihn kaum berühren, und außerdem haben
die Provinzialstraßen dort einen sehr geringen Verkehr und Umfang. Das ist auch seitens der
Mitglieder des Provinzialausschussesin der Kommisstonzugegebenworden, und ich glaube, man
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hat an und für sich nichts dagegen zu erinnern, daß demnächst eine derartige Übernahme der
Provinzialstraßen durch den Kreis in Aussichtgenommenwird. Will man das aber nicht, will
man nicht die Straßen schon jetzt überweisen, so habe ich auch gegen die Wortfassung,wie sie der
Herr Oberbürgermeistervon Düsseldorfvorgeschlagen hat, nichts zu erinnern. Das würde ungefähr
dasselbe sein, was auch der Provinzialausschußvorgeschlagen hat.

Wenn nun seitens des Herrn von Solemacher vorgeschlagen wird, die ganze Sache auf
sich beruhen zu lassen und überhaupt leine weiteren Schritte in dieser Sache zu tun, so kann ich
nicht dringend genug davor warnen, hierzu überzugehen,weil, wenn nicht bald etwas für die
größeren Kommunalwegegeschieht, dieselbeneinen solchen Zustand annehmen werden, daß allgemeine
Klage darüber erhoben werden würde. Ich wundere mich, daß man das noch irgendwo zu bestreiten
wagt, denn die Tatsachen sind so, daß sie längst allgemein anerkannt worden sind, und zwar
namentlichvom Landtag und vom Provinzialausschuß.

Ich bitte Sie daher dringend, den Antrag des Herrn von Solemacher abzulehnen.
Vorsitzender Becker: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Freiherr von Solemacher.
Abgeordneter Freiherr von Solemacher-Antweiler: Meine Herren! Zunächst

möchte ich Herrn Freiherrn von Hövel bemerken,daß, wenn er durch irgend eine Äußerung, die
ich gemacht habe, unangenehmberührt worden sein sollte, dies keineswegs in meiner Absicht gelegen
hat. Das will ich ausdrücklich hier konstatieren. Ich bin bereit, sogar eventuell um Entschuldigung
zu bitten. (Heiterkeit.) Aber, meine Herren, Herr von Hövel sucht jetzt wiederumdie Sache in
dem unschuldigenLammcsgewand vorzubringen (Heiterkeit),welches der Herr Berichterstatterder
Sache umgehängt hat, daß es sich um nichts weiter weiter handeln sollte, als um einen kleinen
Anfang. Allerdings guckte der Pferdefuß bei Herrn von Kruse insofern schon heraus, als er bei
aller Milde doch nnr sagte: „zur Zeit" nicht weiter zu geheu. Er stellt das hier für später in
Aussicht. Aber meine Herren, der Herr OberbürgermeisterMarx und der Herr Oberbürgermeister
Zweigcrt haben den Pferdefuß ganz unentwegt in der Luft geschwungen (Große Heiterkeit) —
verzeihenSie — und haben gesagt, wo sie hinaus wollen. Sie wollen unsere Provinzialstraßen
aufgeben (Sehr richtig!) und wollen sie in Kreisstraßenumwandeln, und, meine Herren, da greift
das Platz, was ich von vornhereinsagte: priueiriiis od»ts,! Meine Herren! Machen wir uns
doch einmal das eine klar: heute zahlen die eximiertcnStädte ungefähr so viel an Umlagen wie
das Land. Sie haben dafür aber das für sich, daß sie wenigstens in Bezug auf das Geld, das
sie aufbringen helfen, bei der Ausgabe mitwirken,daß sie die Etats mitberaten, daß sie ihre Ansicht
llussprcchcu können, daß sie also mitwirkendafür, daß sie bezahlen.

Meine Herren! Wenn aber der Fall eintreten sollte, der ja unausbleiblichin 10 Jahren
eintreten wird, daß in dem Provinziallandtag die Vertreter der Städte die Majorität haben, dann
werden die Herren Vertreter der Städte den Spieß umdrehen und werden dann, wenn sie zur
Zahlmaschincbenutzt werden sollen, wenn das an die Kreise abgegeben wird und die Städter nur
dazu da sind, um die Umlage mit aufzubringenund doch bei der Verwendung nichts zu sagen
haben, naturgemäß erklären: man Hai uns in eine ganz unwürdige Stellung gebrachtund dieser
unwürdigen Stellung entziehen wir uns einfach dadurch,daß wir nunmehr sagen: jeder Kreis möge
dann auch die Umlage für seine Straße selber erheben.

Wohin würde das führen? Das führt erstlich dazu, daß die Landkreiseals Gesamtheit
das Doppelte von dem zahlen, was sie heute bezahlen. Das ist aber nur bei wohlhabenden
Landkreisenso, denn die ärmeren Kreise würden ruiniert weiden. Ich mache nur auf den Kreis
Waldbroel aufmerksam; soviel mir bekannt zahlt der Kreis Waldbroel 7000 Mark Provinzial-
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Umlagen und die Unterhaltung der Provinzialstraßen im Kreise Waldbroel erfordert ungefähr
100 000 Mark. Wenn der Kreis das selber aufbringen sollte, müßte er einfach fünfzehn mal
soviel zahlen, wie er heute zahlt; er wäre mit einem Wort ruiniert und deshalb, meine Herren,
weisen wir, ob diese Zumutung mehr oder weniger — keusch oder unkeusch an uns herantritt (Große
Heiterkeit),die Sache einfach ab und sagen: es soll so bleiben, wie es bis jetzt bei uns ist. (Beifall.)

Vorsitzender Becker: Es ist ein Antrag auf Schluß eingereicht (Bravo!), der genügend
unterstützt ist.

Zum Wort sind noch gemeldetdie Herren AbgeordnetenIweigert und Freiherr von Laur.
Wir kommen zur Abstimmungüber den Antrag auf Schluß. Ich bitte diejenigen Herren,

welche den Antrag auf Schluß annehmen wollen, sich zu erheben. (Geschieht.)
Der Schluß ist angenommen. Ich schließe also die Verhandlung und gebe dem Herrn

Berichterstatter das Wort.
BerichterstatterAbgeordnetervon Kruse: Meine Herren! Ein ganz kurzes Wort. Der

Herr AbgeordneteExcellenz von Solemacher hat die Gewogenheit gehabt, sich am Ansänge seiner
Rede mit meiner bescheidenen Person zu befassen und hat es dabei gewissermaßen so dargestellt,
als wenn ich bestrebt gewesen sei, mit Sirenentönen (Heiterkeit)die harmlosen Abgeordnetenhier
zu umgarnen.

Nun, meine Herren, ich habe den großen Vorzug, gegenüberder Loreley meinen Wohnsitz
zu haben und könnte nur dankbar sein, wenn ein Körnchenvon den bestrickenden Eigenschaften der
Loreley auf mich übergegangenwäre, (Heiterkeit.)

Herr von Solemacher hat dann aber weiter noch gesagt, daß ich ihn fast „eingeseift"
hätte, und da muß ich doch in aller schuldigen Ehrfurcht gegen Seine Excellenz bemerken, daß das
„Einseifen" nicht zu meinen Gepflogenheitengehört.

Meine Herren! Der Herr Abgeordnete Molenaar ist Mitglied unserer III. Fachkommission
und hat hier gegen den Antrag der III. Fachkommissiongesprochen.Das könnte den Anschein erwecken,
als wenn er der Vertreter einer erheblichenMinderheit in der Fachkommissiongewesen wäre.
Demgegenüberstelle ich tatsächlich fest, daß die III. Fachkommission mit allen gegen 2 Stimmen
die Annahme dieses Ihnen vorliegendenAntrages beschlossen hat.

Meine Aufgabe war es, diesen Antrag hier zu vertreten, und dieses Auftrages habe ich
mich als Ihr Referent entledigt. Nach meiner persönlichen Ansicht könnte der Antrag des Herrn
OberbürgermeistersMarx zweckmäßiger Weise angenommen werden, der ja nur die Änderung zu
unserem Antrag bringt, daß diese Verträge nicht abgeschlossen werden, sondern daß sie vorbereitet
und dem Landlage zur Beschlußfassung vorgelegt werden sollen. Ich persönlich würde also auch
diesem Antrag zustimmen, muß mich aber nach wie vor auf die Bitte beschränken, zunächst den
Antrag der III. Fachkommission hier zur Erledigung zu bringen.

Vorsitzender Becker: Wir kommen zur Abstimmung.
Meine Herren! Es liegen vor:
1. Der Antrag des Provinzialausschusscs,
2. der Antrag der III. Fachkommission,
3. zu dem »lins» 3 des Antrages der III. Fachkommission der Antrag Marx, und
4. der Antrag von Solemacher.
Es ist aus dem hohen Hause bereits der Wunsch laut geworden, daß über die 3 Absätze

des Antrages des Provinzialausschussesund des Antrages der III, Fachkommission, welche sich der
Fassung des Provinzialausschussesim wesentlichen angeschlossen haben, getrennt abgestimmtweiden
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möge; das scheint auch mir das allein zutreffende zu fein. Wir würden also, wenn Sie dieses
Vorgehen billigten, zunächst zur Abstimmungüber den 1. Absatz des Antrages der Fachkommission
kommen, er deckt sich mit der ersten Hälfte des Antrages des Prouinzialausschusses. (Abgeordneter
von Grand-Ry: Zur Geschäftsordnung!)

Wäre dieser Antrag angenommen,dann würden wir über den zweiten Teil des Antrages
des Prouinzialausschussesabzustimmen haben, und je nachdem dieser zweite Teil angenommen
oder abgelehnt wird, würde also das erste alinss, seine Fassung finden. Bei dem kliusa, 2 ist
die Sache schwieriger. Nach meiner Auffassunggeht das Mnea, 2 des Antrages der III. Fach¬
kommission weiter wie das aliusg, 2 des Antrages des Prouinzialausschusses. Hier, glaube ich
also, wäre es zutreffender,zunächst abzustimmenüber den Antrag alinea 2 der III. Fachkommission,
und erst wenn dieser Antrag abgelehnt sein sollte, über das glinoa, 2 des Prouinzialausschusses.
Endlich aline«, 3 des Prouinzialausschussesgeht nach meiner Auffassungauch nicht so weit, wie
2,1in«Ä 3 der III. Fachkommission.Ich würde also meinen, hier müssen wir zunächst über das
aliuLk 3 der III. Fachkommission abstimmen,und zwar zuallererstüber den dieses alinea, 3 wieder
modifizierendenAntrag Marx, ob für den Fall der fonstigenAnnahme des alinea» 3 der Antrag
Marx Annahme finden foll. (Abgeordneter Freiherr von Solemacher-Antweiler: Zur
Geschäftsordnung!) Wird der Antrag Marx abgelehnt, dann würden wir über das kliuea 3 der
Fachkommission, wie es vorliegt, abstimmen, und damit würde dann eventuell die ganze Fassung
gegeben sein; der Antrag Solemacher beantragt, alle 3 alineas abzulehnen. Der kommt von
selbst durch die Abstimmung des Hauses zur Geltung. (Widerspruch.) Wenn das Haus dem
Antrage beitritt, dann lehnt es alle 3 alinsan ab, und damit ist die Sache erledigt. (Rufe:
Zur Gefchäftsorduung!) Meine Herren! Damit wir bei der Verhandlung über die Geschäfts¬
ordnung uns möglichst über dieselben Punkte zunächst verständigen,würde ich vorschlagen, daß wir
uns zunächst einmal verständigtenüber die Abstimmungzu aline», 1 (Zuruf: Zur Fragestellung!)
und die etwa meine Vorschläge bemängelnden Ausführungen,uud daß wir uns über die Abstimmungs¬
form zu aline«, 2 und 3 erst verständigten, wenn über aUnsa 1 abgestimmt ist. Natürlich ist
es bei «.linen, 1 nicht ausgeschlossen, auch Ausführungen zu machen, die alle drei aliueg.» treffen.
Sind Sie damit einverstanden? (Zurufe: Bitte zur Gefchäftsorduung.)

Abgeordneter Freiherr von Solemacher-Antweiler: Ich habe schon längst zur
Geschäftsordnungums Wort gebeten.

Ja, Excellenz, Sie haben das Wort noch nicht. Zur Gefchäftsordnung hat zunächst
Herr Abgeordneter von Grand-Ry das Wort. (Abgeordnetervon Grand-Ry: Zur Fragestellung.)

Zur Fragestellung? (Abgeordnetervon Grand-Ry: Ja.) Das ist dasselbe.
Abgeordnetervon Grand-Ry: Ich möchte den Herrn Vorsitzenden bitten, als Eventual-

Antrag zu dem Antrag der Fachkommission über die Worte in der ersten Nummer des Vorschlages
des PiovinzilllausschussesDrucksache Nr. 34 abstimmenzu lassen, also lautend:

„wie gegen eine Abgabe derselben in größerem Umfangean die Kreise sich aussprechen."
Meine Herren! Wenn in der Weise abgestimmt wird, wie der Herr Präsident es vor¬

schlägt, so sind wir meiner Meinung nach nicht in der Lage, über diesen Teil des Vorschlagesdes
Prouinzialausschussesabzustimmen. Ich betrachte also den Antrag als einen Eventualantrag zu
dem Vorschlage der Fachkommission.Wird er abgelehnt, dann würde über den Antrag, so wie
ihn die Fachkommission gestellt hat, abzustimmensein.

Vorsitzender Becker: Wünscht der Herr AbgeordneteFreiherr von Solemacher ebenfalls
über die Abstimmungzu aliuea 1 zu sprechen?
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Abgeordneter Freiherr von Solemacher-Antweiler: Ich wünsche zu der Art der
Fragestellung zu sprechen.

Vorsitzender Becker: Sie haben das Wort.
AbgeordneterFreiherr von Solemacher-Antweiler: Ich behaupte, daß mein Antrag

ganz zweifellos der weitestgehendeist, (Sehr richtig!) daß deshalb zuerst über meinen Antrag
abgestimmtwerden muß. (Sehr richtig!) Würde so abgestimmtwerden, wie der Herr Präsident
vorschlägt, so würde mein Antrag überhaupt nie zur Abstimmungkommen. (Sehr richtig!)

Vorsitzender Becker: Das Wort hat zunächst Herr Abgeordneter Pingeu zur Fragestellung,
Abgeordneter Pingen: Herr Präsident, ich möchte auch bitten, zuerst über den Solemacher'schen

Antrag abstimmen zu lassen, da dieser der weitestgehende ist. Wenn dieser Antrag angenommen
wird, dann fallen naturgemäß ja alle anderen Anträge.

Vorsitzender Becker: Herr AbgeordneterZweigert hat das Wort zur Fragestellung,
AbgeordneterZweigert: Meine Herren! Der Antrag des Herrn von Solemacher ist

geschäftsordnungswidrigund durchaus unzulässig. (Heiterkeit.) Ich kann keinen Antrag stellen,
einen vom Provinzialausschuß oder von der Fachkommission gestellten Antrag abzulehnen, Herr
von Solemacher denkt offenbar an einen Antrag „zur Tagesordnung überzugehen",ihn also gar
nicht weiter zu erörtern. Das ist ein allenfalls zulässigerAntrag. Aber einen Antrag, einen aus
dem Haufe vorliegendenAntrag abzulehnen, gibt es überhaupt nicht (Heiterkeit.)

Vorsitzender Becker: Meine Herren! Ich kann meine Vorschläge noch nicht für
unzutreffendhalten, aber das hohe Haus wird ja darüber zu befinden haben.

Was zunächst den Antrag des Herrn von Grand-Ry anlangt, so ist der künstlich auf¬
gebaut auf der gar nicht vorliegenden Annahme, daß der viel ältere Antrag des Provinzial-
ausschusses in seinem zweiten Teile ein Zusatz zu dem Antrage der Fachkommission wäre. Das
ist nicht der Fall. Der Antrag war vorhanden, ehe die Fachkommission darüber beriet. Die Fach¬
kommission hat nur den ersten Teil des Antrages angenommen, folglich ist es doch viel logischer,
wir stimmen zunächst darüber ab, ob dieser erste Teil in den beiden Anträgen übereinstimmend
angenommen werden soll, dann kann Herr Freiherr von Solemacher dagegen stimmen und alle
Freunde mit ihm. Haben sie die Majorität, dann wird eben nichts angenommenund damit ist
der Antrag Solemacher erledigt bei alius». 1. Wird aber der erste Satz gegen den Wunsch des
Herrn von Solemacher angenommen,dann stimmt das Haus darüber ab, ob nun auch der zweite
Teil des Antrages des Provinzialausfchusfes angenommen wird und damit wird nach meiner
Auffassung niemand in feiner Abstimmungbeeinträchtigt. Nach meiner Auffassungist richtig, was
Herr Abgeordneter Zweigert fugt, daß man über einen Antrag, alles abzulehnen, nicht ohne
weiteres abstimmenkann. Das tritt von selbst ein, indem das hohe Haus, wenn es der Ansicht
des Herrn von Solemacher beitritt, die drei alinLa« und alle dazu gestelltenAmendementshinter¬
einander ablehnt.

Dadurch ist dann der Antrag Solemacher zur Wirklichkeitgeworden. Man kann aber
nicht ohne weiteres über einen Antrag abstimmen,das Ganze abzulehnen. Will das hohe Haus
das selber machen — das hohe Haus ist natürlich in dieser Beziehung souvemin — dann ist in
meiner Person kein Hindernis, denn für mich wird die Abstimmungnur viel einfacher.

Herr Abgeordnetervon Grand-Ry zur Geschäftsordnung.
Abgeordneter von Grand-Ry: Mir kommt es darauf an, daß Gelegenheit gegeben

wird, auch über dieses zweite aliuea des Antrages des Provinzialausschussesabzustimmen. Das
kann ich nur dadurch erreichen, daß ich es als Eventualantrag zu den. Antrage der Fachkommission
stelle; das ist im Resultat die Wiederherstellungdes Antrages des Provinzialausschusses.
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Ich stelle hiermit den Antrag, den letzten Absatz der Nr. 1 des Antrages des Provinzial-
cmsschusses,Drucksache Nr. 34, hier in dieser Nr. 1 der Fachkommission anzufügen.

Vorsitzender Becker: Der Herr Abgeordnete von Grand-Ry ist wieder im Irrtum.
Ich habe schon bei meinen eisten Vorschlägenerklärt: ich würde zuerst über das alinoa 1 der
III. Fachkommission abstimmenlassen und wenn der Antrag angenommenwürde, würde ich über
den zweiten Teil des Antrages des Provinzinlcmsschussesabstimmen lassen. Damit tritt ja das
von selbst ein, was Herr Abgeordnetervon Grand-Ry nur auf einem großen Umwegeerzielenwill.
Ich verstehe gar nicht, worin der Unterschiedliegt — nur daß mein Vorschlag viel einfacher ist.

Eben hat Herr von Grand-Ry dasselbe wieder ausgeführt. Ich habe ihn entweder miß¬
verstandenoder ich wüßte nicht, welcher Unterschied in unsern Vorschlägenliegt.

Das Wort hat Herr AbgeordneterPingen zur Fragestellung.
Abgeordnetervon Grand-Ry: Darf ich noch ein Wort sagen?
Vorsitzender Becker: Bitte!
Abgeordnetervon Grand-Ny: Ich bin unter dieser Bedingung mit der Abstimmung

einverstanden. Es handelt sich ja nur um die Form.
Vorsitzender Becker: Herr AbgeordneterPingen hat das Wort.
AbgeordneterPingen: Herr Präsident, ich bitte, das hohe Haus über meinen Antrag

zu befragen,ob der Antrag Solemacher nicht zuerst zur Abstimmungkommen soll.
Vorsitzender Becker: Also Herr Pingcn wünscht,daß das hohe Haus darüber entscheidet,

ob zunächst abgestimmtwerden soll über den Antrag Solemacher, die beiden Vorlagen abzulehnen.
In meiner Person ist kein Bedenken, diese Abstimmung eintreten zu lassen. Vom Hause aus
wird auch keiu Widersprucherhoben.

Dann bitte ich diejenigenHerren, welche dem Antrage des Herrn Pingen gemäß zunächst
über den Antrag Solemacher abstimmenwollen, sich zu erheben. (Geschieht.)

Meine Herren! Das Bureau ist mit mir der Anschauung, daß die Mehrheit gestanden
hat, daß der Antrag Solemacher also angenommenist (Rufe: Nein!) — pardon, daß der Antrag
Pingen angenommen ist, über den Antrag Solemacherabzustimmen. Ich habe mich nur versprochen.
Der Antrag Pingen ist angenommen,über den Antrag Solemacher abzustimmen.

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den Antrag Solemacher. Ich bitte also die¬
jenigen Herren, welche diesem Antrage zustimmenwollen, sich zu erheben. (Geschieht.)

Die Schriftführer sind zweifelhaft. Machen wir die Gegenprobe. Ich bitte diejenigen
Herren, welche den Antrag Solemacher ablehnen wollen, sich zu erheben. (Geschieht.)

Meine Herren! Der Antrag Solemacher ist angenommen (Bravo!) und damit der
Gegenstand erledigt. (Abgeordneter Freiherr Laur von Münchhofen: Ich bitte ums Wort
zur persönlichenBemerkung!) Das Wort zur persönlichen Bemerkung hat Herr Abgeordneter
Freiherr von Laur.

AbgeordneterFreiherr Laur von Münchhofen: Ich konstatiere, daß mir durch den
Schluß der Debatte die Möglichkeit genommen worden ist, gegen die Ausführungendes verehrten
Herrn AbgeordnetenIweigert über die Tätigkeit der Landräte das Wort zu ergreifen. (Große
Heiterkeit und Beifall.)

Vorsitzender Becker: Meine Herren! Ich habe das Gefühl, daß es sich vielleicht nicht
empfiehlt, noch in eine Beratung des nächsten Gegenstandes:„Antrag der III. Fachkommission zu
dem Bericht und Antrag des Proviuzialausschusses,betreffend die Übersicht über den Eisenbahnfonds
und die Förderung von Bahnunternehmungen" einzutreten.
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Ich fürchte, daß da auch noch verschiedene Auffassungenzur Geltung kommen und der
Gegenstandlängere Zeit in Anspruch nehmen wird. Wenn Sie aber noch Mut haben, in meiner
Person ist kein Hindernis. (Rufe: Nein! Schluß! Schluß!) Soust würde ich vorschlagen,die
Sitzung hier zu vertagen. (Zustimmung.)

Sind die Herren mit meinem Vorschlage, zu vertagen, einverstanden? (Rufe: Ja.) Oder
wünschen Sie noch darüber sich zu äußern? (Rufe: Nein.) Das ist nicht der Fall.

Dann stelle ich also fest, daß Sie vertagen wollen und habe Ihnen dann nur noch die
Tagesordnung für die nächste Sitzung mitzuteilen

Vorweg möchte ich mir noch zu bemerken erlauben, daß mit Ausnahme der Herren aus
dem RegierungsbezirkTrier, die Herren aus den vier anderen Regierungsbezirkenjetzt unmittelbar
nach der Sitzung die Güte haben müßten, sich über die morgen zu tätigenden Wahlen zu verständigen
und zwar der RegierungsbezirkCoblenz iu Zimmer 19, der RegierungsbezirkCöln in Zimmer 20
und der RegierungsbezirkDüsseldorfin Zimmer 22. (Zuruf: Aachen!) — Ach so, pardon ich
habe das übersehen. (Glocke des Vorsitzenden.)

Meine Herren! Den RegierungsbezirkAachen bitte ich in Zimmer 17, den Regierungs¬
bezirk Coblenz in Zimmer 19, den RegierungsbezirkCöln in Zimmer 20 und den Regierungs¬
bezirk Düsseldorf in Zimmer 22 zusammenzutreten. Ich hatte mich geirrt und den eisten Bezirk
nicht verlesen, weil ich glaubte, es wäre der Bezirk Trier.

Meine Herren! Was nun die morgige Sitzung anlangt, so möchte ich mir erlauben
vorzuschlagen, daß wir morgen um 11 Uhr anfangen. — Herr AbgeordneterMarx!

AbgeordneterMarx: Die I. Fachkommission hat noch eine Reihe Gegenständezu erledigen
und wir haben uns zunächst schlüssig gemacht, morgen wieder um 10 Uhr zusammenzu kommen.
Es sind darunter Vorlagen, von denen ich weiß, daß der Herr Vorsitzende wünscht, daß sie bald
zur Beratung im Plenum gestellt werdeu mögen. Das ist aber nur möglich, wenn wir auch
morgen früh eine Sitzung halten.

Können wir nicht wieder um ein Uhr wie heute beginnen?
Vorsitzender Becker: MeineHcrren! Das ist nicht möglich. Dann kommenwir in Verlegenheit.
Übrigens haben wir immer an dem Tage des Festessens um elf Uhr die Sitzung begonnen.

Ich habe die Zeit elf Uhr gerade gewählt, nachdem ich aus dem stenographischen Bericht festgestellt
habe, daß vor zwei Jahren auch um elf Uhr angefangen worden ist. .

Meine Herren! Sie dürfen nicht vergessen,daß wir heute mit unserer heutigen Tages¬
ordnung auch nicht annähernd fertig geworden sind und daß der größte Teil derselbenmorgen
zunächst auf die Tagesordnung kommt, daß wir für morgen wieder soviel neue Gegenständehaben
uud wenn auch die wichtigsten Sachen durch den jetzigen Beschlußund durch die morgen in erster
Linie zu beratende Vorlage ihre Erledigung finden werden, doch auch eine ganze Menge anderer
Sachen noch zu erledigensind.

Übrigens würde ich mich bereit erklärenkönnen, um zwölf Uhr anzufangen,
AbgeordneterMichels: Die I. Fachkommission steht gern zurück gegen die Bequemlichkeit

des Hauses. Wenn wir von 10 bis 11 Uhr gesessen haben und dann das Plenum tagt, so
können wir uns nachher noch mit unserer Sitzung anschließen. Dann ist die große Zahl der
Herren doch nicht gebunden,hier zu bleiben, während es für uns ganz gleichgültigist, ob wir von
9 bis 3 Uhr in der Kommission oder im Plenum sitzen oder umgekehrt.

Vorsitzender Becker: Es scheint mir, als ob eine Reihe von Herren die Tagung um
elf Uhr vorzieht. (Zustimmung.) Meine Herren! Dann würde ich doch raten, daß die I. Fach-
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kommission lieber ruhig entweder um 9 Uhr anfängt oder um 10 Uhr anfangt und dann nach
unserer Sitzung ihre Beratungen noch eine Stunde fortsetzt.

Meine Herren! Sind Sie denn nun für 11 oder 12 Uhr? (Rufe: elf!) Meine Herren!
Die meisten Herren scheinen doch für 11 Uhr zu sein. Dagegen wird kein Widersprucherhoben?
Sie verlangen keine Abstimmung? (Rufe: Nein!)

Dann setze ich 11 Uhr als Zeitpunkt des Beginns der morgigen Plenarsitzung fest
(Zustimmung) und bitte die I. Fachkommission, danach ihre Bestimmungzu treffen.

AbgeordneterMichels: Darf ich eine kurze Bemerkung machen und die Herren Mitglieder
der I. Fachkommission bitten um '/2I0 Uhr zusammenzutreten.

Vorsitzender Necker: Meine Herren! Der Vorsitzendeder I. Fachkommission bittet die
Herren der I. Fachkommission um 9'/« Uhr schon hier zusammenzu treten.

Herr AbgeordneterFriederichs wollte dasselbe für die II. Kommission mitteilen.
AbgeordneterFriederichs: Ich wollte die Herren der II. Fachkommission bitten, um

10 Uhr zusammenzu treten. Ich werde sie aber einladen lassen.
Vorsitzender Becker: Der Herr Vorsitzendeder III, Fachkommission bittet die Herren,

um 10'/y Uhr zusammenzu treten.
Dann hätten wir nur noch die Tagesordnung für morgen zu bestimmen. (Glocke des

Vorsitzenden.) Aber, meine Herren, ich bitte noch einmal, ein bischenzuzuhören.
Also einmal würde auf die Tagesordnung kommen,der Rest der heutigen Tagesordnung

und dann würden kommen
Antrag auf Beihülfe zum Bau einer Brücke in Wesel.
Wahl der zur Mitwirkung bei den Geschäften der Rentcnbank für die Provinz Westfalen,

die Rhcinprovinz und die Provinz Hessen-Nassauin Münster berufenen Kommissare
der Provinzialvertretung und deren Stellvertreter.

Wahl der Kommissionzur Mitwirkung bei der Unterverteilung der nach ß 16 des
Gesetzes über die Kriegsleistuugenvom 13. Juni 1873 etwa auszuschreibenden Lcmd-
lieferungenauf die Kreise.

Neuwahlen für den Provinzialausschuß.
Ablauf der Dienstzeit des Landesrats, Geheimen Regierungsrats Klaufcner, und Vor¬

nahme der Wahl.
Wahl des Direktors der RheinischenProvinzial-Feuer-Societät,
Wahl von bürgerlichenMitgliedern bezw, Stellvertretern in die Ober-Grsatzkommissionen.
Aufnahmeder nach den Beschlüssendes 42. Prouinziallcindtagcsvorgesehen zweiten Anleihe

zur Deckung der Kosten von Hochbauten,
Bewilligung eines Betrages von 3000 Mark für das Kaiser Wilhelm-Museumin Crefeld,und
eines einmaligen Betrages von 3000 Mark zur Erwerbung des Gladiatoren-Mosaiks in

Kreuznach.
Nun, meine Herren, kommt eine Reihe von Petitionen und Eingaben. Die brauche ich

wohl nicht einzeln zu verlesen. (Rufe: Nein!) Sie haben sie ja morgen doch auf der gedruckten
Tagesordnung. — Damit scheinen Sie einverstandenzu sein. (Zustimmung.)

Dann wiederholeich also, daß die Sitzung morgen um 11 Uhr beginnt und schließe die
heutige Sitzung.

(Schluß der Sitzung nach 4^ Uhr.)
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Siebente Sitzung
im Stiindehaus zu Düsseldorf, am Dienstag, den 17. Februar 1903.

Beginn der Sitzung 11^/« Uhr.

Tagesordnung:
1. Eingänge.
2. Antrag der III. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend

die Übersicht über den Eisenbahnfondsund die Förderung von Vahnunternehmungen.
3. Antrag der III. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend

die Bewilligung eines Darlehns aus dem Kleinbahnfonds an den Kreis Waldbroel zur Be¬
streitung der Grunderwerbskostender staatlichenNebenbahn Wiehl-Waldbroel-Morsbach.

4. Antrag der II. Fachkommission zu dem Haushaltsplan über die Kosten der Fürsorgeerziehung
Minderjähriger in Gcmäßheit des Gesetzes vom 2. Juli 190U für das Rechnungsjahrvom
1. April 1903 bis 31. März 1904.

5. Antrag der II. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Errichtung einer rheinischen Provinzial-Erziehungsanstalt für schulentlassene Fürsorgezöglingc
männlichen Geschlechtes und katholischen Bekenntnisses.

6. Antrag der II. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
einige Abänderungen der „Vorschriftendes Rheinischen Proviuzialveibandes für die Ausführung
der FürsorgeerziehungMinderjähriger vom 12. Februar bezw. 14./15. Mai 1901."

7. Antrag der II. Fachkommission zu dem Haushaltsplan über die Unterstützungmilder Stiftungen
und Wohltätigkeitsllnstaltensowie über die Kosten der Unterbringung und des Unterhaltes von
Epileptikern,Idioten und Blinden aus der Rheinprovinz, welche bezw. deren Angehörigekeinen
Anspruch auf öffentliche Armenpflegehaben, für das Rechnuugsjahr vom 1. April 1903 bis
31. März 1904.

8. Antrag der I. Fachkommission zu dem Haushaltsplan für den Provinziallnndtag, den Provinzial-
ausschuß und die Centralverwaltungsbehördefür das Rechnungsjahr vom I. April 1903 bis
31. März 1904.

9. Antrag der I Fachkommissionzu dem Haushaltsplan zur Zahlung von Pensionen «. an
Provinzialbeamte und von Witwen- und Waisengeldcrn sowie Unterstützungen an deren
Hinterbliebenefür das Rechnungsjahr vom 1. April 1903 bis 31. März 1904.

10. Antrag der I. Fachkommissionzu dem Haushaltsplan über die Besoldungen und anderen
persönlichen Ausgaben für die

H. bei der Landes-Versicherungsanstalt„Rheinprovinz",
L. bei den Schiedsgerichtenfür Arbeitelversicherung

beschäftigtenProvinzialbeamte«für das Kalenderjahrvom 1. Januar 1903 bis 31. Dezember 1903.
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11. Antrag der I. Fachkommission zu dem Haushaltsplan über die Verwaltungskostendes Genossen-
schastsvorstandesder Rheinischen landwirtschaftlichen Bernfsgcnossenschaft für das Kalenderjahr
vom 1. Januar 1903 bis 31, Dezember 1903.

12. Antrag der I, Fachkommission zu dem Haushaltsplan für die Verwaltung der Angelegenheiten,
welche die Förderung von Kunst und Wissenschaft betreffen, für das Rechnungsjahr vom
1. April 1903 bis 31. März 1904.

13. Antrag der I. Fachkommission zu dem Hanshaltsplan für die Verwaltung der Prouinzialmuseen
zu Bonn und Trier für das Rechnungsjahrvom 1. April 1903 bis 31, März 1904.

14. Antrag der I. Fachkommissionzu dem Haushaltsplan für gewerblicheZwecke für das
Rechnungsjahr vom 1. April 1903 bis 31. März 1904;

in Verbindung hiermit
Antrag des Oberbürgermeisters der Stadt Cöln auf Bewilligung eines dauernden Zuschusses
in Höhe von 5000 Mark zur Deckung der Kosten der Einrichtung und Unterhaltung vou
Meisterkursenfür Schlosser,Tischler,Schuhmacherund Schneider :c. in Cöln und
Antrag der Handwerkskammerin Düsseldorf auf Gewährung eines eiumaligeu Zuschusses von
8000 Mark zur Deckung der Kosten der ersten Einrichtung von Meisterknrsen für Handwerker
in Düsseldorf und von 5000 Mark jährlich für die laufenden Unterhaltungskosten.

15. Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
vier Anträge auf Beihülfen zum Bau von Brücken. (Nachdem die Anträge bezüglichder
Brücken in Ruhrort, Kreuznach und Mehring inzwischen zurückgezogen sind, kommt nur noch
die Brücke in Wesel in Betracht.)

16. Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Wahl der zur Mitwirkung bei den Geschäften der Rentenbank für die Provinz Westfalen,
die Rheinprovinz und die Provinz Hessen-Nassau in Münster berufenen Kommissare der
Provinzialvertretung und deren Stellvertreter, und Vornahme der Wahl.

17. Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
Wahl der Kommission zur Mitwirkung bei der Unterverteilung der nach § 16 des Gesetzes über
die Kriegslcistungen vom 13. Juni 1873 etwa auszuschreibendenüandlieferungen auf die
Kreise, und Vornahme der Wahl.

18. Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
Neuwahlen für den Provinzialausschuß,und Vornahme der Wahlen.

19. Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
den Ablauf der Dienstzeit des Landesrats, GeheimenRegierungsrats Klausen«, und Vornahme
der Wahl.

20. Antrag der I. Fachkommissionzu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,be¬
treffend die Wahl des Direktors der Rheinischen Provinzial-Feuer-Societät, und Vornahme
der Wahl.

21. Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und den Anträgen des Provinzialausschusses,
betreffend Wahl von bürgerlichen Mitgliedern bezw. Stellvertretern in die Ober-Ersatz¬
kommissionen, und Vornahme der Wahlen.

22. Antrag der II. Fachkommission zu dem Bericht und den Anträgen des Provinzialausschusses,
betreffenddie Aufnahme der nach den Beschlüssen des 42. Provinzmllandtages vorgesehenen
zweiten Anleihe zur Deckung der Kosten der von dem 39., 40,, 41. uud 42. Provinzial-
landtllge beschlossenensowie einiger weiterer Hochbautenin Höhe von 8 Millionen Mark,
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23. Antrag der I. Fachkommission zu deu Berichten und den Anträgen des Provinzialausfchusses,
betreffenddie Bewilligung
ll) eines Betrages von je 3000 Mark für die Rechnungsjahre1903 und 1904 für das Kaifei-

Wilhelm-Museum in Crefeld,
d) eines einmaligen Betrages von 3000 Mark zur Erwerbung des Gladiatoren-Mosaiks in

Kreuznach.
24. Antrag der I. Fachkommission zur Petition der Provinzial-Straßenaufseherum Erhöhung ihres

Einkommensund Verleihung des Titels „Straßenmeister".
25. Antrag der I. Fachkommissionzu den Petitionen der Direktoren, Lehrer und Lehrerinnender

Provinzial-Tllubstummenanstllltenum Bemessung der Besoldung der Lehrkräfte nach den für
die Staatsanstalt in Berlin geltenden Gehaltssätzenuud um Anrechnungder vollen Dienstzeit
bei der Festsetzung des Diensteinkommens.

26. Antrag der I. Fachkommissionzur Petition des pensioniertenProvinzial-Taubstummenlehrers
Josef Kerner in Essen-Rüttenscheid, betreffend Widerlegung der gegen ihn erhobenen
Beschuldigungenin der Verfügung des Landeshauptmanns vom 23. Juli 1902, wodurchihm
der Beschluß des Provinzialausschussesvom 15./16. Juli desselbenJahres wegen der Ver¬
setzung in den Ruhestand vom 1. November 1902 ab bekannt gegeben worden ist.

27. Antrag der I. Fachkommission zur Petition der Witwe des Piovinzial-Straßenaufsehers von
Dusfartz in Denklingenum Erhöhung des ihr gewährtenreglementsmäßigenWitwengeldes.

28. Antrag der I, Fachtommissionzur Petition des Polizeisergecmtena. D. Hermann Verlach in
Weisfenthurmum Anrechnungder bei der früheren Rheinischen Eisenbahngesellschaft verbrachten
Dienstzeit auf fein von der Ruhcgehaltskasseder Landbürgermeistereienund Landgemeinden
zu zahlendes Ruhegehalt.

Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Sitzung.
Das Protokoll über die Plenarsitzung vom 16. liegt auf den Tisch des Hauses offen.
Als Schriftführer für die heutige Sitzung werden die Herren AbgeordnetenDr. Moinm

und Snethlage walten.
Besondere Eingänge sind nicht zu verzeichnen, wir treten also sofort in die Tagesordnung ein.
Meine Herren! Ich möchte mir einen allgemeinen geschäftlichen Vorschlag erlauben.

Wir haben heute eine sehr reichliche Tagesordnung, eine Menge Sachen zur Verhandlung und
eine Reihe von Wahlen, die nach Ihrem Beschlusse heute getätigt werden sollen. Ich bitte deshalb
mich zu ermächtigen, zunächst in der Tagesordnung fortzufahren,aber um 12 Uhr etwa die Wahlen
vornehmen zu dürfen, auch wenn die Verhandlung bis dahin bis zu den Gegenständen, die die
Wahlen betreffen, nicht gelangt fein follte, damit wir die Wahlen unter allen Umständenhente
tätigen, und dann, wenn die Wahlen getätigt sind in der Tagesordnung weiter fortfahren bis um
3 Uhr. Um 3 Uhr, dachte ich, wollten wir die Sitzung heute fchüeßen, weil um 5 Uhr das
Ständefest stattfindet.

Wenn kein Widerspruch erfolgt — und das ist nicht der Fall — dann werde ich fo
verfahren.

Außerdem,meine Herren, möchte ich, was die allgemeine Gefchäftslageanbelangt, folgendes
bemerken. Wenn wir am Donnerstag mittag, wie ich hoffe, fchüeßen wollen, — das scheint dem
Wunsche des größten Teils des hohen Hauses zu entsprechen — dann weiden wir morgenmöglichst
lange arbeiten müssen. Zu dem Zwecke hatte ich die Absicht, morgen um 11 Uhr wieder die
Sitzung beginnen, und so lange durcharbeitenzu lassen, daß wir womöglich für den nächsten Tag,
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den Donnerstag, nur noch Wahlprüfungen und Rechnungssachenzu erledigen hätten. Erreichen
wir dieses Ziel, dann würden wir Dunnerstag mittag schließen können.

Wenn das Ihren eigenen Wünschenentspricht,dann hoffe ich auf Ihre Unterstützungbei
der Erreichung dieses Zieles und werde so die geschäftlicheLeitung der Sache zu führen haben.

Der zweite Gegenstand der Tagesordnung ist
Antrag der III. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend die Übersicht über den Eisenbahnfonds und die
Förderung von Bahnunternehmungen.

Berichterstatterist der Herr Abgeordnetevon Laer, dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterAbgeordnetervon Laer: Meine Herren! Die Vorlage über das Klein¬

bahnwesen knüpft an die früheren Beschlüsse des Provinziallandtages auf diesem Gebiete und an
die Maßnahmen der Verwaltung an. Ich darf vielleicht kurz daran erinnern, daß seiner Zeit bei
Emanation des Kleinbahngesetzes die Absicht bestand, eine Menge von Bahnprojekten, die noch
vorhanden waren und die zu erwarten waren, zu überweisen an die Initiative teils der Privat¬
unternehmungen, teils aber und in hervorragendemMaße, in erster Linie an die Unternehmung
seitens der Kreise und Gemeinden.

Es war schon damals in Aussichtgenommen, daß dabei eine Unterstützungsowohl aus
staatlichen wie aus provinziellen Mitteln nötig sein würde. Meine Herren! In Ausführung
dieser Idee des Gesetzgebershat der Rheinische Provinziallandtag in seiner 38. Tagung einen
Kredit von 12 Millionen Mark zur Verfügung gestellt, der einige Jahre später um 6 Millionen
Mark verstärktwurde. Das ist der 18 Millioncukredit, von dem in der gedruckten Vorlage, die
dem hohen Hause vorliegt, wiederholt die Rede ist. In welcherWeise dieser 18 Milliunenkrcdit
verwendet worden ist, weiden Sie aus der Drucksache Nr. 36 entnehmen, die dem hohen Hause
seitens des Provinzialausschussesvorgelegt ist. Ich will daraus nur hervorhebe«, daß etwa
6 Millionen Mark zur Unterstützungvon sogenanntenStraßenbahnen verwendet sind, das heißt
von Bahnen innerhalb der größeren Städte und der Städte überhaupt, und für Straßenbahnen
von Ort zu Ort, die dem Personenverkehrdienen, während 12 Millionen Mark Verwendung
gefunden haben zur Unterstützung von nebenbahnähnlichenKleinbahnen, das heißt von solchen
Bahnen, deren Aufgabe ähnlich der der staatlichenNebenbahnen darin besteht, als Meliorations¬
bahnen sowohl dem Personen- wie dem Güterverkehrzu dienen und solche Orte, die bisher vom
Eisenbahnverkehr abgeschlossenwaren, an die Eisenbahnverbindungenheranzubringen.

Bei der Verwendung dieses Achtzehnmillionenfondsist man in der Weise verfahren, daß
man Darlehen gegeben hat zu einem niedrigen Zinsfuß, nämlich zu denjenigenBedingungen, zu
denen die ländlichen Darlehen gegeben wurden, und dabei einen Zinszuschuß den beteiligten
Kreisen und Gemeinden gewährt hat in Höhe von ^2 «/„ des Darlehens.

Meine Herren! Die Erschöpfung dieses Kredits war bereits in dem vorigen Provinzial-
landtage vorausgesehen worden, und es hat infolgedessen der 42. Provinziallandtag den Provinzml-
ausschuß beauftragt, dem nächsten Landtage eine ausführliche Vorlage über eine ausreichendere
Unterstützung des Kleinbahnwesens zu machen. In Erledigung dieses Auftrages wird vom
Provinzialausschußdie in Ihren Händen befindliche Vorlage unterbreitet.

Meine Herren! Der Inhalt der neuen Vorlage ist ein mehrfacher.
Es wird zunächst unter Nr. 1 eine Verstärkungdes sogenanntenAchtzehnmillionenkredites

vorgesehen. Es soll der Kredit um 3 Millionen erhöht werden und auch hierbei zunächst eine
Verwendung in derselben Weife wie bisher stattfinden, also auch eine Verwendung zu Darlehen
zu den Bedingungenfür ländliche Darlehen mit einem Zinszuschußvon ^"/o-
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In Nr. 2 des Vorschlages ist weiter vorgesehen, daß in solchen Fällen, in denen der
Staat Kleinlillhnunternehmungenvon Kreisen und Gemeinden unterstützt, auch eine gleichwertige
Unterstützungseitens der Provinz stattfinden kann, und schließlich ist vorgesehen worden, daß die
Mittel zur Erfüllung dieses Zweckes aus dem Dreimillioncnkreditentnommenwerden sollen, und
daß so weit der Kredit dazu innerhalb der nächsten Etatspcriode nicht ausreichensollte, die Mittel
ans die Landesbank vorschußweise angewiesenwerden vorbehaltlichder demnächstigen Rechnungs¬
legung vor dem Provinziallcindtage.

Meine Herren! Als Ihre III, Fachkommission in eine Prüfung dieser Vorschläge einzutreten
hatte, da ist sie sich darüber klar gewesen,daß ein weitere»Fortschreitenauf dem Gebiete der
Fürdcruug des Kleinbahnwcsensunabweisbar ist. Es gibt zwar eine nicht geringe Zahl von Klein¬
bahnen in der Rheinprovinz. Indessen ist dabei zu berücksichtigen, daß fast die Hälfte der mehr
als 1000 Km Kleinbahnen auf die sogenannten Straßenbahnen entfällt, und daß auch von den
nebenbllhnähnlichenKleinbahnen, also von den eigentlichen Meliorationsbahnen der weitaus
grüßte Teil sich in der unmittelbaren Nähe der großen Centren der Industrie und des Verkehrs
befindet, während in den mehr abseits gelegenenGegenden das Kleinbahnnetzdoch zur Zeit noch
außcrordeutlichweite Maschen ausweist.

Meine Herren! Auch darüber hat kein Zweifel innerhalb Ihrer Kommissionbestanden,
daß ein weiterer Ausbau dieses Kleinbahnnctzesin erster Linie durch die Kommunaluerbändezu
erfolgen haben wird. Diese Kleinbahnen bieten für den Privatunternehmer zum größten Teil zu
wenig Reiz. Es ist eine solche Verzinsung, daß der Privatunternehmer sich mit einem größeren
Risiko daran beteiligen möchte, bei den meiste» dieser Bahnen nicht zu erwarten. Es bleibt daher
nichts anderes übrig, als daß die öffentlichen Verbände sich für diese Bahnen erwärmen.

Es kommt noch ein anderes Moment hinzu. Der Privatunternehmer ist nicht in der
Lage, allgemeine Interessen bei deM Bau und bei dem Betriebe der Kleinbahnen in dem wünschens¬
werten Maße zu berücksichtigen.Es ist natürlich, daß der private Unternehmerdie finanziellen
Erträge in die erste Linie stellt, während die Kommunaluerbändeneben der nötigen finanziellen
Rücksichtauch allgemeine Interessen berücksichtigen können. Beispielsweisesind die Kommunal¬
uerbände in der Lage, wenn sie ein Netz im Kreise ausbauen wollen, weniger finanziell rentable
Linien durch die besseren Linien zu stützen, also mit den Erträgnissender finanziell guten Linien
auch solche Bahnlinien zu bauen, die finanziell keinen großen Erfolg versprechen,darum aber
wirtschaftlich von um so größerer Bedeutung sein können, während es für den privaten Unternehmer
auf der Hand liegt, daß er sich zunächst die besten Bahnlinien heraussuchtund die weniger Ertrag
versprechenden Bahnen liegen läßt.

Meine Herren! Wenn die Kreise und Gemeinden in solcher Weise vorgehensollen, dann
bedürfen sie dazu in fast allen Fällen einer Unterstützungseitens des Staates und der Provinz,
denn auch unsere größeren Gemeinden und Kreise sind nicht in der Lage die großen Kapitalien,
die für den Bahnbau erforderlich sind, und das damit verbundeneRisiko allein zu übernehmen.

Meine Herren! Über alle diese Dinge hat auch in früheren Tagungen des hohen Hanfes
ein Zweifel nicht geherrscht, und es ist ja eben daraus der Auftrag des Landtages an den Ausschuß
hervorgegangen,daß dem gegenwärtigenLandtag eine Vorlage über eine ausreichende Unterstützung
gemacht weiden möge.

Auf der anderen Seite, meine Herren, war Ihre Kommission in der Lage, sich fragen zu
müssen, ob der gegenwärtige Augenblicketwa besondere Schwierigkeitenbiete, die eine andere
Beurteilung der Verhältnisse erheischen.
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Es ist ja wiederholtschon in den früheren Sitzungen hingewiesenworden auf die gegen¬
wärtige ungünstige finanzielle und wirtschaftliche Lage. Es wird demgegenübernicht übersehen
werden dürfen, daß im allgemeineneine Depression auf wirtschaftlichemGebiete und eine ungünstige
finanzielleLage nicht dahin führen dürfen, Unternehmungen ins Stocken geraten zu lassen, die
gerade zur Beseitigung von wirtschaftlichen Notlagen bestimmtsind, die zur Hebung des Erwerbes
dienen sollen. Man wird sich auch nicht verhehlen dürfen, daß gerade in solchen Zeiten es den
Staats- und Kommunalverbändenobliegt, tatkräftig einzugreifenund nicht so sehr zurückhaltend
zu sein. Meine Herren! Wir verlangen ja im allgemeinenvom Staat, daß er gerade zu Zeiten
einer wirtschaftlichenDepression mit seinen Unternehmungen weiter vorgeht, und ähnlicheVer¬
pflichtungen werden wir vielleicht auch für große Gemeinden und Provinzen anerkennen müssen.
Es kommt dabei darauf an, daß man in solchen Zeiten Arbeitsgelegenheitschafft, daß man der
Industrie Beschäftigunggibt und daß man auch die billigeren Preise der Materialien und die
niedrigen Arbeitslöhne ausnutzt.

Es kommt noch ein weiteres Moment hinzu, nämlich daß die Unterstützungen,die gegen¬
wärtig in der ungünstigen Finanzlage zur Verfügung gestellt werden, erst in einer späteren Zeit
zur Auszahlung gelangen können. Denn die Projekte für derartige Kleinbahnen bedürfen ja einer
längeren Zeit zur Vorbereitung, so daß angenommenwerden kann, daß die finanzielleBelastung,
die aus derartigen Projekten entsteht, die Provinz in einer anderen Finanzlage treffen wird, wie
der gegenwärtigen.

Meine Herren! Wenn Ihre Fachkommission diese allgemeinen Erwägungen zu Grunde
legte, so war zunächst von ihr zu prüfen, wie es sich mit der beantragten Höhe des Kredits von
3 Millionen Mark verhält. Es war in der Kommissiondie Besorgnis ausgesprochen,daß ein
solcher Kredit von 3 Millionen Mark im Vergleich zu den großen Aufgaben, die damit zu lösen
sind, unzureichendsei, daß er nicht eine genügendbreite Basis darstelle, auf der man so prinzipiell
wichtige Aufgaben wie die Förderung von Kleinbahnen lösen kann. Die Besorgnis wurde
insbesonderenoch damit begründet, daß früher 12 Millionen und dann 6 Millionen Mark zur
Verfügung gestellt worden sind, und daß man aus diesem allmählichenHerabgehender Summen
die Besorgnis entnehmenkönne, daß die Provinz überhaupt mit der Unterstützungdes Kleinbahn-
Wesens allmählich abbauen wolle — erst 12 Millionen, dann 6 Millionen und nun nur noch
3 Millionen. Indeß hat doch mit Rücksicht auf den bereits von mir erwähnten zweiten Abschnitt
der Vorlage des Provinzialcmsschusses und darauf, daß ja immerhin gewisse Vorsichtgeübt werden
muß wegen der bereits erwähnten Finanzlage, Ihre Kommissiondavon Abstand genommen, eine
Erhöhung des Kredites vorzuschlagen.

Meine Herren! Neben der Höhe des Kredites kam in Frage ob die Bedingungen der
Verwendung zweckmäßigsind. Es ist da, wie bereits erwähnt, zunächst vorgesehen, daß Darlehen
von der Provinz gegeben werden sollten mit '/2"/» Zuschuß,und es wurde die Frage aufgeworfen,
ob ein solcher Zuschuß von ^"/n ausreichendsei zu der beabsichtigten Förderung des Kleinbahn¬
wesens. Man wird dabei, meine Herren, von der Annahme ausgehen müssen, daß die Absicht bei
der Verwendungdieser Fonds nicht dahin geht, einzelnen Kreisen und Gemeinden eine gewisse finanzielle
Erleichterung zu teil werden zu lassen, gewissermaßen ihnen eine Prämie dafür zu geben, daß sie
Opfer bringen, um diese wirtschaftlichenZiele zu erreichen, sondern daß es vielmehr darauf
ankommt, durch diese provinziellenUnterstützungenKleinbahnunternehmungenzu ermöglichen,die
Hindernisse, die im Wege stehen, damit zu beseitigenund Kleinbahnen da zu stände zu bringen,
wo sie ohne solche Unterstützungnicht gebaut werden konnten.
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Es wurde auch in Ihrer Kommission erwogen, ob denn in anderen Provinzen eine
weitere Unterstützungbei der Gewährung von Kleinbahndcnlehenstattfinde. Es ist hingewiesen
worden auf unsere NachbarprovinzWestfalen,in der die Unterstützung1 bis l^"/» beträgt, und
auf andere Provinzen, in denen sie l^"/» beträgt, während in einer Provinz sogar derartige
Darlehen ganz zinsfrei gegeben werden.

Meine Herren! Der Wunsch, einen höheren Iinszuschuß zu zahlen, wurde auch damit
begründet, daß es dann eher möglich sei, eine Erstattung dieser Iinszuschüsse zu beanspruchen.
Die Zinszuschüsse sollten nach dieser Anregung gewissermaßen subsidiär gegeben werden, daß heißt
nur insoweit, als die Verzinsung des Anlage- und Betriebskapitals der einzelnen Bahnen den
Zinsfuß des Darlehus nicht erreicht, während es nach den jetzigen Bestimmungen möglich ist,
daß die Verzinsung des Anlage- und Betriebskapitals die zn zahlenden Zinsen übersteigt und
trotzdem von der Provinz der Zinszuschnßgezahlt wird.

Auch wurde in Anregung gebracht, daß diese Zuschüsse, wie das auch in anderen
Provinzen geschieht, nur vorschußweise gezahlt weiden sollten, so daß also bei einer späterenhöheren
Verzinsung des Anlage- und Betriebskapitals eine Rückerstattung des früher gezahlten Zuschusses
mtirlich erfolgen sollte.

Meine Herren! Die Kommission hat indeß in ihrer Mehrheit sich dahin schlüssig gemacht,
von diesen Anregungenkeinen weiteren Gebrauch zn machen, und sie ist dabei namentlich geführt
worden von dem Gedanken, daß eine weitergehendeUnterstützung des Kleinbahnwcscns uus
tatsächlich durch die Nr. 2 der Vorlage des Provinzialcmsschusses ermöglichtwird.

In der Nr. 2 der Vorlage des Proviuzialausschusscsist vorgesehen,daß eine Unter¬
stützung des Kleinbcchnwescns in derselben Höhe, unter denselbenBedingungen, in derselbenWeise
erfolgen kann, wie sie seitens des Staates in: einzelnen Falle zugesichert wird, und die Unter¬
stützung des Staates ist sehr erheblich weitergehend, als wie sie bisher von der Provinz geübt
wurde. Die Unterstützung des Staates besteht vielfach darin, daß ein erheblich höherer Zins¬
zuschuß gegeben wird, am meisten aber — und das ist der gewöhnliche Fall — darin, daß der
Staat sich an der Aufbringung des Anlage- und Betriebskapitals beteiligt, daß er also zu einem
Teile Unternehmer wird.

Meine Herren! Dieser Weg, den ich jetzt eben andeute, ist bereits von der Provinz in
einem Falle eingeschlagen worden, der gleichfalls in der Ihnen vorliegendenDrucksacheerörtert
wird, bei der Bahn Merzig^Büschfeld, bei der sowohl der Staat wie die Provinz sich je mit
einem Drittel des Anlage- und Betriebskapitals in Höhe von 592 000 Mark beteiligt haben.

Meine Herren! Daß dieser Weg nicht schon früher eingeschlagen wurde, hat uns eine
ganze Menge Geld gekostet. Der Staat hat bisher etwa 50 Millionen Mark zur Uuterstützung
des Kleinbahnwesensausgegeben, und von diesen 50 Millionen Mark war uns bis zu dem eben
erwähnten Falle Merzig—Vüschfeldkeine einzigeMark zugeflossen. Wir haben bis jetzt von den
50 Millionen nichts weiter bekommen als die 592 000 Mark, und wenn sich der Provinzialausschuß
nicht entschlossen hätte, nnnmehr auch unter den Bedingungen wie der Staat, eine Unterstützung
des Kleinbahnwesenseintreten zu lasseu, so würden wir auch in Zukunft an den jährlich etwa
8 Millionen betragenden staatlichenZuschüssen gänzlich unbeteiligt bleiben.

Meine Herren! Schon aus diesem Grunde hat der Provinzialausschußgeglaubt — und
Ihre Kommissionist darin mit ihm in Übereinstimmung— daß eine weitergehende Unterstützuug,
als wie sie bisher durch die Gewährung von Darlehen mit '/««/<> Zuschuß gewährt wurden sei,
in einzelnen geeignetenFällen eintreten müsse. Die Fachkommissionhat sich in dieser Beziehung
die Vorschläge des Provinzialausschussesangeeignet.
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Was nun im einzelnen die Bestimmungen dieser Nr. 2 betrifft, so ist da zunächst zu
sagen, daß der Kredit, der für diese Zwecke zur Verfügungsteht, formell nicht begrenzt ist, daß es
sich aber trotzdem keineswegs etwa um einen unbegrenzten Kredit handelt, denn die Unterstützungen,
die Beteiligungen der Provinz sollen nur bis zu derjenigenHöhe erfolgen, wie der Staat sie ein¬
treten läßt, und die Summe, die der Staat dafür geben kann, ist ja gesetzlich begrenzt; von der
Gesamtsumme,die seitens des Staates zur Verfügung steht, kann immerhin nur ein Teil auf die
Rheinprovinz entfallen, so daß tatsächlich der Kredit, der für den Provinzicilausschußin Anspruch
genommenwird, eine ziemlich enge Grenze hat.

Meine Herren! Was weiter die Einzelheiten dieser Nr. 2 betrifft, so war da ein Be¬
denken aufgetreten wegen eines Ausdrucks in der Ihnen vorliegendenVorlage, worin es heißt,
daß derartige Beihülfen, Unterstützungen, Beteiligungen unter Umständen für weniger leistungsfähige
Kreise gegeben werden sollen, Es war daraus die Besorgnis hervorgegangen, daß nur die
sogenannten ärmeren Kreise im Süden uusercr Proviuz diese Unterstützungbekommen würden
und die anderen Kreise davon ausgeschlossen bleiben sollten, und es war vor allen Dingen die
Besorgnis vorhanden, daß dadurch der Fall eintreten könnte, daß der Staat erklären würde:
ich bin bereit, mich an dem Unternehmen mit ^8 zu beteiligen, der Provinzicilausschußaber
sagen würde: ich kann mich nicht daran beteiligen nach den vom Landtage beschlossenenBe¬
dingungen,so daß der betreffende Kreis sowohl die Provinzialbeihülfcals auch die Staatsbeihülfe
verlieren würde.

Meine Herren! Dieses Bedenken, das sich aus dem Wortlaut der Vorlage ergibt, ist
ausgeräumt worden durch die ausdrückliche Erklärung der Vertreter des Provinzialausschusses,daß
mit dem allgemeinen Ausdrucke „weniger leistungsfähigen" nur dieselben Bedingungen gestellt
weiden sollten, die auch seitens des Staates gestellt werden. Es soll also die Lcistuugsunfähigtcit
danach eine relative sein; es soll nicht darauf ankommen, daß der Kreis an sich zu den ärmeren
Kreisen gehurt, sondern es soll die Frage entscheidend sein, ob der Kreis imstande ist, das Anlage¬
uno Betriebskapital für dieses Unternehmenohne Unterstützungaufzubringen oder nicht, ob das
Unternehmenalso auch ohne die Unterstützung zustande kommen kann oder ob es ohne diese Unter¬
stützung seitens des Staates und der Provinz uuausgeführt bleiben müßte.

Um diesem Gedanken einen besonderenAusdruck zu verleihen, hat Ihre Fachkommission
in Übereinstimmung mit den Vertretern des Provinzialausschussesbeschlossen,eine wesentlich
redaktionelle Änderung vorzunehmen,nämlich die Worte: „in den Fällen, in denen der Staat eine
Unterstützunggibt", zu ersetzen durch die Worte: „in allen Fällen, in denen der Staat eine Unter¬
stützunggibt", wobei natürlich unterstellt wird, daß in solchen Fällen der Prouinzialcmsschußnicht
verpflichtet ist, Unterstützungen zn geben, sondern damit nur eine Ermächtigungerhält.

Meine Herren! Die Beschlußfassung Ihrer Kommissionist eine einheitliche gewesen und
die Kommissionhat sich dabei auch in voller Übereinstimmungmit dem Provinzicilausschußund
den Herrn Vertretern des Ausschusses befunden. Allerdings darf ich dabei nicht verschweigen, daß
zunächst weiter gehende Wünsche hervorgetretensind, Wünsche wegen einer weitergehendenUnter¬
stützung des Kleinbllhnwesens,daß diese Wünsche aber mit Rücksichtauf die vielfach erwähnte
augenblicklich finanziell schlechte Lage bis auf weiteres uud zur Zeit zurückgestellt wurden und daß
die Kommissionschließlich einhellig zu der Überzeugung kam, daß der vom Proviuzialcmsschuß
vorgeschlagene Weg ein richtigerMittelweg sei, der einerseits ein tatkräftiges entschlossenes Fort¬
schreiten auf dem Wege der Unterstützung des Kleinbahnbaues bedeute, andererseits aber die
finanziellenKräfte der Provinz nicht in übermäßiger Weise in Anspruch nehme.
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Ich habe den Auftrag und die Ehre, dem hohen Hause die Annahme des Vorschlages
des Provinzilllausschussesmit der bereits erwähnten redaktionellen Änderung statt „in den Fällen"
„in allen Fällen" vorzuschlagen. Weil der Antrag sich in den Händen der Herren befindet, darf
ich vielleicht von einer Verlesung desselben Abstand nehmen.

Vorsitzender Becker: Ich eröffnedie Verhandlung.
Es meldet sich niemand zum Wort, ich schließe die Verhandlung.
Wir kommen zur Abstimmung. Wenn die Herren nicht anderweitige Wünsche laut

werden lassen, können wir wohl über die drei Absätze des Antrages der III. Fachkommission, die
sich im wesentlichenmit den Anträgen des Provinzilllausschusses decken, in einer Abstimmungabstimmen.

Auch hiergegenwird kein Widersprucherhoben. Ich bitte diejenigenHerrn, welche gegen
die Anträge der III. Fachkommissionsind, sich zu erheben. — Die Anträge der III. Fachkom¬
mission sind angenommen.

Es kommt der dritte Gegenstand der Tagesordnung zur Verhandlung:
Antrag der III. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Pro¬
vinzilllausschusses, betreffend die Bewilligung eines Darlehns aus dem
Kleinbahnfonds an den Kreis Waldbroel zur Bestreitung der Grund¬
erwerbskosten der staatlichen Nebenbahn Wiehl-Waldbroel-Morsbach.

Berichterstatter ist ebenfalls der Herr Abgeordnetevon Lller, dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterAbgeordnetervon Laer: Meine Herren! Es handelt sich bei dem vor¬

liegenden Antrage noch um eine Bewilligung aus dem bereits eben erwähnten Achtzehnmillionen-
fonds, aus dem noch ein kleiner Restbetrag zur Verfügung steht, der zur Befriedigung des vor¬
liegenden Wunschesausreichenwürde.

GZ betrifft die vom Provinzialausschuß beantragte Genehmigung eines Zuschusses für die
Grunderwerbskostenfür eine Linie, die vom Staate gebaut wird, und bei der die beteiligtenKreise
Gummersbachund Waldbroel die Grunderwerbskostenzu bezahlen haben. Es handelt sich um
die Linie Wiehl—Waldbroel—Morsbach. Diese Linie ist die Fortsetzung einer bereits früher
gebauten Kleinbahnlinie und war auch damals schon geplant. Für die Anfangsstrecke, die zur
Zeit allein zur Ausführung gekommen ist, ist seitens des Provinzilllausschussesaus dem Kleinbahn-
funds dem Kreise Gummersbach eine Unterstützung von 100 000 Mark unter den üblichen
Bedingungen gewährt worden, nämlich zu den Bedingungen der ländlichen Darlehen mit dem
Zinszuschußvon '/«°/«.

Nun tritt jetzt der Kreis Waldbroel an die Provinz heran mit der Bitte, ihm gleichfalls
einen Zinszuschuß von ^/,°/» zu gewähren, im übrigen unter den Bedingungen der ländlichen
Darlehen. Er beruft sich darauf, daß es sich um ein einheitliches Bahnunternehmenhandelt, dessen
erste Strecke bereits früher in der angegebenenWeise seitens der Provinz unterstütztsei.

Der Provinzialausschuß ist der Meinung, daß die Motivierung des Antrages durchaus
richtig sei, beruft sich auch darauf, daß der Kreis Waldbroel zu den wenigst leistungsfähigen
und von Eisenbahnenbisher am wenigsten aufgeschlossenen in unserer Provinz gehört, und beantragt
daher, baß seiner Bitte stattgegeben werden möge. Der Provinzialausschuß hat selbst diesem
Antrage nur aus einem mehr formellen Grunde nicht entsprochen, weil nämlich der Kleinbahnfonds
jetzt nicht mehr wie im Anfange seines Bestehens dazu dienen darf, Nebenbahnunternehmungen
zu gründen, sondern ausschließlich für Kleinbahnunternehmungenbestimmt ist.

Der Zuschuß, den die Provinz zu diesem Darlehen zu zahlen haben würde, ist an sich
lein bedeutender. Es würden ungefähr 900 Mark sein, die die Gesamtsummebeträgt.
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Der Provinzialausschußlegt daher den Antrag vor:
„Der Provinziallandtag wolle dem Kreise Waldbroel in Anerkennungder besonderen
vorliegendenVerhältnisse und ohne Schaffung eines Präzedenzfalles ausnahmsweise
den Betrag von 185 000 Mark aus dem Kleinbahnfondszur Bestreitung der Grund¬
erwerbskostenfür die Nebenbahn Wiehl —Waldbroel—Morsbach bewilligen gegen
3°/o Zinsen und bei 1«/« Tilgung."

Die Fachkommission hat beschlossen,den Antrag zu befürworten.
Ich habe die Ehre, Ihnen diesen Beschluß mit der Bitte um Ihre Genehmigungvorzulegen.
Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Verhandlung. — Da sich niemand zum Wort

meldet, schließe ich dieselbe.
Wir kommen zur Abstimmung. Ich bitte diejenigenHerren, welche gegen den Antrag

der III. Fachkommission sind, sich zu erheben. (Es erhebt sich niemand.) — Die Anträge der
III. Fachkommission sind genehmigt.

Wir kommen zum nächsten Gegenstand der Tagesordnung:
Antrag der II. Fachkommission zu dem Haushaltsplan über die Kosten
der Fürsorgerziehuug Minderjähriger in Gemäßheit des Gesetzes vom
2. Juli 1900 für das Rechnungsjahr vom 1. April 1903 bis 31. März 1904.

Berichterstatterist der Herr AbgeordneteOi-, Venn, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter I)r. Venn: Meine Herren! Wiederholt ist bereits in der

jetzigen Tagung des Provinziallandtagesauf die besondere Wichtigkeit der Angelegenheitder Fürsorge¬
erziehunghingewiesen worden. Dem entsprechendsind in der II. Fachkommission bei Gelegenheit
der Beratung des Etats die sämtlichen in Betracht kommendenVerhältnisse einer besonders
eingehenden Erörterung und Prüfung unterzogen worden. Auf besondere Einladung des Vorsitzenden
der II. Fachkommissionnahmen auch Mitglieder des hohen Hauses, die nicht der Kommission
angehörten aber ein besonderesInteresse an der Fürsorgeerziehunghaben, an den Beratungen teil.

Seitens des Vertreters der Provinzialverwaltung wurde zunächst an der Hand einer,
sämtliche preußischeProuinzial- und Kommunalverbiindeumfassenden Übersicht ausgeführt, daß
am 1. April 1901, dem Tage des Inkrafttretens des Fürsorgeerziehungs-Gesetzes, in ganz Preußen
rund 11000 Zwangszöglingeauf Grund des früheren Zwangserziehungs-Gcsetzesvom Jahre 1878
vorhanden gewesen wären, wovon zirka 1200 auf die Rheinprovinzentfielen. Auf je 10 000 Einwohner
seien hiernach im Gesamtdurchschnitt 3,21 Zöglinge gekommen, in der Rheinprovinz aber nur 2,13.
Währeud des ersten Jahres des Bestehens des Fürsorgeerziehungs-Gesetzes,also in der Zeit vom
1. April 1901 bis eben dahin 1902 seien sodann überwiesen worden im ganzen 7932 Fürsorge¬
zöglinge, darunter 1233 aus der Rheinprovinz. Der vorhandene Bestand an Zwangszüglingen
habe sich hiernach in ganz Preußen stark um etwa 70 «/« vermehrt, in der Rheinprovinz aber
um über 100 "/<>. Die Rheinprovinz stehe somit an Stärke des Zuwachsesum volle 30 "/„ über
dem Gesamtdurchschnitt und mit der Stadt Berlin an zweithöchster Stelle in Preußen; sie werde
nur übertroffen von der Provinz Westfalen, bei welcher der Zuwachs sich auf 143 °/o belaufen
habe, alle übrige» Provinzen ständen weit hinter Westfalen und der Rheinprovinzzurück. Hinsichtlich
der Ergebnisse des zweiten Jahres des Bestehensdes Gesetzes,also über die Zeit vom 1. April 1902
bis jetzt lägen Übersichten von den preußischen Provinzen noch nicht vor; dieselben seien vor Juni
dieses Jahres nicht zu erwarten, in der Rheinprovinz aber seien in der Zeit vom 1. April 1902
bis 31. Januar 1903 wiederum neu überwiesen worden 760 Zöglinge, und es würde diese Zahl
bis zum Schlüsse des laufenden Etatjahres auf 850 Zöglinge angewachsensein. Am Schlüsse
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des 2. Etatsjahres seit dem Bestehen des Gesetzes seien in der Rheinprovinz hiernach nahezu
2100 Fürsorgezöglingeüberwiesen und würden mit Hinzurechnungder alten Zwaugszöglingereichlich
3300 Zöglinge am 31. März ds. Is. vorhanden sein. Veranschlage man sodann das am
1. April ds. Is. beginnendedritte Geschäftsjahr,wie es, ohne fehlzugreifen, wohl würde geschehen
dürfen, auf etwa 700 Zöglinge, so komme man bis zum 31. März 1904 auf einen Bestand von
4000 Zöglingen.

Nach den aus den benachbartenProvinzen bis jetzt vorliegenden Privatnachrichtenwürde
die Rheinprovinzmit den Ziffern des zweiten Jahres des Bestehens des Gesetzes die anderen Provinzen
wiederum prozentual nicht unwesentlich übersteigen.

Diese Ergebnisse ließen die in der Begründung zu dem Gesetzentwürfe gemachte Berechnung,
weit hinter sich zurück. Die Begründung habe für die Zeit des wohl erst nach 10 Jahren
eintretenden Beharrungszustandes mit etwa 7 Zöglingen auf je 10 000 Einwohner gerechnet, was
nach der Einwohnerzahl der Rhcinprovinz einen Gesamtbestand von 4000 Zöglingen ausmachen
würde; nach den vor mitgeteilten Ziffern fei diefer Gesamtbestand in der Rheinprovinz indessen
schon im Laufe des nächsten Jahres zu erwarten.

Der Vertreter der Provinzialvcrwaltung wies fodann an der Hand einer weiteren Übersicht,
in welcher die vorgcdachten1233 Fürsorgezöglingeauf die zugehörigen Kreife verteilt waren, nach,
daß die 7 großen Städte mit je mehr als 100 000 Einwohner» (Aachen, Eöln, Barmen, Crefeld,
Düsfeldorf, Elberfeld und Essen) mit zusammen 124« 000 Einwohnern 426 Zöglinge, also
auf je 10 000 Einwohner etwa 3,4 Zöglinge gebrachthätten, während auf die übrigen 4 513 000
Einwohner der Provinz nur 807, also auf je 10 000 Einwohner, nur 1,8 Zöglinge entfielen. Die
beiden Städte Essen und Barmen ständen mit je 2,69 bezw. 2,67 Zöglingen auf je 10 000
Einwohner einander gleich.

Der Vertreter der Provinzialverwaltung erklärte sodann mit Rücksicht auf die seitens des
Herrn Abgeordneten Zweigert bei Gelegenheitder ersten Beratung des Etats gemachten Ausführungen,
wonach gerade die Rheinische Provinzialuerwaltung der Ausführung des Gesetzes die erheblichsten
Schwierigkeitenin den Weg gelegt habe, daß es sich bei den seitens der Provinzialverwaltungen
gegen die Uberweisungsbeschlüsse der Vormundschaftsgerichteerhobenen Beschwerdenfast nur um
die Frage der Abgrenzung zwifchen der Armenpflegeund der Fürsorgeerziehunggehandelt habe,
daß aber von den sämtlichen grundlegendenEntscheidungen des Königlichen Kammergerichts zu dieser
Frage, soweit dieselben in der als offiziell anerkannten Iohowfchen Sammlung niedergelegtseien,
keine einzige auf Betreiben der Rhcinifchen Provinzialverwaltungergangen,und das namentlich
die eiste maßgebende Entscheidung, mit welcher das Kammergerichtseine gruudsätzliche Haltung
festgelegt habe, von der Provinzialverwaltung der Provinz Ostpreußen extrahiert worden sei.

Und hierzu komme noch hinzu, auf Grund der hier allein in Rede stehendenZiffer 1
des § 1 des Gesetzes überwiesen worden seien von den 7932 Minderjährigenin ganz Preußen 3253
also 41 "/«, während von den 1233 Minderjährigen der Rheinprouinzauf Grund dieser Bestimmung
überwiesen worden seien 574 Minderjährige, also volle 4? °/u. Die Rheinprovinz stehe somit
gerade in der für die Beurteilung der Wirkung des Gesetzes wichtigsten Ziffer weit über dem
Durchschnitteund würde nur noch übcrtroffen von der Provinz Westfalen, in welcher die auf
Grund der Ziffer 1 des § 1 überwiefenen Minderjährigen genau 50 °/„ der fämtlich Überwiefenen
ausmachten.

Im übrigen hätte die Streitfrage selbst, die veranlaßt sei durch die Fassung eben dieses
mehrgedachten § 1 doch zum Austrag kommen müssen. Auf allen Seiten sei man bei Erlaß
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des Gesetzes darüber einig gewesen, das dasselbe nicht benutzt werden dürfe von selten der Armen»
verbände um die Sorge für die Kinder, die ihnen nach den bestehenden, gesetzlichen Bestimmungen
obläge, uufdleProvinzialverbände mit Hülfe desFürsorgeerziehungs-Gesetzes abzuwälzen.

Diese Befürchtung habe sich aber, wie der Herr Minister des Innern im preußischen
Abgcordnetenhauseam 11. Februar 1903 ausgeführt habe, nach dem übereinstimmendenUrteile
der Kommunal- und Prouiuzialuerbändcdurchaus verwirklicht, und es sei ein Beschluß des Kammer¬
gerichtsvom 8. Juli 1901 ergangen, der die Grenze der Armcnfürsorgeund der Fürsorgeerziehung
festzulegen versuche. (Diese Entscheidung, die erste, die überhaupt in der Frage ergangen ist, ist, nebenbei
bemerkt, wiederum nicht von der Rhcinprovinz, sondern von der Provinz Pommern provoziert.)
Die beiden ersten Entscheidungen,die bei dem Kammergerichtvon hier aus erwirktworden wären,
hätten Falle betroffen, in denen es sich um von den betreffenden Armenverbänden bereits
untergebrachteund in ihrem Verhalten mit guten Zeugnissen versehene Kinder gehandelthabe.
Es liege aber auf der Hand, daß das Fürsorgcerziehuugs-Gesetzfür solche Kinder nicht bestimmt
sei. Im übrigen sei die Zahl der in der Rheinprovinz und einigen benachbartenProvinzen gegen
die Beschlüsse der Vormundschaftsgerichte erhobenenBeschwerden im großen und ganzen prozentual
dieselbe; sei sie in der Rheinprovinz eine etwas höhere, so habe das darin seinen Grund, daß das
größte Landgericht in der Rheinprovinz sich immer und immer wieder trotz aller Entscheidungen
des Kmnmcrgcrichtsauf einen entgegengesetzten Standpunkt gestellt habe, und wenn einmal eine
konstante Rechtsprechung gcrichtsseitig in der ganzen Provinz innegehaltenwürde, so sei im Interesse
einer gleichmäßigenBehandlung der sämtlichenKommunalverbände der Provinz es nicht wohl
statthaft, daß von einem Landgerichte, aus dessen Bezirke mit die meisten Fürsörgczöglingekämen,
eine genau entgegengesetzteHaltung eingenommenwürde.

In einer anderen Provinz habe man bei der Entscheidungder Frage, ob ein Über-
weisungsvcschluß angegriffenwerden solle, oder nicht, den Umstand mitberücksichtigt, ob es sich um
einen leistungsschwachen oder leistungsfähigeren Armcnvcrbcmdhandelte. Es könne aber nicht
wohl zweifelhaft sein, daß eine derartige Unterscheidung die schwersten Bedenken gegen sich habe.
Viele Beschwerden seien auch erforderlich geworden, weil in den Beschlüssender Vormundschafts¬
gerichte, die die Notwendigkeit einer erziehlichen Einwirkung auf die betreffendenMinderjährigen
dartuenden Umstände oftmals kaum erwähnt, geschweigedenn erörtert worden seien.

Nachdem der Vertreter der Provinzialucrwaltnng daraufhin zusammenfassendnochmals
darauf hingewiesen hatte, daß die Rheinprouinz in keiner einzigen maßgebendenZiffer hinter
dem G es amtdurchschnitt in Preußen zurückgebliebensei, vielmehr gerade umgekehrt in den
wichtigsten Ziffern sämtliche preußischen Provinzen (abgesehenvon Westfalen) überrage, daß sie
ferner die ersten und die maßgebenden Entscheidungendes Kammergcrichtsnicht herbeigeführt
habe, gab er noch die Erklärung ab, daß die Frage nach den entstehenden Kosten w keiner Weise
nud zn keiner Zeit auf die Haltung der Prouinzialverwaltnng eingewirkt habe; die einzige Richt-
fchnur für das Verhalte« der ausführendenOrgane sei lediglich das Gesetz selbst in der ihm
von den berufenen Instanzen gegebenen Auslegung gewesen. Würde die Finanzfrage überhaupt
eine Rolle gespielt haben, so hätte es nahe gelegen,die Grenze der Übernahme der Minderjährigen
etwas weiter zu stecken, um dann die zahlreichen,von seilen des Lcmdarmenucrbandesjetzt auf
Kosten der Provinz untergebrachtenKinder auf den Etat der Fürforgecrziehung übernehmen
zu können. Im übrigen lege doch der Umstand, daß von selten des Staates zwei Drittel der
Kosten beigetragen würden, den Provinzialverbändcn die Pflicht auf, in der Durchführung des
Gesetzes, bestimmte zurechtfertigende Grenzen inne zu halten.
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Darüber könne allerdings ein Zweifel nicht bestehen, daß die dem Gesetz von dem Kammer-
gericht gegebene Auslegung mit den seinerzeit auf feiten der Gesetzgeber gehegtenAbsichten nicht
übereinstimme,und daß dies für die Dauer auf die Anwendung des Gesetzes lähmend einwirken
müsse. Die Gemeindeverwaltungen seien, wie dies aus den Überweisungen der letzten Zeit
unverkennbarhervorgehe,mit der Stellung von Anträgen auf Übernahme von jüngeren Kindern
zurückhaltender geworden, um sich nicht der Verpflichtung, diese Kinder auf Grund des ß 1666 B. G. B.
auf den Armenetat übernehmen zu müssen, auszusetzen, und wenn man ferner noch die mannig¬
fachen Schwierigkeitenhinzurechne, die daraus entständen, daß die Armenverbändezum Teil unter
Billigung der maßgebenden Spruchbehörden sich weigerten, die Kosten für derartige Kinder zu
bezahlen, so liege es nahe, an eine Änderung der Gesetzgebung,sei es auf dem Gebiete der
Armenpflege,sei es auf dem der Fürsorgeerziehungzu denken.

Wie der Herr Minister des Innern noch jüngst ausgeführt habe, dürfte es indeffcn
angezeigt sein, noch die Ergebnisseeines zweiten und dritten Jahres abzuwarten; inzwischen hatte
die Provinzialverwaltung auch Zeit, sich mit den bis dahin immerhin noch zahlreich überwiesenen
Minderjährigen etwas einzurichten.

Von einem Redner wurde hierauf bemerkt, daß nach der Erklärung des Herrn Vertreters
der Provinzialverwaltung, wonach die Entscheidungendes Kammergerichts nicht dem Sinne des
Gesetzgebers entsprächen,eigentlich nichts mehr zu bemerken sei. Ebenso könnte man befriedigt
sein über die Ausführungen desselbenVertreters bezüglich der Handhabung einer wohlwollenden
Praxis, Die Art der Handhabung des Gesetzes durch die Provinzialverwaltung habe aber in
weiten Kreisen enttäuscht; ob die Provinzialverwaltung dieserhalb ein Verschulden treffe, könne dahin¬
gestellt bleiben, insbesondere habe verstimmt, wenn in solchen Fällen Beschwerde an das Landgericht
eingelegt worden sei, in denen der Betreffendebald das 18. Jahr erreichthatte und in denen das
Landgerichtder Beschwerde lediglich deshalb stattgegeben habe, weil inzwischen das 18. Lebensjahr
erreicht war.

Auch von einer anderen Seite wurden ähnlicheBedenkengeäußert.
Der Vertreter der Provinzialverwaltungerwiderte hierauf, daß es sich bei den Beschwerden,

die gegen die Überweisung von an der Grenze des 18. Lebensjahres stehendenMinderjährigen
erhoben worden seien, ausschließlich gehandelt habe um ganz besondersverwahrloste Minderjährige
mit erheblichen Vorstrafen und zum größten Teile auch um solche Minderjährige, die noch längere
Freiheitsstrafen zu verbüßen gehabt hatten, so daß der Zeitraum für den sie wirklich in Fürsorge¬
erziehunghätten genommenwerden können, zu einem ersprießlichen Ergebnis der Fürsorgeerziehung
nicht mehr ausgereichthaben würde. Es sei auch zu bedenken, daß bei der so außerordentlich
großen Zahl von Überweisungen gerade solcher Zöglinge die vorhandenen Unterbringungs-
gelegenheiten sämtlich bis auf noch ganz wenige Plätze besetzt seien und daß es doch wohl richtig
sei, diese wenigen freien Plätze für diejenigen Zöglinge zu reservieren, bei denen die Hoffnung
auf einen ersprießlichen Ausgang der Bemühungen noch nicht geschwunden sei.

Im weiteren Verlaufe der Verhandlungen führte der Vertreter der Provinzialverwaltung
sodann auf Verlangen aus, daß das Königliche Kammergerichtim wesentlichen 2 Rechtsgrundsätze
aufgestellt habe und zwar zunächst den Grundsatz von der sogenannten Subsidiarität des
Fürsorgeerziehungsgesetzesund sodann den Grundsatz von der sogenannten künstlichen
Hülfsbedürftigkeit.

Den Grundsatzvon der sogenanntenSubsidiarität des Fürsorgeerziehungsgesetzes leite das
Kammergerichtaus den Worten im s 1 Ziffer 1 des Gesetzes „wenn die Voraussetzungendes
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ß 1666 B.-G.-B. vorliegen und die Fürsorgeerziehung zur Verhütung der Verwahr¬
losung des Minderjährigen erforderlich ist" her. Es sage, nach diesen Worten sei die
Notwendigkeit nur dann als gegeben anzusehen, wenn die Anwendunganderer dem Vormundschafts-
gericht zu Gebote stehenderMaßregeln, wie Entziehung der elterlichenGewalt und anderweite
Unterbringung des Kindes, ausgeschlossen oder aussichtslos sei.

Und den Grundsatz von der sogenanntenkünstlichen Hülfsbedürftigkeithabe das Kammer-
gericht aus den Entscheidungendes Bundesamts für das Heimatwesen,der obersten Spruchbehörde
für armenrechtliche Fragen, entnehmen zu sollen geglaubt.

Das Kammergerichtsei der Ansicht, daß das Bundesamt für das Heimatwesenin einer
Reihe von Fällen den Satz aufgestellthabe, daß ein Kind durch den Spruch eines Vormundschafts-
gerichts, wonach es seinen Eltern zu entziehen und anderweit unterzubringensei, verwaist, also
unterstützungsbedürftig werde im armenrechtlichenSinne. Ein solches Kind stehe einem
elternlos gewordenenKinde gleich; das eine habe in Wirklichkeit keine Eltern mehr, das andere
keine mehr von Gesetzes wegen; für das eine, wie für das andere aber habe dann, wenn das
Kind eigenes Vermögen nicht besitze, der Armenverband aufzukommen.

Nun seien allerdingsdie Armenverbände nur zur Gewährungvon Nahrung, Bekleidung
und Obdach, nicht aber zur Leistung von besonderen erziehlichen Maßnahmen verpflichtet.
Sobald also solche erforderlich seien, sei die Fürsorgeerziehung auszusprechen.

Wenn nun, so führte der Vertreter der Provinzialverwaltungweiter aus, diese Ausführungen
in der Tat in den Entscheidungen des mehrgenanntenBundesamtes enthalten seien, so werde damit
den Armenverbänden allerdings vielfach eine neue, bis dahin nicht gekannte Last auferlegt;
denn sehr oft handele es sich ja um Kinder, deren Eltern zwar verworfenund sittenlos, nicht
aber unterstützungsbedürftigim armenrechtlichen Sinne seien.

Nur sei hervorzuheben,daß dann diese neue Belastuug der Armenverbändenicht zurück¬
zuführen sei auf das Fürsorgeerziehungsgesch, sondern auf den mehrerwahnten§ 1666 B.-G.-B.,
bei dessen Erlaß allerdings kaum jemand an die bezeichnete Folge gedacht haben möge.

Die außerordentlichgroße Schwierigkeit für die Provinzialverwaltung liege nun gerade
darin, im einzelnen Falle die Frage, ob besondere erziehliche Maßnahmen erforderlich seien
oder nicht, zu entscheiden. Bei allen, schon etwas älteren Kindern im Alter von etwa 11 und
noch mehr Jahren habe die Provinzialverwaltung, sofern nicht in den Uberweisungsbeschlüssen
geradezu ein gutes Betragen der Kinder attestiert gewesen sei, was «ich schon vorgekommen,
überhaupt keinen Ginsprucherhoben,von der Erwägung ausgehend, daß diese Kinder von dem
unsittlichenTreiben ihrer Eltern doch vielleicht schon in etwa nachteiligbeeinflußt sein könnten.
Auf der andern Seite sei die Frage bei noch ganz jungen Kindern, bei Säuglingen und 2 oder
3jährigen Kindern in umgekehrtem Siune unschwer zu entscheiden. Schwierig werde aber die
Sache bei 5, 6, 7 und mehr Jahre alten Kindern und, es sei wie oben schon hervorgehoben,die
Entscheidung der Frage gerade um deswillen oft so schwierig, wenn nicht unmöglich, weil die
Überweisungsbeschlüsseder Vormundschaftsgerichtesehr häufig alle und jede Feststellung nach der
Richtung hin, ob besondere erziehliche Maßnahmen erforderlich feien, vermissen ließen. Würde
diesem Mangel abgeholfen, und es sei dies durch eingehende Vernehmung der geistlichenund
weltlichenobrigkeitlichen Personen, der Lehrer u, s. w. wohl zu erreichen,so würde selbst bei der
gegenwärtigen Rechtsprechung des Kammergcrichtsnoch manches zu erreichen sein.

Zudem seien die Armenverbände zu einer Unterbringung der Kinder außerhalb ihrer
Bezirke nicht verpflichtet,und es würde sich ebenfalls noch in vielen Fallen wohl feststellen
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lassen, daß eine räumliche Trennung der Kinder von ihren Eltern, wegen des von den letzteren
zu erwartenden nachteiligen Einflusses auf die ersteren, erforderlich wäre uud auf diese Art
wiederum eine Anzahl von Kindern der Fürsorgeerziehungzugeführt werden können.

Wolle man aber noch weiter gehen, so bleibe nur übrig, die mehrcrwähntenWorte aus
dem § 1 Ziffer 1 des Gesetzes herauszustreichen;man würde dann aber, dem Vorbildeanderer außer¬
preußischerStaaten folgend, passend wohl eine untere Altersgrenzedem Gesetz wieder einverleiben müssen.

Meine Herren! Die Fachkommission hat aus deu entgegengenommenen
Berichten sich überzeugt, daß nach Lage der Verhältnisse die Ausführung des
Fürsorgeerziehungsgesctzcs seitens der Rheinischen Provinzialverwaltung iu anderer
als der gewählten Art nicht möglich war, und daß die unbefriedigeude Wirkfamkeit
des Gesetzes im wefentlichen auf die Auslegung desselben seitens der richterlichen
Spruchbehörden und zum teil auf den Mangel an geeigneter Unterknnftsgelegenheit
für schulentlassene Fürsorgezöglinge männlichen Geschlechts zurückzuführen ist.

Die Fachkommission sieht zwar zur Zeit vou der Anregung einer Abänderungdes Gesetzes
ab, ersucht indes die Verwaltung zur Vorbereitung gesetzgeberischer Maßnahmen das
erforderliche Material zu sammeln.

Was nun den vorgelegtenEtat für das Jahr 1903 anbelangt, der den Provinzialetat
mit nahezu 300 000 Mark belasten wird, so führte der Vertreter der Provinzialverwaltung aus,
daß derselbe hinsichtlichder Zahl der zu erwartenden Fürsorgezöglingc nur auf Schätzungen
beruhe und vielleicht nicht werde innegehaltenwerden können, Schon gegenwärtig sei der Bestand
an Fürsorgezöglingenhöher als wie er zur Zeit der Ausfertigung des Etats veranschlagt
worden sei.

Zudem beruhe der Etat auf der Voraussetzung,daß der Staat ^/» sämtlicher entstehenden
Kosten, also auch der persönlichenund sächlichenVerwaltnugskosten zahle. Den gegenteiligen
Standpunkt hätten die Herren Minister der Innern und der Finanzen letzthin in einem gemeinschaft-
schaftlichen Erlaß vertreten; doch sei hiergegen, und zwar zunächst von der Provinzialverwaltung
der Provinz Brandenburg Klage erhoben worden. Es handelt sich hier um eine Summe von
ca. 80 000 Mark, also um eine Differenz von rund 55 000 Mark.

Meine Herren! Die II. Fachkommission hat Ausstellungenan dem Etat nicht zu machen
gehabt und beantragt deshalb:

„Der Provinzicillandtagwolle den vorbezeichnetenHaushaltsplan unverändertannehmen."
Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Verhandlung und gebe zunächst dem Herrn Abge¬

ordneten Veltman das Wort.
Abgeordneter Veltman: Meine hochverehrten Herren! Znr selben Zeit, als sich

unsere Kommissioneingehendmit der Frage der Fürsorgeerziehungbeschäftigte, ist die Ausführung
des Fürsorgeerzichungsgesetzes auch Gegenstandder Erörteruug im Abgeordnetenhausegewesen, und
dort hat der Berichterstatterder Kommisston des Abgeordnetenhausessich dahin ausgesprochen, daß
die Kommission des Abgeordnetenhauses mit Bedauern Kenntnis genommen habe von dem Erkenntnis
des Kammergerichts,durch welches die Fürsorgeerziehungsehr eingeschränktund der Eintritt des
Moments der Verwahrlosung sehr eng begrenzt wird. Die Kommission des Abgeordnetenhauses
sei einstimmig der Ansicht gewesen, daß, wenn das höchste Gericht Preußens und demzufolge die
übrigen untergeordneten Gerichte diese Rechtsprechung allgemein adoptieren würden, dann das
Gesetz in seinen Wirkungen sehr erheblich geschmälert würde. Nun ist von unserem Berichterstatter
ja eingehendder Gang der Verhandlungen in unserer Kommissiondargestelltworden. Wenn ich
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ihu aber richtig verstandenhabe, so ist unsere Kommission zu wesentlich anderen Beschlüssen, zu
wesentlich anderer Auffassunggelangt wie die Kommission des Abgeordnetenhauses,indem in unserer
Kommission schließlich erklärt worden ist, daß anerkannt wurde, daß die Provinzialverwaltung ganz
im Sinne des Gesetzesverfahren sei und ein Wunsch nach einer anderen Verwaltungspraxis der
Provinzialverwaltung nicht geltend gemacht worden ist. Ich meine, meine Herren, wir dürften,
müßten aber auch hier im Pleuum zum Ausdruck bringen, daß erhebliche Bedenken bei einer großen
Anzahl von Mitgliedern des Hauses und ich darf wohl sagen, weithin in der Provinz bestehen
über die Art und Weise, wie seitens unserer Proviuzialverwaltung das Fürsorgegesetz in die Praxis
übersetzt worden ist. Gerade von der Verwaltung unserer Provinz aus ist in der Rechtsprechung
respektive in der Vertretung der Provinz in den Prozessen nnd publizistischhingewiesenworden
auf eine Auffassungdes § 1 Nr. 1 des Fürsorgecrziehuugsgesetzes, wie sie demnächst den Beschlüssen
des Kammergcrichtszu Grunde gelegt worden ist. Ich will nicht näher ans die gesetzlichenBe¬
stimmungen eingehen und nur darauf verweisen,daß hinsichtlichder Bedeutuug des 8 1 des
Fürsorgeerzichungsgesetzeseinige zutreffende Ausführuugen hier gemacht worden sind seitens des
Herrn AbgeordnetenLandrats Dr. Schwitz im Abgeordnetenhaus^im „PreußischenVerwaltungs-
blatt" und in der Zeitschrift „Das Recht". Streitig ist eigentlich nur das alinea. 1 des § 1 des
Fürsorgeerzichuugsgesctzes, welches ausspricht, daß Minderjährige, welche das achtzehnte Lebensjahr
noch nicht vollendet haben, der Fürsorgeerziehungüberwiesen werden können, wenn die Voraus¬
setzungen des § 1666 uud des ß 1838 des bürgerlichenGesetzbuchesvorliegen uud die Fürsorge¬
erziehung erforderlich ist, um die Verwahrlosung der Minderjährigen zu verhüten. Nun ist seitens
des Kammergerichtsund auch nach Anffassuuggerade unserer Provinzialverwaltung mit Recht der
Grundsatz aufgestellt worden, daß bereits eine subjektive Verwahrlosung des minderjährigen Kindes
vorliegen müsse, wenn es zur Fürsorgeerziehungüberwiesenweiden soll. Meine Herren! Davon
steht nichts im Gesetze, das ist in das Gesetz künstlich hinein interpretiert worden. Und ich möchte
hier betonen, daß das, was der Herr AbgeordneteSchwitz im Abgeordnetenhausebezüglich des
Abgeordnetenhausesgesagt hat, auch für das Herrenhaus zutreffendist, wo ich mitgewirkthabe bei
der Emanation des Gesetzes,sowohl in der Kommissionals auch im Plenum des Herrenhauses
selber, daß dort von allen, die das Wort ergriffen haben, sowohl von den Abgeordnetenals auch
von den Herren Ministern ausdrücklich darauf hingewiesen wurde, daß durch das Falleulassen der
unteren Altersgrenzen nun die Möglichkeit gegeben worden ist, selbst die jüngsten Kinder von
einem Jahr und weniger der Fürsorgeerziehungzu überweisen. Das ist aber gerade durch die
Rechtsprechung des Kcnnmergerichts faktisch unmöglichgeworden.

Denn wie wollen Sie bei solchen Kindern eine subjektive Verwahrlosung konstruieren?
Es hat ursprünglich im Gesetzentwurf gestanden,daß nur zur Verhütung der sittlichen Verwahrlosung
die Minderjährigen der Fürsorgeerziehungüberwiesen werden dürfen. Dieses Wort „sittlich" ist
aber ausdrücklich gestrichen,um auch in Fällen körperlicher Verwahrlosung die Fürsorgeerziehung
eintreten zu lassen, zweitens, meine Herren, ist konstruiertworden, daß die Fürsorgeerziehungnur
subsidiär eintreten dürfe, nur dann, wenn alle anderenMittel, namentlichdie durch den § 1666 des
Bürgerliche»Gesetzbuchs gegebenenerschöpft seien, und auch nur dann, wenn es versuchtsei, durch
die Armeuvcrwllltungdie Mittel aufzubringenzur Unterbringung der Kinder zur Fürsorgeerziehung.
Auch das, meine Herren, widerspricht dem Wortlaut des Gesetzes,wenn auch dort ausgeführt ist,
daß die Fürsorgeerziehungerforderlich sei, um die Verwahrlosungder Minderjährigen zu verhüten.
In den Motiven des Gesetzes ist es ausdrücklich ausgesprochen,daß der § 1666 des Bürgerlichen
Gesetzbuches in Verbindung mit dem § 1838 eine Lücke habe, indem, wenn auch hierdurch

24*
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äußerlich,dem Vormundschaftsrichterdie Handhabe geboten sei, den Eltern das Erziehungsrechtzu
entziehen und die Fürsorgeerziehunganzuordnen, dann die Mittel fehlen, um eine solche Fürsorge¬
erziehungeintreten zu lassen. Also der Gesetzgeber selbst stand auf dem Standpunkte, daß unsere
jetzige Armengesetzgebung nicht dazu angetan sei, um in diesen Fällen die Mittel zur Verfügung
zu stellen. Nun, meine Herren, erkenne ich ja an, selbst wenn ich aus diesen Ausführungen
deduziere,daß unsere Provinzialverwaltung nicht den richtigen Weg beschüttenhabe in der praktischen
Nnwendung des Fürsorgeerziehungsgcsetzes, ich einen schwierigen Standpunkt insofernhabe, als ihr
die Rechtsprechungunseres höchsten Gerichtshofes zur Seite steht. Das Kammcrgerichthat sich
immer auf den entgegengesetztenStandpunkt gestellt,hat den subsidiüren Charakterdieser Maßnahmen
immer anerkannt, und neuerdings ist auch eine Entscheidungdes Bundesamtes für das Heimats¬
wesen in diesem Sinne ergangen. Aber, meine Herren, wenn allseitig von den Mitgliedern des
Abgeordnetenhausesund Herrenhauses und selbst von den Provinzialverwaltungen anerkannt wird
— uud ich habe zum Beispiel in den Ausführungen des Abgeordnetenhausesnirgends eine andere
Ausführung gehurt, und auch in der Kommissionselbst haben es die Herren Vertreter der Prouinzial¬
verwaltung anerkannt,— daß die Entscheidungendes Kammergerichtsdem Sinne der Gesetzgebung
widersprechen,so dürfen wir doch wohl auch erwarten, daß in der Praxis die Verwaltung
unserer Provinz sich nicht auf diesen allein rechtlichen Standpunkt stellt, sondern auch diese praktischen
Gesichtspunkte gelten läßt.

Nun, meine Herren, ist ausgeführt worden, daß unsere Provinzialverwaltung eine gemein¬
same Aussprache der Herren Landesdirektoren der verschiedenen Provinzen unserer Monarchie
veranlaßt habe, und daß man dort zu der Auffassung gekommensei, daß man nicht auf den
scharfenStandpunkt des Gesetzes sich stellen, sondern eine mildere Praxis walten lassen solle.
Nun, meine Herren, es ist ja schon gut, daß heute hier öffentlichausgesprochenwird, daß eine
mildere Praxis in dieser Beziehung eintreten soll. Ich für meine Person habe allerdings nicht
feststellen können und namentlichnicht hinsichtlich der von mir vertretenen Stadt, daß eine solche
mildere Praxis eingetreten ist.

Nach wie vor ist, soviel ich habe feststellen können, von der Provinzialverwaltung an
diesem Nechts-Standvunkt festgehaltenworden. Ich will nicht auf einzelne Fälle eingehen, aber
gerade in Fällen, wie sie typisch sind, wo der Vater ein Trunkenbold, arbeitsscheuist, sich nicht
um die Ernährung und den Unterhalt seiner Familie kümmert, wo die Mutter der gewerbsmäßigen
Unzuchtnachgehtund gerade Fälle vorliegen, wo abgesehenvon den Verpflichtungender Armen-
verwaltung eine Fürsorgeerziehungnach den Verhandlungen in den gesetzgebenden Körperschaften
notwendig ist, ist Einspruch erhoben und ist ein ungünstiges Erkenntnis des Kammergerichts
erzielt worden. Feiner ist gerade von unserer Provinzialverwaltung in einzelnen Fällen kurz vor
der Erreichung des 18. Lebensjahres, das doch, wie bekannt, die äußerste Grenze der Fürsorge¬
erziehungsmöglichkeitdarstellt, Einspruch erhoben worden. Mir ist ein Fall bekannt, wo im
September des vorigen Jahres durch das Amtsgericht auf Antrag der berechtigtenAntragsteller
die Fürsorgeerziehung über einen 1?jährigen Minderjährigen ausgesprochenworden ist. Darauf
ist Einspruch erhoben worden von der hiesigen Provinzialverwaltung. Am 2. Oktober ist dieser
Minderjährige 18 Jahre alt geworden, und infolgedessenhat das Landgericht am ?. Oktober
dann die Fürsorgeerziehungwieder aufheben müssen, weil inzwischen der Minderjährige 18 Jahre
alt geworden ist. Meine Herren! Aus einem solchen Falle geht ja hervor, daß es darum zu
tun war, den Minderjährigen nicht zur Fürsorgeerziehung zu bringen. In diesem Fall war
allerdings der Minderjährige zu einer Gefängnisstrafe gerichtlichverurteilt worden, so daß nur
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2'/4 Jahre zur Fürsorgeerziehungübrig gebliebenwären. Aber, meine Herren, gegenüber dem
Wortlaut des Gesetzes durfte doch dieser äußere Umstand, daß inzwischender Minderjährige
18 Jahre alt wurde, nicht benutzt werden, um die Fürsorgeerziehungabzuwenden.Meine Herren!
Ich meine, gerade in unserer Provinz liegt keine Veranlassung vor, davor zurückzuscheuen, die
Konsequenzendes Fürsorgeerziehungsgesetzesganz allgemein zu übernehmen und dadurch die
Hoffnungen zu erfüllen, die allgemein an dieses Gesetz geknüpftworden sind. Anderen Provinzen
drohen große Lasten durch Ausführung von Bauten zur Aufnahme der Fürforgezoglinge. Wir
haben hier gehört, daß für weibliche Fürsorgeerziehungszöglingeüberhaupt keine neuen Anstalten
gebaut zu werden brauchen, für männlicheFürforgezoglingenur in beschranktem Umfangeinfofern,
als es sich um ältere sich dem 18. Jahre nähernde Fürsorgezöglinge handelt; und da werden
wir ja gerne die Hand bieten, daß gerade für diese schwer unterzubringendenFürsorgezöglingedie
geeignetenAnstalten gebaut werden. Ich hoffe, daß die Provinzialverwaltung in dieser milderen
Auslegung des Fürsorgeerziehungsgesetzes,bevor ein neues Gesetz, das ja allseitig angestrebt wird,
doch den idealen Charakter des Gesetzes zum Ausdruckgelangen lassen wird. Ich hoffe vor allem,
daß die öffentliche Aussprachehier dazu beitragen wird, daß die Mutlosigkeit, die offensichtlichbei
allen Kreisen, die berufen sind, die Fürsorgeerziehungzur Ausführung zu bringen, — bei den
Polizeiverwaltungen, bei den Armenverwaltungen — daß diese Mutlosigkeit schwinde,daß man
auf's neue bestrebt sein wird, diejenigen Minderjährigen, die nach der früheren Auffassung, nach
der Auffassung des Gesetzgebersfür die Fürsorgeerziehunggeeignet waren, auch zur Fürsorge¬
erziehung zu bringen.

Selbst, meine Herren, wenn die rechtliche Auffassung,wie sie nun einmal beim Kammer»
gericht besteht, zutreffendsein sollte, so ist doch das praktische Verfahren, welches durch diese rechtliche
Auffassung bedingt ist, ganz unhaltbar geworden. Stellen Sie sich einmal vor, welchen Gang
ein solcher Antrag auf Fürsorgeerziehungjetzt nimmt. Er wird zunächst eingebrachtbeim Amts¬
gericht. Nach der Entscheidungdes Amtsgerichtes wird Berufung eingelegt, nehmen wir einmal
an durch die Provinzialverwaltung. Es kommt die Entscheidungdes Landgerichtes,dann kommt
die Entscheidungdes Kanunergerichtes,welches eventuell die Fürsorgeerziehung endgültig ablehnt,
dann wird der Antrag zurückgewiesen an den Vormundschaftsrichter. Der Vormundschaftsrichter
führt künstlich die Armut der Eltern herbei, um im Sinne des § 1666 vorgehen zu können.
Darauf wird ein Vormund oder Pfleger ernannt; der stellt dann bei der Nrmenverwaltuug den
Antrag, das Kind unterzubringen. Den Eltern wird das Erziehungsrechtgenommen, die Armen¬
verwaltung steht — das will ich annehmen — auf einem ablehnendenStandpunkt. Dann kommt
die Entfcheidungdes Bezirksausschusses,der nun endgültig Recht schafft. Meine Herren! Das
kann Monate dauern,- bis eine Entscheidung erfolgt, und gerade in der Fürsorgeerziehungist es
wünschenswert,daß möglichst bald eine Entscheidungeintritt. (Sehr richtig!) Ich hoffe auch, daß
grade die Bezirksausschüsse unserer Provinz der Nechtsauffassungbeitreten werden, die heute doch
allgemein als die richtige wohl anerkannt wird, namentlichwohl nach den Ausführungen im
Abgeordnetenhaus als die richtige anerkannt werden wird, und daß damit der ideale Sinn, der
im Fürsorgeerziehungsgesetz liegt, auch in unserer Provinz zum Ausdruckkommt. (Bravo!)

Ich bitte Sie, meine Herren, sich nicht erschrecken zu lassen durch die hohen Zahlen die
bezüglich unserer Provinz über die Ausführung der Fürsorgetätigkeitdurch die Provinzialverwaltung
genannt worden sind. Ich will nur auf eins hinweisen, daß die Zahl der Zwangserziehungs¬
zöglinge nach dem alten Gesetz von 1878 in unserer Provinz im Verhältnis zu den übrigen
Provinzen eine geringe war. Sie betrug nur 2,13 auf 10 000, während sie durchschnittlich 3,21
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auf 10 000 Einwohner in den sämtlichen Preußischen Provinzen betrug und in der Provinz
Schlesien 4,33. Bei uns ist nach der Einführung des neuen Gesetzes allerdings ja die Zahl
der Fürsorgeerzichungszöglingeum die große Zahl von 100 °/o gestiegen, aber immerhin nur
von 2,13 auf 2,14, während der Durchschnitt2,3 beträgt und in einer einzelnen Provinz 3,57.
Ich habe gesagt, daß der Fürsorgeerziehung ein großes ideales Moment inne wohnt, eine große
sozialpolitische Bedeutung, und ich mochte, daß hier unsere Tagung dazu führt, daß auch sie mehr
durchgeführt wird, als das bei uns bisher in unferer Provinz geschehen ist. Ich bin der Über¬
zeugung, daß, wenn in weiten Kreisen unseres Volkes eine Entsittlichung, eine Verrohung der
Jugend eingetreten ist, kein anderes Mittel fo geeignet ist, wie die Durchführung der Fürsorge¬
erziehung im Sinne des Gesetzgebers, dem entgegenzutreten,nicht Vulksbibliotheken, nicht Bildungs¬
vereine, selbst nicht der Kampf gegen den Alkohol, der praktisch sich schwer durchführen läßt, ist
so sehr geeignet,dieses ideale Ziel zu erreichen,als gerade die richtige Durchführung des Fürsorge-
erziehungsgesetzes, welches die Möglichkeitgiebt, die jungen Leute, die Kinder unter 18 Jahren
bis zu den frühesten Tagen des Lebens zu greifen, aus der unsittlichenSphäre, in der sie sich
bewegen, herauszunehmen und sie nun durch Anstalts- oder Familienerziehung zu körperlich und
sittlich gesunden Menschen und nützlichen Mitgliedern der menschlichenGesellschaftzu erziehen.

(Bravo!)
Vorsitzender Becker: Das Wort hat der Herr Landesrat Schmidt.
Landesrat Schmidt: In der heutigen Debatte handelt es sich um zwei Dinge, zunächst

um die Rechtsprechung des Kammergerichtes,und sodann um die Ausführung der Fürsorgeerziehung
durch die Rheinische Provinzialverwaltung. Ich glaube in Ihrem Sinne zu handeln, wenn ich auf die
Rechtsprechung des Kammergerichts selbst hier nicht im einzelnen eingehe. (Sehr richtig!)
Es würde uns das doch etwas weit führen, und des Streitens würde vielleicht kein Ende fein.
Es möge Ihnen die Erklärung genügen, daß die Rechtsprechungdes Kammergerichtsmit den
Absichten, die in den beiden Häusern des Landtages bei Beratung des Gesetzesgehegt worden
sind, nicht übereinstimmt. Ob die Rechtsprechung des Kammergerichtsmit dem Gesetze selbst im
Einklang steht, ist eine andere Frage. Aber wie gesagt, ich möchte Sie mit einem juristischen
Vortrug über die Rechtsprechungselbst nicht weiter aufhalten. Der Rheinische Provinziallandtag
würde ja wohl auch nicht berufen sein, hierüber zu Gericht zu sitzen. Eine andere Frage ist die: Wie hat
die Rheinische Provinzialverwaltung das Gesetz ausgeführt? Nimmt sie in der Ausführung
des Gefetzes unter den übrigen preußischen Provinzen eine nach irgend einer Richtung, sei es nach
der guten, sei es nach der schlechten Seite hin, hervorragendeStellung ein? Das letztere ist hier
bei Gelegenheitder ersten Beratung des Etats behauptet worden. Ich glaube wohl im Namen
der Rheinischen Provinzialverwaltung sagen zu dürfe«: Der Beweis für diese Behauptung ist bis
heute noch nicht erbracht. Es sind Ihnen die in Betracht kommenden Ziffern in dem eingehenden
Referate des Herrn Berichterstatters mitgeteilt worden. Es ist Ihnen gezeigt worden, daß die
Gesamtzahl der Uberwiesenen in Preußen sich auf nahezu 8000 Minderjährige in dem ersten
Jahre des Bestehens des Gesetzes belaufen hat und ist Ihnen mitgeteilt worden, daß unter dieser
Ziffer die Rheinprovinz mit 1233 Minderjährigen sowohl absolut wie relativ an der zweitobersten
Stelle steht.

Es ist Ihnen ferner dargelegt worden, daß sich der ganze Streit immer nur um die
Ziffer 1 des § 1 des Gesetzes gedreht hat, und daß von den sämtlichen Minderjährigen, die in
Preußen auf Grund dieser Ziffer überwiesenworden sind, nur 41"/«, auf den Gesamtdurchschnitt
entfallen, daß aber in der Rheinvrovinz auf diefe Ziffer 4?"/° kommen, daß also in dieser
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— wie ich nochmals wiederhole— wichtigsten Ziffer die Rheinprovinz weit über dem Gesamt¬
durchschnitt, ja, an zweitobersterStelle in Preußen steht; sie wird nur noch übertroffen von der
Provinz Westfalen, die hinsichtlich dieser Ziffer 50°/° aufzuweisenhat. Es ist Ihnen ferner in
der Kommission die Erklärung abgegeben worden, daß die Frage der Finanzen nun und nimmer¬
mehr für die Rheinische Prouinzialverwaltung zur Richtschnur bei der Beurteilung der einzelnen
Fälle gedient hat, sonderndaß sich die Verwaltung lediglich gerichtet hat nach dem Gesetze und
der ihr von den berufenen Instanzen gegebenen Auslegung,

Wenn man etwas enttäuscht ist über die Wirkungen des Gesetzes, so darf ich darauf
hinweisen, daß man vielleichtauch bei Beginn des Gesetzes sich allzu großen Hoffnungenhingegeben
hat. Es ist schon in der Kommission davon gesprochen worden, wie gerade hier in der Rheinprovinz
vielleichtetwas viel geschehen ist in dem Aufmerksam-machen auf dieses Gesetz, wie die Wirkungen
dieses Gesetzes in fast überschwenglicher Weise hier und dort hervorgehobenworden sind. Ich darf
aber weiter darauf aufmerksam machen, daß das Gesetz — und ich stütze mich hier auf den Ausspruch
der sämtlichen ProvinzialuerwaltungcnPreußens — vielfach von feiten der Armenverbände benutzt
worden ist um Lasten von sich abzuschieben, die sie nach den bestehenden gesetzlichen Bestimmungen
zu tragen hatten. Ich kann Sie hier unmöglichmit einzelnen Fällen aus dem zahlreichen Akten¬
material unterhalten; dazu war in der Kommission Zeit und Ort. Ich habe aber Gelegenheit gehabt,
in der Kommission Akten vorzuführen,wonach der Provinzialverwaltung Kinder überwiesenworden
sind, die sich im 11. Lebensmonat befanden. (Bewegung und Heiterkeit.) Und ich glaube, ich
brauche weiter kein Wort darüber zu fugen, daß das Gesetz nicht dazu da ist, damit hier bei der
Prouinzialverwaltung II Monate alte Kinder abgeladen werden. (Zustimmung und Heiterkeit.)

Nun, meine Herren, ist so sehr viel geredet wordenüber die Beschwerden, die die Prouinzial¬
verwaltung erhoben hat bei denjenigenMinderjährigen, die an der Grenze des 18. Lebensjahres
standen. Ja, meine Herren, wenn einmal die neue Pruvinzialanstalt, die ja gebaut werden soll,
fertig ist, dann darf ich Ihnen, glaube ich, namens der Prouinzialverwaltung uerfprcchen, daß
wir keinen einzigen, der 18 Jahre alt ist, ablehnen werden. Wir haben die Anstalt aber noch
nicht, und ich glaube, der Provinzialausschuß würde Ihuen allen außerordentlich dankbar sein,
wenn Sie ihm eine Unterbringungsgelegenheit für diese Minderjährigen nachzuweisen imstande
wären. (Sehr richtig!) Die Privatanstalten nehmen diese Achtzehnjährigennicht. Das sind
nämlich keine unbescholtenen Menschen,sondern das sind Menschen,die oft schon mehr Monate
im Gefängnis gefesfen haben, als sie Jahre alt sind. Da finden Sie, wenn Sie die Reihen
dieser unglücklichen Menschen durchgehen,solche, die ein Jahr, zwei Jahre, drei Jahre Gefängnis¬
strafe hinter sich haben. Die werden von keiner Privatanstalt aufgenommen,und unser Nefugium
Brauweiler ist längst besetzt. Als das Gesetz in Kraft trat, hat die Königliche Staatsregicruug sich
bereit erklärt, die staatlichen Erziehungsanstalten uns zur Verfügung zu stellen. Die Prouinzial¬
verwaltung hat dieses Entgegenkommender Königlichen Staatsregierung mit Dank begrüßt.
Aber gehen Sie einmal bitte nach Steinfeld, wo wir die katholischen schulentlassenenMinder¬
jährigen unterbringen, da haben wir Platz für 120 und 14? sind da. Also ich frage nochmals:
Wohin damit? Und selbst wenn wir die Frage beantwortenwollten, dann darf ich noch eine andere
Frage an Sie richten. Es wird immer gesagt, wir sollen das Gefetz dem Sinne nach auslegen.
Wenn Sie das Gesetz gerade bei den Achtzehnjährigen dem Sinne nach auslegen, dann müssen
Sie dazu kommen zu sagen: Das Gesetz ist für diese Personen nicht mehr anwendbar. (Sehr
richtig!) Denn wozu bringen wir die unter? Lediglich etwa um die Straßen einer Stadt von
ihnen zu säubern, lediglich um sie zu detinieren? doch wohl nicht. Wir sollen sie erziehen,und
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ich gebe Ihnen die Versicherung, daß an diesen Unglücklichen,wenn sie einmal solange im
Gefängnis gesessen haben, nicht mehr viel zu erziehenist. (Sehr richtig!) Aus der Stadt des
sehr geehrten Herrn Vorredners ist uns ein junger Mann überwiesen worden, der — wenn ich
nicht irre - schon Gefängnisstrafen hinter sich hatte und der dann kurz vor der Vollendung
des 18. Lebensjahres einen Raubmordversuch an einem Bankier in Aachenverübte. Der junge
Mann bekam dann für diesen Naubmordversuch, ich glaube, 1^2 oder 2 Jahre Gefängnis.
Unsere zahlreichenBemühungen bei dem Herrn Iustizminifter, bei derartigen Verurteilten einen
Aufschub der Strafe zu erwirken, sind erfolglos geblieben, so erfolglos, daß mir seiner Zeit der
hochverehrteHerr Landeshauptmann sagte: „Sparen Sie sich die Anträge bei dem Herrn Justiz-
minister; sie führen doch zu nichts." Run frage ich Sie, sollten wir diefen Raubmorder noch in
Fürsorgeerziehungnehmen, wenn er die 2 Jahre Gefängnis abgesessen haben würde? Wir würden
ihn dann noch glücklichfür etwa 2 Jahre bekommen haben. Daß das keine Fürsorgeerziehung
im Sinne des Gesetzes mehr ist, darüber kann kein Zweifel fein. (Sehr richtig!) Also, ich
glaube Ihnen nachgewiesenzu haben, daß Sie bis jetzt noch mit der rheinischenProvinzialver-
waltung bezüglich der Ausführung des Gefetzes einverstandensein können, und ich kann Ihnen
die Versicherunggeben, daß wir uns bemühen werden, Ihre Zufriedenheit auch für die Zukunft
zu erhalten. Ich kann Sie hier unmöglich in alle Einzelheiten und Details einführen. Wir
waren uns stets bewußt, daß wir in Punkto der Fürsorgeerziehung getan haben, was in unseren
Kräften stand. Wir freuen uns, das Ihre II. Fachkommifsion,in der die Verhältnisse auf das
Eingehendstebeleuchtet worden sind, zu der Erkenntnis gekommen ist, daß eine andere Art der
Ausführung, wie die von feiten der rheinischen Provinzialverwaltung gewählte, nicht möglich war.
(Lebhafter Beifall.)

Vorsitzender Becker: Es hat sich niemand weiter zum Wort gemeldet. Ich schließe die
Verhandlung. Wünschtder Herr Berichterstatternoch das Wort? — Er verzichtet.

Dann kommen wir zur Abstimmung über den Antrag der II. Fachkommission.Ich
ersuche diejenigen Herren, welche, dem Antrage der II. Fachkommission entgegen,den Haushaltsplan
ablehnen wollen, sich zu erheben. — Der Antrag der II. Fachkommission ist angenommenund der
Haushaltsplan genehmigt. Damit ist der Gegenstand erledigt.

Wir müssen nunmehr unsere Tagesordnung unterbrechen und die Wahlen vornehmen.
Wir kommenzunächst zu Nr. 16 der Tagesordnung:

Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend die Wahl der zur Mitwirkung bei den Geschäften
der Renteubank für die Provinz Westfalen, die Rheinprovinz und die
Provinz Heffen-Nassau in Münster berufenen Kommissare der Provinzial-
vertretung und deren Stellvertreter, und Vornahme der Wahl.

Meine Herren! Ehe wir in diese Wahlen eintreten, wollen wir doch gleich den Wahl¬
vorstand bilden, der nach dem Reglement gebildet werden muß. Der Wahluorstand besteht
einmal aus dem Vorsitzendenund zweitens aus 2—4 von Ihnen zu wählenden Mitgliedern des
Landtages. Ich gebe anheim, Vorschlägezu machen.

AbgeordneterConze: Ich schlage vor, die beiden Herrn Schriftführer zu wählen.
Vorsitzender Becker: Der Herr Abgeordnete Conze schlagt vor, die beiden hier neben mir

sitzenden Schriftführer feitens des Landtages als Mitglieder des Wahlvorstandes zu wählen.
(Zustimmung.) Das scheint Ihre Zustimmung zu finden. Es spricht sich niemand dagegen aus,
ich stelle das fest, damit ist der Wahluorstand gebildet, und ich gebe nun für diesen eben bereits
verlefenenGegenstand dem Herrn Berichterstatter AbgeordnetenKutter das Wort.
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BerichterstatterAbgeordneterKutter: Meine Herren! Das Gesetz über die Errichtung
von Rentenbankenvom 2, März 1850 weist dem Provinziallandtag eine gewisse Mitwirkung und
Kontrolle zu Diese soll nach einem von den Herren Ministern der Finanzen und der landwirt¬
schaftlichen Angelegenheitenerlassenen Regulativ durch zwei Abgeordnetebezw, deren Stellvertreter
erfolgen, die der Prouinziallandtag aus seiner Mitte wählt. Die Obliegenheitendieser Abgeordneten
und ihrer Stellvertreter sind in der Ihnen vorliegendenDrucksache im einzelnennäher ausgeführt.
Ich gestatte mir der Kürze halber darauf Bezug zu nehmen.

Die Rcntcnbank für die Rheinprouinz ist gemeinsam mit der Rcntenbank der Provinz
Westfalen für das rechtsrheinische Ufer errichtet,und es ist bisher üblich gewesen, daß die Wahlen
auf Vorschlagder der rechten Rheiuseite angehörenden Mitglieder des Provinziallcmdtageserfolgten.
Der 42, Rheinische Provinziallandtag hat in der Sitzung vom 8, Februar 1901 als Kommissare
die Provinziallandtags-Abgeordneten: Königlichen Landrat Geheimen Regierungsrat Freiherrn
von Los zn Siegbnrg und Königlichen Regiernngs-Präsidcuten Freiherrn von Höuel zu Coblenz,
als Stellvertreter: die Provinziallandtags-Abgeordneten: Rentner Johann Schönncnbcck zu Broich
und GeneraldirektorVruno Schulz-Vriesen zu Düsseldorf auf die Dauer von 2 Jahren gewählt.

Die I. Fachkommission schlägt Ihnen vor:
„Der Prouinziallandtag wolle die Wahlen in der oben beschriebenen Weise mit der
Maßgabe tätigen, daß die Wahlen so lange Geltung haben, bis der Provinziallandtag
eine Neuwahl vorgenommenhat."

Ich beantrage dann weiter, daß die bisher Gewählten durch Zuruf wiedergewähltwerden.
Vorsitzender Becker: Meine Herren! Ich eröffnedie Verhandlung. Es ist der Vorschlag

gemacht, die bisherigen Abgeordnetendurch Attlmnatiunswahl wiederzuwählen. Eine Wlamations-
wahl ist zulässig, wenn von keiner Seite ein Einsprucherfolgt.

Das geschieht nicht.
AbgeordneterSchönnenbeck: Ich bitte ums Wort!
Ich kann die Wahl wegen Schwerhörigkeitnicht annehmen, ich schlage Ihnen vor, Herrn

Kirchmann aus dem LandkreiseEssen zu wählen, und zwar durch Akklamation.
Vorsitzender Becker: Der AbgeordneteSchönnenbeck erklärt, wegen Schwerhörigkeiteine

Wahl nicht annehmen zu können, und schlägt statt dessen vor, Herrn Kirchmannin Borbcck,Kreis
Essen, zu wählen. Er hat zugleich Atkaumtionswahl beantragt. Auch hier wird gegen die
Akklamationswahlkein Einsprucherhoben. Ich stelle das fest.

Es meldet sich auch sonst niemand zum Wort. Dann schließeich die Verhandlung und
wir kommen zur Akklamationswahl,indem ich die Herren bitte, welche die bisherigenAbgeordneten
und für Herrn Schönnenbeck den Herrn Kirchmann aus Aorbeck per Akklamation wählen wollen, sich
zu erheben. (Geschieht.) — Das ist die große Mehrheit, die sämtlichen Herren sind demnach gewählt.

Dann gehen wir zum 17. Gegenstandunserer Tagesordnung über:
Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend Wahl der Kommission zur Mitwirkung bei der
Unterverteilung der nach 8 16 des Gesetzes über die Kriegsleistnngen vom
13. Juni 1873 etwa auszuschreibenden Lcindlieferuugen auf die Kreise,
und Vornahme der Wahl.

Berichterstatterist wieder Herr AbgeordneterKöttcr, dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterAbgeordneterKotier: Meine Herren! Die Untcrverteilung der nach dem

Gesetze über die Kriegsleistungen vom 13. Inni 1873 auszuschreibendenLandlieferungen hat
25
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innerhalb der Provinzen durch die Ober-Präsidenten unter Zuziehung eines Ausschusses von 6—10
Mitgliedern zu erfolgen, der von der Provinzialvertretunggewählt wird. Die Provinzialvertretuugen
sind befugt, diese Mitwirkung dem Provinzialausschnß zu übertragen. Das ist bisher innerhalb
der hiesigen Provinz stets geschehen und zuletzt in der Sitzung vom 29. April 1895. Damals
ist dem Provinzialausschuß auf die Dauer von 6 Jahren vom 1, Januar 189? ab diese
Befugnis übertragen.

Die Periode ist jetzt abgelaufen uud die I. Fachkommission schlägt Ihnen vor, daß auch
für die fernere Dauer vou 6 Jahren, also bis zum Ende des Jahres 1908 diese Befugnis dem
Provinzialausschußwieder übertragen wird,

Vorsitzender Becker: Wünscht jemand zu der Frage das Wort? — Das ist nicht der Fall.
Wir kommen zur Beschlußfassung uud ich bitte diejenige« Herren, welche gegen den Antrag

der 1. Fachkommission siud, sich zu erheben. — Es erhebt sich uiemand. Dann darf ich feststellen,
daß das hohe Haus dem Antrage der I. Fachkommission beigetrelen ist und also die Befugnisse
wiederum aus den Provinzialausschußübertragen hat.

Ich stelle Nr. 18 der Tagesordnung
Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend Neuwahlen für den Provinzialausschuß, und Vor¬
nahme der Wahlen

zur Verhandlung.
Berichterstatterist der Herr AbgeordneteDr. von Scmdt, dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterAbgeordneterDi-. von Sandte Meine Herren! Als Mitglieder scheiden

aus die Herren: Schmidt von Schwind, Nels, Klein, Peters, Becker, Graf Fürstenberg, Lieuen;
als Stellvertreter die Herren: von Boch, Laeis, Engelsmann, Radermacher,Heusei, Dr. Venn
und Melchers.

Es haben Neuwahlen stattzufinden. Verstorben siud die Herren Klein, Lieven uud
Radermacher. Aus dem Proviuziallandtage ausgeschieden ist Herr Laeis, Die Kommission schlägt
Ihnen mit dem Ausschußvor, die Wahlen zu tätigen. (Bravo uud Heiterkeit.)

Vorsitzender Becker: Meine Herreu: Wir kommen also zu der Wahl der einzelnen
Mitglieder und zwar gebe ich anheim, inwieweit Sie Akklamationswahlbeantragen wollen, Herr
AbgeordneterVopelius.

AbgeordneterVopelius: Im Auftrage mciuer Kollegen vom NegieruugsbezirkTrier
erlaube ich mir, dem hohen Hause vorzuschlagen,den Herrn Oberstleutnant Schmidt vou Schwind
als Mitglied, als Stellvertreter den Herrn Kommerzienrat Ren6 von Boch, als zweites Mitglied
den Fabrikanten Eduard Nels zu Prüm und als Stellvertreter Herrn Maximilian Keller, Landes-
ökonomiemtaus Staadt zu wählen. (Bravo!) Ich beantrage die Wahl per Akklamation.

Vorsitzender Becker: Meine Herren! Es ist also seitens der Vertreter von Trier beantragt,
die drei Herren Schmidt von Schwind, Renö von Boch und Nels wiederzuwählen und statt des
zweiten Stellvertreters Herrn Laeis den Herrn Abgeordneten Keller zu wählen. Es ist Akklamations¬
wahl beantragt; die kann erfolgen, wenn vou keiner Seite aus dem Hause Einspruch erhoben
wird — ein solcher Einspruch erfolgt nicht, daun haben wir die Akklamationswahlzu tätigen, und
ich ersuche diejenigenHerren, welche die vier vorgeschlagenen Herren wählen bezw. wiederwählen
wollen, sich zu erheben— (Geschieht) das ist die große Mehrheit. Die Wahl ist in dem Sinne
durch den Provinziallandtag erfolgt.

Der Herr AbgeordneteFreiherr von Hövel hat das Wort.



43. Rheinischer Provinziallandtag, ?, Sitzung am 17. Februar 1903. 195

AbgeordneterFreiherr Clemens von Hövel: Die Mitglieder des Regierungsbezirks
Coblcnz schlagen Ihnen einstimmig folgende Herren zur Wahl für den Provinzialausschuß vor:
1. das bisherige Mitglied des, ProvinzialausschussesHerrn GutsbesitzerPeters, als dessen Stell¬
vertreter den Herrn Landrat Heising; 2 den bisherigenStellvertreter, Herrn Gutsbesitzer Engelsmann
zum Mitglied, zu dessen Stellvertreter Freiherr Clemens von Hövel, (Znruf: Also sich selbst!)

Vorsitzender Becker: Ich stelle anheim, ob hier auch Mlamatiou becmtragtwird,
AbgeordneterFreiherr Clemens von Hövel: Ich beantrage Akklamationswahl.
Vorsitzender Becker: Es ist auch hier der Antrag auf Akklamationswahl gestellt. Dieselbe

kanu stattfinden, wenn niemand aus dem Hause Einspruch erhebt. Ein solcher Einsprucherfolgt
nicht, baun werden wir die Wahl durch Akklamationtätigen.

Sonst wünscht niemand das Wort. Dann ersuche ich diejenigen Herreu Abgeordneten,
welche die vier vorgeschlagenenHerren wählen bczw, wiederwählen wollen, sich zu erheben.
(Geschieht.) Das ist die große Mehrheit. Die Wahl ist iu dem Sinne vom hohen Landtage
getätigt. Das Wort hat der Herr AbgeordneteFreiherr von Solcmacher,

AbgeordneterFreiherr von Solemacher-Antweiler: Meine Herren! Die Mitglieder
aus dem RegierungsbezirkCöl» sind zusammengewesen und schlagen Ihnen einstimmigvor, die
beiden bisherigen Mitglieder des Provinzialausschusses,den Herrn OberbürgermeisterBecker und
den Herrn Grafen von Fürstenbeig-Stammheimdurch Akklamation wiederzuwählen,ebenso dieselben
Herren, die bisher Stellvertreter waren, Herrn Geheimen Kommerzienrat Hcuser uud Herrn
Sanitätsrat Dr. Venn.

Vorsitzender Becker: Auch hier kann die Akklamationswahlstattfinden, wenn niemand
Einsprucherhebt — ein solcher erfolgt nicht. Es meldet sich auch sonst niemand zum Wort,
dann schließe ich die Verhandlung und ersuche diejenigen Herren, welche die vier bezeichnetenHerren
durch Akklamationwiederwählenwollen, sich zu erheben. (Geschieht.) Das ist die große Mehrheit.
Die Wahl ist in dein Sinne getätigt. Dann kommen wir zum Regierungsbezirk Düsseldorf. Das
Wort hat der Herr AbgeordneteMarx.

AbgeordneterMarx: Meine Herren! Die Mitglieder des RegierungsbezirksDüsseldorf
haben sich nicht auf eine bestimmte Persönlichkeit als Ersatz für das Mitglied Herrn Lieven einigen
können. Es sind als Kanditateu genannt worden: Herr de Greifs, Herr Mclchers uud Herr Hueck,
und es hat sich bei einer Stimmcnzählung folgendes Resultat herausgestellt: Herr de Greifs 12 Stimmen,
Herr Melchers 16 Stimmen und Herr Hueck 11 Stimmen, Eine Stimme war ungültig. Es
hat dann eine Stichwahl stattgefunden, nachdem einige Herren bereits den Saal verlassenhatten.
Das Resultat war für Melchers 5 Stimmen, für de Greifs 24 Stimmen. Bei dieser Sachlage
hat keine Vorbereituug für die eventuelleWahl des Ersatzmannesstattgefunden.

Vorsitzender Becker: Herr AbgeordneterEich hat das Wort.
AbgeordneterEich: Ich bemerke hierzu, daß die Herren, die das Wahlzimmer verlassen

haben, ehe die Stichwahl stattfand, das deshalb getan haben, weil bisher eine Stichwahl in solchen
Fällen überhaupt nicht üblich war. Es waren zumeist die Herren, die für Herrn Melchers
eingetretenwaren.

Ich beantrage Zettelwahl, uud schlage vor, Herrn GutsbesitzerMclchers zum Mitgliede
und zu seinem Vertreter Herrn KommerzienratHueck zu wählen.

Vorsitzender Becker: Der Herr AbgeordneterZweigert hat das Wort.
AbgeordneterZweigert: Meine Herren! Ich glaube, daß die Vorgänge im Regierungs¬

bezirk Düsseldorfdas Plenum absolut uicht interessieren. (Sehr richtig!) Ich beantrage meinerseits,
25*
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als Mitglied zu wählen den Herrn GeHennen Kommerzicnrat de Greifs in Crefeld und als Stell¬
vertreter Herrn GutsbesitzerMelchers in Gnadeuthal.

Vorsitzender Becker: Meine Herren! Zettelwahl ist beantragt, also uon Akklamation kann
keine Rede sein.

Es sind, wenn ich recht verstanden habe, zwei Vorschlägegemacht, einmal den Herrn
de Greifs zn wählen und als Stellvertreter Herrn Melchers, und zweitens von anderer Seite,
Herrn Melchers als Mitglied zu wählen und Herrn Hucck als Stellvertreter.

Ich glaube, weitere Vorschlägesind nicht gemacht.
Dann ist vorgeschlagen, wir sollen die beiden Herreu in einem Wcchlgcmgc wählen. Das

scheint mir zulässigzu sein. GedruckteStimmzettel liegen vor. Auf denen steht: Mitglied und
Stellvertreter. Ich möchte bitten, daß die Herren zunächst den Namen des Herrn, den Sie zum
Mitglied wählen wollen, aufschreiben, und dann den Namen des Stellvertreters darunter (Zurufe:
In einem Wahlgange?)

In einem Mahlgange, ja, meine Herren, Wenn das Haus anders beschließen will, ist
mir es recht. Aber wie mir es fcheint, ist es so beschlossenworden,

Wünscht jemand noch eine andere Abstimmung? (Rufe: Nein!) Das ist nicht der Fall.
Meine Herren! Dann, bitte, schreiben Sie erst Ihre Zettel.j
AbgeordneterEngelsmann: Zur Geschäftsordnungoder znr Fragestellung!
Es ist von dem Herrn Vorsitzenden eben gesagt worden, daß blos ein Name, also der

eines wirklichen Mitgliedes -------------- .
VorsitzenderBecker (einfallend): Bitte sehr, meine Herren, jetzt sind Diskussionennicht

mehr zulässig. Wir sind im Wahlakt. (Ruf: Es ist nicht verstanden worden!) Wenn es nicht
verstanden ist, dann erkläre ich für meine Perfon, daß ich gesagt habe: das Haus will die beiden
Wahlen in einem Wahlakt tätigen. Ich bitte deshalb zunächst das Mitglied aufzuschreiben und
dann dessen Stellvertreter. Das habe ich klar erklärt. Ich habe auch gefragt, ob noch jemand
das Wort haben wolle und es hat sich niemand gemeldet. Weitere Diskussionen kann ich aber
nicht zulassen.

Meine Herren! Beide Namen auf denselben Zettel!
Meine Herren! Dann fahren wir im Wahlakt fort. Der Herr Schriftführer zu meiner

Linken wird jeden Abgeordnetenaufrufen, und ich bitte, daß er hier herantritt und in dieses leere
Gefäß dann seinen Stimmzettel hineinwirft. Meine Herren! Ich bitte Sie, sich möglichst bereit
zu halten, damit der Wahlakt nicht so lange Zeit in Anspruch nimmt.

(Die Wahl geht vor sich.)
Sind sonst noch Wähler da, die ihre Stimmzettel nicht abgegeben haben? Dann bitte ich,

daß sie jetzt kommen — es scheint niemand mehr vorhanden zu sein. Dann erkläre ich den
Wahlakt für geschlossen.— (Die Stimmen werden gezählt.)

Meine Herren! Der Ausgang der Wahl ist folgender: Es haben Stimmen erhalten als
Mitglied de Greiff 56 und Melchers 74. Herr Melchers ist also zum Mitgliede des Provinzial-
ausschusses mit Stimmenmehrheit gewählt.

Als Stellvertreter haben Stimmen erhalten Herr Hueck 92, Herr Melchers 36, Herr
de Greiff 2. Herr Hueck ist also mit Stimmenmehrheit zum Stellvertreter gewählt.

Damit wäre diese Wahl getätigt.
Ich habe nun noch die Gewählten zu fragen, ob sie die Wahl annehmen, und zwar

zunächst Herrn AbgeordnetenOberstleutnant Schmidt von Schwind.
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Abgeordneter Schmidt von Schwind: Ich nehme die Wahl mit Dank an.
Vorsitzender Becker: Herr Abgeordneter Rens von Noch?
Abgeordneter Rens von Noch: Ich nehme die Wahl dankend an.
Vorsitzender Becker: Herr Abgeordneter Eduard Reis? (Rufe: Ist nicht da!)
Ich bitte, das zu vermerken, damit die Betreffenden schriftlich befragt weiden.
Herr Abgeordneter Keller? (Zurufe: Auch nicht hier!)
Herr Abgeordneter Engelsmann?
Abgeordneter Engelsmann: Ich nehme die Wahl dankend an.
Vorsitzender Becker: Herr Abgeordneter Freiherr Clemens von Hövel?
Abgeordneter Freiherr Clemens von Hovel: Ich nehme die Wahl dankend an.
Vorsitzender Becker: Herr Abgeordneter Peters?
Abgeordneter Peters: Ich nehme die Wahl mit Dank an,
Vorsitzender Becker: Herr Abgeordneter Heising?
Abgeordneter Heising: Ich nehme die Wahl an.
Vorsitzender Becker: Ich nehme ebenfalls die Wahl mit Dank an. (Bravo!)
Herr Abgeordneter Heuser ist wegen Krankheit abwesend.
Herr Abgeordneter Graf von Fürstenberg-Stammheim? (Es erfolgt keine Meldung.) —
Herr Abgeordneter Dr. Venn?
Abgeordneter Dr. Venn: Ich nehme die Wahl dankend an.
Vorsitzender Becker: Herr Abgeordneter Melchers?
Abgeordneter Melchers: Ich nehme die Wahl dankend an.
Vorsitzender Becker: Und Herr Abgeordneter Hucck?
Abgeorduetcr Hueck: Ich nehme die Wahl dankend an.
Vorsitzender Becker: Dann haben sich nur noch nicht erklärt die Herren Ncls, Keller,

Heuser. Die übrigen Herren haben die Wahl angenommen (Zuruf.) Graf Fürstcnberg war
nicht da? (Rufe Nein!)

Meine Herren! Sollten sich vou den Herren noch der eine oder andere im Hause nachher
finden, dann könnten sie wohl, wenn wir zu einem anderen Gegenstand übergehen, nur noch kurz die
Erklärung abgeben, über die Annahme der Wahl, Dann brauchten wir sie nicht schriftlichzu befragen.

Damit ist die Wahlangelegenheit jetzt erledigt.
Wir kommen dann, meine Herren, zum nächsten Gegenstand der Tagesordnung:

Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschnsfeZ, betreffend den Ablauf der Dienstzeit des Landesrats Geheimen
Regiernngsrats Klausener, und Vornahme der Wahl.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Freiherr Laur von Münchhofen, dem ich das
Wort gebe.

Berichterstatter Abgeordneter Freiherr Laur von Münchhofen: Meine Herren! Die
zwölfjährige Amtsperiodc des Herrn Landcsrats Geheimen Regiernngsrats Klausener läuft mit dem
6 August uächsten Jahres ab. Die Vorlage wegen seiner Wiederwahl ist schon jetzt erfolgt, weil
vor deni Zufammentreten des Landtages angenommen wurde, auch er würde für zwei weitere
Jahre die Beschlüsse zu fassen haben. Er ist zuletzt als Stellvertreter des Herrn Landeshauptmanns
tätig gewesen, war aber bereits seinerzeit bei seiner Wiederwahl unter der Bedingung angestellt,
daß er unter anderem auch bereit sei, auf Beschluß des Provinzialausschusses die Geschäfte als
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Mitglied oder stellvertretendesMitglied des Vorstandes der Landesverstcherungsanstaltzu über¬
nehmen. Dementsprechend nimmt er seit einiger Zeit diese Geschäfte wahr und soll sie jetzt dauernd
als Leiter der Landesverstcherungsanstaltübernehmen. Damit scheidet er aus deu Etat der Central-
verwaltnng bezüglich seiner Gehaltsuerhältnisseans uud tritt in den der Landesversichcrnngsanstalt
über, wodurch ihm die bisher gewährte Funktionszulage von 1000 Mark als Vertreter des Herrn
Landeshauptmanns entgeht. Als Äquivalent aber erhält er in seiner neuen Stellung freie Dienst¬
wohnung im Pensionsbetrage von 3150 Mark, wie Sie aus dem Etat der Landesuersicherungs-
austalt ersehen. Er verbessert sich also trotzdem.

Die Kommission schlägt Ihnen seine Wiederwahl nach Ablauf der gegenwärtigenAmts¬
periode vor und weiß sich mit Ihnen eins, meine Herren, wenn sie das hohe Haus bittet, anläßlich
des bevorstehendesAblaufes seiner zweiten Amtsperiode dem hochverdientenHerrn Landesrat
Geheimen Regieruugsrat Klausencr für seine treue, rastlose, erfolgreiche Amtstätigkeit, die er mit
reicher Sachkenntnis und vornehmem Sinn fast 24 Jahre geübt hat, unseren einmütigen wärmsten
Dank auszusprechen. (Lebhafter Beifall.)

VorsitzenderBecker: Ich eröffne die Verhandlung. Der Herr AbgeordneteFriederichs
hat Akklamationswahlbeantragt. — Es meldet sich sonst niemand zum Wort. Dann schließe ich
die Verhandlung.

Wir kommen zur Wahl. Es ist die Akklamationswahlbeantragt. Dieselbe ist zulässig,
wenn niemand widerspricht. — Das geschieht nicht. — Dann kommen wir zur NMamationswahl.
Ich bitte diejenigenHerren, welche den Herrn Landesrat Klausener wiederwählen wollen, sich zu
erheben. (Geschieht.) Ich darf wohl die Einstimmigkeitfeststellen. Machen wir die Gegenprobe.
Ich bitte diejenigen,sich zu erheben,welche dagegen stimmen. — Es erhebt sich niemand. Dann
darf ich die einstimmigeWahl feststellen.

Da Herr Landesrat Klausener nicht anwesend ist, wird er schriftlichgefragt werden
müssen, ob er die Wahl annimmt. (Zuruf: Er wird gleich kommen!)

Dann, meine Herren, kommen wir zum nächstenGegenstand der Tagesordnung.
Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend die Wahl des Direktors der Rheinischen Provinzial-
Feuer-Societät, und Vornahme der Wahl.

Berichterstatterist Herr AbgeordneterBarthels, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter AbgeordneterBarthels: Meine sehr geehrten Herren! Am 14. März

v. Is. ist der bisherige Vorsitzendeder Provinzial-Feuer-Sucietät Herr Geheimer Regierungsrat
Seul gestorben. Da der zweite Vertreter der Societät Herr Gerichtsassessor Müller sich nach
seiner eigenen Angabe außer Stande sah, die Stellvertretung anzutreten, war die Provinzial-
verwaltung genötigt, einen anderen Beamten mit der Verwaltung dieses Postens zu betrauen.
Der Provinzialausschußhat hierzu den Herrn Landesrat Brandts bestimmt, welcher die Geschäfte
am 28. Januar 1902 übernommenund nach dem Hinscheiden des Direktors Seul bis jetzt zur
größten Zufriedenheit des Provinzialausschussesgeführt hat.

Nach § 41 der Provinzialordnung für die Rheinprovinz wählt der Provinziallandtag den
Landeshauptmann, die demselbennach § 93 der Provinzialordnung zugeordnetenoberen Beamten
sowie die sonstigen im Provinzialstatute zu bezeichnenden leitenden Beamten
einzelner Verwaltungszweige. Im ß 2 Abs. 2 des zweiten Statuts für den Provinzial-
verband ist alsdann bestimmt, daß die leitenden Beamten der Provinzial-Feuer-Societiit uud
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der Landesbank der Rhcinprouinz vom Provinziallandtage gewählt werden. Eine gleiche
Bestimmung befindet sich bezüglich der Wahl des Direktors der Provinzial-Feuer-Societät im
§ 15 des Reglements dieser Societät, Daher hat der Provinziallcmdtag die Wahl des Direktors
vorzunehmen,

Von Seiten des Prouinzicilansschussessind folgende Bedingungen für die Wahl in
Vorschlaggebracht:

1. Die Wahl erfolgt auf die Dauer von zwölf Jahren.
2. Der Gewählte erhält das in den Haushaltsplänen der Provinzial-Feuer-Societät vom

Proviuziallandtcige jeweilig genehmigteGehalt nach Maßgabe der Bestimmungen für
die Besoldung der Provinzialbeamten. — Das bisherige Gehalt des Herrn Geheimrat
Seul hat 13 000 Mark betragen — außerdemDienstwohnung,Heizung, Beleuchtung,
pensionsbercchtigt mit dem Betrage von 3150 Mark.

3. Der Gewählte ist verpflichtet:
a) die zur Zeit geltenden und die für die Folge zu erlassendenReglements über die

dienstlichen Verhältnisse der Provinzialbeamten sowie die erlasseneu und noch
ergehendenDienstanweisungenals verbindlichanzuerkennen;

d) die Stelle des Direktors der Provinzial-Fener-Societiit unter Beibehaltung des mit
derselbenverbundenen Diensteinkommens,wobei an Stelle der Wohnung u. s. w.
der dafür im Etat angesetzte Geldbetrag zu treten haben würde, mit der Stelle
eines Lcmdesrats oder des Direktors der Landesbcmkzu vertauschen, falls der
Provinzillllandtag ihn zu einer dieser Stellen berufen sollte.

Meine Herren! Das ist eine Vorsichtsmaßregelfür den Fall, daß einmal der Vorsitzende
der Feuer-Societät sich als nicht geeignet für diesen Posten herausstellensollte. Er ist alsdann
verpflichtet, ein anderes ihm zu überweisendesAmt zu übernehmen.

Dann noch o) die Bestimmung:
eine Wahl zum Mitglied des Hauses der Abgeordneten oder des Reichstags nur
mit Zustimmung des Prouinzialausschussesanzunehmen, ebenso in die Gemeinde¬
vertretung, vorausgesetzt, daß ein gesetzlicherAblehnungsgrundvorliegt.

Die I. Fachkommissionhat an diesen Bedingungen nichts anszusetzeugefunden und
empfiehlt Ihnen deren einstimmige Annahme.

Ich erlaube mir, an den Herrn Vorsitzendendie Bitte zu richten, das hohe Haus zu
fragen, ob es mit den gestellten Bedingungen einverstandenist.

VorsitzenderBecker: Wünscht jemand zu der Vorlage das Wort? — das ist nicht der
Fall. Dann schließe ich die Verhandlung und darf wohl ohne besondere Abstimmung feststellen,
daß das hohe Haus mit den Anstellungsbedinguugeneinverstandenist.

Wir kommen dann zur Wahl. (BerichterstatterAbgeordneter Barthels: Ich bitte ums
Wort!) Bitte.

Berichterstatter AbgeordneterBarthels: Meine Herren! Die erste Fachkommission hat
sich dann noch mit der Wahl insofernbefaßt, als sie sich die Frage vorgelegthat, ob sie berechtigt
ist, dem hohen Hause in dieser BeziehungVorschläge zn machen. In früherenJahren ist das stets
so gehandhabt worden. Nachdem aber in allerletzter Zeit in Bezng auf die Vornahme von Wahlen
sich andere Ansichtengeltend gemacht haben, hat die Fachkommission geglaubt, bevor sie iu der
Frage sich ausspricht,das hohe Haus fragen zu sollen, ob dasselbe wünscht, daß Vorschläge von
Seiten der Fachkommission ausgehen. (Rufe: Jawohl!)
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Vorsitzender Becker: Wünscht das Haus derartige Vorschläge? (Rufe: Ja!) — Das
scheint der Fall zu seiu,

BerichterstatterAbgeordneterBarthels: Meine Herren! Wie bereits in dem Antrage der
Fachkommission resp, des Pruuinzialausschussesausgesprochen worden ist, hat der interimistisch mit der
Führung der Geschäfte betraute Herr Landesrat Brandts die Geschäfte in ganz oorzüglicherWeise
geführt. Die Fachkommission hat uon Herrn Landesrat Brandts über den Verlauf der Geschäfte
des uergllügenenJahres einen eingehendenVortrag entgegengenommen, Herr Brandts hat dabei
den Beweis geliefert, daß er die Materie in vollkommenster Weise beherrscht. Er hat es fertig
gebracht, in dem ersten Jahre schon einen Prämienzuwachs vou 400 000 Mark herbeizuführen.
Herr Brandts hat ebenfalls das neue Statut der Prouinzial-Feuer-Societät ausgearbeitet und auch
hierbei bewiesen, in welcher vorzüglichenWeise er sich in die ganze Materie eingearbeitethat.

Die I. Fachkommissionist daher der Ansicht, da auch andere Anträge bei ihr nicht
eingegangen sind, dem hohen Hause zu empfchleu, den Herrn Landcsrat Brandts als Direktor
der Feuer-Sozietät zu wählen. Ich bitte diesem Antrage Ihre Zustimmungzu erteilen. (Abgeordneter
Freiherr von Dalwigk zu Lichteniels: Ich bitte ums Wort!)

Vorsitzender Becker: Ich gebe zunächst das Wort dem Herrn AbgeordnetenFreiherr«
von Dalwigk.

Abgeordneter Freiherr von Dalwigk zu Lichtenfels: Meine Herren! Namens
einer großen Anzahl von Mitgliedern dieses hohen Hauses habe ich die Ehre, Ihnen vorzuschlagen,
in Übereinstimmungmit dem Beschluß der Fachkommissionden Herrn Landesrat Brandts zum
Direktor der Provinzial-Feuer-Sozietät zu wählen.

Mit Rücksicht auf die Wichtigkeit der Wahl möchte ich für meine Person davon absehen,
eine Wahl durch Zuruf vorzuschlagen. Aber in welcher Form Sie auch wählen mögen — ich
wiederholemeine Bitte: Wir wollen' ausnahmslos dem Herrn LandesratBrandts unsere Stimme geben.

Vorsitzender Becker: Das Mort hat der Herr Abgeordnete Excellenz Freiherr uon Solcmacher.
Abgeordneter Freiherr von Solemacher-Antweiler: Ich wollte vorschlagen,die

Wahl durch Akklamationvorzunehmen.
VorsitzenderBecker: Es ist der Antrag auf Akklamation gestellt. Sie kann erfolgen,

wenn niemand widerspricht.— Widersprucherfolgt nicht, wir kommenalso zur Akklamationswahl.
Ich bitte diejenigen Herren, welche den Herrn Landesrat Brandts per Akklamationwählen

wollen, sich zu erheben, (Geschieht.)
Machen wir die Gegenprobe. Ich bitte diejenigenHerren sich zu erheben, welche ihn

nicht wählen wollen. — Es erhebt sich niemand. Dann stelle ich die einstimmige Wahl fest. (Bravo!)
Inzwischen sind bereits die Herren Keller und Graf uon Fürstenberg-Stammheim hier

auf dem Bureau gewesen und haben die Annahme ihrer Wahl erklärt.
Ebenso ist der eben wiedergewählteHerr Landesrat Geheimrat Klausen« hier anwesend,

und ich frage ihn, ob er die Wahl annimmt,
Landesrat Geheimer Regierungsrat Klausener: Meine Herren! Ich danke Ihnen recht

sehr für das in mich gesetzte Vertrauen und verbinde mit diesem Danke die Versicherung,daß ich
auch in Zukunft bestrebt sein werde, treu und gewissenhaft meine Pflicht zu erfüllen, stets das
eine Ziel vor Augeu habend: die Förderung des Wohles unserer herrlichenRheinlande. (Beifall.)

Vorsitzender Becker: Wir kommenzur letzten Wahl:
Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und den Anträgen des Pro-
vinzialausschusses, betreffend Wahl von bürgerlichen Mitgliedern bezw.
Stellvertretern in dieOber-Ersatzlommissionen, und Vornahme derWahlen.



43. Rheinischer Provinziallnndtag, ?, Sitzung am 17. Februar 1908. 201

Berichterstatterist Herr AbgeordneterJuristen, dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterAbgeordneter Iörissen: Weine Herren! Durch Ober-Präsidialschreibenvom

16. Januar ds. Is. ist der Provinzialausschußersucht worden, die Wahl der Mitglieder und Stell-
Vertreter für die Ober-Ersatzkummissioncuin den Bezirken der in der Drucksache Nr. 42 naher
benannten Infanterie-Brigaden durch den jetzigen Provinziallnndtag herbeizuführen,und zwar für
eine dreijährige Amtsdauer, die bei deu Ober-Ersatzkommissionenim Bezirke der 30. Infanterie-
Brigade vom l. April 1904, im übrigen am 1. April 1903 beginnt.

Diesem Schreiben war eine Übersicht beigegeben — welche hier in der Drucksache Nr. 42
als Anlage abgedruckt ist — über diejenigenPersonen, welche ein derartiges Amt anzunehmen
bereit sind nnd welche sich dazn eignen.

Es würden Wiederwahlen, stellenweise auch Neuwahlen vorzunehmen sein. Ich darf
wohl annehmen, daß die Herren von diesem Verzeichnis Kenntnis genommenhaben, und daß sie
eine Verlesung dieses ausgedehntenVerzeichnisses nicht wünschen.

Dann, meine Herren, ist weiter zu bemerken, daß bei einer Brigade, der 41., jetzt
42, Infanterie-Brigade die Ernennung dieses bürgerlichenMitgliedes der Ersatzkommissionund des
Stellvertreters zwischender Provinz Hessen-Nassauund der Rheinprouinz geteilt ist. Für diese
Brigade hat die Provinz Hessen-Nassauein Mitglied zu wählen, während diesseits der Stell¬
vertreter zu wählen ist.

Sodann, meine Herren, ist durch Beschlußdes 42. RheinischenProvinziallnndtages vom
8. Februar 1901 dem Provinzialausschußder Auftrag erteilt wurden, für während der Amtsdauer
der gewählten Mitglieder und Stellvertreter der Obcr-Erscitz-Kommissionen sich ergebende Vakanzen
Ersatzmitglicderzu wählen und dann bei dem nächstenProvinziallandtag die Bestätigung dieser
Wahlen nachzusuchen.

Es hat sich, meine Herren, in einem Falle die Notwendigkeiteiner derartigen Ersatzwahl
ergeben. In dem I. Bezirk der 30. Infanterie-Brigade hat der gewählte Kaufmann und Bczirks-
vorsteher Josef Pciffer in Cöln fein Amt niedergelegt, nnd der Provinzialcmsschnßhat in der
Sitzung vom 30. September 1902 eine Ersatzwahl vorgenommen in der Person des württem-
bergischen Konsuls und Kaufmanns Eduard Dahmcu in Cöln.

Die Anträge des Provinzicilausschusses,welche die I. Fachkommissionzu den ihrigen ge¬
macht hat, gehen dahin:

In erster Linie, meine Herren, würde es sich also um die Wahl derjenigenMitglieder
und Stellvertreter handeln, welche in dem eingangs erwähnten Verzeichnis enthalten sind.

Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Verhandlung. Ich schließedieselbe, da sich niemand
zum Worte meldet.

Meine Herren! Wir kommen also zur Wahl. Ich gebe anheim, ob Sie Zettclwahlvornehmen
wollen. (Rufe: Nein, Akklamation!) Ja, meine Herren, dann muß jemand den Antrag stellen.

BerichterstatterAbgeordneterIörissen: Ich beantrage die Akklamationswnhl.
Vorsitzender Becker: Es wird die Akklamationswahlbeantragt, sie kann erfolgen, wenn

niemand widerspricht.— Das ist nicht der Fall. Dann stelle ich fest, daß Sie die Akklamationswahl
beschließen und bitte diejenigenHerren, welche die Wahl per Akklamation in der vorgeschlagenen
Weise, wie es der Antrag der I. Fachkommissionenthält, vornehmen wollen, sich zn erheben.
(Geschieht,) Das ist die große Mehrheit. Die Wahlen sind getätigt.

Dann haben wir noch den Antrag der I. Fachkommissionzu 2 und 3 zum Beschlußzu
erheben, wonach eine vom Provinzialausschuß getätigte Wahl zu bestätigen ist und ferner der
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Piovinzmlausschußbeauftragt werden soll, falls noch Änderungen eintreten, die Wahlen seinerseits
namens des Provinziallandtages zu tätige« und dem Provinziallandtag alsdann in der nächsten
Tagung von etwa stattgehabten Wahlen behufs Bestätigung Mitteilung zu machen.

Diejenigen Herren, welche auch diesen Antrag annehmen wollen, bitte ich, sich ebenfalls
zu erheben. (Geschieht.) Das ist die große Mehrheit. Der Antrag und damit die ganzen
Anträge der 1, Fachkommission, die diesen Gegenstand betreffen,sind angenommen. (Bravo!)

Meine Herren! Inzwischen ist der Herr Landesrat Brandts eingetreten. Ich frage ihn,
ob er die Wahl annimmt.

Landesrat Dr. Brandts: Ich danke Ihnen, meine verehrten Herren, für das Vertrauen,
welches Sie durch die einstimmigeWahl zum Direktor der Provinzial-Feuer-Societät mir entgegen¬
gebracht haben. Es ist mir dies eine wertvolle Anerkennung nach mehr als zwanzigjähriger
arbeitsreicherZeit im Dienste des Provinzialverbandes. Ich übernehme mein neues Amt mit
Lust und Liebe und hoffe, zu Ihrer Zufriedenheit dasselbe zu verwalten.

Vorsitzender Becker: Meine Herren! Der Abgeordnete Barthels ist morgen verhindert
hier anwesend zu sein und deshalb von mir beurlaubt. Er bittet, ihm doch zu gestatten, außer
der Reihe den GegenstandNr. 26 heute vortragen zu dürfen. Es ist das eine wie es scheint ganz
kurze Nugelegenheit,die uns nur wenig Zeit kosten wird.

Wenn also das hohe Haus damit einverstandenist, dem Wunsche des Herrn Barthels zu
entsprechen — und das darf ich wohl, da niemand widerspricht,feststellen —, dann kommen wir
zum GegenstandeNr. 26:

Antrag der I. Fachkommission zur Petition des pensionierten Provinzial-
Taubstummenlehrers Josef Kerner in Essen-Rüttenscheid, betreffend
Widerlegung der gegen ihn erhobenen Beschuldigungen in der Verfügung
des Landeshauptmanns vom 23, Juli 1902.

Berichterstatterist Herr AbgeordneterBarthels, dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterAbgeordneterBarthels: Meine sehr geehrtenHerren! Indem ich Ihnen

zunächst meinen Dank cmsspreche, daß Sie mir außer der Reihe das Wort gegeben haben, habe
ich sodann zu der Sache folgendes zu bemerken,

Es liegt der Antrag des Herrn Provinzial-Taubstummcnlehrers Josef Kerner in Essen«
Rüttenscheid vor, welcher dem Provinziallandtag eine Widerlegung der gegen ihn erhobenen
Beschuldigungenin der Verfügung des Landeshauptmanns vom 23. Juli 1902 eingereicht hat,
wodurch ihm der Beschluß des Prouinzialausschussesvom 15./16. Juli desselbenJahres wegen
der Versetzungin den Ruhestand vom 1. November 1902 ab bekannt gegeben worden ist, in der
er die Verfügung des Herrn Landeshauptmanns als zu Unrecht geschehen hinstellt.

Meine Herren! Sie sehen aus diesem großen Aktenbündel, wie lange die Sache sich
vorbereitet hat und Sie sehen aus dieser letzten Eingabe des Betreffenden, die über 20 Seiten
lang ist, wie eingehenddie Sache behandelt worden ist.

Der Herr Landeshauptmann hat nach Ansicht des Provinzialcmsschusses nicht nur durchaus
korrekt gehandelt, sondern wir dürfen sagen: er war verpflichtetim Interesse der Taubstummen¬
anstalt in der Weise vorzugehen,wie es eben geschehen ist. Die Versuche, die der Petent macht, die
Gründe des Herrn Landeshauptmanns zu entkräften,dürfen als vollständigverfehlt bezeichnetwerden.

Es würde zn weit führen, Ihnen den ganzen Gang der Angelegenheitnach diesem großen
Aktenmaterial hier vorzutragen. Ich glaube auch, es würde nicht im Interesse des Petenten selbst
liegen, wenn ich die Gründe, die zu seiner Versetzung in den Ruhestand geführt haben, hier Ihnen
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eingehendvortragen wollte. Sie dürfen versichert sein, daß, wenn Ihnen die I. Fachkommission
vorschlägt, über die Eingabe des Petenten zur Tagesordnung überzugehen, Sie das mit völliger
Ruhe tun dürfen.

Der Vorsitzende des Provinzialausschusses,Herr Graf Beissel, hat uns in der Fachkommission
ebenfalls einen eingehenden Vortrag über diese Angelegenheitgehalten und er billigt vollständig
wie die ganze Fachkommission die Gründe, welche zu dieser Versetzung in den Ruhestand geführt haben.

Ich glaube daher, Ihnen, nachdem auch die Fachkommission die Angelegenheitreiflich
befprochen hat, den Vorschlagmachen zu dürfen, über die Petition zur Tagesordnung überzugehen,
und Sie dürfen es, glaube ich, dem Petenten und sich felbst ersparen, auf dieses große Aktenmaterial
weiter einzugehen.

Ich möchte bitten, daß Sie sich dem Antrage der Fachkommission anschließen.
Stellvertretender Vorsitzender Freiherr von Schorlemer: Meine Herren! Wir treten

in die Beratung ein. Der Herr AbgeordneteZweigelt hat das Wort.
Abgeordneter Zweigert: Meine Herren! Ich wollte mir nur gestatten, an den Prouinzial-

ausschuß die Bitte zu richten, sich des Mannes vielleicht noch in der Form annehmen zu wollen,
daß man ihn pekuniär in irgend einer Weise unterstützt. Der Mann ist durch seine Krankheit
und seine Pensionierung in eine bedauernswerte und beklagenswerteLage gekommen. Ich wollte
ihn daher dem Wohlwollen des Provinzialausschussesempfehlen.

Stellvertretender Vorsitzender Freiherr von Schorlemer: Es hat sich niemand weiter zum
Wort gemeldet. Ich schließe die Verhandlung und gebe dem Herrn Berichterstatternoch das Wort.

Berichterstatter AbgeordneterBarthels: Meine Herren! Zu diesem Antrage des Herrn
AbgeordnetenZweigert, der uns nicht vorlag, hat die I. Fachkommission natürlich keine Stellung
nehmen können (AbgeordneterZweigert: Ich habe keinen Antrag gestellt!) und wir müssen es
dem Provinzialausschuß überlassen,wie er sich zu der Sache stellen will.

Weiter habe ich nichts zu bemerken.
Stellvertretender VorsitzenderFreiherr von Schorlemer: Meine Herren! Wir kommen

dann zur Abstimmung. Ich bitte diejenigen Herren, welche für den Antrag des Herrn Bericht-
statters sind, sitzen bleiben zu wollen. — Das ist die Majorität. Der Antrag ist angenommen,
die Petition also abgelehnt.

Wir kommen nunmehr zu Punkt 5 der Tagesordnung:
Antrag der II. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Pro¬
vinzialausschusses, betreffend die Errichtung einer Rheinischen Provinzial-
Erziehungsanstalt für schulentlassene Fürsorgezöglinge männlichen
Geschlechts und katholischen Bekenntnisses.

Das Wort hat der BerichterstatterHerr AbgeordneterDr. Venn,
BerichterstatterAbgeordneter Dr. Venn: Meine Herren! Auch der Antrag des Provinzial¬

ausschusses,betreffend die Errichtung einer RheinischenProvinzial-Erziehungsanstalt für schul¬
entlassene Fürsorgezöglinge männlichen Geschlechtesund katholischenBekenntnissesist in der
II. Fachkommission eingehend geprüft und erörtert worden.

Hierbei war man allseitig der Ansicht,daß ein Bedürfnis zur Errichtungeiner Erziehungs¬
anstalt für katholische schulentlasseneMinderjährige männlichen Geschlechts und zwar einer
Provinzial-Erziehungsanstalt anzuerkennensei.

Man pflichtete in dieser Beziehung den Ausführungen des Berichtes des Provinzial¬
ausschusses bei und namentlich auch nach der Richtung hin, daß die Provinz eine eigene Anstalt
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besitzenmüsse, einmal, um in dieselbe zu jeder Zeit und unter allen Umständen auch
besonders schwierige Elemente einweisenzu können und alle die zur angemessenenBeschäftigung,
Beaufsichtigung und Erziehung dieser Elemente erforderlichenEinrichtungen zur Verfügung zu
haben, sowie ferner, um auf Grund eigener auf dein Gebiete der Erziehung gesammelter
Erfahrungen den Priuatanstalten Normen an die Hand geben und sich zugleich über die finanziell
wichtigeFrage der Betriebskosteneiner solchen Anstalt ein eigenes Urteil bilden zu können.

Dagegen gingen die Ansichten über die einer solchen Anstalt zu gebendeAusdehnung
auseinander.

Von einem Mitgliede der Kommissionwurde ausgeführt, daß zu dieser Frage praktische
Erfahrungen bis jetzt nur in geringemMaße vorlägen. Die staatlichen Anstalten könnten durchaus
nicht als Muster dienen; sie seien mehr Bewahr- als Erziehungsanstalten und trügen deutlichdie
Nachteile der großen Pcrsoncnzahl an sich, schliefendoch z, V, in Hagenau viele Knaben in
vergitterten Käsigen. Anstalten, die genau die Zwecke der Fürsorgeerziehungverfolgten, seien erst
in den letzten Jahren gegründet worden. Die Anstalten Aumühle bei Darmstadt und Schwarz¬
ackerhof bei Heidelberg seien für 30 — 50 Zöglinge eingerichtet und die Leiter dieser Anstalten
empfählen dringend, nicht über diese Zahl hinauszugehen, weil der erziehliche Einfluß des
Hausvaters höchstens diese Zahl erreichenkönne. In einem solchen kleineren Kreise könne sich
auch die persönliche Teilnahme der Hausmutter und der Familie des Hausuaters geltend machen.
In der Anstalt Lindenhof herrsche in dieser Beziehung ein sehr erfreulichesVerhältnis, das gute
Früchte trage. Auch scheine die Landwirtschaft für eine erziehliche Wirkung die zweckmäßigste
Beschäftigungder Zöglinge zu fein. Eine kleine Anstalt könne einem tüchtigen Volksschullehrer
übergeben werden; die geplante Provinzialanstalt mit 6—10 Familienhäuscrn mache einen
akademisch gebildeten Leiter notwendig, dessen persönlicherEinfluß auf die Zöglinge gleich Null
sein würde. Die gemütliche Einwirkung könne nur von dem Vorsteher des einzelnen Hauses
ausgehen; solle sie recht wirksam sein und die Herzen der Zöglinge gewinnen, dann müsse
wenigstens ein wenig Familienleben an sie herantreten, und dazu gehöre ein verheirateter Leiter.

Was von den Zöglingen noch zu retten sei, könne nur gerettet werden, wenn Einfluß
auf ihr Gemüt erlangt werde und diese Einwirkung werde erschwert in dem Maße, wie der
Kreis der Zöglinge wachse Jedenfalls tue man wohl, solange nicht Erfahrungen in größerer
Menge vorlägen, die Zahl der Zöglinge in einer Anstalt lieber zu klein, wie zu groß zu nehmen.

Seitens der Proninzialverwaltung wurde hierauf erwidert, daß das Gewicht dieser Aus¬
führungen keineswegszu verkennenfei; kleinere Anstalten hätten gewiß manche Vorzüge vor den
größeren voraus. Doch dürfe bei dieser Frage der Kostenpunkt nicht gänzlich außer Betracht
gelassen, müsse vielmehr insoweit mit berücksichtigt werden, als die Errichtung einer größeren
Anstalt unbeschadetdes Erzichungszwcckesmöglichsei. Das sei aber bei der Organisation, wie
sie für die hier in Nede stehende Anstalt geplant sei, der Fall; denn dadurch, daß mehrere getrennte
Wohnhäuser für nur je 25 Einwohner, bczw. Doppelwohnhäujer für zusammenje 40—50 Ein¬
wohner vorgeschlagenseien, löse sich die große Anstalt in mehrere kleine, einzelne Erziehungs¬
abteilungen mit besondere»Leitern auf und blieben gemeinsam nur die Küchen-, Wirtschafts-,
Kranken- und dergleichen Näume, fowie die Werkstätten.

Es müsse betont werden, daß es sich hier nicht um eine Anstalt für schulpflichtigeKnaben,
sondern für schulentlassene, oft schon im Alter von 18—21 Lebensjahren stehende Minderjährige
handele, für deren angemesseneBeschäftigung und Weiterbildung ganz besondereEinrichtungen
bestehen mühten, die für eine Anzahl von nur 30—50 Zöglingen nur mit unverhältnismäßig
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großen Kosten und Schwierigkeiten geschaffenund unterhalten werden konnten. Die Anstalt
Lindenhof sei eine rein landwirtschaftliche,und für eine derartigeAnstalt sei eine Belegschaft in der
letztgedachtenZahl allerdings angemessen;aus den in dem Berichte angegebenen Grüuden sei aber
die neue Anstalt auch für Handwerksbetriebevorgesehen und die hierfür erforderlichenRäume,
Einrichtungen und Lehrkräfte erheischtenzu ihrer ersprießlichenAusnutzung eine größere Anzahl
von Insassen.

Im Übrigen sei in den Ausführungsbestimmungendes Herrn Ministers für die Prouinzial-
anstalten ebenfalls eine Zahl von 80—200 Zöglingen als empfehlenswert bezeichnet nnd hätten
sich die Leiter der beiden Anstalten zu Bonn und Gemünd, in welchen je 120—130 Zöglinge
mit gutem Erfolg untergebracht feien, auch für diese Zahl ausgesprochen. Immerhin könne die
Provinzialverwaltung mit Rücksicht darauf, daß der Provinziallandtag ohnehin im nächsten Jahre
wieder zusammentretenwürde, die angeregte Frage einer nochmaligenPrüfung, namentlich auch
nach der Richtung der Höhe der allgemeinenVerwaltung«- und Betriebskostenje nach der Größe
der Anstalt hin unterziehen und dann je nach dem Ausfall diefer Prüfung dem nächsten Provinzial-
landtage fertige Pläne und Kostenanschläge unterbreite!,.

Auf Gruno diefer Erwägungen und der in dem Berichte des Provinzialausschusses
enthaltenen Ausführungen beschloß die II, Fachkommission, den Antrag des Provinzialausschusses
entsprechend zu modifizierenund beehrt sich deshalb vorzuschlagen:

„Der Provinziallandtag wolle
»,) den Provinzialausschuß ermächtigen, die Errichtung einer RheinischenProvinzial-

Erzichungsanstalt für schulentlassene FürsorgezöglingemännlichenGeschlechtes und
katholischen Bekenntnisses vorzubereiten,

d) den Provinzialausschuß beauftragen, über die Ausführung der Aufgabe und die
Deckungder erforderlichenBau- und Einrichtungskostendem nächsten Provinzial-
landtage eine Vorlage zu unterbreiten."

Stellvertretender VorsitzenderFreiherr von Schorlemer: Meine Herren! Wir treten
in die Beratung des Antrages ein.

Ich gebe zunächst das Wort dem Herrn Abgeordnetenvon Grand-Ry.
Abgeordneter von Grand-Ry: Meine Herren! Das Versprechen der Provinzial¬

verwaltung, die Sache nach den Gesichtspunkten, die in der betreffenden Fachkommission besprochen
worden sind und die sehr gewichtiger Natur waren, noch einmal einer Prüfung zu unterziehenund
dem nächsten Landtag das Resultat dieser Prüfung mit den Vorschlagen zu unterbreiten, überhebt
mich der Aufgabe, auf die Sache selbst näher einzugehen. Es wird der nächste Landtag über die
vorbereitetenVorschlägedas Urteil zu fälleu in der Lage sein.

Ich hatte nur im Anschlüsse hieran eine Bitte an die Provinzialverwaltung zu richten,
und die ginge dahin, die Provinzialverwaltung möge Sorge dafür tragen, daß die Überweisuugs»
Verhandlungenbezüglich der Fürsorgezöglinge möglichst beschleunigt werden. Die Klagen über die
Länge der Übelweisungsverhandlungensind sehr erheblich, und die Schäden, die damit verbunden
sind, sind durchaus bedenklich. Während dieser Zeit ist die ganze Zukunft der jungen Leute
unsicher und sie werden in den Verhältnissen, in denen sie sich befinden, tatsächlich nicht besser.
Es ist nach § 5 des Gesetzes möglich, eine vorläufige Überweisungvorzunehmen, aber soweit ich
mich informiert habe, findet das nur in sehr seltenen Fällen statt, und wenn die Provinzial¬
verwaltung dahin wirken könnte, daß dies häufiger stattfindet, so würde doch ein Teil der Beschwerden
beseitigtsein.
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Stellvertretender Vorsitzender Freiherr von Schorlemer: Meine Herren! Es hat
sich niemand mehr zum Wort gemeldet— Herr Landesrat Schmidt.

Landesrat Schmidt: Meine Herren! Wenn ich ein paar Worte hierauf erwidern darf,
so sind die Klagen des Abgeordneten von Grcmd-Ry über die lange Dauer des Überweisungs¬
verfahrens zutreffend. Es vergeht leider zwischen der Zeit der Antragstellung uud der Beschluß¬
fassung des Vormundschaftsgerichtesin vielen Fallen außerordentlichviel Zeit, und ist dann sehr
zu bedauern, wenn der Minderjährige während dieser Zeit in den Verhältnissen noch verbleibt,
denen er doch, und zwar so schnell wie möglich entrissenwerden soll. An der Sache selbst ist die
Provinzialverwaltung zwar nicht beteiligt; hat aber doch Anlaß genommen, auf diesen Mißstand
in ihrem dem Herrn Ober-Präsidenten einzureichenden Vcrwaltungsbcrichtaufmerksam zu machen.
Wir haben dein Herrn Ober-Präsidenten das vorgestelltund ihm eine Statistik über die Zeit, die
das Überweisungsverfahrenin Anspruch nimmt, zugesichert. So wie diese Statistik abgeschlossen
ist, weiden wir sie überreichen und noch Bemerkungen im Sinne des Herrn von Grcmd-Ry
hinzufügen. Die Behörden würden immerhin dadurch helfen können, daß sie, wie der genannte
Herr Abgeordnete bereits ausgeführt hat, uou dem § 5 des Gesetzes, von der vorläufigen Unter¬
bringung etwas mehr Gebrauch machen würden. Auch darauf ist die Provinzialverwaltung selbst
ohne Einfluß, Sie kann nur immer und immer wieder die betreffenden Gemeindebehörden
darauf hinweisen.

Stellvertretender Vorsitzender Freiherr von Schorlemer: Meine Herren! Ich habe weder
den Herrn Abgeordneten von Grand-Rh noch den Herrn Landesrat Schmidt in ihren Aus¬
führungen unterbrochen, möchte aber doch nachträglichdarauf hinweisen, daß die Frage, die von
dem Herrn Abgeordnetenvon Grand-Ry zur Sprache gebrachtund von Herrn Landesrat Schmidt
hier beantwortet worden ist, eigentlich nicht zu diesem Gegenstände der Tagesordnung gehört,
sondern richtiger bei Punkt 4 der Tagesordnung erörtert worden wäre. Ich schließe nun, da
sich niemand mehr zum Wort gemeldet hat, die Beratung und erteile das Wort dem Herrn
Berichterstatter, — Er verzichtet,— Meine Herren! Wir kommen zur Abstimmung. Ich nehme
an, daß Sie über die beiden Anträge nicht getrennt abstimmen wollen, und bitte dann diejenigen
Herren, welche dafür sind, daß der Antrag der II. Fachkommission«ud g. und d angenommen
werde, sich von ihren Sitzen zu erheben. (Geschieht.) Das ist die Majorität. — Der Antrag
ist angenommen.

Wir kommen nunmehr zu Punkt 6 der Tagesordnung:
Antrag der II. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend einige Abänderungen der „Vorschriften des
Rheinischen Provinzialverbandes für die Ausführung der Fürsorge¬
erziehung Minderjähriger vom 12. Februar bezw. 14/15 Mai 1901.

Ich gebe das Wort wieder dem Herrn AbgeordnetenDr. Venn.
Berichterstatter AbgeordneterDr. Venn: Die Herren Minister der Finanzen und des

Innern haben in einem gemeinschaftlichen Erlaß unter anderen folgendes bestimmt:
„Die Reisekosten der Provinzialbeamten zum Besuch der Anstalten und der bei den
Familien, in der Lehre und in dem Gesindedienst untergebrachtenZöglinge sind, soweit
diese Kosten sich in den Grenzen der zur Erfüllung des Erziehungszweckes notwendigen
Ausgaben halten, ebenfalls anteilig von, Staate zu tragen. Die Kommunalverbände
sind darauf hinzuweisen,daß die Revisionsreisenunter den Begriff „Behandlung der
Zöglinge" fallen und daß deshalb über ihre Ausführung gemäß 8 1? des Gesetzes
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in den Reglements über die Ausführung der Fürsorgeerziehung Minderjähriger
Bestimmung getroffen werden muß. Wenn derartige Bestimmungenin die Reglements
nicht aufgenommen werden, muß künftig die anteilige Erstattung der Reisekosten
abgelehnt werden."

Dementsprechendwären „die Vorschriften des RheinischenProvinzialverbandes für die
Ausführung der FürsorgeerziehungMinderjähriger vom 12. Februar und 14/15. Mai 1901" in
der Ihnen auf Seite 3 der Drucksache 2? vorgeschlagenen Weise abzuändern und zu ergänzen.

Die II. Fachkommission hat nichts zu erinnern gefunden und schlägt Ihnen vor:
,,Der Provinziallandtag wolle

a) den „Abänderungen der §§ 4 und 10 der Vorschriften für die Ausführung der
FürsorgeerziehungMinderjähriger" in der in dem Bericht des Provinzialausschusses
ersichtlich gemachtenWeife zustimmen;

d) den Provinzialausfchuß ermächtigen, die feitens der zuständigenHerren Minister
an den Anträgen etwa noch geforderten Änderungen vorzunehmen."

Stellvertretender Vorsitzender Freiherr von Schorlemer: Meine Herreu! Wir treten
in die Beratung des Antrages ein. Es hat sich niemand zum Wort gemeldet. Ich schließe die
Beratung und frage, ob der Herr Berichterstatter noch etwas hinzufügen will. (Berichterstatter
Dr. Venn: Nein!) Der Herr Berichterstatterverzichtet.

Wir kommen zur Abstimmung. Ich bitte diejenigen Herren, welche dem Antrage der
II. Fachkommission, entsprechend dem Vorschlage des Herrn Berichterstatters,beitreten wollen, sitzen
zu bleiben. — Das ist die Majorität. — Der Antrag ist angenommen.

Wir kommen nunmehr zu Punkt 7 der Tagesordnung:
Haushaltsplan über die Unterstützung milder Stiftungen und Wohltätig¬
keitsanstalten sowie über die Kosten der Unterbringn««, nnd des Unter¬
haltes von Epileptikern, Idioten und Blinden aus der Rheinprovinz,
welche bezw. deren Angehörige keinen Anspruch auf öffentliche Armen¬
pflege haben, für das Rechnungsjahr vom 1. April 1903 bis 31. März 1904.

Da gebe ich das Wort dem Herrn AbgeordnetenConze.
BerichterstatterAbgeordneterConze: Meine Herren! Der Haushaltsplan über die Unter¬

stützung milder Stiftungen und Wohltätigkeitsanstaltenstammt noch aus der Zeit, wo die Fürsorge
für die llnstaltsbedürftigenEpileptiker, Idioten und Blinden auf Grund des § 4 Nr. 5 des
Dotationsgesetzesvom 8. Juli 1875 bewirkt wurde. Seitdem ist diese Fürsorge durch das Gesetz
über die erweiterte Armenpflegegeordnet worden. Der Betrag ist aber nach wie vor hier eingestellt
worden, um die Härten, die sich bei der Anwendung des Gesetzes über die erweiterte Armenpflege
herausstellen, zu mildern, um solchen Personen, die streng genommen, nicht unter dieses Gesetz
fallen oder durch dieses Gesetz zur Unterbringung ihrer leidenden Kinder in den Anstalten gelangen
können, diese Unterbringung durch eine Unterstützungzu ermöglichen. In welcher Weise das
geschieht, finden Sie in den Geschäftsberichten, die uns vorliegen, detailliert angegeben. Es ist in
den beiden letzten Jahren die Gesamtsumme von 9000 Mark etwa zu zwei Drittel verbraucht
worden, und der Überschuß ist wieder an den Centralfonds zurückgeführtworden. Es läßt sich
nicht überfehen, ob in dem laufenden Etatsjahr der ganze Betrag wird gebraucht weiden oder
welcherBedarf genauer dafür festzustellenist. Darum ist nach wie vor dieselbe Summe von
9000 Mark eingestellt worden.

Die II. Fachkommission ist der Ansicht, daß es sich empfiehlt, diese Summe auch jetzt im
neuen Etat zu bewilligenund abzuwarten, wie weit dieser Bettag konsumiertwerden wird.
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Die II. Fachkommission trägt dementsprechenddarauf an, das hohe Haus wolle den
uorbezeichnctcn Haushaltsplan unverändert annehmen.

Stellvertretender VorsitzenderFreiherr von Schorlemer: Meine Herren! Wir treten
in die Beratung dieses Antrages ein — Es hat sich niemand zum Wort gemeldet. Ich schließe
die Verhandlung. — Wünscht der Herr Berichterstatter noch das Wort?

Berichterstatter AbgeordneterConze: Ich verzichte.
Stellvertretender VorsitzenderFreiherr von Schorlcmer: Der Herr Berichterstatter

verzichtet.— Wir kommenzur Abstimmung. Ich bitte diejenigen Herren, welche dein Antrag der
II. Fachkommissionnach dem Vorschlage des Herrn Berichterstatters beitreten wollen, sitzen zu
bleiben. — Das ist die Majorität, Der Antrag ist angenommen.

Wir kommen nunmehr zu Punkt 8 der Tagesordnung:
Haushaltsplan für den Provinziallandtag, den Prouinzialausschuß und
die Centraluerwaltuugsbehörde für das Rechnungsjahr vom 1. April 1903
bis 31. März 1904.

Ich gebe dem Herrn Berichterstatter AbgeordnetenVeliman das Wort.
Berichterstatter Abgeordneter Veit man: Meine Herren! Ich habe Ihnen nach der

Vornahme einer kleinen nachher zu erörternden Änderung den Haushaltsplan des Prouinzial-
landtages, des Prouinzialausschusses und der Provinzialuerwaltungsbehorde zur Annahme zu
empfehlen.

Was zunächst die Einnahme betrifft, so schlichen sie ab entsprechendden nachher zu
erörternden Ausgaben mit der Summe von 505 000 Mark gegenüber dein Betrage von
474 330 Mark des Vorjahres, also mit einem Mehr von 31 170 Mark.

Hinsichtlich der Einnahme habe ich nur auf den Titel VIII die Erhöhung des Zuschusses
aus Prooinzialmitteln hinzuweisen, der von 296 600 Mark im Vorjahre auf 326 700 Mark im
künftigen Jahre steigt, alfo um 30100 Mark.

Kommen wir fodann zu den Ausgaben, so sind in Titel I die Kosten des Prouinzial-
landtags auf 50 000 Mark angesetzt, und diese Summe wird auch dann wohl ausreichen, wenn
wir jährlich Sitzungen des Provinziallandtags haben.

Es sind aufgewandt für den 4 1 . Provinziallandtag 61 289 Mark, für den 42. Rheinischen
Provinziallandtag 68 125 Mark. Eine gewisse Verkürzung der Sitzuugszeit wird wohl eintreten,
so daß der Betrag von 50 000 Mark ausreichen würde,

Titel II Proviuzialausfchuß, Provinzialrat.
Die durchschnittlichen Kosten würden betragen nach der Zusammenstellung,die unter den

Bemerkungengegeben ist, rund 14 000 Mark. Die I. Fachkommission trägt kein Bedenken, Ihnen
nach dem Vorschlagezu empfehlen 16 000 Mark, wie im Vorjahre in den Etat einzustellen.

Zu Titel III. H. ist nichts zu bemerken. Bei L ist darauf hinzuweisen,daß der Betrag
in dem Gtatsuoranschlag53 800 Mark ausmacht gegenüber 56 700 Mark im Vorjahre, daß hier
also eine Minderausgabe von 2900 Mark vorgesehen ist.

Dies ist darauf zurückzuführen,daß die Herren Landesräte Geheimrat Klausener und
Brandts bereits bei Aufstellung des Etatsentwurfs interimistisch die Stelluugen wahrnahmen, in
die sie soeben durch Beschluß des hoheu Hauses gewählt worden sind, indem der Herr Geheimrat
Klausener die Leitung der Invalidität- und Altersveisicherungsanstaltführte, ebenso wie der Herr
Landesrat Brandts stellvertretendenddie Direktion der Prouinzial-Feuer-Societät.
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Ihre Kommission empfiehlt Ihnen aber das Gehalt des nunmehr an erster Stelle
aufgeführtenHerrn Landesrats Kehl, der auch die Stellvertretung des Herrn Landeshauptmanns
wahrnimmt, nur zur Hälfte in diesem Etat zum Ansatz zu bringen, weil der Herr Kehl den
Vorsitz der landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaft übernommen hat und diese Tätigkeit etwa zur
Hälfte seine Arbeitskraft in Anspruch nimmt, während er im übrigen seine Tätigkeit den Central-
verwaltungsgeschäftenwidmet.

Hinsichtlich des Büreaupersonals ist der Ausschußin eine eingehende Prüfung eingetreten,
ob die vorgeschlagenen Vermehrungenresp. Gehaltserhöhungen hier angebrachtsind. Seitens des
Herrn Landeshauptmanns ist dargetan worden, daß im ganzen nur eine Vermehrung des Beamten¬
personals um drei Personen stattfinden wird. Es entspricht das der starken Vermehrung der
Geschäfte,wie sie sich schon durch das starke Anwachsender Geschäftsnummernausdrückt. Die
Geschäftsnummerusind von 73 900 im Jahre 1899 auf 84 800 im Jahre 1901 und auf rund
104 000 im Jahre 1901/02 gewachsen, und es weisen auch schon die abgelaufenenn/< Jahre
des Jahres 1903, über die eine Zusammenstellungvorliegt, ein wesentliches Anwachsen der Geschäfts-
uummeru auf, so daß eiue Vermehrungdes Beamtenpersonals in dem vorgesehenen bescheidenen Um¬
fange wohl gerechtfertigt erscheint.

Zu ?, Botenmeister, ist nichts besondereszu erwähnen.
Bei Titel IV, andere persönliche Ausgaben, ist unter Nr. 1 darauf hinzuweisen, daß die

Ausgaben für wissenschaftliche Hülfsarbeiter um 8160 Mark, nämlich von 15 560 Mark auf
23 720 Mark gestiegen sind. In der Ihnen gedrucktvorliegendenBemerkung ist des näheren
ausgeführt, wie namentlichdie Geschäfte der Hochbauuerwaltungso gewachsen sind, daß dort eine
Vermehrung der Arbeitskräfteunbedingt notwendig war. Zu Nr. 3 möchte ich darauf hinweisen,
daß die Ausgaben für Hülfsarbeiter im Vürcaudienste von 20 000 Mark auf 15 000 Mark
gesunken sind, also um 5000 Mark, da eine Anzahl der bisher blos als Hülfsarbeiter beschäftigten
Personen jetzt in definitiveStellungen einrückenund entsprechenddie Gehälter an der anderen
Stelle erhöht sind.

Zu Titel V, sachliche Ausgaben, ist darauf hiuzuweiscn, daß unter Nr. 1 Tagegelder und
Reisekostender Beamten die Ausgaben von 25 000 Mark auf 30 000 Mark gestiegen sind
entsprechend dem vermehrten Geschäftsumfangeund der Notwendigkeitder Vermehrung der Dienst¬
reisen. Die Ausgaben schließen also ab wie die Einnahmen in Höhe von 505 500 Mark.

Ich habe Ihnen am Schluß meines Vortrages über den Centraletat den Antrag der
I. Fachkommission zu unterbreiten, den Etat nach der Vorlage anzunehmen, mit alleiniger Aus¬
nahme der Bestimmung über das Gehalt des Herrn Landesrats Kehl.

Stellvertretender Vorsitzender Freiherr von Schorlemer: Meine Herren! Es hat sich
niemand zum Wort gemeldet. Ich schließe die Verhandlung und Beratung und frage den Herrn
Berichterstatter,ob er noch etwas hinzuzufügeuhat. — Der Herr Berichterstatterverzichtet.

Wir kommen dann zur Abstimmung. Ich bitte diejenigen Herren, welche dem Antrage
der I. Fachkommission,entsprechend dem Vorschlage des Herrn Berichterstatters, beitreten wollen,
sitzen zu bleiben. — Das ist die Majorität. Der Antrag ist angenommen.

Wir kommen nunmehr zu Punkt 9 der Tagesordnung:
Haushaltsplan zur Zahlung von Pensionen :c. an Provinzialbeamte
und von Witwen- und Waisengeldern sowie Unterstützungen an deren
Hinterbliebene für das Rechnungsjahr vom 1. April 1903 bis 31. März 1904,

und ich erteile das Wort ebenfalls dem Herrn AbgeordnetenVeltman.
27
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Berichterstatter Abgeordneter Veltman: Ich habe Ihnen hier vorzutragen den Haus¬
haltsplan zur Zahlung von Penstonen u, s. w. an Provinzialbeamte und von Witwen- und
Waisengeldernsowie Unterstützungenan deren Hinterbliebene.

Hier, meine Herren, sind die Veränderungen bedingt einerseits durch Todesfälle von
Beamten oder Versetzung derselben in den Ruhestand, andererseits durch die Höhe der Gehälter,
die die Beamten bei dem Zeitpunkt des Eintretens in den Ruhestand resp, des Todesfalles bezogen
haben, sodaß ich kaum Veranlassung habe, auf die einzelnen Fälle näher einzugehen.

Wir kämen zunächst zu der Einnahme.
Da wachst unter Titel II der Zuschußaus dem Haupthaushaltsplan von rund 145000 Mark

auf rund 160 000 Mark. Ähnlich steigen die Zuschüsse der Landesveisicherungsanstaltvon 33 000
auf 42 000 Mark rund, die der Feuer-Societät von 25 000 auf 32 000 Mark, die der Landesbank
von 21000 auf 23 000 Mark, die Einnahmen insgesamt von 333 700 Mark auf 405100 Mark,
also im ganzen um 71400 Mark.

Bei den Ausgaben sind unter Titel I die Pensionen und Wagegelder von Beamten,
unter Titel II die reglementsmaßigenWitwen-und Waisengelder,unter Titel III die laufenden Unter¬
stützungen an frühere Beamte und Hinterbliebene von Provinzialbeamten zu erwähnen, ohne daß
ich Veranlassung hätte, auf die einzelnenPositionen einzugehen. Die Ausgaben steigen ebenso wie
die Einnahmen von 333 700 auf 405 100 Mark.

Ich habe Ihucn schließlich noch den Antrag der I. Fachkommission zu unterbreiten:
„Der Provinziallandtag wolle den vorbezeichneten Haushaltsplan für das Rechnungs¬
jahr vom 1. April 1903 bis 31. März 1904 unverändert annehmen."

Stellvertretender VorsitzenderFreiherr von Schorlemer: Meine Herren! Es hat sich
niemand zum Wort gemeldet. Ich schließe die Verhandlung und Beratung. Der Herr Bericht¬
erstatter verzichtet auf weitere Ausführungen. Ich bitte nunmehr diejenigenHerren, welche dem
Antrage der I. Fachkommission zu Punkt 9 der Tagesordnung, entsprechenddem Vorschlag des
Herrn Berichterstatters, beitreten wollen, sitzen zu bleiben. — Der Antrag ist angenommen.

Meine Herren! Punkt 10 der Tagesordnung ist:
Antrag der I. Fachkommission zu dem Haushaltsplan über die Besol¬
dungen und anderen persönlichen Ausgaben für die

^.. bei der Landes-Versicherungsanstalt „Rheinprovinz",
L. bei den Schiedsgerichten für Arbeiterversicherung

beschäftigten Provinzialbeamten für das Kalenderjahr vom
1. Januar 1903 bis 31. Dezember 1903.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterQuack — nicht wahr? (Wird bejaht!) — Herr
AbgeordneterQuack!

Berichterstatter Abgeordneter Quack: Meine Herren! Die Haushaltspläne für die
Besoldungen und anderen persönlichen Ausgaben der Provinzialbeamten bei der Landes-Versicherungs¬
anstalt Nheinprovinzund bei den Schiedsgerichtenfür Albeiterversicherungliegen Ihnen vor. Es
haben in diesen beiden Plänen größere Veränderungen stattgefunden. Sie sehen, daß eine
Erhöhung stattgefundenhat bei den Beamten der Landes-VersicherungsanstaltRheinprovinz. Als
Grund hierfür ist angeführt die Vergrößerung der Arbeit bei der Landes-Versicherungsanstalt,
die die Anstellung einer größeren Anzahl von Beamten verlange. Es sind nämlich die Geschäfte
der Landes-Versicherungsanstaltin erheblicher Weise gewachsen. Während im Jahre 1899: 143 000
Geschäftseingängegewesen sind, sind im Jahre 1902: 243 000 Eingänge zu verzeichnen. Im
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Jahre 1899 sind 934? Anträge auf Invalidenrente eingegangen; im Jahre 1902 sind 16 068
solcher Anträge eingegangen; Anträge auf Heilverfahren 1899: 2046 und 1902: 5476.

Sie sehen, daß diese erhebliche Vergrößerung der Arbeit auch eine Vergrößerung des
Veamtenpersonalsnotwendig macht.

Die Mehrausgaben welche Sie hier aufgeführt finden, betragen für diefe Veamten-
kategorie 23 27? Mark.

Dann ist eine neue Beamtenkategorieeingetreten. Die Hülfskräfte, welche die Karten¬
registratur (Kartierung) zu besorgen hatten, waren früher nicht in diefem Etat aufgeführt, sondern
sie wurden von der Landes-Versicherungsanstaltals Beamte geführt. Nachdemdurch den vorigen
rheinischenProvinziallandtag auch für diese Beamten Stellen kreiert worden, weil sie in den
Nesoldungsetat aufgenommenworden sind, sind nun auch diese Beamten jetzt in diesen Etat auf¬
genommen. Es sind das 29 Hülfskräfte, und diese 29 Hülfskräfte, Hülfsarbeiter, verlangen eine
Befoldung mit allem nötigen Zubehör von 53 923 Mark. So ist also der Etat der Landes-
Versicherungsanstaltum 77 200 Mark erhöht worden.

Was nun den Etat der Schiedsgerichtefür Arbeiterversicherung anbetrifft, so ist hier ein
ganz neuer Etat aufgestellt. Die Schiedsgerichtewurden früher von den Berufsgenossenschaften
gestellt und auch die Beamten. Durch das Gesetz vom 13. Juni 1899 wurden nun 60 Schieds¬
gerichte der Berufsgenossenschaften aufgehoben und 6 Schiedsgerichte für diese Streitigkeiteneingerichtet
sowohl für die Invalidenversicherung als auch für die Berufsgenosfenschciften, und die Beamten
für diefe 6 Schiedsgerichtewerden nach dem Gesetzevon der Provinzialuerwaltung gestellt. Es
treten hier also ganz neue Beamte ein, die auf diesen Etat zu setzen sind. Der Etat beträgt
70 000 Mark. Davon vergüten aber die Bcrufsgenofsenschaftcn 60 000 Mark, fo daß für die
Landes-Versicherungsanstalt,alfo für die Schiedsgerichte für die Streitigkeitenin betreff der Invaliden¬
versicherung, nur 10 000 Mark übrig bleiben.

Diefe beiden Etats belasten aber die Provinzialuerwaltung gar nicht, denn sie werden
aus den Ertragnissen der Landes-Versicheruugsanstaltausgeglichen,

Meine Herren! Die I. Fachkommissionbeantragt, der Provinziallandtag wolle den vor¬
bezeichneten Haushaltsplan für das Kalenderjahr 1903 unverändert genehmigen.

Stellvertretender Vorsitzender Freiherr von Schorlemer: Meine Herren! Es hat sich
niemand mehr zum Wort gemeldet. Ich schließe die Verhandlung und Beratung.

Der Herr Berichterstatterverzichtet wohl auf weitere Ausführungen.
Wir kommen dann zur Abstimmung,und ich bitte diejenigen Herren, welche dem Antrage

der I. Fachkommission,entsprechenddem Vorschlag des Herrn Berichterstatters, zu Punkt 10 der
Tagesordnung beitreten wollen, sitzen zu bleiben.

Der Antrag ist angenommen.
Meine Herren! Es käme nunmehr Punkt 11 der Tagesordnung:

Haushaltsplan über die Vcrwaltuugskosten des Genossenfchaftsuoistandes
der Rheinischen landwirtschaftlichen Berufsgenosfenfchaft für das Kalender¬
jahr vom 1. Januar 1903 bis 31. Dezember 1903.

Da ist BerichterstatterHerr AbgeordneterIörissen,
Ich gebe dem Herrn AbgeordnetenIörissen das Wort.
BerichterstatterAbgeordneterIörissen: Meine Herren! Im Auftrage der I. Fachkommission

habe ich Ihnen über den Haushaltsplan der landwirtschaftlichen Berufsgeuofsenschaft Bericht zu
erstatten. Dieser Haushaltsplan, meine Herren, gehört zu denjenigen, für dessen Deckung die

27*
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Provinz direkt nicht aufzukommenhat; die Kosten werden durch Umlage auf die Mitglieder der
Genossenschaft gedeckt.

Zu dem Haushaltsplan selbst habe ich zu bemerken,daß der Vorschlagdes Provinzicil-
ausschusses gegen das Vorjahr eine wesentliche Verminderung der zu den Verwaltungskostenaufzu¬
bringenden Deckung aufweist, nämlichvon 110 900 auf 100 500 Mark, also um volle 10 400 Mark.
In der vollen Höhe hat indessen die Fachkommission diese Verminderung nicht bestehen lassen, und
zwar aus folgendenGründen: In dem Vorjahr war für einen Landesrat ein Gehalt von 9100 Mark
eingestellt, und gleichzeitig fand sich dafür auch ein Wohnungsgeldzuschußvon 660 Mark eingestellt.
In dem jetzigen Etat war dieser Gehalt fortgefallen, und zwar mit der Begründung, daß der
bisherige Stelleninhaber Landesrat Kehl im Haushaltsplan der Provinzial-Eentralverwaltungsbehörde
aufgeführt sei. Nun hatte die Kommission aber gefunden, daß es nicht richtig sei, die Arbeit,
die Herr Lcmdesrat Kehl für die landwirtschaftlicheBerufsgenossenschaftverrichte, noch aus
Provinzialmitteln vollauf zu honorieren, sondern daß mit Rücksichtauf den Umstand, daß der
Herr Stelleninhaber auch zugleich in dem Provinzialdienste tätig sei, nach Verhältnis der Leistungen
für die eine und für die andere Körperschaft der Gehalt zu verteilen sei, und da ist es angemessen
erschienen, daß die landwirtschaftlicheBerufsgenossenschaft die Hälfte dieser Gehaltsbezügeauf ihren
Etat übernehme. Das macht einen Unterschied von 4700 Mark, der hier wieder eingesetzt worden
ist, wo die Position vollständig fortgefallenwar.

Dann, meine Herren, kommt die Position „Für sieben SekretargelMter", und da hat
sich herausgestellt,daß der Ansatz, wie er in diesem Etat eingedruckt ist, 13 450 Mark iufolge eines
Druckfehlersdiesen geringen Betrag zeigt, daß vielmehr, wie in der Kolonne „Bemerkungen"auf
Seite 79 das motiviert und berechnet ist, das Erfordernis 16 150 Mark beträgt.

In diesen Bemerkungenist nämlich ausgeführt, daß es zweckmäßig sei, die Sekretärstellen
um 3 zu erhöhen, um Gelegenheit zu haben, die älteren Assistenten in Sekretärstellen aufrücken
zu lassen; man könne dann die Anzahl der notwendigenAssistenten vermindern. Es mühte also,
meine Herren, dieser Druckfehlerberichtigt, die Ziffer 16 150 an Stelle von 13 450 hier eingestellt
werden.

Dann wird zu Nr. 3 des I. Titels „Für 8 Büreaucissistenten Gehälter" in der Begründung
bemerkt, daß man anstatt der ausgeworfenen14 250 Mark mit 12 450 Mark reichen würde eben
mit Rücksichtauf das Ausrückenvon einigen Assistenten in die neugeschaffenen Sekretärstellen.

Im Übrigen, meine Herren, enthält der Etat wenig Veränderungen gegen früher, eine
Vermehrung nur bei der Position „Für wissenschaftlicheHilfsarbeiter" um 900 Mark, die sich zur
Zeit daraus erklärt, daß die beiden juristischen Hilfsarbeiter höher haben salariert werden müssen,
und daß außer diesen auch noch ein ärztlicher Berater hat angestellt werden müssen.

Die sächlichen und sonstigen Ausgaben sind fast unverändert. Nur da, wo der Durchschnitt
das als tunlich erscheinenließ, sind sie herabgemindert worden, wie z. B. bei dem Posten für
Porto-, Fracht« und Telegraphengebührenvon 6500 Mail auf 6000 Mark. Es würde also die End¬
ziffer des Etats unter Berücksichtigungder von der Fachkommissionbeschlossenen Änderung und
unter Berichtigungdieses Druckfehlerszu ändern sein. Die Fachkommission stellt folgenden Antrag:

„Der Provinziallandtag wolle den vorbezeichneten Haushaltsplan für das Kalenderjahr
1903 unter ziffermäßiger Richtigstellung des Titels I Nr. 2 der Ausgabe mit der
Maßgabe annehmen, daß das Diensteinkommendes Dezernenten zur Hälfte hier und
zur andern Hälfte beim Haushaltsplan für den Provinziallandtag, den Provinzial-
ausschußund die Centralverwaltungsbehördeverausgabt wird."



43. Rheinischer Provinziallandtag, ?. Sitzung am 17. Februar 1903. 213

StellvertretenderVorsitzender Freiherr von Schorlemer: Meine Herren! Ich stelle den
Antrag zur Beratung. - Es meldet sich niemand zum Wort. — Ich schließe die Beratung und
bitte nunmehr diejenigenHerren, welche dem Antrage der I. Fachkommission beitreten wollen, sitzen
zu bleiben. — Der Antrag ist angenommen.

Wir kommen nun, meine Herren, zu Punkt 12 der Tagesordnung:
Haushaltsplan für die Verwaltung der Angelegenheiten, welche die
Förderung von Kunst und Wissenschaft betreffen, für das Rechnungsjahr
vom 1. April 1903 bis 31. März 1904.

Ich erteile dem BerichterstatterHerrn AbgeordnetenSpiritus das Wort.
Berichterstatter Abgeordneter Spiritus: Meine Herren! Der Haushaltsplan für die

Verwaltung der Angelegenheiten,welche die Förderung von Kunst und Wissenschaft betreffen,
schließt für das kommende Jahr in Einnahme und Ausgabe mit einem Betrage ab, der um
22 000 Mark geringer ist, als in den Vorjahren. Das rührt daher: In den bisherigen Etats
war vom Hauptetat für die Zwecke der Kunst und Wissenschaft ein weiterer Betrag von 22 000 Mark
eingestellt für die Denkmälerstatistikder Rhcinprovinz. In dem vorliegendenEtat ist dieser Betrag
nicht mehr eingestelltworden, weil die Denkmälerstatistikder Nheinprovinznunmehr den gleichen
Betrag von 22 000 Mark aus dem Dispositionsfondsdes Provinziallandtageö, aus dem sogenannten
Ständefonds erhält. Also die Denkmälerstatistikleidet nicht etwa dadurch Not, daß die 22 000 Mark
in diesem Etat nicht enthalten sind, sondern sie wird ebenso dotirt wie bisher, aber aus einem
anderen Fonds. Die Änderung bezweckt lediglich, den Zuschuß aus dem Hauptetat für den Etat
für Kunst und Wissenschaftgeringer zu nehmen, und dadurch eine Ersparnis im Hauptetat herbeizuführen.

Das ist das einzige, was zu diesem Etat zu bemerken ist, der im übrigen gegen die
Vorjahre keine Veränderungen ausweist.

Ich bitte Sie, den Antrag der Fachkommission auf Annahme dieses Etats zu genehmigen.
Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Verhandlung. Da sich niemand zum Wort meldet,

schließe ich dieselbe.
Wir kommen zur Abstimmung. Ich bitte diejenigenHerren, welche gegen den Antrag

der Fachkommission sind, sich zu erheben. — Der Antrag Ihrer Fachkommission ist angenommen.
Es kommt Gegenstand 13 der Tagesordnung:

Antrag der I. Fachkommission zn dem Haushaltsplan für die Verwaltung
der Provinzialmuseen

zur Verhandlung.
Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Spiritus, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter Spiritus: Meine Herren! Dieser Etat hat nicht viel

bemerkenswertes. Er schließt mit einem weniger ab von 1400 Mark gegen die Vorjahre.
Sie gestatten mir, einzelnePositionen, wo eine Bemerkungzu macheu ist, hier hervor¬

zuheben. Zunächst ist es als eine erfreuliche Tatsache zu bezeichnen, daß die Einnahmen aus
Eintrittskarten beim Provinzialmuseumin Bonn sich annähernd verdoppelthaben. Ich glaube, das
darauf zurückführen zn können, daß die umsichtige Tätigkeit des Direktors des Bonn'er Provinzial-
muscums, des Herrn Dr. Lehner, wesentlich dazu beigetragenhat, das Interesse für das Bonn'er
Provinzialmuseum in weitere Kreise von Bonn und Umgcgeudhineinzutragen. Wir können das
mit Dank begrüßen.

Bei den Ausgaben, meine Herren, ist eine Veränderung hervorzuhebenbeim Provinzial¬
museum in Trier.
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Im Oktoberv. I. starb der Direktor des Trierer Provinzinlmuseums,ProfessorDr. Hettner.
Der Tod Hettncr's bedeutet einen unersetzlichenVerlust für die Altertumsforschung, namentlich

in der Rheinprovinz. Hettner brachte während seiner 25 jährigen Wirksamkeit im Dienste der Provinz
das Trierer Museum zur hohen Blüte. Er führte ihm die wertvollstenSchätze zu und machte
diese durch geschickte Ordnung und Aufstellung, sowie durch wissenschaftliche Bearbeitung weiten
Kreisen zugänglich, Geradezu epochemachend für die archäologische Forschung sind die Ausgrabungeu,
die Hettner veranstaltete. Die Freilegung der römischen Bäder in Trier, die Ausgrabungen in
Mohn, Troneckenund Guscnburg, vor allem aber die Funde in Neumagen sichern dem Namen
Hettner, als dem eines bedeutendenAltertumsforschers,dauernd einen guten Klang.

Die Rheinprouinz und ihre Vertretung wird dem hervorragendenManne und pflichttreuen
Beamten ein ehrenvollesAndenken bewahren. (Beifall.)

Meine Herren! Der Provinzialausschuß hat einen Ersatz für den verstorbenenProfessor
Hettner gewählt. Nach der Provinzialordnung liegt die Besetzung dieser Stelle dem Provinzial¬
ausschuß ob. Unter vielen Bewerbern wurde Herr Dr. Hans Graeven als der geeignete Nachfolger
für Hettner befunden. Herr Graeven ist im August 1866 in Hannover geboren, er studierte in
Göttingen, promovierte 1890 mg^na oum lauäe, bestand 1891 das Staatsexamen und besitzt das
Zeugnis als Oberlehrer für höhere Schulen. Er hat mannigfache Schriften archäologischen Inhaltes
verfaßt und durch Aufenthalt in Italien und sonstige weite Reisen seinen Blick für die Aufgaben,
die ihm obliegen weiden, erweitert. Er ist zur Zeit Direktorialassistent am Kestner-Museum in
Hannover. Herr Dr. Graeven wird von Persönlichkeiten,deren Ansicht in diesen Fragen von
wesentlicher Bedeutung ist, als für die Stelle durchausqualifiziertbezeichnet. Insbesondere empfiehlt
ihn warm der bekannte Bonner Professor Loeschke.

Der Provinzialausschuß hat dementsprechenddie Wahl des Herrn Dr. Graeven getätigt
und hat mit Rücksicht darauf, daß Herr Graeven schon in ähnlicher Wirksamkeit mit Erfolg tätig
war in den Verhandlungen mit ihm das Anfangsgehalt von 3600 auf 4000 Mark erhöht. Das
ist also eine Abweichung gegen das Anfangsgehalt, wie es unter Titel I, 2 des Etats mit
3600 Mark angegebenist.

Im Übrigen darf ich mir wohl ersparen, auf die einzelnen Positionen dieses Etats
näher einzugehen, da sie wesentliche Änderungen nicht enthalten, ich erlaube mir vielmehr, mit
der FachkommissionIhnen vorzuschlagen, daß Sie diesen Haushaltsplan mit der Maßgabe
unverändert annehmen, daß das Gehalt für den Direktor des Provinzialmuseums in Trier,
Titel I Nr. 2 der Ausgabe von 3600 auf 4000 Mark erhöht wird.

VorsitzenderBecker: Ich eröffne die Verhandlung. Da sich niemand zum Wort meldet,
so schließe ich die Verhandlung.

Wir kommen zur Abstimmung. Ich bitte diejenigen Herren, welche gegen den Antrag
der I. Fachtommissionsind, sich zu erheben.

Die Anträge der Fachkommission sind angenommen.
Meine Herren! Ich möchte Ihnen den Vorschlagmachen, hier die Sitzung abzubrechen.

(Zustimmung.) Die Zeit ist erfüllt.
Die Sitzung beginnt morgen um 11 Uhr. Die I. Fachkommissiontagt um 10 Uhr.

Wir würden dann einmal noch den Rest der Tagesordnung der heutigen Sitzung haben, also die
Gegenstände 14 und 15 der Tagesordnung, sowie die Gegenstände22—25 und 27—28 der
Tagesordnung und dann würden noch folgende neue Gegenstände auf die Tagesordnung zu
setzen sein:
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1. Verminderung und anderweitige Einteilung der Landesbauiimter in der Rheinprovinz.
2. Abänderung des Reglements der Provinzial-Feucr-Societät.
3. Haushaltsplan über die Vcrwaltungskostender RheinischenProvinzial-Feuer-Societüt.
4. Änderung der Satzungen der Ruhegehaltskafse der Landbürgermeistereienund Land¬

gemeindender Nheinprovinz.
5. Antrag, betreffendden Anschluß anderer Verbände an die Ruhgehaltskasseder Kreis-

Kommunalverbändeund Stadtgemeinden der Nheinprovinzund
Antrag des RheinischenStädtebundes auf Änderung des § 9 dieser Satzungen.

6. Festsetzung des Beitragssatzes sowie Abänderung der Satzungen der Witwen- und
Waisenversorgungsanstalt für die Kommunalbeamtender Nheinprovinz.

?. Antrag des AbgeordnetenMooren, betreffend Erft- und Niers-Melioration.
8. Petition der Etrahcnaufsichtsbeamtenum

Einrangierung in die vom 40. RheinifchenProvinziallandtag genehmigteBesoldungs¬
ordnung nach dem Dienstalter und um
Anstellung auf Lebenszeitnach einer Probezeit von fünf Jahren.

9. Petition der Gemeinde Lobberich im Kreife Kempen um Verleihungder Städteordnung.
10. Antrag des Bürgermeisters in Süchteln auf Bewilligung einer Provinzialbeihülfe zu

den Baukosteneiner Niersbrücke.
11. Antrag der I. Fachkommission,betreffend Bewilligungen aus dem Dispositionsfonds

des Provinziallandtages (Standefonds). — Gewährung einer Beihülfe zur Wieder¬
herstellungdes Domes in Wetzlar.

12. Ausführung des Gesetzes wegen Überweisung weiterer Dotationsrenten an die Provinzial-
verbände.

13. Gesetzentwurf, betreffendBildung einer Genossenschaftzur Regelung der Vorflut und
zur Abwässerreinigungim Emschergebiet.

14. Petition des Dr. iusä. Grotthoff in Sachen der Provinzial - Hebammenlehranstalt
zu Löln.

Das sind die Sachen. Außerdem bitte ich, mich zu ermächtigen, diejenigenSachen, die
bis dahin spruchreif sind, noch auf die Tagesordnung zu setzen.

Dann würden wir morgen im wesentlichenalles erledigen können, was vorliegt, und
würden also übermorgen nur noch die Rechnungssachenund die Wahlen zu erledigen haben.
Sollten einzelnekleine Sachen nicht fertig werden, dann würden die ja auch schlimmsten Falles
übermorgen noch erledigt werden können,

Ist das Haus mit diesen Vorschlägen einverstanden? (Abgeordneter Mooren: Zur
Geschäftsordnung!) Zur GeschäftsordnungHerr AbgeordneterMooren.

Abgeordneter Mooren: Darf ich bitten, meinen Antrag wegen der Erft- und Niers-
Melioration vielleicht auf Donnerstag zu verfchieben,weil ich möglicherweise morgen in einer
entscheidenden Stunde abwesend sein muß.

Vorsitzender Becker: Ich würde raten, wir lassen es auf der Tagesordnung und wenn
der Herr AbgeordneteMooren als Referent nicht da sein sollte, dann würden wir den Gegenstand,
wie ich annehme, mit Zustimmung des Hauses, auf die uächste Tagesordnung übergehenlassen.
Dann hätten wir immer noch die Möglichkeit, es abzumachen, (AbgeordneterMooren: Schön!)
Der Herr Abgeordnete ist einverstanden,die Herren im Hause auch. Dann wird sich die Sache
unschwer so regeln lassen.
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Wünschtsonst noch jemand das Wort? — Das ist nicht der Fall.
Also morgen 11 Uhr, meine Herren.
Ich schließe die Sitzung.

(Schluß der Sitzung 3 Uhr 5 Minuten.)

Achte Sitzung
im Ständehaus zu Düsseldorf am Mittwoch den 18. Februar 1903.

Beginn der Sitzung 11 Uhr 25 Minuten.

Tagesordnung t
1. Eingänge.
2. Antrag der I. Fachkommission zu dem Haushaltsplan für gewerbliche Zwecke für das Rechnungs¬

jahr vom 1. April 1903 bis 31. März 1904;
in Verbindung hiermit

Antrag des Oberbürgermeistersder Stadt Cöln auf Bewilligung eines dauernden Zuschusses
in Höhe von 5000 Mark zur Deckung der Kosten der Einrichtung und Unterhaltung von
Meisterkursenfür Schlosser,Tischler, Schuhmacherund Schneider «. in Cöln und
Antrag der Handwerkskammerin Düsseldorf auf Gewährung eines einmaligen Zuschusses von
8000 Mark zur Deckung der Kosten der ersten Einrichtung von Meisterkursenfür Handwerker
in Düsseldorf und von 5000 Mark jährlich für die laufenden Unterhaltungskosten.

3. Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
vier Anträge auf Beihülfen zum Bau von Brücken. (Nachdem die Anträge bezüglich der
Brücken in Ruhrort, Kreuznachund Mehring inzwischen zurückgezogen sind, kommt nur noch
die Brücke in Wesel in Betracht.)

4. Antrag der II. Fachkommission zu dem Bericht und den Antragen des Provinzialausschusses,
betreffenddie Aufnahme der nach den Beschlüssen des 42. Provinziallandtages vorgesehenen
zweiten Anleihe zur Deckung der Kosten der von dem 39., 40., 41, und 42. Provinzial-
landtage beschlossenen sowie einiger weiterer Hochbauten in Höhe von 8 Millionen Mark.

5. Antrag der I. Fachkommission zu den Berichten und den Anträgen des Provinzialausschusses,
betreffenddie Bewilligung
a) eines Betrages von je 3000 Mark für die Rechnungsjahre 1903 und 1904 für das

Kaiser Wilhelm-Museum in Crefeld,
d) eines einmaligen Betrages von 3000 Mark zur Erwerbung des Gladiatoren-Mofaiks in

Kreuznach.
6. Antrag der I. Fachkommission zur Petition der Provinzial-Straßenaufseher um Erhöhung ihres

Einkommensund Verleihung des Titels „Straßenmeister".
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?. Antrag der I. Fachkommission zu den Petitionen der Direktoren, Lehrer und Lehrerinnen der
Provinzial-Taubstummenanstalten um Bemessung der Besoldung der Lehrkräfte an den
Provinzial-Taubstummenanstaltennach den für die Staatsanstalt in Berlin geltenden Gehalts¬
sätzen und um Anrechnung der vollen Dienstzeit bei der Festsetzungdes Diensteinkommens.

8. Antrag der I. Fachkommission zur Petition der Witwe des Prouinzial-Straßenaufsehers von
Dussartzin Denklingen um Erhöhung des ihr gewährten reglementsmäßigenWitwengeldes.

9. Antrag der I. Fachkommission zur Petition des Polizeisergeantena. D. Hermann Gerlach in
Weissenthurmum Anrechnungder bei der früheren Rheinischen Eiscnbahngefellschaft verbrachten
Dienstzeit auf fein von der Ruhegehaltskasseder Landbürgermeistereienund Landgemeinden
zu zahlendes Ruhegehalt.

10. Antrag der III. Fachkommission zu dem Bericht und den Anträgen des Provinzialausschusses,
betreffend die Verminderungund anderweitige Einteilung der Landesbauämterin der Rheinprovinz.

11. Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
Abänderung des Reglements der Provinzial-Feuer-Societät.

12. Antrag der I. Fachkommission zu dem Haushaltsplan über die Verwaltungskostender Rheinischen
Provinzial-Feuer-Societät für das Kalenderjahr vom 1. Januar 1903 bis 31. Dezember1903.

13. Antrag der I. Fachkommisston zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
Änderungender Satzungen der Ruhegehaltskasseder Landbürgermeistereienund Landgemeinden
der Rheinprovinz.

14. Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antr.ig des Provinzialausschusses,betreffend
»,) den Anschluß anderer Verbände an die Ruhegehaltskasseder Kreis-Kommunaluerbände

und Stadtgemeinden der Rheinprovinz und die hierzu erforderlichenÄnderungen der
Satzungen der Kasse,

b) den Antrag des Rheinischen Städtebundes auf Änderung des § 9 dieser Satzungen.
15. Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend

die Festsetzung des Beitragssatzes sowie Abänderung der Satzungen der Witwen- und Waisen-
versorgungsanstalt für die Kommunalbeamtender Rheinprovinz.

16. Antrag der IV. Fachkommission zu dem Antrage des AbgeordnetenMooren, betreffend Erst¬
und Niers-Melioration.

17. Antrag der I. Fachkommisston zu der Petition der Straßenaufsichtsbeamtenum
1) Einrangierung in die vom 40. Rheinischen Provinziallandtag genehmigte Vesoldungs-

ordnung nach dem Dienstalter,
2) Anstellungauf Lebenszeitnach einer Probezeit von fünf Jahren.

18. Antrag der I. Fachkommission zu der Petition der GemeindeLobberich im Kreise Kempen um
Befürwortungdes von ihr an die Königliche Staatsregierung gerichteten Antrages auf Verleihung
der Städteordnung an die GemeindeLobberich.

19. Antrag der IV. Fachkommissionzu der Petition des Bürgermeistersvon Süchteln auf Bewilligung
einer Prouinzialbeihülfe zu den Baukosteneiner Niersbrücke.

20. Antrag der I. Fachkommissionzu dem Bericht und den Anträgen des Provinzialausschusses
betreffendBewilligungen aus dem Dispositionsfonds des Provinziallandtages (Ständefonds)
und zwar zu L Rr. 19 der der Drucksache Nr. 1? beigefügten Nachweisung, betreffend
Gewährung einer Beihülfe zur Wiederherstellungdes Domes in Wetzlar.

21. Antrag der I. Fachkommissionzum Bericht und Antrag des Provinzialausfchusfes,betreffend
die Ausführung des Gesetzes wegen Überweisungweiterer Dotationsrenten an die Prouinzial-
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verbände, vom 2. Juni 1902 (G. S. S. 16?) insbesondereden Erlaß eines Reglements für
die Unterverteilung eines Teiles dieser Rente an leistungsschwache Kreise und Gemeinden.

22. Antrag der Kommission zur Vorberatung eines Gesetzentwurfes,betreffend Bildung einer
Genossenschaft zur Regelung der Vorflut und zur Abwasserreinigungim Emschergebiet,

23. Antrag der II. Fachkommissionzu der Petition des Dr. meä. Grotthoff in Sachen der
Provinzial-Hebammenlehranstllltzu Cöln.

24. Antrag der I. Fachkommissionzum Vorbericht zu dem Haupt-Haushaltsplan der Provinzial-
verwaltung der Rheinprovinz, sowie zu den zu demselbengehörendenHaushaltsplänen der
einzelnen Vcrwaltungszweige und Anstalten für das Rechnungsjahr vom 1. April 1903 bis
31. März 1904

in Verbindung damit
Haupt-Haushaltsplan der Provinzialverwaltung für das Rechnungsjahr vom 1. April 1903
bis 31. März 1904,

25. Antrag der I, Fachkommission zum Bericht des Provinzialausschusses,betreffendden Vermögens-
stand des Rheinischen Provinzialverbandes,

Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Sitzung.
Das Protokoll über die Plenarsitzungvom 17. d. Mts. liegt auf dem Tisch des Hauses offen.
Schriftführer für die heutige Sitzung sind die Herren Abgeordneten Schrakampund Spiritus.
Wir kommen zum eisten Gegenstand der Tagesordnung: Eingänge.
Herr Abgeordneter Nels hat die gestern auf ihn gefallene Wahl als Mitglied des

Provinzialausschussesangenommen.
Die Antwort des Herrn AbgeordnetenHeuser steht noch aus.
Wir kommen zum zweiten Gegenstand der Tagesordnung:

Antrag der I. Fachkommission zu dem Haushaltsplan für gewerbliche
Zwecke.

Berichterstatterist Herr AbgeordneterQuack, ich gebe ihm das Wort.
Berichterstatter Abgeordneter Quack: Meine Herren! Der Etat für die gewerblichen

Arbeiten hat eine größere Erweiterung erfahren. Bei der Entwickelung der Industrie sowohl wie
auch des Handwerks hat sich immer mehr die Notwendigkeitherausgestellt, die jungen Leute durch
Fachschulen zu tüchtigenArbeitern, Meistern und Leitern von Anstalten heranzubilden Die durch
Fachschulen gelegte sichere und systematische Grundlage ist durchaus notwendig, um diejenigen,
welche bei der gewerblichen Arbeit und auch bei der Handwerksarbeit tätig sind, in die Lage zu
versetzen, dem starken Wettbewerb, der im Inlande und Auslande herandrängt, gerecht zu werden.
Es ist deshalb mit Freuden zu begrüßen, daß die Königliche Staatsregierung mit großer Lebhaftig¬
keit diese Schulen befördert, die Anregung gibt, solche Schulen zu gründen, und auch selbst mitwirkt
an der Errichtung und an der Erhaltung. Diese Schulen haben aber einen weiteren Wirkungskreis
als für diejenigenOrte, für welche sie geschaffen sind, und deshalb ist es gerechtfertigt,daß auch
die Provinz teilnimmt an der Erhaltung dieser Schulen und Zuschüssezu diesen Schulen gibt.
Es sind deshalb schon im vorigen Provinziallandtage zwei höhere Fachschulenfür Textilindustrie
unterstütztworden; es sind das die Schulen zu M. Gladbach und Barmen. Damals hatte auch
die Stadt Aachenden Antrag gestellt, daß die höhere Fachschule für Textilindustrie für Wolle in
Aachen auch eineu Zuschuß erhielte. Damcils war aber noch nicht festgestellt, daß die Stadt Aachen
Zuschüsse zu dieser Schule gegeben habe, und der Provinzialausschuß war auch noch nicht in der
Lage, das zu beurteilen und hat deshalb den Betrag von 6000 Mark anstatt der 10 000 Mark,
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welche den anderen Schulen bewilligt wurden, eingesetzt, In der I. Fachkommission ist aber seitens
der Stadt Aachen der Nachweis geliefertworden, daß größere Zuschüsse seitens der Stadt Aachen
und seitens der Industriellen Aachens gegeben werden. Es gab der Webschulverein 70 000 Mark,
der Aachener Verein für Arbeitsamkeit hat 400 000 Mark bewilligt, die Stadt Aachen ein Grundstück
von 200 000 Mark und der Staat für Maschinen170 000 Mark gegeben. Diese Schule wird
nun seitens der Industriellen der Stadt Aachen unterhalten, und der Antrag der Stadt Aachen
war, ihr 4000 Mark mehr zu bewilligenund sie, gleichstellend mit den anderen Schulen, mit
10 000 Mark zu dotieren.

Die I. Fachkommissionhat diesem Antrage stattgegeben, und so sind an Stelle der
6000 Mark 4000 Mark mehr, nämlich 10 000 Mark wie bei den anderen Schulen eingesetzt worden.

Dann mache ich Sie aufmerksam auf die Nr. 10: Zuschuß für die Handels- und
Gewerbeschule für Mädchen in Nheydt, Meine Herren! Diese Schule hat eine ganz eigentümliche
Entwickelunggehabt, sie wurde im Jahre 1869 gegründet von Fräulein Marie Lentzenund sie
blieb die alleinige Leiterin bis zum vorigen Jahre, und sie und auch ihre Familie hat große
Opfer gebracht, um diese Schule zu erhalten. Im vorigen Jahre hat diese Schule nun eine
solche Ausdehnung erhalten, daß sie vollständig als eine Fachschulebetrachtet werden konnte;
sie hatte damals Klassenfür gewerbliches Zeichnen,Klassen für Haushaltung, für Hauswirtschaft,
Kochfchulen, eine Klasse für Kunststickerei gerade wie auch eine Klasse für die gewöhnlichsten,
einfachsten Arbeiten.

Damit diese Schule dauernd erhalten werde bei diesen schwankenden persönlichenVer¬
hältnissen, hat nun der Staat sich veranlaßt gesehen, eine Verstaatlichung der Schule vorzu¬
nehmen. Seit dem vorigen Jahre ist die Schule Staatsschule, und der Staat hat nur die
Bedingung gestellt, daß die Provinz, die Stadt Nheydt, der Landkreis und Stadtkreis Gladbach
zu den Unterhaltungskostendieser Schule einen Zuschuß von 16000 Mark gewähre. Die anderen
Beteiligten, die Stadt Nheydt, Land- und Stadtkreis Gladbach haben die Verpflichtung über«
nommen, die Hälfte davon zu zahlen und der Staat hat weiter die Schule auf die Provinz
uerwiefen, und deshalb hat die Schule den Antrag gestellt, einen Betrag von 8450 Mark für sie
in den Etat einzustellen. Es würde das eine Erhöhung sein von 3500 Mark auf 8450 Mark. Es
sind durch diese Schule seit ihrer Gründung etwa 3000 Mädchen gegangen, von denen man nach
den Feststellungenannehmen kann, daß ein Drittel ihren Erwerb durch die Fähigkeiten bekommen,
welche sie erlangt haben. Dann ist ein Drittel in die Familien und in die Familiengeschäfte
zurückgetreten,das andere Drittel aber hat Unterkommen gefunden in höheren Stellungen als
Leiterinnen von größeren Geschäften und dann auch als Lehrerinnen und 50 von diesen
Lehrerinnen haben auch das Staatsexamen bestanden, so daß man annehmen kann, daß diese
Schule eine große weite Wirksamkeit gehabt hat und daß auch die Provinz alle Ursache und
Interesse daran hat, sie zu unterstützen, da aus allen Teilen der Provinz Schülerinnen durch die
Schule gegangen sind. Es wird deshalb seitens der I. Fachkommission beantragt, diese 8450 Mark
in den Etat einzustellen.

Dann ist weiter ein Zuschuß eingestellt für die Einrichtung von Meisterkursen für
Schlosser,Tischler u. s. w. in Cöln.

Dieser Zuschuß von 5000 Mark ist eingestellt worden auf Antrag des Herrn Ober¬
bürgermeisterszu Cöln auf Bewilligung eines dauernden Zuschussesin Höhe von 5000 Mark
zur Deckung der Kosten der Einrichtung und Unterhaltung von Mcifterkursen für Schlosser,
Tischler, Schuhmacherund Schneider.

28*
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Diese Meisterkursesind, soviel ich sehe, erst im vorigen Jahre eingerichtetworden, und
sie bestehen darin, daß in jedem Kursus für die verschiedenen Zweige des Handwerks 10 Mit¬
glieder Unterricht erhalten, und alle 4 Monate diese 10 Mitglieder wechseln. Es tritt dadurch
in weite Kreise hinein eine Befähigung für die handwerksmäßigeAusübung und, was besonders
wichtig ist, es werden die Handwerker dadurch eingeführt in die mafchinelleBehandlung und in
den Gebrauch von Maschinen, ohne die jetzt fast kein Handwerk mehr bestehen kann. Diese
Meisterkurseerfordern für die Stadt Cöln eine Auslage von 54 000 Mark jährlich, von welchen
der Staat 22 000 Mark trägt. Der übrige Zuschuß, der notwendig ist für die Unterhaltung der
Kurse, wird von der Stadt Cöln getragen.

Es ist nun der Antrag gestellt, 5000 Mark Zuschuß zu geben, die für Stipendien dienen
sollen, welche den Handwerkern gegeben werden.

Die I. Fachkommission hat deshalb, da auch hier ein allgemeinerNutzen für die Provinz
eintritt, den Antrag gestellt, diese 5000 Mark für Einrichtungvon Meisterkursen in Cöln einzustellen.

Dann ist ein weiterer Zuschuß zu den Unterhaltungskostender Fachschulefür Schuh-
und Schäftefabrikationin Wermelskircheneingestellt, Diese Schule ist auch im vorigen Jahre ein¬
gerichtet worden. Der Staat hat sich auch hier an der Gründung beteiligt, gibt regelmäßige
Zuschüsse,und es ist eine bedeutende Schule, besonders für die weit ausgedehnte Schuh- und
Schäfteindustrie. Es wird nach den Berechnungenangenommen, daß etwa 350 Millionen Mark
in Deutschland für diese Schuh- und Schäftefabrikation ausgegeben werden mit entsprechenden
Löhnen von etwa 30 Millionen Mark. Es handelt sich also hier um eine Schule, welche nicht
allein für die Provinz, sondern auch über die Provinz hinaus für die deutsche Schuh- und Schäfte¬
fabrikation von großer Bedeutung ist.

Es wird auch hier der Antrag gestellt, daß ein Zuschuß von 5000 Mark dieser Schule
gewährt werden solle. Die I. Fachkommissionhat sich damit einverstanden erklärt und schlägt
Ihnen die Einstellung dieser 5000 Mark vor.

Dann liegt noch ein weiterer Antrag der Handwerkskammerzu Düsseldorf vor auf
Gewährung eines einmaligen Zuschusses von 8000 Mark zur Deckung der Kosten der ersten Ein¬
richtung von Meisterkursenfür Handwerkerin Düsseldorf und von 5000 Mark jährlich für die
laufenden Unterhaltungskosten. Diefe Schule ist noch nicht eingerichtetund es ist auch noch nicht
feststehend,daß der Staat sich daran beteiligt, was aber doch zu wünschen wäre. Aber sie ist
augenblicklich noch in der Bildung begriffen. Deshalb hat die I. Fachkommission davon abgesehen,
für diefe Schule einen Beitrag einzusetzen.

Wünschenswertwäre es ja, daß solche Kurse in weiteren Städten eingerichtet würden
und dadurch eben das Handwerk leistungsfähig gehalten würde! Das Handwerk würde dadurch
eine tüchtige Ausbildung erhalten, und so ist zu hoffen, daß solche Schulen noch weiter errichtet
werden, und es wird dann auch wohl die Provinz sich nicht der Aufgabe entziehen, solchen Schulen
Unterstützungenzu geben, soweit es notwendig ist. Es wird deshalb seitens der I. Fachkommission
der Antrag gestellt:

„Der Provinziallandtag wolle den vorbezeichneten Haushaltsplan für das Rechnungs¬
jahr 1903 mit der Änderung annehmen, daß bei Titel I Nr. 2 der Ausgabe der
Zuschußfür die Fnchfchule für Textilindustrie in Aachenvon 6000 ans 10 000 Mark
erhöht wird und den Provinzialausschuß ermächtigen, diesen Mehrbetrag über den
Haushaltsplan hinaus zu verausgaben,
ferner zugleichdie Petitionen Nr. 11 und 12 des Petitionsverzeichniffes,Drucksachen.
Nr. 45, als erledigt zu erklären."
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Die eine Petition Nr. 11 ist diejenigedes Herrn Oberbürgermeisterszu Cöln, die zweite
ist die der Handwerkskammer in Düsseldorf,welche abgelehnt worden ist. Ich beantrage im Namen
der I. Fachkommission in der vorgeschlagenen Weise den Haushaltsplan festzustellen.

Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Verhandlung und gebe zunächst dem Herrn Abge¬
ordneten Friederichs das Wort.

Abgeordneter Friederichs: Meine Herren! Ich bitte für wenige Worte um Ihre
Aufmerksamkeit.An der Errichtung von gewerblichenFachschulenhabe ich seit ihrem Beginn
mitgearbeitet und ich schließe mich dem Herrn Referenten gerne dahin an, es sei mit Freuden zu
begrüßen, daß der Staat sich der Errichtung von Fachschulen immer mehr gewidmet habe. Sowohl
dem Kleinbauer, wie dem kleinen Meister, dem Handwerker und dem gewerblichen Arbeiter aus
der Gefangenschaftdes blos mechanisch angelernten Könnens herauszuhelfen, um Verwandtes zu
erkennen und sich selbst frei weiter zu helfen: das ist der Zweck der Fachschulen.

Wer nun die landwirtschaftlichen Winterschulenwie die gewerblichen Fachschulen beobachtet
hat, der muß erkennen, daß sie mit Erfolg segensreich wirken. Wenn auch nicht alle Zöglinge
den vollen Nutzen davon tragen, so zeichnet sich der größere Teil doch durch besseren Betrieb ihres
spateren Berufes aus. Ich begrüße die Errichtung neuer Meisterkursein Cöln als in hohem Maße
erfreulich. Die diese Weiterbildung suchenden Meister, die schon erkannt haben, wo es ihnen fehlt
und was ihnen fehlt, werden mit doppelter Anstrengung aus sich heraus von dem Unterricht
profitieren. Es sind so viele Rückblicke geworfen worden auf die Amtstätigkeit unsereshochverehrten
Herrn Landeshauptmannes und nehme ich an, daß es Sie auch interessierenwird, wie sich diese
Fachschulen in Bezug auf ihre Anzahl in der Zeit entwickelt haben. Im Jahre 1877 hatten wir
? landwirtschaftlicheWinterschulen, heute haben wir deren 29, damals mit 103, heute mit
759 Schülern.

In meinem Auszuge in betreff der gewerblichen Fachschulen fehlt die CrefelderWebeschule;
sie bestand aber schon damals so viel ich weiß. (Rufe: nein!) Also nicht? Dann ist mein
Auszug richtig. Ohne jedwede gewerbliche Fachschulen im Jahre 1877 haben wir deren heute 12.
Dabei zähle ich die im Etat vorkommenden Schulen für Musik und Kunstgewerbe nicht mit. Obst-
und Weinbauschulenhatten wir im Jahre 187? keine; heute haben wir deren drei, und wenn
sie auch nicht für Ambos und Webstuhl vorbilden, so gilt ihr Unterricht doch nicht minder
wichtigem Zwecke.

Meine Herren! Ich wiederhole der Empfehlung zuzustimmen,daß auch fernerhin der
Provinziallaudtag es als eine hohe Aufgabe bettachten und betätigen möge, den Kleinerwcrb zu
höherer Intelligenz, zu höherem Verständnis seiner Arbeit durch Fachschulenzu heben. (Beifall.)

Meine Herren! In der II. Fachkommissionkam noch eine andere Fachschulemit zur
Besprechung: die Hebammenanstalt. Es wird Sie interessieren, meine Herren, wann und wie
diese Unterrichtsanstalt entstanden und der Provinzialverwaltung zugewiesen wurde.

Es war im Jahre 1803, als unter der französischen Herrschaftder besondere Unterricht
der Hebammen in den Departements-Hauptstädten Coblenz,Cöln und Trier seitens der Regierung
übernommen wurde. 1823 wurde der damaligeOber-Präsident der Rheinprovinz mit der weiteren
Organisation des Hebammenwesensbeauftragt, die Anstalt in Coblenz siel fort, die beiden in
Trier und Cöln blieben bestehen, bis 1872 diejenige in Cöln zur alleinigen Provinzial-Heb«
ammenllnstalt bestimmt wurde laut Beschlußdes Provinziallandtages. Ich dachte, meine Herren,
es sei für Sie von Interesse, zu erfahren, wie eigentlich das Kuriosum entstanden ist, daß die
Hebammenanstaltsich unter unseren anderen Anstalten befindet. (Zuruf: Gewerbliche Fachschulen!)
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Ich schließe mit der Bitte, dem Antrage des Herrn Berichterstatters beizutreten, den Etat
zu bewilligen und dem WunscheAusdruckzu geben, auch in Zukunft möge das Fachschulwesen in
diesem hohen Hause besondereBegünstigung finden! (Beifall.)

VorsitzenderBecker: Es meldet sich niemand zum Wort. Dann schließe ich die Ver¬
handlung. Wünscht der Herr Berichterstatter noch das Wort?

Berichterstatter Abgeordneter Quack: Ich verzichte!
VorsitzenderBecker: Der Herr Berichterstatter verzichtet.
Dann kommen wir zur Abstimmung. Ich bitte diejenigen Herren, welche gegen den

Antrag der I. Fachkommission sind, sich zu erheben. — Meine Herren! Der Antrag der I. Fach¬
kommission ist in seinen verschiedenen Teilen angenommen.

Wir kommenzum dritten Gegenstand der Tagesordnung:
Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend vier Antrage auf Beihülfen zum Bau von Brücken.
(Nachdem die Anträge bezüglich der Brücken in Ruhrort, Kreuznach und Mehring
zurückgezogen sind, kommt nur noch die Brücke in Wesel in Betracht.)

Berichterstatter ist Herr Abgeordnetervon Groote, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter von Groote: Meine Herren! Wie der Herr Präsident

soeben schon bemerkt hat, haben wir es nur mehr mit dem Projekt einer Nheinbrückebei Wesel
zu tun. Unternehmer für diese Brücke ist die KöniglicheStaatsregierung, und die Kosten sind
vorläufig auf etwa 2 800 000 Mark veranschlagt. Der Hauptzweckdes Projektes ist, die jetzt
vorhandene Schiffbrücke und damit ein ganz erhebliches Hindernis für den außerordentlichstarken
Schiffsverkehrzu beseitigen.

Die I. Fachkommissionist zu dem Entschluß gekommen,Ihnen die Ablehnung eines
Zuschusses der Provinz zu den Kosten des Brückenbauesvorzuschlagen.

Meine Herren! Eine Verpflichtungder Provinz zu einer Beteiligung an den Kosten dieses
Projektes liegt nicht vor, ebensowenig ein direktes Provinzialinteressemit Rücksicht auf Prouinzial-
straßen und dergleichen.

Der Hauptgrund, aus welchem die Fachkommission Ihnen die Ablehnung vorschlägt,liegt
in der gegenwärtigenungünstigenfinanziellen Lage und in dem wirtschaftlichen Drucke, welcherzur
Zeit auf der Provinz lastet.

Es hat aber ferner für die Stellungnahme der Kommissiondie Tatsache mitgewirkt, daß
die in erster Linie interessierte Stadtgemeinde Wesel sich nur zu einem Zuschüsse von 30000 Mark
verstanden hat, während man geglaubt hatte, daß die leistungsfähigeund wesentlichinteressierte
Stadt einen höheren Zuschuß leisten könne. Außerdem ist auch hingewiesen worden auf andere
Brückenbauten,insbesondereauf die Rheinbrücke,welche die Stadt Bonn mit einem Kostenaufwand
von 4 Millionen Mark errichtet uud wozu sie einen Zuschuß weder aus Staats- noch aus
Provinzialmitteln erhalten hat.

Aus diesen Gründen, meine Herren, schlägt Ihnen die I. Fachkommission die Ablehnung
einer Beihülfe für den Brückenbaubei Wefel vor.

Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Verhandlung und gebe zunächst dem Herrn Landes¬
hauptmann das Wort.

Landeshauptmann I)r. Klein: Meine Herren! Ich möchte den Antrag stellen, diese
Sache an den Prouinzialausschußzurückzuverweisen behufs weiterer Verhandlungen auch mit der
Stadt Wesel.
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Meine Herren! Es lagen vier Antrage auf Unterstützungenfür Brückenbautenvor. Diese
Anträge bildeten mehr oder minder ein zusammenhangendesGanze. Drei Antrage, welche von
Interessenten gestellt waren, sind zurückgezogen worden und ist nur der Antrag hinsichtlich der
Brücke bei Wesel aufrechterhaltenworden. Dieser letztere Antrag war von der Königlichen Stcmts-
regierung gestellt und dürfte in diesem Umstände der Grund zu suchen sein, weshalb dieser Antrag
nicht zurückgezogen worden ist. Ich meine, daß Sie aus diesem formellen Gruude die Weseler
Brücke wohl nicht anders behandeln können, wie die übrigen Brücken. Wenn Sie aber Wesel
heute definitiv ablehnen, dann liegt die Sache für Wesel ganz anders, wie für die übrigen
Brücken. Sie prajudizieren sich in keiner Weise, wenn Sie den Antrag hinsichtlich der Weseler
Brücke au den Provinzialausschuß zurückverweisen und denselben später so behandeln, wie die
übrigen Anträge.

Vorsitzender Becker: Das Wort hat Herr AbgeordneterIweigert.
AbgeordneterIweigert: Ich möchte bitten, es bei der Ablehnung zu belassen. Ich sehe

nicht ein, weshalb die Rheinprovinz mitwirkensoll, wenn der Staat einen Brückenbauausführen
will. Umgekehrt würde ich es mir allenfalls gefallen lassen. (Heiterkeit.)

Meine Herren! Wenn wir immer weiter Unterstützungengeben — wo sollen schließlich
unsere Finanzen bleiben!

Vorsitzender Becker: Es hat sich niemand mehr zum Wort gemeldet. Wünschtder Herr
Berichterstatternoch das Wort? — Der Herr Berichterstatterverzichtet. — Ich schließe die Ver¬
handlung. Der Herr Landeshauptmann hat den Antrag gestellt, die Angelegenheit an den
Provinzialausschuß zurückzuverweisen.Das muß nach meiner Ansicht zuerst zur Abstimmung
kommen. (Zustimmung.) Wird der Antrag angenommen, so geht die Sache an den Provinzial¬
ausschuß zurück; wird er abgelehnt, dann kommen wir zur Abstimmung über den Antrag der
I. Fachkommission.

Das Haus scheint mit diesen Vorschlägen einverstanden zu sein. Dann werde ich
danach verfahren.

Dann bitte ich diejenigen Herren, welche dem Antrage des Herrn Landeshauptmanns
gemäß diese Angelegenheit an den Provinzialausschuß zurückverweisen wollen, sich zu erheben.
(Geschieht.) Das ist die Minderheit. Der Antrag ist abgelehnt.

Dann bitte ich diejenigenHerren, welche dem Antrage der I. Fachkommissiongemäß
den Zuschuß zu dem Brückenbau ablehnen wollen, sich zu erheben. (Geschieht.) Das ist die
große Mehrheit. Der Antrag der I. Fachkommission ist angenommen.— Er muß aber abgeändert
werden, weil noch die übrigenBrücken, bezüglich deren die Beihülfeanträge inzwischen zurückgezogen
sind, in dem Kommissionsantrageenthalten sind.

Wir treten in die Verhandlung des nächsten Gegenstandes:
Antrag der II. Fachkommission zu dem Bericht und den Anträgen des
Piovinzilllausschusses, betreffend die Aufnahme der nach den Beschlüssen
des 42. Provinzillllandtllges vorgesehenen zweiten Anleihe.

Berichterstatterist Herr AbgeordneterDr. Stratmann, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter Dr. Stratmann: Meine Herren! In der Ihnen vor¬

liegendenDrucksache Nr. 29 sind zunächst diejenigenSummen zusammengestellt,welche der 39.,
40., 41. und 42. Provinzillllandtag zur Verfügung für Hochbauzwecke gestellt hat. Nach diesen
Beschlüssensollten die Summen durch 2 Anleihen gedeckt werden, die erste für die Bauten im
Verzeichnisse von I—XI, die zweite für die von XII—XV.
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Für die bei der 1. Anleihe beteiligten Hochbauten sind auf Grund der vorliegenden
AbrechnungenfolgendeNachtragsforderungen erhoben worden, die in Abschnitt H, aufgestellt sind:

Zu II haben Sie auf Antrag der II. Fachkommission bereits beschlossen,für nachträgliche
Grundstücksankäufe,sowie ausweislich der Druckfache Nr. 23 für eine Direktorwohnung und eine
Turnhalle nachträglich65 000 Mark zu bewilligen.

Zu IV Nr. 1 bittet die II. Fachkommifsionnach dem rechnungsmäßigenErgebnisseder
Erweiterung der Provinzial-Heilanstalt Galkhausen noch eine definitive Überschreitung von
5786 Mark 89 Pfennig zu genehmigen,ebenfo zu Nr. 2 die von 19 009 Mark 96 Pfennig, ferner

zu VI Neubau der Abteilung für irre Verbrecher nach Maßgabe der Anlage ä, die
entstandenenÜberschreitungenvon 33 464 Mark 45 Pfennig zu genehmigen,

ferner die Zustimmung dazu zu erteilen, daß die weiter notwendigenSicherungsmaßregeln
zum Kostenbetragevon 59 500 Mark zur Ausführung gebracht werden und hierbei insbesondere
zu genehmigen,daß der ausgeworfene Betrag von 40 000 Mark für Vermehrung von 12 Einzel-
zellcn aufgewendetwerden darf zu Errichtung von entsprechenden Einzelzellenfür irre Verbrecher
bei der Provinzial-Arbeitsanstalt in Brauweiler, woselbst sich bereits eine Irrenftation befindet.

Zu VII der Vorlage gibt die Anlage o Auskunft über die Verwendung der von den
früheren Provinziallandtagen für die Modernisierung der 5 alten Provinzial-Irren-Heilanstalten
bewilligten Mittel.

Die Anlage k enthält eine Übersicht derjenigenAusführungen und deren Kosten, welche
als Abschluß dieser Arbeiten als dritte und Schlußrate gefordert werden.

Zu X beantragt die II, Fachkommission auf Grund der Beschlüsse des Prouinziallandtags
über die Lage der Irrenärzte die Erbauung von Familienwohnungenfür die zweiten Oberarztstelleu
nebst einigen kleinen Neamtenwohnungenim Betrage von 190 000 Mark.

Zu XI hat der Provinziallandtag auf Antrag der IV. Fachkommissiondie Übernahme
der Weinbauschulezu Kreuznachzum Betrage von 156 588 Mark beschlossen.

Zu XII, zu dem vom 42. Prouinziallandtage beschlossenen Neubau einer Hebammen-
anstatt zu Elberfeld werden für innere Einrichtung 88 000 Mark erbeten.

Zu XIII ist nach dem rechnungsmäßigenErgebniffe des Neubaus von Galkhausen ein
Nachtragskredit von 500 000 Mark erforderlich. Die II. Fachkommissionschlägt Ihnen nach
Prüfung der Angelegenheitdie Genehmigungdieser Überschreitung vor; das Nähere an Zahlen finden
Sie in Anlage i, welche die Kommissiongeprüft hat.

Zu XIV fchlägt Ihnen die II. Fachkommission-die Genehmigung der definitivenKosten¬
anschläge mit 4 200 000 Mark vor.

Die Kostendifferenz gegenüber Galkhaufen ist veranlaßt:
1. durch eine Anstalt für epileptifche Kinder.
2. durch die infolge der letzten Landtagsbeschlüsse erforderliche Zurechnung der Bauzinsen

im Betrage von 300 000 Mark.
3. durch die Kosten eines Landwirtschaftsgebiiudcsim Betrage von 80 000 Mark.
Zu XV bemerke ich, daß sie bereits auf Ihrem Beschlusse,betreffend den Neubau einer

Weinbauschulezu Ahrweiler beruht.
Zu XVI liegt bereits Ihr zustimmender Beschluß,betreffend den Neubau einer Provinzial-

Taubstummenanstlllt,desgleichen zu XVII, betreffend einer Turnhalle zu Düren, vor.
Zu XVIII werden für die obligatorischen Kanalanschlüsse der Provinzialanstalten zu Trier

48 000 Mark erforderlich und von der II, Fachkommission beantragt.
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Zu XIX ist dagegen die Streichung oder Zurücksetzungder gefordertenSumme von
120 000 Mark für Erweiterungdes Prouinzialmuseumszu Trier bereits von Ihnen beschlossen worden.

Zu XX haben Sie ebenfalls den Ankauf des HausesElisabethstraße10 bereits beschlösse,:.
Die II. Fachkommissionist hiernach auf Grund ihrer eingehenden und wiederholten

Beratungen der Vorlage zu dem Entschlüssegekommen,an keiner Position der Vorlage eine
Änderungvorzunehmen;sie hat sich nnr die formelle Frage vorgelegt,ob die von der I. Fachkommission
beschlossene Zurückstellungder Position 19 mit 120 000 Mark zu einer entsprechendenHerabsetzung
der gesamtenAnleihesummeführen solle Sie hat geglaubt, hiervon Abstand nehmen zu sollen,
weil es einerseits abzuwarten ist, ob nicht diese Position durch den nächstenLandtag wieder
eingestellt wird und weil andererseits nach dem Schluß der Vorlage zu erwarten ist, daß für die
LazarettuerlMnisse zu Bmuweiler und für eine Prouinzial-Erziehungsanstalt in absehbarer Zeit
noch Aufwendungenzu machen sein werden.

Hiernach beehrt sich die II. Fachkommission folgenden Antrag zu stellen:
„Der Provinziallandtllg wolle unter Streichung der Pos. 19 der unter Abschnitt<ü.
vorgesehenen Erweiterung des Provinzialmuscumszu Trier
1. sich mit dem Inhalt dieser Vorlage, insbesondere mit den in der Drucksache auf¬

geführten bauliche« Ausführungen cinverstcmdeu erkläre» und
2. den Provinzialausschußbeauftragen, zur Bestreitung der in der Vorlage zusammen¬

gestellten baulichenAusgabe« von rund 8 Millionen Mark sowie zur Tilgung der
bei der Landesbankfür diese Bauausführungen entnommenenVorschüsseein Darlehen
bis zu 8 Millionen Mark, welches mit 3^2°/» zu verzinsen und mit 1^°/«
nebst den zuwachsenden Zinsen zu tilgen ist, zu entnehmen und die zu diesem
Zwecke erforderliche staatlicheGenehmigung nachzusuchen."

Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Verhandlung. — Ich schließedieselbe, da sich niemand
zum Wort meldet, und bitte diejenigenHerren, welche gegen die Anträge der II, Fachkommission
sind, sich zu erheben. (Geschieht.) — Die Anträge der II Fachkommissionsind angenommen.

Es kommt der fünfte Gegenstand der Tagesordnung:
Antrag der I. Fachkommission zu den Berichten und den Anträgen des
Provinzialausschnsses, betreffend die Bewilligung eines Betrages von
je 3000 Mark für das Kaiser Wilhelm-Museum in Crefeld, und eines
einmaligen Betrages voi^ 3000 Mark zur Erwerbung des Gladiatoren-
Mosaiks in Kreuznach

zur Verhandlung.
Meine Herren! Der Herr Berichterstatter macht mich eben darauf aufmerksam, daß es

sich empfehlen würde, mit dem Gegenstande Nr. 5 den Gegenstand unter Nr. 20 der Tages¬
ordnung zu verbinden, welcher den Wetzlarer Dom betrifft. Ich möchte vorschlagen, beide Gegen¬
stände gemeinsamzu verhandeln, weil sie zusammengehören und nehme an, daß das hohe Haus
damit einverstanden ist, da kein Emspruch erfolgt.

Dann bitte ich also den Herrn Berichterstatter über diese beiden Gegenstände gemeinsam
zu berichten. Wir werden sie gemeinsambehandeln.

Ich gebe dem Herrn Berichterstatter Abgeordnetenvon Groote das Wort
BerichterstatterAbgeordneter von Groote: Es handelt sich, meine sehr verehrtenHerren,

um drei Anträge auf Bewilligung von Beihülfen aus dem Dispositionsfonds des Prouinzial-
landtags. Der erste Antrag betrifft das Kaiser Wilhelm-Museumiu Crefeld. Eine Beihülfe im
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Betrage von 3000 Mark ist seit einer langen Reihe von Jahren früher gegebenworden, und es
hat nur, wie es scheint, auf einem Versehenberuht, daß der Antrag auf Weiterbewilligungdieser
Beihülfe für die Etatsjahre 1901 und 1902 nicht wiederholt worden ist. Nunmehr ist aber
nachträglich wenigstens für die Elatsjahre 1903 und 1904 der Antrag gestellt worden, und es
wird Ihnen daher vorgeschlagen, die 3000 Mark wieder zu diesem Zweck zur Verfügung zu stellen,
Die Stadt ihrerseits wendet jährlich 24 000 Mark für das Museum auf, und es liegt ein erhebliches
öffentliches Interesse aus dem Grunde vor, weil das Museum von segensreichem Einfluß ist auf
die Förderung des Kunsthandwerkesnamentlichdurch seine große Vorlagensammlung.

Dann, meine Herren, ist ein Antrag gestellt auf Bewilligung einer Beihülfe zum Ankauf
des römischen Gladiatorenmosaits durch die Stadt Kreuznach. Der Mosaikbodenbefindet sich in
der Nähe der Stadt Kreuznach zur Zeit in Privatbesitz, und der Stadt bietet sich augenblicklich
die Gelegenheit, zum Preise von 25 000 Mark diesen Mosaikbodenzu erwerben. Die Kommission
glaubt, Ihnen die Bewilligung eines Zuschusseszu diesen Erwerbskosten nicht vorschlagenzu
können, und zwar deshalb, weil nach Bewilligung des Zuschusses und Erfüllung der an denselben
geknüpften Bedingung, daß auch der Staat einen gleichen Zuschuß gebe, für die Stadt nur
mehr ein Betrag von 19 000 Mark aufzubringenbliebe, der aber eine Verzinsung mit 3 bis 3'/2°/°
dadurch finden würde, daß die Stadt zur Besichtigungdes Mosaikbodensein Eintrittsgeld erheben
würde, wie es auch bisher geschehen ist. Es kann daher von einem nennenswerten Opfer der
Stadt Kreuznach für diesen Zweck wohl nicht die Rede sein und die Kommission hat daher
geglaubt, eine Beihülfe von feiten der Provinz nicht in Vorschlagbringen zu solleu.

Schließlich, meine Herren, ist Beschluß zu fassen über die von Ihnen wieder in die
Kommission zurückverwiesenePosition, betreffend Bewilligung einer Beihülfe für die Wieder¬
herstellungdes Domes in Wetzlar. Es dürfte nicht nötig sein, auf die künstlerische Bedeutung
dieses Bauwerkes näher einzugehen. Dasselbe bildet unter den großen kirchlichenBauten
der Rheinprovinz ein ganz hervorragendes Denkmal. Sie haben wahrscheinlichzum grüßten
Teile das Gipsmodell des Domes gesehen, welches in der Ausstellung hier im letzten Jahre auf¬
gestelltwar.

Die Gesamtkosten für die Wiederherstellungdieses Domes, der sich in einem Zustande
großen Verfalles befindet, sodaß ein Teil sogar baupolizeilichabgesperrt ist, sind veranschlagtauf
1400 000 Mark. Die Kirche steht zur gemeinschaftlichen Benutzung der evangelischenund der
katholischenGemeinde, welche jede in einem besonderen Teile des Domes ihren Gottesdienst
abhalten. Es hat sich nunmehr ein Dombauverein gebildet, der bereits eine Summe von
20 000 Mark aufgebracht hat, und ist begründete Aussicht vorhanden, daß mit Hülfe einer
Lotterie die Mittel zur Wiederherstellungdes Domes aufgebrachtwerden können. Es wird Ihnen
daher vorgeschlagen, von Seiten der Provinz 20 000 Mark zur Verfügung zu stellen und zwar
sür jedes der beiden nächsten Jahre je 10 000 Mark, jedoch diese Bewilligung an die Bedingung
zu knüpfen, daß sie zur Verfügung des Provinzialausschussesbleibe, damit dieser in der Lage ist,
zu prüfen, ob tatsächlichnach Lage der Verhandlungen die Wiederherstellungdes Domes gesichert
erscheint. Es schweben noch Verhandlungen mit der Königlichen Staatsregierung über die
Bewilligung der Lotterie und über die Pläne für die Ausführung der Wiederherstellungsarbeiten.

Aber gerade im Interesse einer Förderung dieser Verhandlungen hat die Konnnission
geglaubt, Ihnen jetzt schon die feste Zusage einer Provinzialbeihülfe vorschlagenzu sollen.

Ich beehre mich, Namens der Kommission zu beantragen, 20 000 Mark zu bewilligen,
dabei aber die Bedingung zu stellen:
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„Die für die Wiederherstellung des Domes in Wetzlar beantragten 20 000 Mark
werden unter der Voraussetzungbewilligt, daß sie bis zur endgültigen Klärung der
Gesamtkostcnaufbringungals besondererFonds zinsbar angelegt zur Verfügung des
Provinzialausschusses" — nicht wie ursprünglich vorgeschlagen war, des Provinzial-
landtages — „bleiben".

Es erscheint genügend, wenn dem Provinzialausschutzdie weitere Überwachung dieser
Angelegenheitüberlassenwird.

Vorsitzender Becker: Meine Herren! Ich eröffne die Verhandlung. — Es meldet sich
niemand zum Wort. Ich schließe dieselbe. Ich werde über die 3 Anträge der I. Fachkommission
gemeinsamabstimmenlassen, wenn nicht von einer Seite getrennte Abstimmung gewünscht wird
— das ist nicht der Fall. Dann kommen wir zur gemeinsamenAbstimmungüber die 3 Anträge
der I. Fachkommission. Ich bitte diejenigenHerren, welche diese Anträge ablehnen wollen, sich
zu erheben — Es erhebt sich niemand. Die Anträge sind angenommen.

Wir kommen zum Gegenstand 6 der Tagesordnung:
Antrag der I. Fachkommission zur Petition der Provinzial-Straßen-
aufseher um Erhöhung ihres Einkommens und Verleihung des Titels
„Straßenmeister".

Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteLinz, dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterAbgeordneterLinz: Meine sehr verehrten Herren! Diese Petition hat

das hohe Haus vor zwei Jahren bei der letzten Tagung schon beschäftigt. Es ist damals aus
beredterem Munde die Haltlosigkeitdieser Petition vorgetragen worden und da zwischenzeitlicheine
Neuerung nicht eingetretenist, so glaube ich mich recht kurz faffen zu können.

Ich bemerke,meine Herren, daß das hohe Haus in seiner letzten Tagung die Petition
abgelehnt hat.

^ Sie bezweckt zweierlei: Zuerst eine Gehaltserhöhung der Straßenauffeher, und diese
wird begründet mit der zwischenzeitlichen erheblichen Preissteigerung aller Lebensmittel,'weiterhin
auch damit, daß die gewährten Zulagen, schwankend zwischen 50 und 350 Mark, nicht ausreichen,
ferner auch damit, daß das Höchstgehaltvon 1400 Mark trotz 25 jähriger Dienstzeit bei ihnen,
den Petcntcn, noch nicht erreicht sei. Endlich wird auf ihre besondere Qualifikation als frühere
Militärcmwärter hingewiesen.

Dann wird zweitens der Antrag auf Verleihung des Titels Straßenmeister gestellt. Der
Antrag, meine Herren, mag ja psychologisch begründet sein. Die Petenten bemerken,wenn sie
auch nicht so viel wüßten, wie die Stratzenmeister, die als solche ein Examen zu bestehen hätten,
so könnten sie doch in der Sache dasselbe, und es berührte deshalb auf das peinlichste bei dem
Verkehr mit dem Publikum, wenn ein Unterschied zwischen diesen beiden Titeln „Straßenmcister"
und „Straßenauffeher" gemacht würde.

Die Kommission,meine verehrten Herren, ist in Übereinstimmungmit dem Provinzial-
ausschuß der Ansicht, daß, was den Punkt der Gehaltserhöhung anbetrifft, um so weniger Veran¬
lassung vorliegt, dieselbe zu bewilligen, als damit ein Beschluß des letzten Landtages umgestoßen
würde, und was den weiterenAntrag anbetrifft, eine Rang- oder Titelerhöhung eintreten zu lassen,
so ist die Kommission der Ansicht,daß keine Veranlassungvorliegt, an dem wohlbegründetenund
wohlgegliedertenhierarchischen Verhältnis der Straßenauffeher gegenüber den Straßenmeistcrn zu
rütteln, und sie beantragt daher in Übereinstimmungmit dem Provinzialausschuß, die Petition
abzulehnen.
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VorsitzenderBecker: Ich eröffne die Verhandlung — und schließe dieselbe, da sich
niemand zum Wort meldet. Ich darf wohl ohne besondere Abstimmung feststellen,daß das hohe
Haus dem Antrage der I. Fachkommission gemäß die Petition abgelehnt hat.

Wir kommen zum
Antrag der I. Fachkommission zu den Petitionen der Direktoren, Lehrer
und Lehrerinnen der Provinzial-Taubstummenanstalten um Bemessung
der Besoldung der Lehrkräfte an den Provinzial-Taubstummenanstalten
nach den für die Staatsanstalt in Berlin bestehenden Gehaltssätzen.

Berichterstatterist Herr AbgeordneterSpiritus, dem ich das Wort gebe.
AbgeordneterSpiritus: Meine Herren! Die Direktoren, Lehrer und Lehrerinnen der

rheinischen Provinzial-Tauvstummenanstalten werden in einer Petition vorstellig, worin sie bitten,
man möge ihre Besoldung den Gehältern der staatlichen Taubstummenlehrer und Lehrerinnen
gleichstellen und man möge zweitens bei der Festsetzungdes Diensteinkommensdie zurückgelegte
Dienstzeit voll in Anrechnungbringen.

Sie begründen ihre Petition, was den ersten Antrag angeht, damit, daß sie ausführen,
der Grundsatz, wonach die Gehälter der staatlichen Beamten auch den Provinzialbeamten der gleichen
Kategorien zukommen sollen, sei im vorliegendenFalle nicht eingehalten. Es beziehen nämlich die
staatlichenLehrer in Berlin ein Gehalt, welches mit 2100 Mark anfängt und bis 3800 Mark
steigt, während die rheinischen Taubstummenlehrer nur ein Gehalt von 1800 Mark im Anfang
haben, welches bis zum Höchstbetrage von 3500 Mark aufsteigt. Sie führen aus, daß ihre Aufgaben,
ihre dienstlichen Verhältnisse die gleichen seien wie bei den staatlichenLehrern. Sie beklagen
ferner, daß bei der Festsetzungihres Diensteinkommensdie verbrachteDienstzeit nicht voll zur
Anrechnungkomme, wodurch sie ungleich später in den Bezug des Höchstgehalts gelangen, als
wenn dies ihren Wünschenentsprechend geregelt sei.

Meine Herren! Diese Petition hat inhaltlich gleich dem 41, Provinziallmidtage im
Jahre 1899 vorgelegen. Der Landtag hat damals die Petition in ihren beiden Punkten nicht
berücksichtigenzu können geglaubt, und zwar waren die Gründe die nämlichen, die auch jetzt die
I. Fachkommission bestimmen,für die Ablehnung der Petition einzutreten.

Es ist nämlich nicht zutreffend, daß die Aufgaben der staatlichen Taubstummenanstalt in
Berlin genau dieselben sind, wie die Aufgaben unserer Taubstummenlehrer. Die staatlicheAnstalt
in Berlin ist zugleich eine Lehrer-Bildungsanstalt. Es werden dort Taubstummeulehrerausgebildet,
also sind die Zwecke und Ziele dieser staatlichenAnstalt weitergehend. Nichtsdestowenigerwird die
Frage der Besoldung der Taubstummeulehrer erneut einer Prüfung unterzogen werden, da der
Herr Minister infolge eines Gesuchs von Taubstummenlehrerndie Landeshauptleute angewiesen hat,
der Frage nochmals näher zu treten, und es soll dieselbe in der demnächst stattfindendenKonferenz
der Landeshauptleute abermals geprüft werden.

Zur Zeit liegt aber keine Veranlassungvor, von dem bisherigenStandpunkt der Provinzial-
verwaltung abzugehen. Die Fachkommissionempfiehlt daher, die Erhöhung der Gehälter der
Taubstummenlehrernicht zu beschließen.

Ebenso kann die Fachkommissiones nicht befürworten, daß bei der Festsetzungdes
Diensteinlommens die Dienstzeit voll in Anrechnung gebracht werde. Diese Frage ist auch im
41. Provinziallandtage eingehenderörtert worden. Es sprechen gegen diesen Wunsch der Taub-
stummenlehrer die allgemeinenGrundsätze, wie sie hier in der Provinz festgelegt sind und von
denen abzuweichen, eine Veranlassung nicht vorliegen dürfte.
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Ich bitte also, in Übereinstimmungmit der Fachkommission zu beschließen, daß die Petition
der Tcmbstummenlehrerabgelehnt werde.

VorsitzenderBecker: Ich eröffne die Verhandlung. — Es meldet sich niemand zum
Wort. Ich schließe dieselbe und darf wohl ohne besondere Abstimmungfeststellen,daß das hohe
Haus dem Antrage der I Fachkommission beigetretenist.

Wir gehen zum nächstenGegenstandder Tagesordnung über:
Antrag der I. Fachkommission zur Petition der Witwe des Provinzial-
Straßenaufsehers von Dussartz in Denklingen um Erhöhung des ihr ge¬
währten reglementsmäßigen Witwengeldes.

Berichterstatterist Herr AbgeordneterMarx, dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterAbgeordneterMarx: Meine Herren! Die genannte Witwe bezieht ein

Witwengeld von 538 Mark und hat um Erhöhung dieses Witwengeldesgebeten.
Sie begründet ihren Antrag im wesentlichen damit, daß ihr Mann durch wenig gute

Behandlung des Dienstaufsichtsbeamten frühzeitig gestorbensei, und daß sie selbst durch Aufregungen
wesentlichin ihrer Erwerbsfähigkeitgemindertworden sei.

Die Fachkommission beantragt: Der Provinziallandtng wolle die Petition ablehnen.
Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Verhandlung. — Es meldet sich niemand zum

Wort. Ich schließe dieselbe und darf wohl auch hier ohne besondere Abstimmungfeststellen, daß
das hohe Haus dem Anträge seiner I. Fachkommission beigetretenist.

Wir kommen zum Gegenstand Nr. 9 der Tagesordnung:
Antrag der I. Fachkommission zur Petition des Polizeisergeanten a. D.
Hermann Gerlach.

Berichterstatterist Herr AbgeordneterQuack, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter Quack: Der Polizeisergeant a. D. Hermann Gerlach in

Weissenthurm hat eine Petition eingereicht, in welcher er bittet, daß ihm die bei der früheren
RheinischenEisenbahngesellschaft verbrachteDienstzeit von zwei Jahren auf sein Ruhegehalt ange¬
rechnet weiden solle.

Es ist das aber nicht möglich, da das Statut ausdrücklich festsetzt, daß nur die Dienstzeit
im Kommunaldienst angerechnetwerden kann. Es ist also nicht angängig, dieser Petition nach¬
zukommen, und die I. Fachkommission schlägt Ihnen vor, der Provinziallandtng wolle die Petition
ablehnen.

Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Verhandlung, schließe dieselbe, da sich niemand
zum Wort meldet und darf ohne besondere Abstimmung feststellen,daß das hohe Haus dem
Antrage seiner I. Fachkommissionbeigetretenist.

Wir treten in die Verhandlung des Gegenstandesunter 10 der Tagesordnung:
Antrag der III. Fachkommission zu dem Bericht und den Anträgen des
Provinzialausschusses, betreffend die Verminderung und anderweitige
Einteilung der Landesbauämter in der Rheinprovinz.

Berichterstatter ist Herr Abgeordnetervon Veckerath, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter AbgeordneterDr. von Beckerath: Meine Herren! Es handelt sich um

eine Angelegenheit,von der vorausgesetzt werden kann, daß sie Ihnen infofern fympatischist, als
sie das Ziel einer Kostenersparnis dauernd erreichen will. Es sollen durch die anderweitige
Einteilung der Bauämter und die Beschränkungder Zahl derselben zunächst 17 220 Mark weniger
in den Etat eingesetzt werden. Wenn Sie gütigst die Drucksache Nr. 33 zur Hand nehmenwollen,
so werden Sie über die Gründe und die historische Entwickelung dieser Frage das Nötige erfahren.
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Ich erlaube mir aber, kurz hieraus einiges hervorzuheben. Es ist bereits in früheren
Jahren von dem Abgeordneten Fritzen darauf gedrungen worden, daß die Landesbauämtcr, die
21 an der Zahl waren, verringert werben müßten. Es war allerdings die Kilometerzahlder
Provinzialstrahen gestiegen. Aber andererseits ist eine große Zahl von Kilometern an die Stadt¬
verwaltungen übertragen worden, und dadurch waren gerade diejenigen Straßenstrecken, die eine
besonders fchwierigeund umfänglicheArbeit veranlaßten, aus der diesseitigen Verwaltung ausge¬
schieden. Es wurde dann auch wiederholt von Seiten der Provinzialverwaltung erklärt, daß eine
Verminderung der Landesbauämtcr auch dort für angezeigt gehalten werde, und Sie können auf
Seite 2 der Drucksache 33 ja verfolgen, wie die Zahl von 1? auf 21 gestiegen, dann aber
wieder auf 17 vermindert worden ist, und in der heutigen Vorlage wird Ihnen sogar eine
Verminderung auf 15 vorgeschlagen.

Meine Herren! Um zu dieser Zahl zu kommen, hat man einmal die Verhältnisse einiger
anderen Provinzen in Vergleich gezogen,der Provinzen Posen, Brandenburg, Sachsen, Hannover
und Westfalen und hat, wie Sie aus der ZusammenstellungSeite 3 ersehe», festgestellt, daß dort
von einem Landesbauamt durchschnittlich469 Km bearbeitet werden, während bei uns die
1? Landesbauämter durchschnittlich nur je 378 Km Straßen bearbeiten. Die Rheinprovinz bleibt
also hinter diesem Durchschnitt anderer Provinzen ganz erheblich zurück, und auch noch gegen
ihre eigene Verpflichtungen,die sie damals bei Bildung des Provinzialstrahenfondsim Jahre 1876
übernommen hatte, wo man 413 Km als das Normale angab.

Wenn Sie nun die Zusammenstellung auf Seite 4 vergleichen, so finden Sie da die
ganz augenfälligen Unterschiedein dem Verwaltungsbezirk des Straßennetzes bei Düsseldorf mit
216 Km und schließlichbei Coblenz, dein weit ausgedehntesten Landesbauamt, mit 559 Km.
Es ist ja selbstverständlich,daß bei sehr starkem Verkehr selbst bei guten Eisenbahnverbindungen
die Verwaltung einer geringeren Straßenlänge als eine ausreichendeBeschäftigungdes Landes«
bauamtes anzusehen ist.

Dagegen in anderen fern gelegenenGegenden, wo der Verkehr ein schwacher ist, können
natürlich mehr Kilometer bewirtschaftetwerden und man hat festgestellt, daß für die starken
Verkehrscentren330 Km und für die anderen, in den Gebirgsgegendennamentlich, 520 Km das
Maß der Leistungsfähigkeiteines Bauamtes sein würden. Daraus ergibt sich, daß man durch¬
schnittlich 425 Km annehmen kann, wenngleich man dabei noch immerhin erheblich hinter den
vorerwähnten Provinzen zurückbleibenwürde. Da von den 6900 Km Prouinzialstraßen die
Provinz rund 6420 Km in eigener Bewirtschaftunghat, so ergab diese Zahl durch die normale
Kilometerzahl425 dividiert, daß wir 15 Bauämter nötig haben werden.

Es waren nun bei der neuen Ginteilung, die vorgenommenwurde und die Ihnen heute
vorgeschlagen wird, folgende Gesichtspunkte maßgebend. Zunächst soll der Bauinspektor,der Vorsteher
des Bauamtes, seinen Bezirk bequem bereisen können und nicht gezwungen fein, auf demselben
Wege wieder zurückzukehren, damit er also möglichst viel von seinem Bezirk zu sehen bekommt.
Dann wurde ja im allgemeinendaran festgehalten, daß man die Regierungsbezirke,Kreise und
Bürgermeistereien für die Bauamtsbezirkezugrunde legt und Sie haben ja zu der Drucksache 33
eine buntfarbige Karte erhalten, die Ihnen die Vorschläge im einzelnen erläutern soll. Maßgebend
war die Verkehrsstärke, andererseits wieder der Umstand, ob toupiertes oder glattes Terrain, dann
die günstige Lage des Amtssitzes, sowohl für die Geschäfte,wie auch für die Bequemlichkeit und
die Bedürfnissedes Bauamtsvorstehers und seiner Familie.

Der Provinzialausschuß hat den vorliegendenPlan in seiner Sitzung vom 14. November
vorigen Jahres in der Ihnen vorliegendenForm genehmigtund von diesen Bauämtern sehen Sie
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nun — auf Seite 5 der Druckschrift —, daß am 1, April 1903 fortfallen sollen Euskirchen,
Elberfeld, M. Gladbach und Düren und daß ein neues Vauamt Aachcu-Süd hinzugefügtwerden
soll. Mit Ausnahme der Bauamter Saarbrücken und Kreuzuach,die unverändert blieben, hat man
von den Bauämtcrn nur Gummersbachund Coblenz etwas verkleinert und zwar war bei Gummersbach
maßgebend die sehr schlechte Eisenbahnverbindungund die Reiseerschwernis durch stark koupiertes
Terrain; bei Coblenz war der Bezirk zu groß geworden und lagen in Bezug auf das Terrain
ähnlicheVerhältnissevor. Im übrigen aber sind die Bauämter alle wesentlich vergrößert worden,
was Sie aus einem Vergleichder beiden Tabellen auf Seite 4 und 5 sofort ersehen werden.

Ein Vorteil der Neuerung ist noch der folgende, abgesehen von den Ersparnissen. Durch
Fortfall von 2 bezw. 4 Landesbauinfpektorenist es andererseits möglich geworden, eine recht
empfehlenswerte Neuerung einzufühlen. Man hat nämlich in den letzten beiden Jahren bei
einigen Vauamtcrn festgestellt,daß es wünschenswertist, neben dem Bauamtssekretär auch noch
einen Hülfsfchreiberdem Bauinfpektor beizugeben. Es ist ja doch wohl die vorzugsweiseAufgabe
des Bauinspektors, seine kostbare Arbeit nicht auf dem Bureau zu verzetteln, sondern möglichst
viel unter dem blauen Himmel seinen Bezirk zu bereisen und sich dort nützlich zu machen. Er
hatte aber bisher an dem Bauamtssekrctär keine Hülfe, muhte vielmehr jede kleine technifche Arbeit
selbst vornehmen, weil die Vauamtssekretäre mit den übrigen Büreaugeschäftenreichlich überlastet
waren. Es empfiehlt sich also hier, eine geübte Schreibhülfskraftzu überweisen, und, wie Sie in dem
?romemoi'iH sehen, wird man die nötigen Kräfte dazu auch leicht bekommen. Es sind die von
der Wegebauschulein Siegen abgehenden jungen Leute, die etwa mit 1? Jahren von dort
kommen, nachdemsie die Prüfung bestandenhaben, aber für die Anstellungnoch nicht reif sind,
die man dort vorübergehendnützlich beschäftigen kann. Es wird also diese zweckmäßige Neuerung
durch die Vergrößerung der Bauämter und die infolge dessen eintretenden Ersparnisse wesentlich
gefördert werden.

Die ganze Organisation kann am 1. April d. I. ins Leben treten, weil die beiden
überschüssig werdenden Bauinspektoren in den Ruhestand treten und die ebenfalls frei werdenden
drei Landesbauamtssekretäreanderweitig in der Provinzialverwaltung beschäftigt werden.

Meine Herren! Die Fachkommission hat die Sache eingehend erörtert und Ihnen den
Vorschlag gemacht, den Sie in Drucksache 68 vorliegen haben. Es ist aber ein besondererPunkt
dort erörtert worden, den ich etwas ausführlicher vortragen muß.

Es handelt sich um die Verlegung des Bauamts Düren nach Aachen und die Schaffung
eines neuen Bauamtes Aachen-Süd. Die Druckschrift 33 führt darüber auf Seite 6 und ? aus,
daß es zweckmäßiger wäre, das Bauamt in Düren aufzuheben und nach Aachen zwei Bauämter
zu verlegen: Aachen-Nordund Süd. Es wäre das im Interesse des Dienstes zunächst sehr
erwünscht, weil die beiden Baubeamten sich dann ab und zu vertreten könnten,überhaupt Fühlung
zusammenhätten, und außerdem wäre Aachen ein viel besser gelegenerPunkt für die Bereifung
der beiden Bezirke und Aachen-Süd auch gelegener wie Düren. Gs ist dagegen aber von dem
Herrn Vertreter für Düren geltend gemacht worden, daß man doch nicht ohne Not solche Ämter
aus den mittleren Städten centralisierendin die großen Städte verlegen solle, es würde die An¬
wesenheit eines Bauinspektors das geistige Niveau von Düren doch wesentlich beeinflussen
(Heiterkeit) und im übrigen lagen technischeGründe nicht vor, weil man von Düren aus den
betreffendenBauamtsbezirk gerade fo gut bereisen könne wie von Aachen. Es sei jetzt im Bau
eine elektrischeBahn von Düren nach Nideggen und Heimbach,und es sei bereits eine Stellung¬
nahme der Kreisverwaltung und anderer in Betracht kommender Körperschaften zur Fortführung
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dieser Bahn bis nach Montjoie eingetreten. Man könne der Vollendung dieser Bahn auch dem¬
nächst entgegensehen. Es sei also nicht zu rechtfertigen,wenn man der Stadt Düren durch diese
anderweitigeOrganisation ohne Not den schweren Schlag versetzen wolle.

Es hat sich denn auch eine geringe Mehrheit in der Kommissiondafür ausgesprochen,
daß dieser Antrag Berücksichtigung finde.

Ich habe Ihnen den nachfolgendenVorschlag der Fachkommissionzur Annahme zu
empfehlen. — Drucksache 68:

„Der Provinziallcmdtag wolle:
1. sein Einverständnis mit der Ginrichtung von 15 Landesbauämtern nach Maßgabe

des Berichtes des Prouinzialcmsschussesvom 1. April 1903 ab erklären, jedoch
mit der Abänderung, daß ein Landesbauamt in Düren verbleibt mit der Folge,
daß das vorgesehene neue Landesbauamt Aachen-Süd nicht errichtetwird,

2. den Provinzialausschuß mit der Durchführung dieser Einrichtung sowie der vorge¬
schlagenen Änderungen für Wahrnehmung der Biireaugeschäftebeauftragen,"

Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Verhandlung und gebe zunächst dem Herrn Abge¬
ordneten von Gusrard das Wort.

AbgeordneterDr. von Guörard: Meine Herren! Wie der Herr Berichterstatter eben
ausgeführt hat, enthält der Antrag der III. Fachkommission, der Ihrer Beschlußfassung unterliegt,
insoweit eine Abweichung von der Vorlage des Proviuzialausschusses,als das Bauamt Aacheu-Süd
zwar errichtetwerden, der Sitz des Bauamtes aber nicht nach Aachen sondern nach Düren kommen
soll. Wie seitens des Herrn Berichterstattersweiter ausgeführt worden ist, entspricht der Antrag
Ihrer Fachkommissioneinem Wunsche des Herrn Bürgermeisters von Düren, der den Sitz einer
derartig bedeutendenBeHürde,wie ein Landesbauamt es ist, für Düren sichern will.

Ich finde, meine Herren, an sich das Bestreben der Stadt Düren durchaus berechtigt.
Ich begreife es auch, weun die mittleren nnd kleinen Städte sich bemühen, den großen Städten
tunlichstviele Behörden wegzunehmenund sie sich zuzulegen. Aber, meine Herren, ich muß doch
sagen, daß dieses Bestreben eine Grenze hat, und diese Grenze ist dann überschritten,wenn eine
derartige Verlegung sowohl dem Interesse der zu errichtendenBehörde wie auch, meine Herren,
insbesonderedem Interesse des Publikums widerspricht,für das die Behörde da ist und das auf
den Verkehr mit der Behörde angewiesenist. Meine Herren! Wenn Sie die Karte nehmen, die
dem Antrage des Provinzialausschussesbeigegcbenist, so sehen Sie, daß das zu errichtende Bauamt
Aachen-Süd außer der Gegend um Düren einen großen Bezirk umfaßt, der südlich von Aachen
gelegen ist. Es sind das ein großer Teil des LandkreisesAachen, die ganzen Kreise Gupen,
Montjoie und ein großer Teil des Kreises Malmedy. In diesen südlich von Aachen gelegenen
Gebieten, meine Herren, liegt der Schwerpunktder Tätigkeit des neu zu errichtenden Landesbauamts,
Ich habe mich bei dem Herrn Landesbaurat erkundigt, er hat mir gesagt, daß 72°/<, der Tätigkeit des
Lcmdesbauamtesauf das Gebiet südlich von Aachen, und nur 28«/, auf die um Düren gelegene
Gegend entfallen. Nun, meine Herren, liegen die Verbinduugsuerhältnissefolgendermaßen: Der
ganze Süden, Euven, Montjoie und Malmedy hat ganz ausschließlich Eisenbahnverbindungnach
Aachen, er hat nach Düren keinerlei Verbindung, als Lanostraßenverbindungen,die zudem noch
durch tiefe Täler gehen. Es ist auch für absehbareZeit durchaus nicht zu erwarten, daß aus
diesem südlich gelegenenTeile nach Düren eine Eisenbahnverbindunggeschaffen wird.

Meine Herren! Was ist nun die Folge für das Publikum, für das das Landesbauamt
da ist? Die kleinen Leute bei uns haben an dem Landesbauamt ein großes Interesse, weil sie



43, Rheinischer Provinziallandtag, 8. Sitzung am 18. Februar 1903. 283

sich durch die Lieferung von Materialien und derlei einen Nebenverdienstverschaffen,sie stehen
infolgedessen in verhältnismäßig sehr reger Verbindung mit dem Landesbauamt. Wenn sie nun
hin wollen, müssen sie über Aachen nach Düren fahren. Die Eisenbahnverbindungenauf Neben¬
strecken wie Aachen«St. Vith sind auch sehr ungünstig, Gs kommt daher oft vor, daß diese
Leute überhaupt gar nicht an einem Tag ihre Geschäftein Düren erledigen können, während sie
in Aachen unzweifelhaftan einem Tage fertig werden.

Da aber, meine Herren, die Verhältnisseso liegen, so folgt daraus noch etwas weiteres,
es folgt daraus, wenn wir das Verhältnis von 72 zu 28 nehmen, daß der Landesbaubeamte,
wenn er in Düren ist, ungefähr viermal soviel Reisen nach Aachen machenmuß, wie umgekehrt,
wenn der Sitz in Aachen wäre.

Also, meine Herren, nicht nur das Interesse des Publikums, sondern auch das Interesse
der Behörde selbst verlangt nach meiner Meinung, daß der Sitz des Bauamtes, entsprechend dem
Vorschlagdes Provinzialausschusscs,in Nachen verbleibe. (Sehr gut!) Ich beantrage daher, daß
aus dem Punkt 1 des Antrages der Fachkommission von „jedoch" . , . . bis zum Schluß gestrichen
wird, so daß es also einfach heißt:

„Der Provinziallandtag wolle:
sein Einverständnis mit der Einrichtung von 15 Landesbauämtern nach Maßgabe des
Berichtes des Provinzialausschussesvom 1 April 1903 ab erklären."

(Bravo!)
Vorsitzender Becker: Das Wort hat der Herr AbgeordneteKlotz.
AbgeordneterKlotz: Meine Herren! Wenn mich der Herr Vorredner davon überzeugt

hätte, daß durch die vorläufige Belassung — ich betone ausdrücklichdas Wort „vorläufig" —
des Landesbauamts in Düren der Provinz ein erheblicher Schaden erwachsen würde, dann würde
ich gewiß hier in dieser Angelegenheitausschließlichin meiner Eigenschaft als Provinziallandtags-
Abgeordneterdenken und handeln, zumal ich ja, wie Sie wohl alle, noch uuter dem Gindruck der
schönen Etatsrcde des Herrn OberbürgermeistersZweigert stehe, in der er ausführte, daß wir bei
der jetzigen schlechten Finanzlage alle unnötigenAusgaben vermeidenund möglichst sparen möchten.

Da ich aber nicht davon überzeugtbin, so glaube ich es mit meiner Pflicht als Abgeordneter
der Provinz vereinigenzu können, wenn ich hier in diesem Falle in dieser für die Stadt Düren
so wichtigen Frage pro äouio spreche,

Der Herr Vorredner hat ja bereits ausgeführt, daß er gegen das Belassen des Bauamtes
in Düren hauptsächlichdeshalb sei, weil ein großer Teil des jetzigen neuen Bezirks von Aachen
leichter zu bereisen sei. Meine Herren! Er hat aber auch gleich hinzugefügt,daß es doch andrerseits
immerhin auch erhebliche Strecken gibt, die besser von Düren zu erreichen sind, ja manche können
überhaupt nur von Düren erreicht werden.

Wenn Sie die Karte ansehen, so werden Sie finden, daß die erheblich lange Strecke
Düren-Eupen, die Straße nach Nideggenund viele andere nnr von Düren zu erreichen sind. Es
müßte also der Herr Lcmdesbcminspektor,wenn er in Aachen wohnt, deshalb extra immer erst nach
Düren fahren, um diese Straßen bereisen zu können.

Ferner hat der Herr Berichterstatter ja schon darauf hingewiesen— wenn auch seine
Ausführungen in dieser Beziehung nicht ganz richtig waren — daß jetzt bereits eine Nebenbahn
existiert von Düren nach Kreuzau und daß diese Nebenbahnweitergeführtweiden soll nach Heimbach,
und zwar wird schon am 1. Juli d. I. diese weitere Strecke eröffnet werden. Dann wird jedenfalls
die Notwendigkeitganz besonders hervortreten,daß auch uoch von Heimbach die Bahn nach Montjoie

30



234 43. RheinischerProvinziallandtag, 8. Sitzung am 18. Februar 1903.

weitergeführtwird, namentlich wenn im nächsten Jahre die große gewaltige Urfttalsperre in ihrem
Betriebe eröffnet wird. Dann wird sich die Notwendigkeiterst recht herausstellen, für die vielen
Besucher dieser Urfttalsperre auch die Strecke Heimbach-Montjoiezu erbauen. Außerdem hat der
Staat ein besonderes Interesse daran, daß dieser Bahnbau ausgeführt wird, und zwar aus
strategischen Gründen, Würde nun aber diese Bahn gebaut werdeu, dann würde — das behaupte
ich ganz bestimmt — von Düren mindestensder ganze Bezirk ebenso leicht erreicht werden können,
wie von Aachen, ja ich glaube sogar behaupten zu dürfen: noch besser. Dann würden also die
Hauptgründe wegfallen,die der Herr Landrat von Montjoie gegen die Belassung des Bauamts in
Düren angeführt hat, der doch auch hier pro ckomo gesprochm hat. Ich bitte deshalb schon aus
diesem Grunde das hohe Haus, doch die Angelegenheit nicht zu überstürzen und vorläufig mit
der Verlegung noch etwas warten zu wollen, Sie binden sich ja, meine Herren, mit einem solchen
Beschluß durchaus nicht für alle Zeit Wir kommen ja jetzt jedes Jahr zusammen, und es kann
also jedes Jahr die Verlegung beschlossen werden. Wird aber jetzt einmal das Bcmamt nach
Aachen verlegt — ja, meine Herren, dann kriegen wir Dürener es in unserm Leben nicht wieder
zu sehen. (Sehr richtig!) Ich kann mir nicht denken, daß das geringe Maß an Mehraufwendungen,
welche augenblicklich und in nächster Zeit noch durch die Belassung des Nauamtes in Düreu an
Reistekosten eutstehen, so entscheidend sein kann, jetzt schon eine definitive Verlegung zu beschließen.

Die Verlegung kostet ja auch Geld. Ich glaube, daß sogar erhebliche Kosten durch die
Neueinrichtung und durch den Umzug erwachsenwerden. Stellt sich aber heraus, daß, wenn
die Bahn gebaut ist, in Düren das Baumnt doch besser placiert ist, dann sind diese Kosten
weggeworfen.

Ich möchte ferner darauf hinweisen, daß ja auch die großen Städte sehr darauf aus sind,
Behörden zu erhalten und zu behalten. Ich will einmal den Fall annehmen, die Stadt Düsseldorf
bekäme das Oberlandesgcricht,das sie so sehnlich wünscht und mit einem Male kommt der Fiskus
und sagt: „Ja, es hat sich doch herausgestellt,daß Cöln zentraler liegt, die Rechtsuchenden in der
ganzen Nheinprovinz können leichter nach Cöln gelangen als nach Düsseldorf, infolgedessenwird
das Oberlandesgerichtnach Cöln verlegt." Meine Herren, dann möchte ich einmal die Düsseldorfer
und vor allen Dingen ihren vorzüglichen Oberbürgermeistersehen, wie die sich wehren würden und,
was eine große Behörde ist für eine große Stadt, das ist eine kleine Behörde für eine kleine und
mittlere Stadt und darum wehre ich mich ebenfalls.

Aber, meine Herren, das will ich Ihnen versprechen:kommt auf einem der nächsten
Provinziallandtage der verehrliche Ausschuß und weist nach, daß erheblicheMißstände damit verknüpft
sind, daß das Bauamt nicht nach Nachenverlegt ist und daß Mehrkostendadurch entstanden sind,
oder wird die Bahn nach Montjoie nicht gebaut, dann will ich der erste sein, der beantragt, daß
das Dürener Vauamt nach Aachen verlegt wird.

Vorläufig aber bitte ich, dasselbe in Düren zu belassen und die Situation sich erst
noch mehr klären zu lassen. Dafür würde ich Ihnen sehr dankbar sein.

Ich bitte deshalb, zur Zeit es bei dem Beschlußder Fachkommission zu belassen.
Vorsitzender Becker: Das Wort hat der Herr Landesbaurat Görz.
LcmdesbauratGörz: Meine Herren! Der Plan, der Ihnen in DrucksacheNr, 33 vorliegt,

ist aus einer ganzen Reihe von Versuchen, Vorschlägenund vollständig ausgeführten Projekten als
derjenige herausgeschält,der allein imstande ist, das allgemeineInteresse des großen Publikums
mit dem Interesse der Provinzialverwaltung in geeigneterWeise zu verbinden. Wenn man von
18 Bauämtern 3 eingehen lassen will, wird man unter allen Umständen zu einem Entwurf
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kommen, der von irgend einer Seite angefeindet wird. Drei Städte müssen eben Bauämter
verlieren. Es ist aber jeder Fall, der uns hier entgegentretenkann und jeder Einwurf vorher
sorgfältig überlegt und speziell, was die Stadt Düren anbetrifft, sind, da schon im Provinzial-
ausschuß die Frage angeregt wurde, ob man nicht der einen oder der anderen Stadt noch ein
Bauamt lassen könne, noch drei Versuche angestelltworden. Es ist aber nicht möglich gewesen,
eine Lösung zu finden, die in gleicher Weise dem Interesse der Stadt wie dem der Provinzial-
Verwaltungentspricht.

Meine Herren! Düren führt ja für fich aus, daß es sehr bedauerlichwäre, wenn ein
gebildeterMann aus Düren heraus käme. Ich glaube, derselbeFall liegt auch für Elberfeld in
der gleichen Weife vor. Nur ist Elberfeld ja viel größer und auch Gladbach ist ja größer, aber
Wesel, Neuwied, Bernkastelund Euskirchen sind kleiner als Düren und ich glaube, diese Städte
fühlen den Verlust des Bauinspektors erheblichmehr als Düren. Ich weiß nicht, ob Sie dem
Einwand dieser Städte begegnen können, wenn diese nachher sagen, es ist bei Düren und bei uns
nicht mit gleichem Maße gemessen worden und wir hätten auch unsere Bauämter behalten können,
wenn auf Düren die große Rücksicht genommenwird.

Das, was hier ausgeführt worden ist, namentlichvon Herrn Dr. von Gu^rard, ist das,
was ich Ihnen über das Zweckmäßigeder Verlegung des Vauamtes Düren nach Aachen im
allgemeinensagen wollte. Man kann sich das ja verschiedenausrechnen, was zu Düren und
und was zu Aachen gehört. Es kommt darauf an, wo mau den Strich zwischen beiden zieht.
Wir haben uns das ausgerechnetnach dem Geschäftsgänge,den wir haben, und nach Umständen,
die sich Ihrer Kenntnis insofern entziehen,da Sie zwar die Provinzialstraßen hier auf dem Plane
sehen, aber nicht die Arbeit des Bauinfvektors, und da Ihnen vor allen Dingen ein Einblickin
den Gemeindewegebaufehlt, der im Süden von Aachen fehr viel umfangreicher ist, wie bei
Türen. Außerdem muß ich bemerken, daß für Düren in den letzten Jahren ungeheuer viel
getan ist. Düren ist jetzt ein sozusagenausgebautes Bauamt, und die Unterhaltungsarbeit in
dem Bezirk Düren ist fernerhin viel minderwertigerals bei Aachen,

Meine Herren! Wenn Sie tatsächlich das Bauamt Aachen-Süd nach Düren legen wollen,
dann würde zunächst einmal für die ersten vier Jahre, in denen keine Bahnen südlich von Düren
vorhanden sind, eine Vereisung des Vauamtsbezirts ganz außerordentlicheSchwierigkeitenmachen.
Ja, es geht so weit, daß man heute schon mit Bestimmtheit sagen kann, die Lösung ist für die
Prouinzialverwllltung nickt möglich, Sie würden uns dazu zwingen, ein anderes Bauamt, ein
16. Bauamt einzurichten,welches vielleicht als Dependenz von Düren angesehenwerden könnte.
Wenn Sie das aber tun, dann durchbrechen Sie den Plan in einer sehr störendenWeise. Die
ganze Einheitlichkeit des Ihnen vorgelegtenPlanes geht verloren, und das Geld, das dazu nötig
wäre, ist in diesem Etat bis heute nicht vorgesehen.

Ich kann daher nur bitten, den Antrag des Herrn von Guörard in Übereinstimmungmit
der Vorlage des Provinzialausschussesanzunehmen.

Vorsitzender Becker: Das Wort hat der Herr AbgeordneteFreiherr von Solemacher.
AbgeordneterFreiherr von Solemacher-Antweiler: Meine Herren! Ich hatte auch

beantragen wollen, die Vorlage des Provinzialausschusses wieder herzustellen. Nach der vortrefflichen
Rede des Herrn von Gusrard kann ich mich ganz kurz fasfen.

Ich muh gesteheu, daß ich durch die Motivierung des Antrages um Belassung des Landes-
bauamtes in Düren einigermaßenüberraschtwar. Ich vermag von hier aus nicht zu beurteilen,
ob Düren es wirklich notwendig hat, daß das geistige Niveau dort gehoben wird. (Heiterkeit.)
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Ich glaube auch kaum, daß man sich in der Stadt Düren über diese Motivierung freuen wird.
Jedenfalls scheint mir diese Motivierung eine ganz klotzige, (Große anhaltende Heiterkeit.)

Vorsitzender Becker: Das Wort hat der Herr AbgeordneteIweigert.
Abgeordneter Zweigert: Meine Herren! Ich werde mich in den örtlichen Streit

Düren-Aachen nicht einmischen; ich bemerke für meine Person, daß ich durch die Gründe des
Provinzialausschussesnicht überzeugt bin und meinerseitsfür Düren stimmen werde.

Was mich veranlaßt hat, das Wort zu nehmen, ist etwas anderes. Meine Herren! Bei
der Beratung der Vorlage über die Übergabe der Straßen an die Kreise hat der Herr Landes¬
hauptmann gegen mich sehr schwere Angriffe gerichtet. Diese Vorlage hängt auf das engste mit
jenen zusammen. Ich gestatte mir daher jetzt zu antworten. Ich begrüße, meine Herren, die Ver¬
minderung der Lcmdesbcmämter sehr und freue mich, daß der Provinzialausfchuß auf dem Wege
der Verminderung der Straßenkosten vorgeht und im vorliegenden Falle den ersten Schritt dazu
getan hat, einen Schritt, den ich durch die Überweisung der Straßen an die Kreise meinerseits
fördern wollte. Ich begrüße also das Bestreben des Ausschusses, die Straßenkosten zu vermindern,
von ganzem Herzen und bin ihm dafür dankbar.

Meine Herren! Der Herr Landeshauptmann hat, als ich bei der Beratung erklärte, daß
die Straßenverwaltnng der Provinz eine teuere sei, in seiner Erwiderung aus der teuren Verwaltung
eine schlechte Verwaltung gemacht. Meine Herren! Ich habe von einer schlechten Verwaltung mit
keinem Wort gesprochen, sondern nur von einer teuren Verwaltung, und er hat dann die Zahlen
des ersten Titels des Etats herausgegriffen und hat behauptet, ich hätte in ganz unberechtigter
Weise gesagt, es wären 755 000 Mark Personalkosten da, in den 755 000 Mark befänden sich
aber die Positionen 3, 4 und 5, das wäre Überweisungan die einzelnen Fonds und keine Personal-
kosten uud er hat mit schwerem Vorwurf gegen mich hinzugefügt: ja, wenn man in dieser Weise
sich die Sache leicht macht und argumentiert, kann man leicht Vorwürfe machen. Meine Herren!
Ich habe den stenogrnplnschen Bericht der Rede des Herrn Landeshauptmanns noch nicht gesehen,
aber ich weiß ganz genau, daß er das gesagt hat. Ich habe für solche Dinge ein sehr gutes Gedächtnis.

Nnn, meine Herren, es ist mir garnicht eingefallen, das zu behaupten, was der Herr
Landeshauptmann widerlegt. Ich habe gesagt, die Verwaltung der Straßen innerhalb der Provinz
erfordert mehr wie 700 000 Mark persönliche Kosten, nnd da habe ich zusammengerechnet aus dem
Etat Titel II mit 130 000 Mark, Titel 12 mit 70 000 Mark, Titel II mit 250 000 Mark
und Titel III mit 365 000 Mark. Meine Herren! Das macht 815 000 Mark.

Ich habe also noch 115 000 Mark weniger angegeben, und das lag daran, daß ich bei
Anfertigung meiner kleinen Zusammenstellung,die ich mir vorher gemachthatte, nicht den laufenden
Etat, sondern den vorjährigen Etat zur Hand hatte, der etwas über 700 000 Mark auswirft.
Meine Herren! Ich behaupte also, daß ich vollkommenRecht habe, wenn ich sage: 815 000 Mark
persönliche Kosten für die Beaufsichtigungder Straßenverwaltung ist sehr teuer. Weiter habe ich
nichts gesagt. Das macht reine Aussichtskostenfast 125 Mark auf den laufenden Kilometer Straße.
Meine Herren! Ich behaupte und wiederhole: das ist meiner Ansicht nach sehr teuer; und ich
begrüße daher das Streben des Provinzialausschusses,das sich in dieser Vorlage zeigt und danach
ein ernstes ist, die persönlichen Straßenkosten zu vermindern, mit dankbaren Heizen; ich bin dem
Provinzilausschuhdafür aufrichtigdankbar.

Meine Herren! Wenn in der uns jetzt beschäftigendenVorlage gesagt worden ist, daß die
dem einzelnenLandesbauamt überwiesenenStraßenstrecken in der Rheinprovinz immer noch unter
dem Durchschnittblieben gegenüberden anderen Provinzen und damit gewissermaßen die Zahl der
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Bauämter der Rheinprovinz gerechtfertigt werden soll, so kann ich diesen Grund für meine Person
nicht als zutreffend anerkennen. Meine Herren! Wenn eine Provinz wenige Straßenstreckenhat
mit unendlichlangen Straßen, dann muß sie notwendigerweisemehr Bauämter haben, als wenn
sie ein ganz engmaschiges Straßennetz zu verwalten hat, wie es die Rheinprovinz verwaltet. Sie
können nicht den Mann oben von Cleve schicken bis unten nach Kreuzncich, da müssen Sie unterwegs
Strecken machen. (Zuruf: Es geht ja!)

Es geht ja, möglich ist es. Also wenn die anderen Provinzen weniger Kilometer haben
oder etwas weniger Kilometer den einzelnen Vcmämternüberwiesen haben, so ist das kein Beweis
für die Notwendigkeit,daß wir auch mehr Bauämter einrichtenmüssen, sondern weil wir eben ein
engmaschigeres Straßennetzhaben, deshalb können wir mit weniger Nauamtern zweifellosauskommen
als die übrigen Provinzen mit ihrem weitmaschigen Straßennetz.

Meine Herren! Ich begrüße also, wie gesagt, diese Vorlage und bitte, sie anzunehmen.
Vorsitzender Becker: Das Wort hat der Herr Landeshauptmann.
Landeshauptmann Dr. Klein: Meine Herren! Herr OberbürgermeisterZweigert hat

ausdrücklichgesagt, die Gemeinden verwalten teuer, der Staat verwaltet teurer, am teuersten
verwalten aber die Provinzialverwaltungen. Ein solches Wort bleibt nicht in diesem Saale haften,
es wird nach außen getragen, und wenn es von einem Manne ausgeht, der anerkannt tüchtig ist
auf dem Gebiete des Kommunalwesens,der große Erfahrungen hinter sich hat, dann wirkt dieses
Wort im Volke vergiftend. (Sehr richtig!) Die Leute fehen uns dann für geborene Verschwender an,
und ich halte mich nicht blos für berechtigt, sondern für geradezu verpflichtet, zugleich im Namen der
übrigen Provinzialverbände einem so schwerwiegenden Vorwurf, daß wir am teuersten von den
genannten drei öffentlichen Verwaltungen uerwalteteu, entgegenzutreten.

Ich war allerdings der Ansicht, Herr Zweigert habe den Titel I bei seinen Ausführungen
im Sinne gehabt, da dieser Titel mit etwa 700 000 Mark abschließt. Wenn Herr Oberbürger¬
meister Zweigert auch die beiden folgendenTitel mitrechnet, also die Ccntralverwaltung durch die
Landesbauämter sowie die örtliche Aufsicht durch die Aufsichtsbeamtcn,so sind die Ausgaben
natürlich höher.

Ich möchte bitten, daß Herr Oberbürgermeister Zweigcrt im nächsten Jahre sich der
III. Fachkommission zuordnen läßt, alsdann würde er sich davon überzeugen, daß die persönlichen
Kosten,wenn dieselben auf den ersten Blick auch hoch erscheinen, doch gerechtfertigtsind und sich
nicht wesentlich verringern lassen. An Versuchen in dieser Richtung hat es nicht gefehlt nnd gehört
dahin auch die jetzt vorgeschlagene Verminderung der Landesbauämter.

Ich habe in der Kürze zusammenstellen lassen, wie es hinsichtlich der persönlichen Kosten
in den übrigen Provinzen aussieht, und möchte ich kurz das Resultat vortragen.

Die Rheinprovinz hat in eigener Verwaltung, also abgesehenvon den Straßen, die sie
an die Städte abgegebenhat, 6434 Km, während 498 Kill an die Städte abgegebensind. Die
gesamten persönlichenKosten der Straßenverwaltung betragen 816 264 Mark, das macht pro
Kilometer 126 Mark.

Die Provinz Hannover hat 3183 Kur, also wenigerals die Hälfte wie die Rheinprovinz
und verausgabt an persönlichen Kosten 496 700 Mark, also pro Kilometer 148 Mark.

Westfalen, unsere Nachbarprovinz, hat 2398 Km gegen 6434 in der Rheinprovinz.
Die persönlichenKosten betragen in Westfalen 389 950 Mark oder 162 Mark pro Kilometer.

Wiesbaden hat 1142 Kur mit 210 Mark persönlichen Kosten für das Kilometer.
Hessen verausgabt an persönlichenKosten 423 350 Mark oder 272 Mark pro Kilometer.
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Westpreußen hat 975 Kilometer in eigener Verwaltung, wofür 136 092 Mark personliche
Kosten oder pro Kilometer 139 Mark verausgabt weiden.

Meine Herren! Diese Zusammenstellung beweist, daß die Rheinprovinz noch am
günstigsten steht inbezug auf die Ausgaben an personlichen Kosten für die Straßenverwaltung.

Ich meine nun, wenn eine so große Anzahl von Provinzen — und ich werde diese
Zusammenstellungbis zum nächsten Landtag nicht nur durch die übrigen Provinzen ergänzen,
sondern auch durch die angrenzenden Nachbarstaaten: Baden, Elsaß-Lothringen, die Pfalz —
ähnliche Beträge für persönliche Kosten verwenden,dann spricht das doch wohl dafür, daß diese Kosten
notwendig sind. Man soll doch annehmen, daß unter so vielen Provinzial-Sündern sich wohl ein
Gerechter finden mühte, der ebenso billig zu verwalten versteht, wie unsere Stadtgemeinden. (Beifall.)

VorsitzenderBecker: Das Wort hat Herr AbgeordneterKlotz.
Abgeordneter Klotz: Meine Herren! Der etwas schiefe Ausdruck „von der Hebung

des geistigenNiveaus", der nicht von mir, sondern von dem Herrn Berichterstatter hier im
Plenum gebraucht worden ist, hat dem Herrn von Solemacher Veranlassung gegeben, auf meinen
Namen einen wohlfeilen Witz zu machen. (Heiterkeit) Meine Herren, das ist ja sehr leicht.
Aber ich denke, wir kommen doch nicht hierher um Abgeordnete wegen ihres Namens lächerlich
und auf denselben Witze zu machen. Wenn ich ihm darin folgen wollte — ich habe ja nicht einen
so schönenNamen wie Herr von Solemacher — dann könnte ich aber doch vielleichtauch auf
feinen Namen einen Witz machen. Ich könnte ihm vielleicht sagen: „Schuster, bleib bei deinem
Leisten!" Aber ich folge ihm nicht darin, fönst könnte ich vielleicht grob werden.

Meine Herren! Selbstverständlich habe ich nicht gemeint, daß der einzelneMann das
geistige Niveau heben foll. Ich habe gemeint, daß jeder höhere Beamte in einer Mittelstadt mit
dazu beitragen kann, das geistige und gesellige Leben zu fördern und es vor Einseitigkeit zu
bewahren. Wir wissen doch alle, daß unsere rheinischenStädte nur dadurch groß geworden sind,
daß alle Berufe, alle Stände, der Gelehrtcnstcmd,der Technikerstandund die Vertreter des
Handels und der Industrie zusammen gewirkt haben, wovon wir ja hier in der Düsseldorfer
Ausstellung das glänzende Resultat gesehen haben, und deshalb tut uns in einer kleinen und
mittleren Stadt jede Wegnahme einer Behörde weh, weil letztere mit dazu beiträgt, die kulturellen
Aufgaben, die eine folche Mittelstadt doch auch in erheblicherWeise zu lüfen hat, zu erfüllen.
Meine Herren, das war der Gedankengang,der mich zu dem bekrittelten Ausdruckveranlaßt hat.
Man foll nicht den kleinen oder mittleren Städten ohne Not eine folche Behörde wieder nehmen,
die sie mit vieler Mühe bekommen haben. Wir haben in Düren dem früheren Herrn Minister
von Miquel 20 000 Mark bezahlen müssen, um nur ein Haupt-Steueramt zu bekommen. Wir
müssen andere große Opfer bringen, um Behörden herein zu bekommen. Unsere vorzüglichen
Fabrikanten in Düren freuen sich über jeden tüchtigen gebildetenBeamten, der zu uns kommt, er
wird liebenswürdig aufgenommen,das Zusammenarbeiten ist ein schönes.

Es wäre eine Pstichtvergessenheitvon mir gewesen, wenn ich nicht dafür eingetreten
wäre, der Stadt Düren ein solches Amt vorläufig zu belassen und die Situation sich erst noch
klären zu lassen. Das war der ganze Ideengang, der mich bewogen hat, auch diesen Grund für
meinen Antrag zu verwerten. Ich glaube, das ist etwas ganz anderes, als wie Herr von Solemacher
es beliebt hat darzustellen.

Vorstzender Becker: Das Wort hat Herr AbgeordneterZweigert.
AbgeordneterZweigert: Meine verehrten Herren! Ich bin dem Herrn Landeshauptmann

für seine Beantwortung außerordentlichdankbar. Er hat damit wenigstens das eine zugegeben,
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daß ich von einer schlechtenVerwaltung überhaupt nicht gesprochen habe, sondern nur von einer
teuren Verwaltung.

Meine Herren! Wenn der Herr Landeshauptmann sodann die anderen Provinzen
angeführt hat, so möchte ich ihn freundlichst bitten, das Stenogramm meiner Rede nachzusehen.
Darin steht nicht blos die Rheiuprouinz, sondern überhaupt die Provinzialverwaltung in der
gesamten preußischen Monarchie bei allen Provinzen ist nach meiner Meinung eine teure. Ich
habe gesagt: Die Gemeinden verwalten teuer, der Staat verwaltet noch teurer, aber die Provinzen
und zwar nicht blos die Rheinvrovinz, sondern alle Provinzen verwalten am teuersten. Meine
Herren! Da ist die ganze Zusammenstellung,die der Herr Landeshauptmann mir gebrachthat,
kein Gegenbeweisgegen meine Behauptung.

Nun, meine Herren, würde es ja zu weit führen, wenn ich diese meine Behauptung hier
im vorliegendenFalle Ihnen beweisen wollte. Dann würden wir morgen voraussichtlichnicht
fertig werden. Sie läßt sich nicht blos an den Personalkostender Straßenverwaltung beweisen,
sondern sie läßt sich nur aus einer ganzen Reihe von Tatsachen zusammenstellen,und ich werde
mir gestatten, dem Herrn Landeshauptmann, wenn irgend möglich, bei der nächsten Beratung des
Provinziallandtages diesen Beweis zu erbringen. Er ist gar nicht so schwer zu führen.

(Landeshauptmann Dr. Klein: Ich »lochte noch ein Wort sagen.)
Vorsitzender Becker: Das Wort hat der Herr Landeshauptmann,
Landeshauptmann Dr. Klein: Meine Herren! Der Herr OberbürgermeisterZwcigcrt

verschiebtdie Bewcislast. Er behauptet: Die Provinzen verwalten am teuersten. Wer das
behauptet, muß es beweisen. (Sehr richtig!) Es kann mir doch nicht der Beweis der Negation
auferlegt werden, das hieße doch die Sache umkehren! Ich werde den Beweis seitens des Herrn
Oberbürgermeisters Iweigert im nächsten Landtag erwarten, es wird alsdann der Landtags-
abgeordnetefür Merzig ihm zu erwidern wissen.

Vorsitzender Becker: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Freiherr von Solemacher.
Abgeordneter Freiherr von Solemacher-Antweiler: Meine Herren! Ich habe mich

nur zum Wort gemeldet, um ganz kurz zu erklären, daß ich meinerseits auf die Witze des Herrn
Bürgermeisters von Düren überhaupt nichts antworte. (AbgeordneterKlotz: Dann müssen Sie
aber nicht zuerst Witze machen!)

Vorsitzender Becker: Es hat sich niemand mehr zum Wort gemeldet. Ich schließe die
Verhandlung. — Der Herr Berichterstatter!

BerichterstatterAbgeordneterDr. von Beckerath: Meine Herren! Ich möchte mir einige
Einwände, die hier hervorgehobenwurden, kurz zu widerlegengestatten.

Der Herr AbgeordneteZweigen hat, soweit ich ihn verstehen konnte, für die Vorlage
gesprochen. Er hat dann bemängelt, daß bei unserer Vorlage nicht Rücksicht darauf genommen
worden sei, daß in der Rheinvrovinz das Straßennetz ein engmaschiges sei; er könne daraus die
gewünschten Schlüsse nicht ziehen.

Meine Herren! Ich darf wohl auf Seite 5 der Drucksache kurz verweisen, wo sie ganz
klar ausgedrücktfinden, daß gerade in den Industrie-Centren, in den verkehrsreichenGegenden,
überall die Zahl der Kilometer der Vauämter eine ganz geringe ist. Und wenn Sie — bitte —
Seite 3 nachsehen wollen, in der Provinz Sachsen, die wohl auch zu den verkehrsreichsten gehört,
kommen auf jedes Bauamt 596 Kilometer, uud wir begnügen uns in Düsseldorf, Köln, Aachen
u. s. w. mit noch nicht 400, sogar mit 200 und 300 Kilometern.
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Aus den Kommissionsvcrhandlungcnglaube ich noch erwähnen zu sollen, daß noch ver¬
schiedene Wünsche laut wurden, den vorgelegten Plan des Provinzialausschusseshier und da zu
durchbrechen und Sonderwünschen Raum zu geben.

Meine Herren! Die Kommissionhat sich auf den Standpunkt gestellt, daß die technischen
Behörden und die verantwortlichenProvinzialbehörden sich auf das eingehendste und sorgfältigste
mit der Ausarbeitung dieses Planes befaßt haben, daß ja doch die Provinzialverwaltung späterhin
mit den sich auf diesen Plan gründenden Einrichtungen wirtschaften foll, daß sie also zweifellos
etwas durchaus Zweckmäßiges vorgeschlagen haben werde, und wir glaubten deshalb, im
allgemeinen an diesem Plane durchaus nicht rütteln zu dürfen.

Es ergab sich sofort, wie z. B. der Vorschlaggemachtwurde, ein Landesbauamt in Iülich
zu errichten, daß man damit den ganzen Plan über den Haufen werfen würde. Aber trotzdem
hat sich eine, wenn auch geringe Mehrheit bereit gefunden, dem Antrag, für Düren wenigstens
vorläufig das Bauamt zu belassen, nachzugeben. Es war eben nicht ohne weiteres klar, ob bei
den vorliegenden Verbindungen und der räumlichen Lage auch von Düren aus das Bauamt ver¬
waltet werden könnte. Sollte sich das Gegenteil nach kurzer Zeit erweisen,so würde sich ja jedes
Jahr der Plan ändern lassen.

Meine Herren! Ich bitte, mir zu gestatten, daß ich auf zwei Bemerkungendes Herrn
AbgeordnetenKlotz folgendes erwidere:

Er hat mir eine Unrichtigkeit in der Berichterstattungvorgeworfen. Meine Herren! Ich,
als Ihr Berichterstatter,habe ja in dem Momente hier aus einer Schrift vorgelesen, die der Herr
Bürgermeister Klotz mir für den Zweck meiner Berichterstattung vor acht Tagen überreichthat
und in der an der einen Stelle steht, wie ich vortrug:

„Die Eröffnung der neuen Nebenbahnstrecke Kreuzau - Nideggen - Heimbach steht zum
1. Juli bestimmt bevor und ferner sei die Weiterführung der Nebenbahn, welche in
Düren ihren Ausgangspunkt hat, bis Montjoie geplant."

Meine Herren! Das Stenogramm wird ergeben, daß ich lediglich das, und nichts
anderes gesagt habe, und der Ausdruckvon der Hebung des geistigen Niveaus findet sich auch in
dem erwähnten Schriftsatzdes Herrn Klotz, indem er darauf cmfmerfam macht (Redner liest vor):

„Dieser Schade sei in der Hauptsacheein ideeller, denn es würde dadurchder Mittel¬
stadt eine Behörde entzogen,deren Vertreter infolge feiner höheren Bildung zur Hebung
des geistigen Niveaus der Bevölkerungerheblich beitragen könne."

Meine Herren! Lediglich das habe ich gefagt, und ich berufe mich auf meinen Autor,
Herrn Klotz felbst.

Weiter habe ich nichts zu sagen. (Beifall.)
(AbgeordneterKlotz: Eine kurze persönliche Bemerkung!)
Vorsitzender Becker: Zur persönlichen Bemerkungder Herr AbgeordneteKlotz.
AbgeordneterKlotz: Auf Wunfch des Herrn Berichterstatters habe ich die Gründe, die

ich in der Kommissionfür meine Anficht angeführt hatte, rasch in ein paar Minuten entworfen.
Ich habe nicht gedacht, daß er das genau in derselben knappen Form hier wiedergeben, sondern
daß er meine kurze Skizzieruug erst noch weiter ausarbeiten werde. Ich habe das auch aus
seinen Worten schließen müssen, als er mir sagte: „Lassen Sie mir das Schriftstück,ich werde
es bei meinem Referat mitverwerten". Ich habe Ihnen ja auseindergesetzt,was der Sinn der
fraglichen Worte sein sollte. Wenn das hier öffentlich vorgetragen weiden sollte, so mußte es eben
klarer ausgedrücktwerden. Was ich habe sagen wollen, habe ich ja jetzt genügend auseinandergesetzt.
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Im Übrigen habe ich den Herrn Berichterstatternur dahin berichtigen wollen, daß nach Heimbach
nicht eine elektrische Bahn gebaut wird, sondern eine Nebenbahn, Es war ja dies aber nur
ein ganz kleiner Fehler, der garnichts auf sich hat.

Vorsitzender Becker: Ich schließe jetzt die Verhandlung.
Meine Herren! Wir kommen zur Abstimmung.
Es liegt also der Antrag der III, Fachkommission vor. — Zu dem Antrage Nr. 1, in

welchem das Einverständnis mit der Errichtung von 15 Lcindesbauämtern ausgesprochenwerden
soll, hat der Herr Abgeordnetevon Guerard beantragt:

Der Provinziallandtag wolle aus Punkt 1 der Fachkommission die Worte von: „jedoch"
bis zum Punkt 2 streichen.

Er will also die Worte streichen:
„jedoch mit der Abänderung, daß ein Landesbauamt in Düren verbleibt, mit der
Folge, daß das vorgesehene neue Landesbauamt Aachen-Süd nicht errichtetwird."

Ich glaube, es ist das Richtige, wenn wir zunächst darüber abstimmen, ob dem Antrage
des Herrn von Gusrard gemäß, diese Worte gestrichenwerden sollen, Wenn das Haus dies
beschließt,danu wird nur noch über das übrig bleibendeEinverständnis mit der Errichtung von
Lllndesbauämtem abgestimmt. Wird der Antrag abgelehnt, dann kommt der unveränderte Antrag
der III. Fachkommission zur Abstimmung. — Es erhebt sich dagegen kein Bedenken.

Dann werde ich danach verfahren und bitte diejenigen Herren, welche dem Antrage des
Herrn von Guerard gemäß die Worte von „jedoch" bis zum Schlüsse des Alinea» 1 in dem Antrage
der III. Fachkommissionstreichen wollen, sich zu erheben. (Geschieht.) Das ist die Majorität.
Der Antrag des Herrn Abgeordnetenvon Guerard ist angenommen. Die Worte sind gestrichen.

Dann kommen wir zur Abstimmungüber den übrig gebliebenenAntrag der III. Fach¬
kommission,der in Nr. I also jetzt lautet wie folgt: „sein Einverständnis mit der Einrichtung
von 15 Landesbauämtcrn nach Maßgabe des Berichts des Prouinzialausschussesvom l. April 1903
ab erklären".

Diejenigen Herren, welche diesen Antrag annehmen wollen, bitte ich, sich zu erheben,
also weine Herren, den Antrag der III. Fachkommission, wie er durch den Antrag des Herrn
von Guerard abgeändert ist. (Geschieht.) Das ist die Mehrheit.

Wir kommen zum Gegenstand Nr. 11:
Antrag der I. Fachkommission zu dein Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend Abänderung des Reglements der Provinzial-
Feuer-Societät.

Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteSpiritus, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter Spiritus: Meine Herren! Der Umfang der Geschäfte

der RheinischenProuinzial-Feuer-Societät ist in den letzten Jahren ganz erheblich gewachsen. Im
Jahre 1876 betrug die Versicherungssumme1,6 Milliarden Mark, die Prämieneinnahme 2,4
Millionen Mark. Im Jahre 1901 dagegen belief sich die Versicherungssummeauf 3,23 Milliarden
Mark, die Prämieneinnahme auf 4,5 Millionen Mark.

Von Interesse ist es, zu erfahren, daß von den sämtlichenWohnhäusern in der Rhein¬
provinz 56°/« bei der Prooinzial-Feuer-Societät versichertsind.

Die Mehreinnahmen an Prämien beliefen sich im Jahre 1901 auf 200 000 Mark, und
mit Sicherheit ist zu erwarten, daß für das Rechnungsjahr 1902 mindestens dieselbe Summe an
Mehrbetrag von Prämien herauskommenwird. Es ist kein Wunder, daß bei einer so großen

31
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Vermehrung der Geschäftemanche Bestimmungen des bestehenden Reglements der Societät nicht
mehr passen. Auch haben in verschiedenen Punkten andere gesetzliche BestimmungenPlatz gegriffen.
Es lag daher nahe, daß man sich mit der Frage beschäftigte, ob nicht das Reglement der Societät
zu ändern sei; dementsprechendbeschloßder 42. Prouinziallandtag den Provinzialausschuß zu
ersuchen, eine Änderung des Reglements der Societät vorzubereiten. Es ist dies seitens des
Kuratoriums der Societät und des Provinzialausschussesgeschehen. In eingehenderVorbearbeitung
hat der stellvertretendeDirektor der Societät, Herr Landesrat Brandts, ein neues Reglement
entworfen, welches sich in Ihren Händen befindet. Die erste Fachkommissionhat sich sehr ein¬
gehend mit diesem Reglement beschäftigtund verschiedeneAbänderungen zu demselben in Vorschlag
gebracht. Auch diese Abänderungen sind Ihnen in einem Nachtrag zu derDrucksache 134 zugegangen.

Meine Herren! Die wesentlichen Änderungen, die dieses Reglement erfahren hat,
bestehen in folgendem: Die Provinzial-Feuer-Societät beruhte, wie das schon in dem Wort
„Societät" zum Ausdruckkommt, auf dem Grundsatze der Gegenseitigkeit. Dieser Grundsatz ist
allerdings schon in einer früheren Reglementsänderung infofern durchbrochenworden, als die
Bestimmung Platz griff, daß im Falle einer etwaigen Insolvenz der Societät die Landesbank zu
Darlehen verpflichtetsei. Prinzipiell war aber noch immer der Standpunkt der Gegenseitigkeit
vorhanden und die Versichertenunter einander verpflichtet.Dicfer Standpunkt wird in dem neuen
Reglement verlassen, indem ausdrücklicherklärt wird, daß die Versicherungsanstalteine Provinzial-
anstalt sein soll und daß für alle Verpflichtungender Provinzial-Feuer-Versicherungsanstalt die
Provinz als solche voll und ganz aufzukommenhat.

Es war fernerhin ein Fehler des bestehenden Reglements, daß dasselbe zu schwerfällig
ist. Es ging zu sehr in die Einzelheiten ein, spezialisiertezu sehr und band durch die festgelegten
Bestimmungen die Entscheidungen, die besser mit dem Wechsel der Verhältnisse von Fall zu Fall
durch Kuratorium oder den Provinzialausschuß festgelegtwerden.

Im neuen Reglement sind daher diese einzelnen Bestimmungen — ich erwähne z. B. die
Festsetzung besonderer Klassen für die Versicherungsbeiträge— fortgefallen. Man hat sich in dem
neuen Reglement wesentlich darauf beschränkt,Verfassungsbestimmungenfestzulegen, die maß¬
gebenden Verfassungsgrundsätzefür die Societät zu bestimmen,dagegen die näheren Details, Aus¬
führungsvorschriften,der Verwaltung zu überlassen.

Das Reglement hat ferner den Vorzug gegenüber dem alten, daß es in Übereinstimmung
gebrachtworden ist mit den inzwischencrgangencn gesetzlichenBestimmungen und den analogen
Reglements, wie sie in der Provinz bestehen. Ein Hauptuorzug des neuen Reglements besteht
auch darin, daß grundsätzlicheÄnderungen in der Organisation der Provinzial-Feuer-Societät
getroffen werden sollen. Die bisherigen Bestimmungen hatten den Fehler, daß sie zu sehr
zentralisierten.

Nach dem alten Reglement lag der Schwerpunkt der Verwaltung fast ausschließlichin
der Person des Direktors und der an der Centralstelle bei ihm arbeitenden Beamten. Das ist
besonders im Verhältnis zu Privatuersicherungen nicht praktisch, zeitraubend und weitläufig. Bei
der neueren Organisation wird davon ausgegangen, daß möglichst decentralisiert wird. Es soll
zwar dasjenige, was sich bewährt hat, bleiben. Die Centrale bildet selbstverständlich der Direktor
der Societät. Es sollen ihm aber Landesversicherungsrätebeigegeben werden, also höhere Beamte,
die ihn entlasten. Vor allem sollen auch versicherungstechnische Beamte Anstellung finden, die
praktische Erfahrung in Versicherungsangelegenheitenbesitzen. Es soll also nicht mehr so ausschließlich
wie bisher die juristische Vorbildung bei den Beamten Voraussetzung der Anstellung sein.
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sondern es sollen auch Fachmänner aus dem versicherungstechnischenBerufe mit in die Verwaltung
der Societät eintreten, Ferner, soll eine Decentralisation dadurch herbeigeführt werden, daß den
Lokalvertretern,also den Bürgermeistern und Geschäftsführernnoch eine neue Gruppe von Beamten
der Societät zugesellt wird, sogenannte Bezirksuertreter, eine Art Generalagenten. Das fehlte
bisher. Es war zwischen den Lokalvertretern, den Bürgermeistern und Geschäftsführernund dem
Direktor der Societät eine Zwischcninstanz nicht vorhanden. In der Folge soll durch Einrichtung
der Bezirksuertreter die Möglichkeitgegebenwerden, daß eine glattere und schnellere Abwicklung
stattfindet, besonders in größeren Städten und den Gemeinden, die in der Nähe solcher Städte
liegen. Der Bezirksvertreter erhält gewisse Vollmachten seitens der Direktion und ist unter
Umständen berechtigt,Versicherungsverträgedirekt abzuschließen.

Wir glaubten in der Fachkommission, daß durch diese andere Organisation der Verwaltung
der Societät für die Versicherteneine glattere, angenehmereund raschere Abwicklung der Geschäfte
Platz greifen wird und daß auch an der Centralstelledie Verwaltung eine einfachereund leichtere
werden wird.

Das sind im wesentlichen die Gründe, die dazu geführt haben, den Entwurf des neuen
Reglements Ihnen vorzulegen mit der Abänderung, wie die Fachkommission sie vorschlägt. Ich
glaube den allgemeinenVortrag damit schließenzu dürfen, mir vorbehaltend, bei der Spezial-
diskussionauf die einzelnenAbweichungengegen das alte Reglement einzugehen.

Vorsitzender Becker: Dann eröffne ich die allgemeine Verhandlung — und schließe
dieselbe, da sich niemand zum Worte meldet. — Wir kommen dann zur Einzelberatung.

Der Herr Berichterstatter hat das Wort.
BerichterstatterAbgeordneterSpiritus: Meine Herren! Dem Reglement ist ein Inhalts»

Verzeichnis beigedruckt,in dem die eizelnen Abschnitte des näheren angegebensind, und ich darf
mich in meinem Vortrage an dieses Inhaltsuerzeichnis halten. Der erste Abschnitt lautet:

Öffentlich-rechtliche Stellung, Vorrechteund Zweck der Provinzial-Feuerversicherungsanstalt
der Nheinprovinz.

Hier ist im § 1 zunächst die Benennung für die frühere Societät in „Provinzial-Feuer-
Versicherungsanstalt der Rheinprovinz" abgeändert. Die Bezeichnung„Societät" paßt nicht mehr,
da, wie ich eben vorzutragen die Ehre hatte, das Prinzip der Gegenseitigkeit nunmehr endgültig
fallen gelassen ist. Es ist daher der Ausdruckgewählt: „Provinzial-Feuerversicherungsanstaltder
Rheinprovinz."

In § 2 ist näher dargelegt, welche Rechte die Societät und ihre Vertretung haben, und
im § 3, der auch noch zu dem ersten Abschnittgehört, ist des näheren der Zweck der Sozietät
angegeben und ausgeführt, welche Versicherungen die Societät zum Gegenstande ihres Unternehmens macht.

Sonst ist seitens der Fachkommissionzu diesen drei ersten Pharagraphen, die den Abschnitt I
bilden, nichts besondereshervorzuheben.

Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Verhandlung — und schließe dieselbe, da sich niemand
zum Wort meldet. (AbgeordneterDr. Ioesten: Ich bitte ums Wort!) Sie haben das Wort,

AbgeordneterDr. Ioesten: Ich beantrage Nn dloo-Annahme.
Vorsitzender Becker: Dann würde ich nur bitten, daß der Herr Berichterstatter erst die

Änderungenhervorhebt,soweit sie nicht bereits zur Kenntnis des hohen Hauses gekommen sind, und
daß wir dann auf Grund dieses Antrages abstimmen.

Berichterstatter Abgeordneter Spiritus: Meine Herren! Der Abschnitt II betrifft
Organisation und Verwaltung. Er hat in der Zusammenstellungder einzelnen Paragraphen

31»
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grundsätzliche Änderungen in der Fachkommissionerhalten, wie Sie dieselben in der Ihnen
zugegangenen Drucksache134 des näheren aufgeführt finden. Es wird die Reihenfolge der
Paragraphen nach folgenden Gesichtspunktenumgestellt: §8 4 und 5 betreffeu den Direktor und
die ihm obliegendenGeschäfte;§ 6 handelt von den Bürgermeisternund Geschäftsführern.

Der frühere Z 11 ist nunmehr als § 6 vorgeschlagen. Neu eingeschaltet ist der § ?,
der die näheren Bestimmungenüber die Bezirksvertreterenthält, die in der ursprünglichenVorlage
noch nicht enthalten waren. Dann folgen die §8 8 und 9, „Kuratorium", daran anschließend im
8 10 die Obliegenheitendes Provinzialausschussesund im § 11 diejenigendes Provinziallandtags.

Wenn ich nun mit ein paar kurzen Worten auf den § 6, früher § 11, eingehendarf,
welcher die Stellung der Bürgermeister und Geschäftsführerbestimmt, so glaube ich hervorheben
zu müssen, daß man grundsätzlich bei der Beratung in der Fachkommission davon ausgegangen ist,
daß die Stellung der Bürgermeister in den wesentlichen Punkten uuverändert so bleiben soll, wie
sie früher war.

Eine Hauptgarantie für die RheinischeProvinzial-Feuer-Societät liegt in der Mitarbeit
der Bürgermeister,bei denen für die Gebäudeversicherung die Anträge anzubringensind, die dieselben
prüfen und au die Societät weiterreichen. Gerade die Prüfung der Anträge durch die Bürger¬
meister, sowohl die Landbürgermeister,die dazu persönlich am besten in der Lage sind, als auch
durch die Bürgermeister der größere« Städte, die diese Prüfung durch ihre Bcmbeamtcnausüben
lassen, gibt der Societät die beste Gewähr dafür, daß eine Überversichernng nicht stattfindet. Wir
haben aus einer Statistik, die der Herr Direktor der Societät hat aufstellenlassen, mit Interesse
ersehen, daß gerade in den großen Städten am wenigsten Vrandentschädigungenzu leisten sind.
Das mag ja einesteils auf die bessere Organisation der Feuerwehr zurückzuführen sein, hängt aber
andererseits auch damit zusammen,daß die Bewertung der Objekte in diesen großen Städten durch
die Bürgermeisterin exakter Weise vorgenommenwird.

Die Versicherungsanstaltder Rheinprovinz hat in den großen Städten relativ am wenigsten
Brandentschädigungenzu leisten.

Die Bürgermeister sollen also in derselbenStellung bleiben, in der sie bisher waren.
Es soll auch nicht, wie das in der ursprünglichenVorlage gedacht war, angängig sein, einen Teil
der Funktionen den Bürgermeisternzu entziehenund deu Geschäftsführernzu übertragen. Dagegen
soll es den Bürgermeisterngestattetsein, die Führung der Geschäfte abzulehnen, wie auch andererseits
der Direktor der Versicherung befugt ist, mit Genehmigung des Ausschusses den Bürgermeistern die
Führung der Geschäfte zu entziehen. Also in den Fällen, wo der Direktor den Bürgermeister aus
irgendwelchenGründen nicht für geeignet hält, kann er ihm mit Genehmigung des Provinzial-
«usschusses die Geschäfte entziehen. Andererseits ist der Bürgermeister auch berechtigt, seinerseits
die Geschäfte niederzulegen.

Die Geschäftsführer,die für die Mobilaiversicherungbestellt sind, sollen auch dazu bei¬
tragen, den Bürgermeistern Gebäudeversicherungenzuzubringen. Aber in diesen Fällen bleibt der
Bürgermeisterin derselbenFunktion, wie bisher; er hat die Versicherungsanträgezu bearbeiten
und weiterzureichen. Nur in den Fällen, wo die Bürgermeister entweder selbst die Geschäfte der
Versicherungnicht führen wollen, oder wo der Direktor mit Zustimmung des Ausschusses ihnen
diese Geschäfteentzieht, können die Geschäftsführer,die sonst nur die Mobilarsachenzu bearbeiten
haben, auch mit den Immobilarsachen betraut werden.

Es ist dann endlich noch die Festsetzung der Remuneration der Bürgermeisterwieder in
das neue Reglement hineingebracht worden, während der erste Entwurf die Bestimmungenüber die
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Remuneration der Bürgermeisternicht in einer fest fixierten Form in das Statut aufnahm, sondern
die Entscheidung darüber dem Proviuzialausschussevorbehielt. Es wurde in der Fachkommission
für richtiger gehalten, auch für die Stellung der Bürgermeister, daß durch allgemein festgesetzte
Normen l'largclegtwerde, was die Bürgermeister zu beziehen haben, und man einigte sich nach
eingehendenDiskussionendahin, daß man es bei dem bisherigen Satz, wonach die Bürgermeister
6°/« der in ihrem Bezirk zur Ablieferunggelangende« Gebäudeversicherungsbeiträgeerhalten, auch
für die Folge belassensolle.

In 8 ? ist der Vezirksvertreterneu in das Statut hineingekommen,dessen Geschäfts¬
tätigkeit ich Ihnen oben schon skizziert habe.

ßß 8 und 9 sprechen über die Stellung und Geschäfte des Kuratoriums der Societät,
§ 10 über die Obliegenheitendes Provinzialausschussesund ß 11 über diejenigendes Provinzial-
lcmdtciges.

Das sind die wesentlichenBestimmungen des Abschnittes II, der die hauptsächlichsten
Änderungen gegenüberder früheren Organisation der Societät enthält.

Die folgenden Abschnitte kann ich sehr kurz erledigen, da sie wesentlicheÄnderungen
nicht enthalten.

In AbschnittIII ist festgelegt,daß das Rechnungsjahr der Provinzial-Feuer-Societät,
ähnlich wie bei den Privatgesellschaften,das Kalenderjahr sein soll.

In Abschnitt IV sind die näheren Bestimmungenfür die Gebäudeversicherung enthalten,
die sich mit den frühereu Bestimmungenim wesentlichen decken.

Abschnitt V handelt vom Abschluß des Versicherungsvertragesund überläßt die Festsetzung
der allgemeinenGrundsätze den Organen der Societät, dem Kuratorium und dem Provinzialausschuß.
Die Bestimmung über die Höhe der Beiträge, die ja nach den jeweiligenVerhältnissenund nach
der Konkurrenz mit den Privat-Vcrsicherungsgescllfchaftenschwanken, überläßt das Reglement der
Beschlußfassung dnrch die Organe der Versicherungsanstalt.

Abschnitt VI enthält Bestimmungenüber die Regelung der Brandschädenund bringt im
wesentlichen nicht viel neues. Nur in § 24 im zweiten Absatz, wo es heißt, daß der Bürgermeister
baldmöglichst, nachdem ein Brandfall an Gebäuden zu seiner Kenntnis gekommenist, eine Besichtigung
der Brandstätte vornehmen soll, statt des Wortes „vornehmen" das Wort „veranlassen" gesetzt,
da es in den großen Städten den Bürgermeisternnicht möglich ist, bei jedem Brandfalle an einem
Gebäude persönlich eine Besichtigungvorzunehmen.

Da ist es richtiger zu sagen: eine Besichtigung veranlassen Das deckt beides. Dann
kann der Bürgermeister selbst hingehen, es kann aber auch eine andere passende Persönlichkeit auf
seine Veranlassung die Besichtigung vornehmen.

Der AbschnittVII behandelt die Sicherung der Hypothckeugläubigerund der sonstigen
dinglichBerechtigtenbei der Versicherung von Gebäuden. Er ist in Einklang gebracht mit den in
dieser Hinsicht entstandenen neuen gesetzgeberischenBestimmungen, die manche Abweichung gegen
die früheren Vorschriftenenthalten.

Abfchnitt VIII behandelt das Verfahren in den Beschwerde- und Streitfällen.
Abschnitt IX, betreffend die freiwilligen Leistungen der Anstalt zu gemeinnützigen Zwecken, ist

fast ganz unverändert geblieben; und endlich Abschnitt X enthält die nötigen Übergangsbestimmungen.
Wenn nicht noch nähere Ausführungen zu den einzelneuParagraphen gewünscht werden,

dars ich meinen Vortrag damit schließen und den Antrag der Fachkommission Ihnen zur Beschluß¬
fassung empfehlen,der dahin geht:
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„Der Provinziallandtag wolle beschließen:
1. das beiliegende Reglement der Provinzial-Feuerversicherungsanstaltder Rheinprovinz

zu genehmigen,
2. den Provinzialausschußzu ermächtigen,denjenigenÄnderungenan diesem Reglement,

welche der Herr Minister bei der Genehmigungverlangen sollte, zuzustimmen,
3. in dem Reglement über die dienstlichen Verhältnisse der Provinzialbeamten der

Rheinprovinz vom ^^A"^ 1899 in ß 2 zu Klasse II Nr, 2, an Stelle der
Worte „der Stellvertreter des Direktors der Provinzial-Feuer-Societüt" zu setzen
die Worte „die Landesversicherungsräte",und in demselben Reglement § 2 zu
Klasse III, Nr. 2 hinzuzufügen „die Oberinspektoren der Provinzial-Feueiversicherungs-
anstalt."

Zu dem Absatz 2, in dem die Rede davon ist, daß der Provinzialausschuß ermächtigt
werde, diejenigenÄnderungen an diesem Reglement, welche der Herr Minister bei Genehmigung
desselbenverlangen sollte, vorzunehmen, erlaube ich mir noch die Bemerkungzu machen, daß die
Fachkommissiondas dahin aufsaht, daß Änderungen, denen der Provinzialausschuß nachträglich
zustimmen kann, nur Änderungen formeller Natur sein dürfen, daß dagegen, falls materielle
Änderungen an dem Reglement Seitens des Herrn Ministers beliebt werden sollte», der Provinzial¬
ausschuß nachträglichseine Genehmigung nicht erteilen könne. Das ist aber nicht zu erwarten, da
das Reglement sehr eingehenddurchgearbeitetist und in Übereinstimmungmit den anderen Regle¬
ments sich befindet, so daß es sich um materielleÄnderungen wohl schwerlich wird handeln können.

VorsitzenderBecker: Ich eröffne die Verhandlung. — Es meldet sich niemand zum
Wort, dann schließe ich dieselbe.

Seitens des Herrn Abgeordneten Dr. Ioesten ist der Antrag auf Nn dloe-Annahme gestellt.
Demselbenkann stattgegebenwerden, wenn von keiner Seite Widersprucherfolgt. — Das ist nicht
der Fall. Dann kommen wir zur Abstimmung.

Ich bitte diejenigenHerren, welche den Antrag der I. Fachkommission annehmen wollen,
sitzen zu bleiben. — Der Antrag ist angenommen.

Wir kommenzum Gegenstand 12
Antrag der I. Fachkommission zu dem Haushaltsplan über die Verwaltungs-
losten der Rheinischen Provinzial-Feuer-Societät.

Berichterstatterist der Herr AbgeordneteSpiritus, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter AbgeordneterSpiritus: Meine Herren! Dieser Etat hat ein Mehr von

52 000 Mark in Einnahme und Ausgabe. Dies rührt im wesentlichendaher, daß die Geschäfte
der Societät, wie ich oben bei dem früheren Referat vorzutragen die Ehre hatte, sich ganz erheblich
vermehrt haben. Wir haben im Jahre 1901 bei der Societät ein Mehreinnahme an Prämien
von 200 000 Mark gehabt, und für 1902 ist dieselbe Mehreinnahme zu erwarten, also seit der
letzten Etatperiode eine Mehreinnahme an Prämien von 400 000 Mark. Daraus ergiebt sich mit
Bestimmtheit, daß auch mehr Arbeit bei der Societät zu leisten ist. Bei den Privatgesellschaften
ist die Anstellungje eines Beamten an der Centralstelleerforderlich bei einer Pramienmehreinncchme
von 30 000 Mark. Auch bei uns hat sich durch diese Mehrbelastung der Societät das Bedürfnis
nach Mehranstellung von Beamten herausgestellt, und es sind 10 Beamte in den verschiedenen
Kategorien der Versicherungan der Centralstelle in diesem Etat mehr vorgesehen, wodurch sich im
wesentlichen die Mehrausgabe von 52 000 Mark erklärt.
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Im übrigen darf ich mir wohl ersparen, die einzelnen Positionen, die besondere
Abweichungennicht enthalten, des näheren hier aufzuführen, gestatte mir vielmehr, Ihnen die
Annahme des Etats, so wie er vorliegt, zu empfehlen.

VorsitzenderBecker: Ich eröffne die Verhandlung.
Es meldet sich niemand zum Wort - ich schließe dieselbe, und darf wohl ohne besondere

Abstimmung feststellen,daß das hohe Hans den Etat der RheinischenProvinzial-Feuer-Sozietät
deni Antrag der I. Fachkommission gemäß genehmigt hat.

Wir kommen zum Gegenstand 13 der Tagesordnung:
Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend Änderung der Satzungen der Nuhegehaltskasse
der Landbürgermeistereien und Landgemeinden der Rheinprovinz.

Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteIörissen.
BerichterstatterAbgeordneterIörissen: Meine Herren! Es hatte sich bei der Verwaltung

der Nuhegehaltskasse der Landbürgcrmcistereicnund Landgemeindender Rheinprovinz ein Übelstand
herausgestellt, auf dessen Abänderung der Prouinzialausfchuh durch den Antrag auf Abänderung
der Satzungen dicfer Kasse Bedacht genommenhat.

Es hatte sich nämlich mehrfach der Fall ergeben, daß, wenn irgendwo die Berechtigung
des Ruhegehaltsbezugseintrat, dann bei den betreffenden Beamten kurz vorher noch eine Gehalts¬
erhöhung stattfand. Diese Gehaltserhöhung belastete dann die betreffenden Gemeinden nicht,
weil die sich nur im Etat nach den Festsetzungen des ersten Monats des Etatsjahres zu richten
hat, wohl aber wurden dadurch die Kreiskommunalvcrbändeund die Allgemeinheit der Kasse
belastet, indem die Pensionen dadurch in ganz erheblicherWeise gewachsen sind. Dem hat nun
der Provinzialausschuß durch Einschiebungdes folgenden Passus in das Statut der Nuhegehalts¬
kasse der Lllndbürgermeistereienund Landgemeindender Rheinprovinzvorbeugenzu sollen geglaubt.

Er lautet:
„Gehaltserhöhungen aus dem letzten, der Versetzungin den Ruhestand vorhergehenden
Jahre bleiben bei der Berechnung des Ruhegehalts außer Ansatz, es sei denn, daß die
Gehaltserhöhung auf Grund eines feststehenden Vefoldungsplanes bewilligt wurde, —
dann allerdings lag keine Gefahr vor; wo der Besoldungsplan feststand,war ja auch
daran weiter nichts zu ändern, da trat ja die Erhöhung von selbst ein — oder daß
der Eintritt in den Ruhestand die Folge eines erst nach der Gehaltsaufbesserung
vorgekommenenUnglücksfallesoder einer nach diesem Zeitpunkte eingetretenenKrank¬
heit war."

Auch in solchen Fällen war es ja außerhalb jeden Bedenkensgerückt.
Dann hat sich ferner die Abänderung des Absatzes 2 des § 9 der erwähnten Satzungen

als erforderlich erwiefen. Dieser § 9 bestimmt nämlich im Absatz 1, daß bei der Berechnung
von Pensionen, die von den Beamten im Reichs-, besonders im Militärdienste, Staatsdienste
oder im Dienste eines sonstigen Komnnmalverbandesoder einer anderen öffentlichen Korporation
verbrachtenZeit anzurechnen sei. Dann aber soll von der hiernach sich ergebendenSumme ein
etwa für diese Dienstzeit anderweit zu beziehendes Gehalt abzuziehen sein.

Zu Gunsten gewesener Offizierewar nun hier eine Ausnahme gemacht, die dahin ging,
daß wenn hierdurch ein Nachteil für sie entstände, wenn die Nichtanrechnungder Dienstzeit sie
günstiger stelle, dann diese Dienstanreckmungnicht erfolgen folle. Es war das also, wie gesagt,
nur für Beamte, die aus dem Offizierstandehervorgegangenwaren, bestimmt, und es rechtfertigt
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sich, da« auch auf diejenigen Beamten auszudehnen,die aus dem Civilstand hervorgegangen sind.
Es würde deshalb die vom Provinzialausschuß vorgeschlagene Änderung wie folgt lauten:

„s 9 Absatz 2.
Bei Beamten, welche aus früheren Dienststellungen im Militär- oder Civildienste
schon Ruhegehalt beziehen, finden die im Absatz 1 erwähnten Dienstzeitennur dann
Berücksichtigung, wenn die Beamten bei Anrechnung dieser Dienstzeitensich gegenüber
der Verechnungsart nach den für sie bestehenden gesetzlichen Bestimmungen günstiger
stehen würden."

Der Provinzialausschuß hat beantragt:
„Der Provinziallandtag wolle sich mit den vorgeschlagenen Änderungen der Satzungen
für die Ruhegehaltskasse der Landbürgcrmeistereienund Landgemeinden der Rhein-
provinz einverstandenerklären,"

und die Fachkommission hat sich diesen Antrag angeeignet.
VorsitzenderBecker: Ich eröffne die Verhandlung. Da sich niemand zum Wort meldet,

schließe ich dieselbe.
Wir kommen zur Abstimmung und ich bitte diejenigen Herren, welche dem Antrag der

I. Fachkommissiongemäß die vorgeschlageneÄnderung der Satzungen genehmigen wollen, sitzen
zu bleiben. Der Antrag ist genehmigt.

Wir gehen zu Nr. 14 der Tagesordnung über:
Antrag der I, Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend
»,) den Anschluß anderer Verbände an die Ruhegehaltskasse der Kreis-

Kommunalverbände und Stadtgemeinden der Rheinprovinz und die
hierzu erforderlichen Änderungen der Satzungen der Kasse,

b) den Antrag des Rheinischen Städtebundes auf Änderung des § 9.
Berichterstatter ist derselbeHerr AbgeordneteIörissen, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter AbgeordneterIörissen: Meine Herren! Am 8. Februar 1901 hat der

Provinziallandtag dem Provinzialausschuß den Auftrag erteilt, festzustellenund dem nächsten
Provinziallandtag darüber Bericht zu erstatten, ob sich die Aufnahme von bei Gemeinde-
anstalten Angestellten, indessen nicht zu den eigentlichen Kommunalbeamten gehörendenPersonen,
insbesondere der Lehrpersonen an höheren und mittleren Schulen der Kommunalverbände der
Rheinprovinz in die Ruhegehaltskasse der Kreis-Kommunalverbände und Stadtgemeinden der
Rheinprovinz ermöglichenläßt. Diese Ermittelungen haben stattgefunden und es haben — von
den Stadtgemeinden unterhaltene Schulen scheiden hier aus, weil für diese bereits die Berechtigung
besteht — die Ermittelungen festgestellt, daß an Landgemeinden, welche bereit sind, mit den
angegebenenSchulen der Kasse beizutreten, sich 10 gefunden haben, welche Sie in Nr. 20 der
Druckfachen einzeln aufgeführt finden und welche zufammen ein Lehrpersonal von 42 Stellen und
ein Diensteinkommenvon 154 31? Mark ergeben.

Dann, meine Herren, haben außerdem noch 2 Anstaltenum Aufnahmein die Ruhegehalts¬
kasse ersucht, welche nicht von einer Gemeinde oder einem Kommunalverbandeunterhalten werden.
Es ist das die Ritterakademie zu Bedburg mit 13 Lehrern und 51169 Mark Diensteinkommen
und die Oberrealschule zu Düren mit 12 Lehrern und 51238 Mark Diensteinkommen. Das
erstere Institut ist bekanntlich von der Genossenschaft des Rheinischenritterbürtigen Adels unter¬
halten, und das letztere Institut ist aus einer Stiftung in Düren unterhalten.
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Das Provinzialschulkollegiumhat die Zulassung der beiden Anstalten zur Kasse befür¬
wortet. Nur tritt, wenn man diesem Antrag stattgeben will, der Umstand ein, daß man dann
für diese Ausncchmefälle den Grundsatz aufgeben muß, daß die Kasse nur für Kommunalverbände
vorhanden sein soll. Tut man das, dann hat sich auch die weitere Erwägung noch ergeben, ob es
dann nicht zweckmäßig sei, auch noch andere Anstalten, die von Verbänden und Korporationen
gegründet sind und die dem öffentlichen Wohle dienen, ebenfalls in die Kasse aufzunehmen, und
zwar in Bezug auf diejenigenBeamten, Arzte und Lehrer, welche sie zur Erreichungihrer Zwecke
anzustellen genötigt sind. Es werden da beispielsweise erwähnt die Landwirtschaftskammern,und
dann vor allem die von genossenschaftlichenVereinen eingerichteten Anstalten für Irre, Epileptiker,
für Fürsorgezöglingeu, s. w.

Für diese Anstalten erwächst eine Schwierigkeit für die Gewinnung eines tüchtigen
Personals daraus, daß sie eben nicht in der Lage sind, ihnen Pensionen zuzusichern. Wenn sie
auch sonst finanziell gut fundiert sind, so geht das doch in der Regel nicht so weit, daß nun die
Einkünfte auch für so unvorhergesehene Ausgaben, wie Pensionen, ausreichen. Würdig sind die
Zwecke, welche diese Korporationen verfolgen,einer solchen Unterstützung ganz sicherlich, und anderer¬
seits hat auch die Provinz direkt ein Interesse daran, daß diese Anstalten, die auch ihren Zwecken
dienen, ein möglichst tüchtiges Personal gewinnen

Das vorliegendeBedürfnis ist durch den Provinzialausschuß festgestellt worden, und mit
Rücksichthierauf hat der Provinzialausschußdann Veranlassung genommen, die Zulassung dieser
Korporationen mit ihren Beamten zu der Ruhegehaltslcisse,die hier in Rede steht, zu beantragen,
und über diese Schulen hinaus auch noch diejenigen der Beamten solcher Verbändeund Korporationen,
wie sie zuletzt erwähnt wurden. Rechtliche Bedenken bestehen nicht, da bereits in der Provinz
Westfalen eine Kasse vorhanden ist, welche in ihren Satzungen derartige Bestimmungenenthält,
und auch in zahlreichen anderen Provinzen unseres Staates ähnliche Bestimmungen existieren.
Materielle Bedenkenwürden durch die anzuwendendeerforderliche Vorsicht bei der Zulassung von
solchen Anstalten vollständig ausgeräumt werden, und in diesem Fall soll diese Vorsichtdadurch
gewahrt werden, daß dem Provinzialausschußdas Recht zustehen soll, die Awnahmeerlaubnis erst
zu erteilen und dabei die Bedingungen festzustellen, unter denen die Aufnahme erfolgensoll, wobei
dann hauptsächlich auch auf die Voraussetzungenin Bezug auf die Berücksichtigung früherer Dienst¬
jahre der aufzunehmendenBeamten Rücksicht genommenwerden soll.

Meine Herren! Der Kommunalverband des RegierungsbezirksSigmaringen hat durch
seinen Regierungs-Präsidenten hierher an die Rheinprovinz den Wunsch geäußert, auch in die
gegenwärtig in Rede stehende Kasse für seine Kommunalbeamtenaufgenommen zu werden. Da
die Verpflichtung der Pensionierung durch die Einführung der Komnmnalgesetze für Sigmaringen
besteht, bei der Kleinheit der Ausdehnung des Bezirkes aber es diesem Kommunalverbnndnicht
möglich ist, die Mittel allein aufzubringen,so empfiehlt es sich, diesem Wunsche entgegenzukommen.
Prinzipielle Bedenken stehen dem nicht entgegen. Deshalb hat der Provinzialausschußgeglaubt,
diesen Wunschbefürwortenzu sollen.

Um nun, meine Herren, das ins Werk zu setzen, was da eben beabsichtigt wird, würde
es sich nur nötig machen, in die Satzungen der Kasse hinter dem Absatz 2 des § 1 folgende
Bestimmung einzuschalten:

„Mit Zustimmung des Landeshauptmannes können auch rheinische Landgemeinden für
diejenigenvon ihnen mit Ruhegehaltsberechtigungaugestellten Personen, für welche der
Beitritt zur Ruhegehaltskasseder Landbürgermeistereienuud Landgemeindender Rhein-
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Provinz nicht zulässig ist, insbesondere für Lehrpersouen an höheren und mittleren
Schulen, sowie die Kommunalverbände der Hohenzollernschen Lande für ihre ruhe-
gehaltsbercchtigten Beamten und für die Lehrer an solchen Schuleu der Kasse beitreten.

Sonstige« rechtsfähigenVerbänden und Korporationen, welche ihren Sitz in der
Rheinprovinz haben, kann der Beitritt unter bestimmten, vom Proviuzialcmsschuß
festzusetzenden Bedingungen gestattet werden. Soweit nichts anderes festgesetztist,
finden für diefe Verbände und Korporationen die nachstehend für Kommunalverbände
gegebenen BestimmungensinngemäßeAnwendung."

Dann, meine Herren, wird unter V der zweite Gegenstand dieser Drucksache berührt und
da heißt es denn, daß der Rheinische Städtebuud in seiner Sitzung vom 28. Februar 1902 einen
Antrag an die Provinzialverwaltung gestellt hat, ans dem ß 9 der Satzungen der Ruhegehalts¬
kasse der Kreis-Kommunalverbändeund Stadtgemeinden der Rheinprovinz die für die städtischen
Beamten beschränkende Bestimmung zu streichen,daß die auswärtige Dienstzeit nur für dauernd
angestellteBeamte in Anrechnungkommen folle, nicht aber für Beamte, die auf Zeit angestellt
sind. Diesem Verlangen hat nun der ProuinzialcmsschußFolge zu geben nicht für angezeigt
gehalten und zwar deshalb, weil die Bedingungen, unter denen diefe Beamten angestellt sind,
durchaus andere sind als diejenigender dauernd angestelltenBeamten und weil bei der oft früh¬
zeitig nach der ersten Periode eintretendenPensionierung dieser Beamten, wenn sie aus dem Dienst
ausscheiden, sich dann doch unverhältnismäßig hohe Pensionen ergeben würden.

Der Provinzialllusschußhat deshalb beantragt, dieses Gesuch abzulehnen.
Beiden Anträgen des Provinzialausschusses hat sich die Fachkommissionangeschlossen

und beantragt:
„Der Provinziallcmdtag wolle:
«,) die vorgeschlagenen Zusätze zu den §ß 1 und 9 der Satzungen der Ruhegehaltskasse

der Kreis-Kommunalverbändeund Stadtgemeinden der Rheiuprovinz genehmigen,
r>) über den Antrag des Rheinischen Städtebundes zur Tagesordnung übergehen, da

derselbe schon in der Vorlage des Provinzialausschussesseine Erledigunggefunden hat."
Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Verhandlung. — Es meldet sich niemand zum Wort.

Ich schließe dieselbe. Wir kommen zur Abstimmung, Ich bitte diejenigen Herren, welche die
Anträge der I. Fachkommission annehmen wollen, sitzen zu bleiben.

Die Antrage sind angenommen.
Nun kommen wir zum 15, Gegenstand der Tagesordnung:

Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzial¬
ausschusses, betreffend die Festfetzung des Beitragssatzes sowie Abänderung
der Satzungen der Witwen- und Waisenversorgungsanstalt für die
Kommunalbeamten der Rheinprovinz.

Berichterstatterist der Herr Abgeordnetevon Grollte, dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterAbgeordnetervon Groote: Meine Herren! Der letzte Prouinziallandtag

hatte beschlossen, den Beitragssatz der Kommunalverbändezu der Witwen- und Waisen-Versorgungs-
anstalt für Kommunalbeamteder Nheinvrovinz vorläufig auf 4"/n der Dienstbezügefestzusetzen.
Gleichzeitig wurde beschlossen,daß bezüglich der dauernden Festsetzung zunächst noch das Gutachten
eines Sachverständigeneingeholt werden sollte. Diese Bestimmung war von dem Herrn Minister
des Innern genehmigt worden, jedoch nur bis zum 3l. März 1903, und auch der Herr Minister
hatte die Vorlage eines Gutachtens erfordert.



43. Rheinischer Provinziallandtag, 8, Sitzung am 18. Februar 1903. 251

Dieses Gutachten ist nunmehr erstattet worden und zwar durch den Vorsteher der Rech¬
nungsstelle des Reichsversicherungsamtes,Regierungsrat Dr. Pietsch in Berlin. Das Gutachten
kommt zu dem Ergebnisse, daß mindestens ein Beitrag von 5'/2 °/° der Dienstbezügezu erheben
sei. Trotzdemist der Prouinzialausschuh der Auffassung,daß man mit dem bisherigen Beitrage
von 4°/o auskommenkönne, und die I. Fachkommissionhat sich dieser Auffassung angeschlossen.

Das Gutachten beruht auf verwickelten mathematischenFormeln, welche durch einen Laien
nicht wohl nachzuprüfen sind, und es geht davon aus, daß das Prämiendeckungsverfahrcn
Anwendung zu finden habe. Die I. Fachkommissionhat jedoch die Überzeugung gewonnen, daß
das von dem ProvinzialausschufsevorgeschlageneUmlageverfahren hier eintreten kann. Dasselbe
gilt auch bereits für die Witwen- und Waisen-Versorgungsanstaltenverschiedener anderer Provinzen,
es gilt kraft Gesetzes für die Nuhegehaltskasse der Landbürgermeistereienund auch für die Ruhe¬
gehalts- und Witwen- und Waifenkasseder Volksschullehrer.

Es genügt, wenn der Beitragssatzso gewählt wird, daß ein Reservefondangesammeltwird,
mit dessen Zinsen die Beiträge später in angemessenen, mäßigen Grenzen gehalten werden können.
Es ist mit Bestimmtheit anzunehmen,daß die Anforderungen an die Kasse über ?"/« der Dienst¬
bezüge niemals hinausgehen werden. Wenn nun ein Reservefondsangesammeltwird, dessen Zinsen
2°/» der Dienstbezügebetragen, und das wird voraussichtlich bereits im Jahre 1911 der Fall
sein, so sind unter Hinzunahme des Beitrags von 4 °/° bereits 6 °/° der Dienstbezügefür die an
die Kaffe zu stellenden Ansprüchegesichert. Sollten nun später einmal höhere Ansprüche an die
Kasse herantreten, so würde dann auch kein Bedenkenvorliegen, 1°/° mehr zu erheben; mehr wird
es ja voraussichtlichnicht werden. Für die nächsten10—20 Jahre erscheinen 4°/„ jedenfalls
ausreichend.

Nach Feststellungder Vorlage des Provinzialausschussesist eine Anfrage an den Herrn
Minister des Innern gerichtetworden, wie er sich zu diesem Beitragssatz unter den dargelegten
Verhältnissen stellen werde, und der Herr Minister hat erklärt, daß er sich dann mit dem Beitrags¬
satze von 4°/u einverstanden erklären wolle, wenn der Prouinzialverband der Nheinprovinz eine
Garantie für die Leistungen der Kasse übernehme. Und, meine Herren, das ist vollständig
unbedenklich,da die Garantie erst dann in Wirkung tritt, wenn die sämtlichenMitglieder der
Kasse, nämlich die derselben angeschlossenenKommunaloerbändeihrerseits leistungsunfähiggeworden
sind, eine Möglichkeit,mit der wohl kaum zu rechnensein dürfte. Es muhte diefe Garantie auch
in den Satzungen Ausdruck finden, und es wird Ihnen daher vorgeschlagen,hinter § 26 einen
neuen § 2? einzufügen mit dem Wortlaut:

„Der Provinzilllverband der Rheinprovinz übernimmt die Garantie für die von der
Anstalt übernommenenLeistungen,insoweit die verpflichteten Kommunalverbändehierzu
außer stände sind."

Dann wird also § 2? zu § 28, nnd außerdem wird Ihnen vorgeschlagen,einen § 29
hinzuzufügen. Da eine wesentliche Veränderung in den Satzungen vorgenommenwird, so erscheint
es erforderlich,daß den Kommunalverbänden die Möglichkeit gegeben wird, aus der Kaffe aus¬
zutreten, namentlichmit Rücksicht darauf, daß an Stelle des bisher angewandtenPrämieudeckungs-
Verfahrens das Umlagcuerfahren eingeführt weiden foll. Zu diefem Zwecke wird der § 29 in
Vorschlaggebrachtmit dem Wortlaut:

„Die vor dem 1. April 1903 der Anstalt angehörenden Verbände können binnen sechs
Monaten nach der amtlichen Veröffentlichung der abgeändertenSatzungen ihren Austritt
aus der Anstalt zum 1. April 1904 nach Maßgabe der bisherigen Satzungen erklären."
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Die übrigen Änderungen der Satzungen, die Ihnen in der Drucksache 21 vorgeschlagen
werden, sind ganz unwesentlicher Art und werden Ihnen gleichfalls von feiten der I. Fachkommission
zur Annahme empfohlen.

Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Verhandlung — ich schließe dieselbe, da niemand
zum Worte sich meldet. Wir kommen zur Abstimmung. Ich bitte diejenigenHerren, welche die
Anträge der I Fachkommission annehmenwollen, sitzen zu bleiben. Die Anträge sind angenommen.

Meine Herren! Bei dem nächsten Gegenstand der Tagesordnung ist der Herr Abgeordnete
Mooren Antragsteller. Er hat gestern schon beantragt, den Gegenstand auf die morgige Tages¬
ordnung zu übertragen, wenn er nicht anwesendsein konnte, und Sie haben sich damit einverstanden
erklärt. Herr Mooren ist nicht anwesend, es wird daher nichts weiter übrig bleiben, als den
Gegenstand heute abzusetzen und auf die morgige Tagesordnung zu setzen. Ich darf Ihre Er¬
mächtigungdazu erbitten.

Es wird kein Widersprucherhoben,dann werde ich danach verfahren.
Wir kommen zum Gegenstand Nr. 17 der Tagesordnung:

Antrag der I. Fachkommission zu der Petition der Straßenaufsichtsbeamten.
Berichterstatterist der Herr Abgeordnete Freiherr Laur von Münchhofen, dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterAbgeordneterFreiherr Laur von Münchhofen: Meine Herren! Die

älteren Straßenmcister der Provinzialverwciltung bitten um anderweite Regelung ihres Gehalts
und zweitensin derselbenPetition sämtliche Straßenaufsichtsbeamten, also die Straßcnmeister und
Straßenaufsehcr, um Anstellungauf Lebenszeit.

Was das erste Gesuch anlangt, so begründen sie es damit, daß zweimal, nämlich im
Jahre 189l und im Jahre 1899 Erhöhungen der Mindest- und Höchst-Gehaltssätzeund der
Alteiszulagen beschlossen worden sind, die den jüngeren, die nach den Beschlüssen angestelltworden
sind, von Anfang an zugute gekommen sind, während die älteren, die schon vorher angestellt waren,
von diesen Verbesserungennicht mit rückwirkender Kraft, sondern nur von dem Tage an, wo sie
in eine höhere Klasse einrückten, Nutzen hatten. Sie bitten, ihnen diese Vorteile mit rückwirkender
Kraft zuzuwenden, und das ist eine sehr bedenkliche Sache. Denn einmal schafft es ein Nouum
und würde bedingen, daß die Gchallsnormen, die vom vorletzten Provinziallandtag beschlossen worden
sind, umgeworfenwerden. Dann ist es auch nur eine Übergangserscheinung, die also mit der Zeit,
wenn diese älteren Beamten ausscheiden, wieder verschwindet.

Was die andere Frage, die Anstellung sämtlicher Aufsichtsbeamtenauf Lebenszeit,anlangt,
so ist das ein Wunsch,der mit größter Porsicht entgegengenommenwerden muß. Sie berufen sich
auf das Analogon der Staatsbeamten. Das kann man aber bei Kommunalbeamtenmit großer
Vorsicht gleichfalls heranziehen. Dem Staate steht zur Entfernimg eines mißliebigenBeamten aus
seinem Wirkungskreise das Mittel der Versetzung in eine entferntere andere Stelle offen. Nicht so
den Kommunaluerbänden,auch nicht den größeren, wie es die Provinzen sind. Die Beamten sind
aber gut genug gestellt dadurch, daß sie, wenn auch auf Kündigung, so doch mit Pensionsberechtigung
und Hinterbliebenenversorgungangestellt sind. Kurz, sie müssendamit zufriedensein, und ein guter
Beamter, der auf Kündigung angestelltist, braucht auch nicht zu befürchten,daß ihm eine Kündigung
zuteil wird. Er ist also gerade so gut wie auf Lebenszeit angestellt.

Die Kommission bittet in Übereinstimmungmit dem Provinzialausschuß, die Petition in
beiden Teilen abzulehnen.

Vorsitzender Becker: Ich eröffnedie Verhandlung. Es meldet sich niemand zum Wort;
ich schließe dieselbe und darf wohl ohne besondere Abstimmungfeststellen,daß das hohe Haus die
Petition abgelehnt hat.
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Wir kommen nun zum Gegenstand Nr. 18 der Tagesordnung:
Antrag der I. Fachkommission zu der Petition der Gemeinde Lobberich
im Kreise Kempen um Befürwortung des von ihr an die Königliche
Staatsregierung gerichteten Antrages auf Verleihung der Städteordnung
an die Gemeinde Lobberich.

Berichterstatterist der Herr AbgeordneteDr. von Sandt, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter Dr. von Sandt: Meine Herren! Dem Landtage liegt

vor eine Petition der LandgemeindeLobberich um Befürwortung der Verleihung der Städteordnung
für diese Gemeinde. Nach der Bestimmung der Kreisordnung § 22 kann nach Anhörung des
Provinziallllndtllges durch Königliche Verordnung auch anderen als den bisher auf dem Prouinzial-
landtag der Stände vertretenen Gemeinden auf ihren Antrag das Städterecht verliehen werden.

Soweit sich bisher die Sache übersehenläßt, scheint der Antrag der Gemeinde Lobberich
befürwortetwerden zu können. Indes sind die Verhandlungen noch nicht abgeschlossen, namentlich
hat die Königliche Staatsregierung zu der Sache noch keine Stellung genommen. Deshalb schlägt
Ihnen die Fachkommission vor, der Landtag wolle die vorliegendePetition dem Prouinzialcmsschuß
zur Prüfung und zur Berichterstattungim nächstenProvinziallandtag überweisen. (Bravo!)

Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Beratung, —- Es meldet sich niemand zum Wort.
— Dann schließe ich die Beratung. Wir kommen zur Abstimmung. Ich bitte diejenigenHerren,
welche nach dem Antrag der I. Fachkommission diese Petition dem Provinzialausschuhzur Bericht¬
erstattung überweisenwollen, sitzen zu bleiben. — Der Antrag ist angenommen.

Wir kommen zum Gegenstand 19:
Petition des Bürgermeisters von Süchteln um Bewilligung einer Beihülfe
für eine Niersbrücke.

Berichterstatterist der Herr AbgeordneteSchmitz, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter Schmitz: Meine Herren! Bei Begründung der Niers^

Meliorationsgenossenschaftin den 50 er Jahren wurden sämtliche Brücken der Niers mit über¬
nommen, mit Ausnahme der Brücke, die uns hier beschäftigt. Über diese Brücke führte der einzige
Weg zu einer Wiesenparzellevon 48 Morgen, deren Besitzer ca. 30 kleine Landwirte sind. Diese
haben die Unterhaltungskostender Brücke zu tragen. Der Zustand der Brücke war in den letzten
Jahren derartig schlecht, daß die Benutzungpolizeilicherseitsverboten werden mußte. Die Brücke
ist auf den Abbruch verkauft und inzwischenverschwunden. Die Baukosten einer neuen Brücke
betragen 2500 Mark, und da die Besitzer dieser Parzelle die Kosten tragen müssen, wird das den
Leuten jedenfalls eine sehr schwere Last sein, und der Bürgermeistervon Süchteln bittet daher um
eine Unterstützungaus Provinzialmitteln >in Höhe von 1250 Mark. Die IV. Fachkommission ist
der Ansicht,daß der Provinziulausschußüber diese Sache zu beschließen hat, und stellt daher den
Antrag, der Provinziallandtag wolle den vorbezeichnetenAntrag dem Provinzialausschuß zur
zuständigenBeschlußfassung überweisen.

Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Beratung. — Ich schließe dieselbe, da sich niemand
zum Wort meldet, und darf wohl ohne besondere Abstimmungfeststellen, daß das hohe Haus dem
Antrage der IV. Fachkommisston beigetretenist,

Der Gegenstand Nr. 20 ist bereits erledigt. Wir kommen zum Gegenstand 21:
Antrag der I, Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend die Ausführung des Gesetzes wegen Überweisung
weiterer Dotationsrenten an die Provinzialverbände.
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Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteFreiherr Lciur von Mimchhofen, dem ich das
Wort gebe

BerichterstatterAbgeordneterFreiherr Laur von Münchhofen: Meine Herren! Das
Gesetz vom 2. Juni 1902 über die Überweisung weiterer Dotationsrenten an die Prouinzial-
vcrbänbe spricht dem Rheinischen Proviuzialm'rbande zwei neue Renten zu, eine im Betrage von
6^7 82.'i Mark, und eine im Betrage von 937l3 Mark.

Die letztere Rente scheidet für uns aus, da diese nicht zur Verteilung an Unterverbände
geeignetist, Sie ist bestimmt zum Bau von Kunststraßen,und das macht hier allein die Provinz.
Also diese Rente bleibt der Provinz ungeteilt.

Was die erstere Rente anlangt, so ist diese nach Z 1 des Gesetzes bestimmt:
a) zur Erleichterungder eigenen Armenlast der Provinz;
b) zur Unterstützungvon leistungsschwachen Kreisen und Gemeinden auf den Gebieten

des Armen- und Wegewesens, sowie bei dem Bau und der Unterhaltung von Brücken,
und zwar trifft das Gesetz noch die weitere Bestimmung, daß für den erstgedachten Zweck zur
Erleichterungder eigenen Armenlast der Provinz in der Regel nicht mehr als ein Drittel verwendet
werden darf, so daß also für den zweiten Zweck: Unterstützung leistungsschwacher Kreise und
Gemeinden zwei Drittel dieser Rente, das sind 431 883 Mark, zur Verfügung bleiben. — Ich
sage: in der Regel soll nicht mehr wie ein Drittel für den eisten Zweck verwendetwerden, es soll
nur ausnahmsweise dieses Drittel überschritten werden dürfen und die Überschreitungnur dann
stattfinden, wenn das Unterstützungsbedürfnisder Provinz sich als größer erweist, als das Subventions¬
bedürfnis der ihr angehörigeneigenen Kommunalverbande,und nur dann, wenn die Genehmigung
der Herren Ministers des Innern, der öffentlichen Arbeiten und der Finanzen zu der Überschreitung
gegeben ist.

Das Gesetz bestimmt nuu ferner, daß die Verteilung dieser zwei Drittel an die Unter-
Verbände nach Maßgabe von Reglements erfolgt, welche von dem Provinziallandtage zu beschließen
sind und der Genehmigung durch die Minister des Innern, der Finanzen und der öffentlichen
Arbeiten unterliegen. Speziell auch bestimmt es weiter, daß der demnächst zusammentretende
Provinziallcmdtag bereits darüber zu beschließen hat.

Daher ist Ihnen diese Vorlage gemachtworden; es ist die Aufgabe des Provinzialland-
tages, sich über das Reglement, das zu erlassen ist, schlüssig zu machen.

Sie finden den Entwurf, den der Provinzialausschuß aufgestellthat, auf Seite 14 als
Anlage 3 der Drucksache.

Das Gesetz sagt ferner, daß bis zu dem Erlaß eines Reglements die Verteilung nach
Grundsätzen erfolgt, welche vom Provinzialausschuffe mit Genehmigung der bereits genannten
Minister festgesetztsind, Diese Grundsätze hat der Provinzialausschußin Anlage 2 auf Seite 12
der Drucksache mitgeteilt. Sie beruhe« auf einem Miuisterial-Rcskriptund weichen im Prinzip ab
von den Beschlüssen, die in der Konferenz der Landesdirektorenaufgestellt waren. Die Beschlüsse der
Landesdirektorenhatten in: Prinzip festgelegt, nicht eine Verteilung nach einem bestimmtenSchema
vorzunehmen, sondern die Beihülfe auf Grund freier Beurteilung der finanziellen Verhältnisse
einzelner Gemeindenund Kreise durch den Provinzialausschuß in Gemeinschaftmit dem Herrn
Ober-Präsidenten zu gewähren.

Der Provinzialausschußist auch noch heute der Ansicht, daß diese Grundlage einzuhalten
sei; aber die zuständigen Herren Minister haben sich dafür entschieden,zunächst ein für alle
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Provinzen gleiches Schema festzustellen,wie Sie es eben in den Grundsätzen festgelegt finden.
Es soll dcwon ausgegangen werden, daß durch die Unterverteilung von zwei Dritteln der Rente
der kommunaleSteuerdruck in überbürdeten Kreisen und Gemeinden, soweit derselbe insbesondere
auf hohe Armen- und Wegelasten zurückzuführen ist, gemindert wird.

Damit soll den Kreisen und Gemeinden, welche den Aufgaben des Armen« und Wege-
Wesens bisher wegen Leistungsschwäche zu genügen nicht imstande waren, die endliche Erfüllung
dieser Aufgaben im Wege der gedachten Untcrvcrtcilnng ermöglichtwerden, und es sollen also in
der Regel nur solche Kreise und Gemeinden Berücksichtigung finden, welche

1. an Staatscinlommenstcuer, auf den Kopf der Ciuilbevölkerung berechnet, einen geringeren
Netrag aufbringen als denjenigen, welcher sich für die Ciuilbevölkerungder Gesamt-
prouinz unter Ausschlußder Stadtkreise ergiebt;

2. an direktenKreis- beziehungsweise Gemeindesteuernmehr erheben als
in Landkreisen 75°/«
in Gemeinden 250"/»

der Stcmtseinkommeusteueruud der staatlich veranlagten Grund-, Gebäude- und
Gewerbesteuer;

3. für Armen- nnd Wegezwecke mehr aufzuwendenhaben als
in Landkreisen 50 °/n
in Gemeinden 100 °/°

der vorerwähnten Steuer.
Dabei sollen die Staats-, Kreis- und Gemeindesteuernnach dem durchschnittlichenVeran-

lagungs-Soll derjenigendrei Etatsjahre berechnet werden, welche dem zuletzt verflossenen Etatsjahre
vorangegangensind.

Nun sollen ferner außer den nach 8 1 zu berücksichtigendenauch diejenigenKreise und
Gemeinden an den Renten in der Regel beteiligt werden, bei denen zwar die unter § 1 Nr. 2,
nicht aber die unter § 1 Nr, 1 bezeichnete Voraussetzungzutrifft, also die mehr Krcisabgnbenwie
75°/», oder mehr Gemeindcabgabenwie 150 °/n erheben, wenngleichder Kopfsatz der Staats-
einkommeusteuer nicht geringer ist, wie der Durchschnittssatz der Provinz, sofern sie dann für Armen-
und Wegezweckemindestens75°/» in Landkreisen und mindestens150"/» in Gemeindenaufwenden.

Der Betrag, der hiernachan Rente zur Verteilung kommen wird, ist als geringer ange¬
nommen worden, als derjenige, der überhaupt in Höhe von zwei Dritteln zur Verfügung steht,
und über den Rest ist nun auch noch eine Bestimmung in den Grundsätzenenthalten. Der Rest
kann zu Unterstützungen an Gemeinden und Kreise auf deren Antrag verteilt werden, bei denen zwar
die Voraussetzungder vorgenanntenParagraphen nicht vorliegt, die aber unter der Bedingung, daß
sie diese Unterstützung bekommen, zu Verbesserungen im Armen-und Wcgcwesen fähig und bereit find.

An diese Grundsätzeschließt sich nun das Reglement an und ich glaube, darüber fortgehen
zu können, diese Bestimmungenim einzelnenzu wiederhole».

Das Reglement, welches Sie auf Seite 14 abgedruckt finden, hat in der Kommisston
eine kleine Abänderung erfahren: nämlich in ß 7 ist gerade diese letzte Bestimmungwegen Verteilung
der nicht zunächst als Rente in Betracht kommenden Restsumme etwas geändert worden. Dort
heißt es in § 7:

„sie soll als Beihülfe Verwendungfinden zu Verbesserungen im Armen- und Wegewesen
für solche Kreise und Gemeinden, die zu derartigen Verbesserungenohne Gewährung
der Beihülfe nicht fähig sind."
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Hier wird von der Kommission der Wortlaut wiederhergestellt, wie er in den Grundsätzen steht:
„welche aber zu Verbesserungenim Armen- und Wegewesen unter der Bedingung
einer Unterstützungfähig und bereit sind."

Dann ist im Gesetz vorgesehen, daß die Verteilung immer auf je drei Jahre erfolgt. Dem
hat das Reglement im Entwurf Rechnung getragen, indem es in Z 6 die Bestimmungaufgenommen hat:

„Die Verteilung erfolgt auf je drei Jahre, beginnend mit dem 1. April 1903."
Die Kommissionhat aber doch Bedenken getragen, diesem Reglement schon jetzt eine

Fassung, die für die weitere Zukunft maßgebend bleibt, zu geben. Sie glaubt vielmehr, daß erst
noch Erfahrungen gesammeltwerden müssen und daß zu dem Zwecke es nützlich ist, den in dem
Reglement festgelegten Verteilungsgrundsatzzunächst nur auf drei Jahre gutzuheißenund sie schlägt
deshalb vor, ohne den 8 6 des Entwurfes zu ändern, als besonderen § 10 am Schluß hinzuzufügen:

„Dieses Reglement gilt zunächst nur für den Verteilungszcitraum der drei Jahre vom
1. April 1903 bis 31. März 1906."

Es wird Sie nun wahrscheinlich interessieren, meine Herren, noch kurz zu erfahren, wie
die praktische Vetätiguug der Verteilung für die Provinz sich augenblicklichgestaltet, denn die
Kenntnis dieser Ermittelungen ist wohl eine notwendigeUnterlage für die Frage, ob das Reglement
in dieser Weise, wie es Ihnen vorliegt, anzunehmenist.

Es stehen also die bereits erwähntenzwei Drittel von 647825 Mark, das sind 431883 Mark,
zur Verteilung. Die erstmaligenstatistischenErhebungenfür die Unterverteilungdieser Summe haben
ergeben, daß von den Kreisen keiner in Betracht kommt — denn es ist in der Rheinprovinz kein
Kreis, der mehr als 75 °/u Umlage erhebt — dagegenvon den 3286 Gemeindender Provinz 1651,
die dem ß 1 Ziffer 1 der Grundsätzeentsprechen, also die eine auf den Kopf der (Zivilbevölkerung
entfallende geringere Staatseinkommensteueraufbringen, als die Durchschnitts-Einkommensteuerauf
den Kopf der Bevölkerungder Provinz, das sind 3,52 Mark.

Von diesen 1651 Gemeinden genügen 1222 den Anforderuugender Ziffer 2 des § 1 der
Grundsätze, insofern sie an Gemeindesteuernmehr als 200 °/n der Staatseinkommensteuerund der
staatlich veranlagten Realsteuer erheben. Von diesen 1222 Gemeinden entsprechennoch 658 der
dritten Voraussetzung, indem ihre Aufwendungen für Armen- und Wegezwecke mehr als 100°/»
der Staatssteuern betragen. Diese Zahl von 658 Gemeinden sank auf 55? bei Erhöhung der
Belastung mit Gemeindesteuern von 200 auf 225 °/o und sank weiter auf 451 Gemeinden, wenn
der Prozentsatz auf 250 festgesetztwurde.

Nun waren diese Erhebungen ungenügend und liefertenkein zutreffendes Bild. Es wurden
neue veranlaßt und zur Vermeidung einer zu weitgehendenZersplitterung auf die Gemeinden
beschränkt,die bei Festhaltung der übrigen Anforderungen des § 1 der Grundsätze an Gemeinde¬
steuern mehr als 250 °/o der Staatseinkommensteuer und der staatlich veranschlagtenRealsteuern
erheben. Das sind 493 Gemeinden.

Was nun die Unteruertcilung an diese 493 Gemeinden betrifft, so würden sich ergeben:
für den RegierungsbezirkAachen mit 3? solcher Gemeinden 3? 735 M.

Coblenz „ 200 „ „ 75 318 „
Cöln „ 35 „ „ 73 051 „
Düsseldorf „ 11 „ „ 22 843 „
Trier „ 209 „ „ 94 942 ^^

das gibt für die ganze Provinz ...... 303889 M.
Es bleiben also von den ............. 431883 „

die insgesamt zur Verteilung stehen ............. 12? 994 M.
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übrig, die solchen Kreisen und Gemeinden auf deren Antrag bewilligt werden können,welche unter
der Bedingung dieser Beihülfe für Armen- und Wegeweseneinzutreten und Verbesserungenzu
machenfähig und bereit sind.

Ich schließe (Bravo!) damit, daß ich Ihnen den Antrag der Kommission auf Genehmigung
dieses Reglements zur Annahme empfehle.

Es ist damit noch ein zweiter Antrag verbunden, wie Ihnen die Drucksachezeigt, uiimlich:
daß dem Kreise Wetzlar, der seine Straßen schon in eigener Unterhaltung hat, aus
dieser Reute vorweg eine jährliche Rente in Höhe von 700 Mark zu überweisen sei.

Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Beratung und gebe zunächst dem Herrn Abgeordneten
von Grand-Ry das Wort.

Abgeordneter von Grand-Ny: Meine Herren! Ich will mich der Annahme des
Reglements nicht entgegenstellen, obgleich sehr große Bedenken gegen dasselbe erhoben werden können.
Das starre Festhalten an dem Prozentsatz der Steuer gibt doch tatsächlich kein volles Bild der
Leistungsfähigkeit der Gemeindenselbst. Das Reglement hat wesentlich seinen Grund in den östlichen
Verhältnissen,und infolgedessen treten auch die Kreise hier mit in den Vordergrund. Das einzige
Moment, das zur Annahme wohl veranlassen kann, ist eben das, daß das Reglement nur für
bestimmteZeit hier vorgeschlagen wird. Ich hoffe, daß die Provinzialverwaltung die Zeit benutzen
wird, um die Grundsätze der Verteilung gründlich zu untersuchenund vor allem auch nach
allgemeinenGesichtspunktendie Leistungsfähigkeit der Gemeinden festzustellen.

Ich weiß auch nicht, ob hier bei der Feststellung,die der Herr Berichterstattervorgelesen
hat, die Forensalsteuermit einbegriffen ist. Auch das ist ein wesentliches Moment für die Beurteilung
der Steuersätzeder betreffendenGemeinden.

Mein Wunsch geht dahin, daß also die Provinzialverwaltung ernstlich die Grundsätze
prüft und uns demnächst Vorschläge macht, die unseren Verhältnissenmehr entsprechen, als hier in
dem Reglement festgelegt ist.

Vorsitzender Becker: Sonst hat sich niemand weiter zum Wort gemeldet. Ich schließe
die Beratung und frage, ob der He« Berichterstatternoch das Wort wünscht.

BerichterstatterAbgeordneter Freiherr Laur von Münchhofen: Ich hätte nur kurz
darauf zu antworten, daß die Zustcherungen,die in der Kommissionbereits gegeben sind, wohl die
Bedenken,die — ich darf es offen sagen — auch mir persönlich nahe lagen, vorläufig'beseitigthaben.

Ich hoffe, daß in drei Jahren ein von dem allgemeinen,für alle Provinzen gleichmäßigen
Schema abweichendes,für unsere einzelnen Kreise und Gemeinden günstigeresResultat gezeitigt
werden wird.

VorsitzenderBecker: Wir kommen zur Abstimmung. Gegenanträge liegen nicht vor.
Ich bitte diejenigenHerren, welche die Anträge der 1, Fachkommission annehmen wollen,

sitzen zu bleiben. — Die Anträge sind angenommen.
Wir kommen zum Gegenstand 22 der Tagesordnung:

Antrag der Kommission zur Vorberatung eines Gesetzentwurfes, betreffend
Bildung einer Genossenschaft zur Regelung der Vorflut und zur Abwasser¬
reinigung im Emschergebiet.

Berichterstatterist Herr AbgeordneterZweigert, dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterAbgeordneterZweigert: Meine sehr verehrten Herren! Im vorliegenden

Falle handelt es sich zwar um eine Ausgabe von so erheblichem Umfange, wie sie vielleicht die
Provinz noch niemals beschäftigthat, Aber, meine Herren, der vorliegendeFall unterfcheidet sich

33
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von den sonstigen Ihnen gewohnten Vorlagen dadurch, daß diesmal von der Provinz kein Pfennig
Beitrag gefordert wird, und ich würde unmaßgeblichdieses Vorgehender Interessenten des Rheinisch-
Westfälischen Ruhrkohlenreviersden Interessenten von Meliorationen in den sonstigen Bezirkender
Provinz als nachzuahmendesBeispiel empfehlen. (Heiterkeit)

Es handelt sich, meine Herren, für die Provinz und den Provinziallandtag allein um eine
gutachtliche Äußerung, In dem Rheinisch-Westfälischen Ruhrkohlenrevierhat sich seit längerer Zeit
in den Vorflutuerhllltmssenein Übelstcmd geltend gemacht, dessen Beseitigungzwar von einzelnen
Verbänden zum Teil auch mit Erfolg versucht worden ist, aber bis heute uoch nicht völlig gelungen
ist. Es hat sich deshalb allgemeindie ÜberzeugungBahn gebrochen, daß nur durch die Zusammen¬
schließung aller hier vertretenen Interessen und durch eine gemeinschaftliche Arbeit es möglich sein
wird, die in den Vorflutinteressen und in sanitärer Beziehungvorhandenen großen Bedenken zu beseitigen.

Auf Anregung des Herrn Negierungs-Prä'sidentenvon Arnsberg hat sich deshalb ein
Komitee gebildet, welches Vorarbeiten nach der Richtung hiu unternommen hat, und es sind durch
freiwillige Beiträge, teils der Interessenten, teils der Kreise und Gemeinden die Vorarbeitungskosten
im Betrage von 125 000 Mark aufgebracht, um ein Projekt über die Regulierung der Vorflut-
Verhältnisse im Emschertal aufzustellen,und diese Arbeiten sind nahezu beendet. Es handelt sich
nunmehr darum, Mittel zu finden, um das, was vorbereitetist, auch praktisch in die Wege zu leiten.

Die Kommission ist nun zu der Überzeugung gekommen,daß zu dem Zwecke der Weg
der Gesetzgebung beschritten werden muß, weil es uicht möglichsein wird, ohne Gesetzgebungalle
Interessenten willig zu machen, sich an dem Unternehmen zu beteiligen. Da nun dieser Gesetz¬
entwurf oder dieses Gesetz sich nur auf die Provinzen Rheinland und Westfalen und nur auf
einzelne Teile dieser Provinzen bezieht, so wird die Stantsregierung es für nutwendig halten, daß,
bevor sie einen Gesetzentwurf,dessen Notwendigkeitsie in den allerueischicdcusten Erlassen an sich
anerkannt hat, dem Landtage der Monarchie zur Beschlußfassungvorlegt, die beiden Provinzial-
landtage der Rheinprouinz und der Provinz Westfalen sich über den Gesetzentwurfgutachtlich
äußern, und da nun damals nicht anders vorausznsehen war, als daß unser Landtag erst wieder
nach zwei Icchreu zusammen kommen sollte, so hielten wir es für notwendig, schon jetzt eine
Äußerung des Landtages herbeizuführen,da die Angelegenheit drängt uud wir nicht eine volle
zweijährige Frist verlieren wollen.

Nun haben Sie zwar beschlossen, nur einjährige Etatsperioden einzuführen, und wir
werden daher voraussichtlich uns im nächstenJahr wieder hier vereinigen. Aber, meine Herren,
auch eine einjährige Hinausschiebungdes Erlasses des Gesetzeserscheint uns im Interesse der
gesundheitlichen Entwickelungdes Bezirks bedenklich, und ich habe daher den Versuch gemacht, das
zu erlassendeGesetz schon jetzt Ihrer gutachtlichen Äußerung zu unterbreiten. In dankenswerter
Weise sind die Herren daranf eingegangen,und die ganze Sache hat dann in der Kommissionin
zwei Sitzungen eine eingehendeBeratuug erfahren.

Gegen den Entwurf wurden hauptsächlich zwei Bedenken geltend gemacht. Das erste
Bedenkenwurde gegen das Projekt selbst erhoben. Es wurde nicht das Projekt an sich bemängelt,
wie es vorlag, die technische Seite desselben, sondern es wurde nur hervorgehoben,daß bei der
Kürze der Zeit eine eingehendePrüfung dieser technischen Seite ausgeschlossen erscheine. Sodann
wurde gegen den Inhalt des Gesetzentwurfsgeltend gemacht, daß darin über den Verteilungs¬
maßstab der Kosten zwar allgemeineRegeln gegeben seien, daß es aber wünschenswerterscheinen
möchte, diese Regeln noch detaillierter hervorzuheben,insofern, daß einmal die Unterlieger etwas
anders behandelt würden wie die Oberlieger, weil sie weniger Vorteil von der Sache hätten als
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die Oberlieger und daß alle diejenigenKosten, die die einzelnen Interessenten bereits freiwillig
aufgewendethaben, zur Anrechnungkommen müßten. Diese beiden Bedenken,eins also technischer
Natur, das andere finanziellerNatur wurden in der Kommission erhoben, und man hat sich dabej
gesagt, daß das erste technischeBedenkenzur Zeit nicht zu beheben sei. Es ist richtig, daß das
Projekt noch nicht vollständigvollendet ist, sondern nur erst in seinen Grundzügen fertig ist und
erst etwa Ende Juni ganz fertig sein wird. Es war daher diesem Bedenkeninsofern stattzugeben,
als über die technischeSeite der Sache eine Nachprüfungstattzufindenhabe. Bei dieser Gelegen¬
heit ist nun hervorgehoben worden, daß man sich dann auch vollkommenfrei dem vorliegenden
Projekt gegenüberhalten müsse und diese Nachprüfungnicht beschränken dürfe auf das vorliegende
Projekt, sondern ganz allgemein sich den Weg offen halten müsse, andere Projekte zur Vorbereitung
mit vorzuschlagen.

Das zweite finanzielle Bedenkenhinsichtlichder Kostenverteilungwurde zwar von einem
Orte als nicht berechtigt bezeichnet,anderseits aber wurde doch wenigstens soviel nachher mit
Einstimmigkeitbeschlossen, daß eine eingehende Prüfung auch dieses finanziellenBedenkensüber
den Kostenverteilungsmaßstllbeine Notwendigkeitsei, und so hat sich denn die Kommissionin dem
Sinne geeinigt, daß sie im allgemeinen die Notwendigkeit der Verbesserung der Vorflut- und
Abwässerbeseitigungsverhältnisse in dem Emscher Revier einstimmig anerkannt hat, ebenso einstimmig
hat sie sich aber auch auf den Antrag geeinigt, der in Nr. 139 der Drucksachen vorliegt und sich in
Ihren Händen befindet. In dieser Resolution wird unter Nr. 1 ausgesprochen,daß die Emscher-
regulierung notwendig ist, daß zu dem Zwecke die Bildung einer Genossenschaft stattfinden soll
und zwar einer Zwangsgenossenschaft,daß diese Zwangsgenossenschaftgebildet werden soll aus den
Kreisverbänden, daß aber die Verteilung der Kosten nicht auf die eigentlichen Genossen, die
Kreisverbände, sondern auf die direkten Interessenten zu erfolgen habe, wie das im Gesetz
vorgesehen ist. Das, meine Herren, soll der Provinziallandtag jetzt entscheiden und beschließen.
Er stellt damit diejenigen gesetzgeberischenGrundsätzeauf, welche die KöniglicheStaatsregierung
zu einer Gesetzgebung bedarf, über die allein sie ein Interesse hat den Provinziallandtag zu hören.

Unter der Nr. 2 ist beantragt worden, Sie möchten dem Provinzialausschuß das vor¬
liegende Projekt überweisen, damit er nicht nur das vorliegendeProjekt sondern auch ältere und
etwa aufgestellte neue einer Prüfung unterziehen kann. Es sind damit gleichzeitig ihm auch
diejenigen Fragen überwiesen, die ebenfalls streitig geworden waren, und die ich vorher in
ausführlicher Weise erwähnt habe, die Frage der Kostenverteilung,Auch hier soll der Provinzial¬
ausschuß in eine Prüfung eintreten, ob nicht in Bezug auf die Kostenverteilungeingehendeund
nähere Vorschriftenin den Gesetzentwurf aufgenommenwerden könnten. Der Provinzialausschuß
soll dies aber nicht allein tun, sondern nach Anhörung einer von ihm zu wählendenKommission,
die er aus den Interessentenkreisenwählen mag, aber nicht nur aus den Kreisen der eigentlichen
Interessenten, sondern auch aus den Kreisen sonstiger in der Provinz sachverständigerLeute, die
über diese Angelegenheitsich ein Urteil zu bilden in der Lage sind.

Wir haben sodann in der Kommissionebenso einstimmigunter Nr. 3 beschlossen,Sie zu
ersuchen, den Provinzialausschuß zu bevollmächtigen, das Resultat seiner Prüfung der Königlichen
Staatsregierung mitzuteilenund von einer abermaligen Anhörung des Provinziallandtags Abstand
zu nehmen.

Nur auf diese Weise, meine Herren, ist es möglichein ganzes Jahr zu gewinnen, und
wir haben zu dem Provinzialausschuß das Vertrauen, daß er nach Anhörung der sachverständigen
Kommission die Prüfung in gewissenhafterund den Interessen unseres Bezirks entsprechender
Weise vornehmenwird.



260 43. Rheinischer Provinziallandtag, 8. Sitzung am 18. Februar 1903.

Sonach, meine Herren, habe ich auf Grund eines einstimmig gefaßten Beschlusses der
Kommission zu beantragen, Sie möchten das beschließen was auf Drucksache139 abgedruckt ist
und in Ihren Händen sich befindet. (Beifall.)

VorsitzenderBecker: Ich eröffne die Beratung. — Es meldet sich niemand zum Wort.
Dann schließe ich dieselbe.

Wir kommen zur Abstimmung. Ich bitte diejenigen Herren, welche den Antrag in
Drucksachen Nr. 139 annehmen wollen, sitzen zu bleiben. — Der Antrag ist angenommen.

Wir kommen zum 23. Gegenstandeder Tagesordnung:
Antrag der II. Fachkommission zu der Petition des Dr. msä. Grotthoff
in Sachen der Provinzial-Hebammenlehranstalt zu Cöln.

Berichterstatter ist der Herr AbgeordneterCaspcrs, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter Casvers: Meine Herren! Ihnen allen wohl ist der

Schriftsatz des Dr. Grotthoff zugegangen. Die Angelegenhrit wurde in die II. Fachkommission
verwiesen, ist dort geprüft worden, und ich habe die Ehre, dem hohen Hause den schriftlichen
Belicht über diefen Fall vorzutragen.

Die II. Fachkommission hat nach eingehenderPrüfung der Sachlage festgestellt, daß die
Beschwerden des Herrn Dr. Grotthoff unbegründet sind.

Der Sachverhalt ist folgender:
Nach Anstellung des Herrn Dr. Grotthoff erwies sich die Wahl dieses Herin als eine in

jeder Beziehung günstige und herrschte auch speziell zwischen dem Leiter der Prouinzial-Hebammen-
Lehranstalt und dem Herrn Dr. Grotthoff das beste Einvernehmen. Dies änderte sich leider von
dem Zeitpunkte an, als eine Bewerbung des Herrn Dr. Grotthoff um die Dircktorstelle für die
neue Hebammen-Lehranstalt in Elberfeld keinen Erfolg hatte, und es muß wohl dieser Mißerfolg
den Herrn Dr. Grotthoff außergewöhnlicherregt haben.

Die traurige Folge dieser Erregung äußerte sich nun zunächst darin, daß Herr Dr. Grotthoff
fortgesetzt dem Herrn Landeshauptmann Anzeigen über Unregelmäßigkeitenerstattete, welche geeignet
waren, die Geschäftsführungdes Herrn Dr. Frank, des Leiters der Anstalt, in ein ungünstiges
Licht zu stellen. Die Behauptung des Herrn Dr. Grotthoff, daß ihm keine Gelegenheit geboten
worden sei, sich zu diesen seinen Anzeigenzu äußern, ist vollständig unzutreffend. Aus den Akten
geht hervor, daß er am 30. Mai und auch am ?. Juni ganz eingehend vernommen worden ist.
Das Ergebnis der stattgehabten Vernehmungen und eingehenden Untersuchungen seitens der
Verwaltung war jedoch in keiner Weise belastend für die Verwaltung der Anstalt. Kleine Ver¬
sehen, welche zumeist die Geschäftsführungdes Rendanten betrafen, waren schon vor erstatteter
Anzeige des Herrn Dr, Grotthoff zur Kenntnis der Verwaltung gekommenund führten dahin,
daß dem schon bejahrten Herrn nahegelegt wurde, um seine Entlassung zu bitten, was inzwischen
auch geschehen ist.

Festgestellt muß hier werden, daß Herrn Dr. Grotthoff niemals ein Auftrag erteilt
worden ist, Untersuchungenund Erhebungen über vorliegendeMißstände anzustellen, wie von ihm
behauptet wird. Es wurde dem Herrn nur mündlich die Zusage gegeben, daß es ihm unbenommen
sei, etwa vorhandene Mißstände zur Kenntnis der Verwaltung zu bringen, mit der Zusicherung,
daß eine eingehende Prüfung stattfinden werde.

Dem fortgefetzten Drängen des Herrn Dr. Grotthoff, die Hülfe der Staatsanwaltschaft
in Anspruch zu nehmen, wurde seitens des Herrn Landeshauptmanns schließlichnachgegeben.
Das Ergebnis war nicht das von Herrn Dr. Grotthoff erwartete.
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Eine weitere Beschwerde des Herrn Dr. Grotthoff, dahingehend, es werde ihm von dem
Herrn Landeshauptmann die Herausgabe der eingesandten Iengnisse verweigert, ist ebenfalls
unbegründet. Zeugnisse sind bei den Wen keine vorhanden, und das angeblicheZeugnis des
Herrn Dr. Frank besteht in einem Berichte dieses Herrn an den Herrn Landeshauptmann. Fast
alle Anzeigendes Herrn Dr. Grotthoff enthalten zumeist schwere Anschuldigungen gegen den Direktor
Dr. Frank und hat dieser Herr schon um die Erlaubnis nachgesucht, gegen Herrn I)r. Grotthoff
eine Beleidigungsklageanzustreugeu. Die Erlaubnis ist dem Herrn Dr. Frank gegeben und wird
dadurch dem Wunsche der II, Fachkommission, durch gerichtliche Verhandlung auch nach außen hin
die Angelegenheitklargestellt zu sehen, somit Folge gegeben werden.

Die Entlassung des Dr, Grotthoff geschah wegen Achtungsvcrlctzung, Gehorsamsverweigerung
und Mißhandlung von Hebammcnschüleriunen, wegen des letzteren Vergehens ist Dr. Grotthoff zu
einer Geldstrafe von 120 Mark verurteilt worden.

Ein Verschuldender Provinzialverwaltung liegt nach Ansicht der II. Fachkommission in
keiner Weise vor und empfiehlt dieselbe dem hohen Hause, dem Antrage:

„Der Prouinziallandtag wolle über die Petition zur Tagesordnung übergehen,"
zustimmenzu wollen.

Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Beratung. — Es meldet sich niemand zum Wort.
Dann schließe ich dieselbe und darf wohl ohne besondere Abstimmungfeststellen, daß das hohe Haus
dem Antrage der II. Fachkommission beigetretenist.

Wir kommen zum GegenstandNr. 24 der Tagesordnung:
Antrag der I. Fachkommission zum Vorbericht zu dem Haupt-Haushalts¬
plan der Provinzialverwaltung der Rheinprovinz sowie zu den zu demselben
gehörendenHaushllltspläncn der einzelnen Verwaltungszweige und Anstalten

in Verbindung damit
Haupt-Haushaltsplan der Provinzialverwaltung.

Berichterstatterist Herr AbgeordneterDr. von Scmdt dem ich das Wort gebe.
Berichteistattter AbgeordneterDr. von Sandt: Meine Herren! Nachdemdie einzelnen

Etats feststehen, liegt es uns ob, den Haupt-Haushaltsplan nunmehr auch festzustellen.
Wie Ihnen bekannt, ist seitens des Provinzialausschusscsvorgeschlagen,eine Provinzial-

abgabc von 11'/2°/<> zu erheben,das heißt die gegenwärtigeProvinzialabgabe um 1°/o zu erhöhen.
Die Kommission ist dagegen der Ansicht, und schlägt Ihnen einstimmigvor, wie Sie auf Seite 144
der Drucksachen finden, nur eine Abgabe von 11°/° zu erheben und motiviert das wie folgt:

Es sind erspart worden zunächst 4950 Mark, indem das Gehalt des Dezernenten der
landwirtschaftlichenBerufsgenossenschafthalb auf diefe Berufsgenosfenschaftmit dem genannten
Betrage übernommen worden ist. Feiner hat die Auseinanderreißung des Etats, der ja für 2
Jahre aufgestelltworden ist, ergeben, daß 12 000 Mark für Fürsorgeerziehung,30 500 Mark für
Landarmenwefenund 18 000 Mark für die erweiterte Armenpflege erspart werden, indem eine
Steigerung dieser Ausgaben vorgesehen war, die aber erst im Jahre 1904 eintritt. Ferner soll
der Ständefonds um 30 000 Mark gekürzt, von 120 000 auf 90 000 Mark herabgesetztwerden
und der Dispositionsfonds des Provinzialausschusfesvon 30 000 auf 25 000, also um 5000 Mark.

Das ergiebt eine Summe von insgesamt 100 450 Mark. Hiervon gehen ab 20 000 Mark
an Einnahmen aus Präzipualleistungen, indem das Gesetz ja bekanntlichjetzt erst in Kraft tritt
und erst für das Jahr 1904 diese Präzipualleistungen erfordert werden können. Demnach ergiebt
sich ein plus von 80 450 Mark gegen den Etatsvoranschlag des Provinzialausschusses.
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Meine Herren! Es ist nun von der Annahme ausgegangen worden, daß das Steuersoll
welches 61,6 Millionen betrug, nicht herabgeht; dann würde sich das halbe Prozent, um das die
Fachkommission den Provinzialausschuh,wenn ich so sagen darf, herunterhandelt, auf 305 000 Mark
stellen, und abzüglich der erwähnten 80 450 Mark würde sich ein Defizit von 224 550 Mark ergeben.

Die Kommissionschlägt Ihnen vor, diesen Betrag aus dem Reservefondszu entnehmen,
der dem Landtag aus angesammeltenSteuern noch zur Verfügung steht. Dieser Reservefonds
beträgt 814 000 Mark. Es würden demnach im Reservefonds vr. pr. 600 000 Mark bleiben.

Meine Herren! Bei diesem Vorschlage ist die Kommission davon ausgegangen, daß
Reservefondszu Ausgaben reizen. Es ist weiter angenommen worden bei der Taxierung der
Gegenwart und der Zukunft, daß der Tiefpunkt der Mindereinnahmen wohl erreicht sei. Wir
glauben daher, daß der Reservefonds, der von uns angesammeltworden ist, auch zum Teil von
uns in Anspruch genommen werden kann und daß der Reservefondsin Höhe von 600 000 Marl
noch hoch genug sei.

Meine Herren! Schließlichist aber die ganze Frage, ob wir mit 11 Prozent auskommen
oder 11'/« Prozent erheben müssen ein Streit des Opportunismus mit dem Pessimismus. Der¬
jenige, der der Ansicht ist, daß das Staatssteuersoll erheblich fallen wird, muh 11^2 Prozent
bewilligen. Derjenige, der mit der Kommissionder Ansicht ist, daß es nicht erheblich fallen wird,
und der der Ansicht ist, daß der Reservefondsin der erforderlichenHöhe in Anspruchgenommen
werben kann, den bitte ich mit der Fachkommission, die einstimmig diesen Beschluß gefaßt hat, sich
auf 11 Prozent zu einigen. (Beifall.)

VorsitzenderBecker: Das Wort hat der Herr Landeshauptmann.
Landeshauptmann Dr. Klein: Meine Herren! Ich habe namens des Provinzialausfchusses

den Antrag zu stellen, der Provinziallandtag wolle beschließen, den Antrag der Fachkommission,
wie folgt, abzuändern: in Nr. 2 diefes Antrages zu bestimmen,daß zur Bestreitung der Ausgaben
11'/2°/o des berechneten Solleinkummens an direkten Steuern des Rechnungsjahres 1903 als
Provinzialabgllbe erhoben werden, Nr. 3 des Antrages der Fachkommissionzu streichen und in
Nr. 6 dieses Antrages die Worte „sowie des nach Nr, 3 einzustellendenBetrages lc." ebenfalls zu streichen-

Meine Herren! Der Proüinzialcmsschußhält also daran fest, daß es notwendig sei,
ll^o/o und nicht 11°/» als Umlage zu erheben. Wenn auch die Möglichkeitnicht verkannt
werden kann, daß auf dem von der Fachkommission betretenen Wege sich der Etat zum Abschluß
bringen ließ ohne ein Defizit auszuweisen, so erachtetder Provinzialausschußdiesen Weg doch für
recht bedenklich. Wir stehen augenblicklich noch im Zeichen des Niederganges und heute kann
niemand sagen, ob die Verhältnisse sich verbessern oder noch verschlimmernweiden. Jedenfalls
kommt in Betracht, daß das Jahr 1900, welches ein sehr gutes war, bei den nächsten Steuer¬
deklarationen nach dem dreijährigen Durchschnitteausfällt. Der Herr Berichterstatter hat darin
ganz recht, daß der springendePunkt bei der Sache in der Beurteilung der Zukunft liegt und
daß diejenigen, die glauben, daß die VerlMniffe sich bessern, für die 11°/o stimmen können,
während umgekehrt diejenigen, welche an eine baldige Besserungnicht glauben, für 11^2"/» ein¬
treten muffen. Der Provinzialausfchußmöchte kein Experiment in dieser Beziehung machen, weil
er dies in Finanzsachm doch für zu gefährlich hält und hat derselbe sich deshalb für den sicheren
Weg entschieden. Es kann in der Tat niemand sagen, ob eine Besserung in diesem Jahre noch
eintritt oder nicht. Tritt sie nicht ein, so kann Ihnen aber heute schon vorausgesagt werden, daß
alsdann bei der Aufstellungdes nächsten Etats Schwierigkeitenerwachsen werden. Sie haben dann
nicht bloß größere Ausgaben zu decken, sondern auch noch infolge Rückganges der Steuern mit
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einem Defizit in den Einnahmen zu rechnen und es wird Ihnen dann schwer werden, den Etat
zum Abschlußzu bringen, ohne eine wesentliche Erhöhung der Umlage eintreten zu lassen. Der
Provinzialausschuß schlägt Ihnen vor, das Experiment nicht zu machen. Wollen Sie es aber
machen, meine Herren, so trifft Sie natürlich auch die Verantwortlichkeit.

Vorsitzender Becker: Das Wort hat der Herr Abgeordnete von Grand°Ry.
Abgeordnetervon Grand-Rr>: Meine Herren! Als bei dem vorigenEtat der Provinzial-

landtag vorschlug, die Umlage ^2 Prozent herabzumindern,haben wir dieselben Bedenken und
Befürchtungenaussvrechen hören und haben denselbenWiderstand des Provinzialausschussesund
des Landeshauptmannes erfahren wie heute. Es ist ja selbstverständlich, daß je mehr Geld vor¬
handen ist, es um fo angenehmer für den Prooinzialausfchuß fein muh, weiter eine freiere Hand,
eine freiere Verfügung hat.

Aber auf der anderen Seite, meine Herren, entsteht doch die Frage, ob der Provinzilll¬
landtag nicht ernstlich zu erwägen hat, ob in einer solchen Zeit minderer Einnahmen höhere
Umlagen erhoben werden sollen. Wir haben nach dem Vorberichte,der uns erstattet ist, keinen
Nachteil bei der Verminderung um '/« Prozent gehabt, eine Summe von 814 000 Mark ist zur
Verfügung des Landtages noch verblieben — ein Beweis, meine Herren, daß wir damals richtiger
geurteilt haben, als der Herr Landeshauptmann. Nun würden von diefer Summe 200 000 Mark
zu entnehmen fein, um dem Bedürfnis zu genügen und die Umlage auf 11 Prozent feststellenzu
können. Es bleiben dann noch zur Verfügung des Landtages im nächsten Etatsjahre, also auch
zur Verfügung des Provinzialausfchuffcsfür etwaige Ausgaben 600 000 Mark.

Wenn man erwägt, daß diese 814 000 Mark übrig bleiben, nachdem sämtlicheFehl¬
beträge und Überschreitungenabgerechnetworden sind, so kann man sich wohl dabei beruhigen,
daß die 600 000 Mark in Zukunft dem Provinziallandtag resp, dem Provinzialausschuß noch zur
Verfügung stehen.

Es kommt noch hinzu, meine Herren, daß wir einjährige Berufungsperiodenbeschlossen
haben. Es wird hierdurch die Sache erleichtert, denn wenn wir im nächsten Jahre zusammen¬
kommen,dann weiden wir leichter in der Lage sein, für etwaige weitere BedürfnisseMittel zu
schaffen, was bei einer zweijährigen Periode durchaus schwierig wäre, (Sehr richtig!)

Es ist überhaupt zu beklagen — und es wäre wünschenswert,daß es abgändert würbe,
hier sowohl wie bei der Einkommensteuer— daß das Soll des laufenden Jahres der Berechnung
für die Umlage zu Grunde gelegt wird Würde das Soll des vergangenen Jahres zu Grunde
gelegt, dann würde man eine ganz sichere Beurteilung der Verhältnisse haben. Das ist jetzt
ausgeschlossen.

Der Provinzialausschuß hat diesem Umstände insofern Rücksicht getragen, als er das
Soll von 61 700 000 Mark mit Rücksicht auf die Ausfälle um 700 000 Mark heiunterfetzt Ich
fehe lllfo die Notwendigkeitnicht ein, meine Herren, die Provinz mit '/» Prozent Steuern mehr
zu belasten, da ein Reservefonds von 600 000 Mark bleibt und die Provinzialverwaltung auch
bei der Beurteilung des Solleinkommensauf etwa mögliche Ausfälle Rücksicht genommenhat.

Ich bitte also, meine Herren, bleiben Sie bei dem Vorschlage Ihrer Fachkommission und
überlassenes der Zukunft im nächsten Jahre, ob dann eventuell eine Erhöhung notwendig erscheint.

Die Änderungen, die der Herr Landeshauptmann vorgeschlagen hat, sind soweit ich
übersehe, nur Konsequenzenseines ersten Vorschlagesll^ Prozent zu erheben. Ich brauche
hierauf nicht weiter einzugehen. Nehmen Sie die 11 Prozent an, fo werden die anderen Vor¬
schläge des Herrn Landeshauptmanns von selbst beseitigt sein. (Beifall.)
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Vorsitzender Becker: Es hat sich niemand weiter zum Wort gemeldet. Ich schließe die
Beratung. Wünscht der Herr Berichterstatter noch das Wort? (Berichterstatter Abgeordneter
vi-, von Sandt: ich verzichte.)

Vorsitzender Becker: Der Herr Berichterstatter hat verzichtet. Wir kommen zur Ab¬
stimmung. Ja, meine Herren, wir werden wohl am besten tun, über den Antrag der I. Fach¬
kommission abzustimmen. Das ist die Abweichunggegen den Vorschlagdes Provinzialausschusses.
Es ist eins wie das andere. Man kann es auch umgekehrtmachen. Aber ich glaube, eigentlich
ist es richtiger, wenn wir über den Antrag der I. Fachkommission abstimmen, denn der Antrag
Klein stellt ja nur die Vorlage des Provinzialausschusseswieder her. (Zustimmung.)

Wenn also kein Bedenkendarüber obwaltet, dann werde ich über den Antrag der ersten
Fachkommission abstimmenlassen; wer den nicht will, wer höher gehen will, stimmt dagegen.

Sind die Herren damit einverstanden? — Dann werde ich danach verfahren und bitte
diejenigenHerren, welche den Antrag der I. Fachkommissionannehmen, also die Steuer nur um
'/2 Prozent erhöhen wollen, sich von ihren Sitzen zu erheben. (Geschieht.) Das ist die große
Mehrheit. Der Antrag ist angenommenund daher der Gegenstand erledigt.

Wir kommen zum letzten Gegenstand der Tagesordnung:
Antrag der I. Fachkommission zum Bericht des Provinzialausschusses,
betreffend den Vermögensstand des Rheinischen Provinzialverbandes.

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Freiherr Laur von Münchhofen, dem ich das
Wort gebe.

BerichterstatterAbgeordneter Freiherr Laur von Münchhofen: Meine Herren! Der
Belicht liegt gedruckt in Ihren Händen. Der Herr Landeshauptmann hat ihn in der Kommission
erstattet. Anstünde sind nicht geltend gemacht worden. Die Kommission beantragt, den Bericht
durch Kenntnisnahme für erledigt zu erklären. (Bravo und Heiterkeit.)

Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Beratung. — Es meldet sich niemand zum Wort.
Ich schließe dieselbe und darf wohl ohne besondere Abstimmungfeststellen,daß Sie dem Antrage
der I. Fachkommission zugestimmthaben.

Meine Herren! Damit sind wir am Ende unserer heutigen Sitzung.
Ich möchte mir aber noch einige Bemerkungenerlauben. Zunächst, was die Tagesordnung

der nächsten Sitzung anlangt, so haben wir noch zu erledigen
1. den heutigen auf die morgige Tagesordnung verschobenen Antrag Mooren, weil Herr

Mooren nicht anwesendwar;
2. eine Petition des Bürgermeisters in Neviges um die Bewilligung einer Beihülfe für

die Erbreiterung der Provinzialstraße in Neviges infolge von Verlegungund Erweiterung
des Staatsbahnhofes;

3. haben wir Wahlprüfungen noch zu erledigen,und
4. Rechnungsentlastungenzu erteilen.
Das sind die sämtlichen Gegenständefür morgen.
Wenn ich darüber sicher wäre, daß KollegeMooren nicht noch längere Ausführungen

machte, dann würde ich meinen --------- (Zuruf: Setzen Sie es doch znm Schluß, dann können
wir gehen!) Dann würde ich doch lieber raten, daß wir morgen um 10 Uhr beginnen — die
Herren wollen doch gerne früh fort — damit wir sicher um 12 Uhr fertig sind. (Zuruf: Ich
möchte bitten den Antrag Mooren zum Schluß zu setzen, damit wir nach Hause können!)
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Meine Herren! Das können wir ja machen. Wenn Sie es wünschen, setzen wir den Antrag
Mooren an den Schluß. Aber dann ist wieder der arme Herr Berichterstatter benachteiligt.
(AbgeordneterDr. Kaufmann: Ich bitte ums Wort.) Ich möchte mich dagegen aussprechen. Ich
bin heute zurückgestanden, weil der Herr Abgeordnete Mooren nicht da war. Ich sehe aber nicht ein,
warum ich morgen über diesen ungeheuerwichtigenAntrag vor einem leeren Hause vortragen soll.
(Zuruf: Ich bitte jetzt vorzutragen. Dann kann es der Abgeordnete Mooren morgen noch einmal
vortragen!)

Vorsitzender Becker: Es ist hier der Antrag gestelltworden, den Antrag Mooren in die
letzte Linie zu setzen.

Ich bitte diejenigen Herren, die dafür sind, die Hand zu erheben.(Geschieht.) Das ist die
Minderheit! — (Heiterkeit.)

Der Antrag ist abgelehnt. (Bravo!)
Es bleibt bei der vorgeschlagenen Tagesordnungund wir beginne« unsere Sitzungum 10 Uhr.
Nun möchte ich aber noch zwei Bemerkuugcnmachen.
Einmal, meine Herren, möchte ich kurz bemerken, daß die Reisekosten und Diäten morgen

um 10 Uhr im Zimmer XXII bezahlt werden, und zwar in zwei verschiedenen Bureaus, die nach
den Buchstabengetrennt sind, so daß das keine Schwierigkeiten haben wird.

Wenn nicht einer von Ihnen noch das Wort wünscht, dann schließe ich unsere Sitzung.

(Schluß der Sitzung 3 Uhr 10 Minuten.)

Neunte Sitzung
im Ständehaus zu Düsseldorf am Donnerstag den 19. Februar 1903.

Beginn der Sitzung 10 Uhr 20 Minuten.

Tagesordnung:
1. Eingänge.
2. Antrag der IV. Fachkommission zu dem Antrage des AbgeordnetenMooren, betreffendErst¬

und Niers-Melioration.
3. Antrag der III. Fachkommissionzu der Petition des Bürgermeisters in Neviges, betreffend

die Bewilligung einer Beihülfe zur Erbreiterung der Provinzialstrahe in Neviges infolge
Verlegung und Erweiterung des Staatsbahnhofes dafclbst.

4. Antrag der Wahlvrüfungskommission,betreffend die Prüfung und Gültigertlärung der für
den Provinzillllllndtag stattgehabten Ersatzwahlen.

5. Antrag der I. Fachkommission auf Entlastung von Rechnungen.
6. Antrag der II. Fachkommission auf Entlastung von Rechnungen.
7. Antrag der III. Fachkommission auf Entlastung von Rechnungen.
8. Antrag der IV. Fachkommission auf Entlastung von Rechnungen.

34
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VorsitzenderBecker: Ich eröffne die Sitzung. Das Protokoll über die Plenarsitzung
vom 18. d. Mts. liegt auf dem Tische des Hauses auf.

Schriftführer für die heutige Sitzung sind die Herren Abgeordneten Dr. Momm
und Snethlage.

Wir treten in die Tagesordnung ein: Eingänge.
Herr Geheimer KommerzienratHeuser in Cöln hat die auf ihn gefalleneWahl in den

Provinzialausschuß angnommen.
Herr Bergrat Kreuser ist wegen einer dringenden Reise entschuldigt.
Meine Herren! Ich bitte mich dann wie üblich zu ermächtigen, das Protokoll über die

heutige Schlußsitzung gemeinschaftlichmit den Schriftführern namens des Prouinziallandtages
festzustellen. — Ein Bedenkenwird nicht laut, dann stelle ich Ihr Einverständnis fest.

Ich wiederholedann nochmals, daß die Zahlung der Tagegelder und Reifekosten an die
Herren Abgeordnetenin Zimmer XXII erfolgt.

Wir kommen zum zweiten Gegenstand der Tagesordnung:
Antrag der IV. Fachkommission zu dem Antrage des Abgeordneten
Mooren, betreffend Erst- und Niers-Melioration.

Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteDr. Kaufmann, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter AbgeordneterDr, Kaufmann: Der Antrag des Abgeordneten Mooren

ist einem großen Teil des hohen Hauses wohl schon bekannt. Der Herr AbgeordneteMooren
nimmt sich der finanziellenVerhältnisseder Erst- und Niers-Melioration seit vielen Jahren mit
außerordentlichemEifer und großer Wärme an. Leider ist ihm allerdings ein Erfolg bisher noch
nicht für feine Bemühungen zu teil geworden.

Die Gift- und Niersmeliorationensind in den fünfziger Jahren des vorigen Jahrhunderts
nach den Ausführungen des Herrn Antragstellersmehr unter dem Druck der Verhältniffe als durch
freiwilligenZusammenschlußder Wiesenbesitzer gegründet worden. Die Meliorationstechnikder
damaligen Zeit hat nicht gerade auf einer besonderen Höhe gestandenund so ist der Erfolg dieser
Verbesserung der Wiesen, wie allseitig anerkannt wird, kein sehr günstiger. Die Genossen der
Meliorationen haben Schulden über Schulden aufnehmenmuffen und sind zur Zeit mit einem
Schuldbetrag von über einer Million belastet.

Der Herr Antragsteller hat nun den Versuch gemacht, den Herin Landwirtschaftsminister
für seine Angelegenheitzu erwärmen und noch vor kurzer Zeit im Hause der Abgeordnetenseinen
Antrag lebhaft befürwortet. Der Herr Minister hat sich aber außer stände erklärt, die Schuldenlast
der Melioration auf Staatsfonds zu übernehmen.

Der Herr Antragstellerversucht nun heute, an Ihre Milde und Ihre Güte zu appellieren
und Sie zu bitten, seinen Antrag auf Übernahme der Schuldenlast der Meliorationen auf Staatsfonds
zu unterstützen. Die IV. Fachkommission hat sich der Sache, soweit es ihr bei der späten Anbringung
des Antrages Mooren möglich war, angenommen, allein bei einer näheren Prüfung ist die
Kommission zu der Überzeugunggelangt, daß ohne das erforderliche Aktenmaterial, das ihr nicht
vorlag, eine Stellungnahme zu der Angelegenheit nicht möglich sei. Und so bittet die IV. Fach¬
kommission, zunächst die Angelegenheit dem Provinzialausschußzu überweisen,damit sie in ordnungs¬
mäßiger Weise für die nächste Session vorbereitet wird. Dann wird die Kommissionund wohl
auch das hohe Haus sich der Angelegenheitmit der Sympathie annehmen, die sie nach den Aus¬
führungen des Herrn Antragstellersverdient, die im übrigen von dem Herrn Landeshauptmann in
der Fachkommission durchweg bestätigt worden sind.
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Ich bitte also, meine Herren, dem Antrag der Fachkommission zuzustimmen und zunächst
den Provinzialausschußmit der Vorbereitung der Angelegenheit betrauen zu wollen.

Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Beratung und gebe zunächst dem Herrn Abgeordneten
Mooren das Wort.

Abgeordneter Mooren: Meine Herren! Beim Betteten der Tribüne wird mir von
befreundeterSeite zugerufen: kurz, kurz! Ich huldige der Devise: in der Kürze liegt die Würze.

Zunächst danke ich Ihnen verbindlichst dafür, daß Sie die Güte haben, mich zum Worte
zu verstatten. Indes als Antragsteller bin ich es der guten Sache schuldig, hier eine Lanze
einzulegenfür die fehr bedrängten kleinen Wiefengenosfen an der Erft und an der Niers.

Mein verehrterFreund, Herr Kaufmann, hatte bereits die Güte, in der ihm eigenen klaren
Skizzierung das Wefen der Sache darzulegen. Indes einige Worte — aber nur wenige—
wollen Sie mir doch gestatten.

Meine Herren! Es war in den fünfzigerJahren, wo unfere Meliorationstechniknoch
garnicht entwickelt war, als dank der Fürsorge der Königlichen Regierungen in Düsseldorfund in
Cöln die Pläne der Entsumpfung der Niers- und Erwiederungen studiert wurden. Ich bringe
beide hier miteinander in Verbindung, weil sie eine auffallendeÄhnlichkeit haben und an Oastoi-
und ?ollux erinnern könnten. Es wurde damals operiert — ich habe als Knabe gewissermaßen
mit an der Wiege der Genossenschaft gestanden — auf Grund eines napolconifchen Dekrets aus
dem Jahre 180?, »ur 1e äesöoKeiusQt äs» marals. Daß die Genossen zusammengeschweißt
wurden, erscheint an und für sich nur eine gute und nützliche Maßregel, wissen wir doch alle
aus Erfahrung, daß, wenn man bei der Ausführung von Landesmeliorationenso lange warten
wollte, bis alle Interessentendamit einverstanden sind, das eben auf jede Verbesserung verzichten hieße.

Meine Herren! Darf ich hier nur erinnern an die Konsolidationder parzelliertenGrund¬
stücke mit ihren höchst segensreichenFolgen — welchen Schwierigkeiten ist sie begegnet? — an die
Ausführung der Vicinal- und Kommunalwegebauten,an die Bepflanzung der Gemeindegrundstück
Öden u. s, w. Wenn man da stets an ein Scherbengerichtappellieren wollte, dann würde nn.n
sicher nie etwas gutes zustandebringen.

Indes wurde damals seitens der Organe der Königlichen Staatsregierung auf das positivste
erklärt: in 20, 25 Jahren weiden die bis jetzt der periodischenVersumpfung ausgesetztenGrundslücke
dank dem geregelten Entwässerungssystemeinen so hohen Ertrag liefern, daß die Kosten der
Melioration dagegen vollständigverschwunden sein werden. Dann wird es heißen: Euer Schuldbuch
sei vernichtet und alle Genossen werden erleichtertaufatmen.

Meine Herren! Ich habe schon zu Eingang betont, daß damals unsere Meliorations¬
technik noch nicht entwickelt gewesen ist. Jetzt haben wir Meliorationen unter anderem auch im
Clevischen, im Kreise Rees und namentlich im Süden unserer Provinz ausgeführt, welche die kühnsten
Hoffnungenweit übertroffen haben. Dafür gebührt der Königlichen Staatsregierung der wärmste
Dank. Das sei an dieser Stelle lieber anerkannt, weil ich ja die Verpflichtunghabe, hier einen
Wermutstropfen einfließenzu lassen.

Meine Herren! Man hat alle diese Meliorationen zwangsweiseausgeführt. Ich gehe
auf die weite Gefchichte nicht näher ein. Das aber darf ich noch sagen: die Kosten sind ganz
erheblich überschritten worden, um 50, 60 °/° des Voranschlages. Man hat zugleichBewässerungs¬
anlagen ausgeführt, die eigentlich in dem Hauptplan nicht vorgesehen waren, welche leider das
Unternehmen in einer Weise verteuert haben, daß die Genossen,kleine Wiesenbesitzer an Erst und
Niers, heute noch unter einer großen Schuldenlast seufzen, weil sie nach den betreffenden Statuten

34"
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aus den Jahren 1856 und 1859 verpflichtet sind, dafür aufzukommen. Was sagen Sie, wenn
ich Ihnen hier auf Grund einer genauen Kenntnis der Verhältnissemitteile, daß viele Grundstücke
in dem Bezirk Vierscn-Gladbach,stellenweise auch an der Erst, kaum ihre Besitzer wechseln können,
weil diejenigen,die sie erwerben möchten, sich mit Recht sträuben, die damit verbundenenschweren
Meliorationskostenzu übernehmen. Meine Herren! Ist das eine Melioration? Man könnte sie
als das Gegenteil bezeichnen,

Indessen, die Sache ist ausgeführt, nicht blos hier am Rhein in der eben geschilderten
Weise, sondern auch iu den östlichen Provinzen, und da habe ich als Abgeordneterseit einer Reihe
von Jahren mit einem wahren Hochgefühlstets gefunden,daß die Königliche Staatsregierung, selbst
an ihre Brust schlagend, poocavi sagend, erklärt: die Schulden dieser Genossenschaften müssen auf
die Staatskasse übernommenwerden.

Meine Herren! Darauf exemplifiziere ich — Wenn solche und ähnliche Genossenschaften
in den östlichen Provinzen auf die Staatskasse übernommenwerden, wenn hier Niers und Erst
noch nnter einer Schuldenlast von nahe an einer Million seufzen, wenn die Erträgnisse nicht hin¬
reichen, wenn wir vor einigen Tagen in einer koulanten Weise für die Sieg, da wo keine gesetzliche
Verpflichtungvorlag, 2—300 000 Mark teilweise auf Provinzialfonds übernommenhaben, dann
frage ich: warum soll dann an Erst und Niers nicht in derselbenWeise operiert weiden?

Meine Herren! Ich spreche zu den Vertretern einer schönen Provinz, einer Provinz, wo
Ackerbau und Industrie sich gegenseitigfreundlichunterstützenmüssen, wo der Satz gilt: leben und
leben lassen. Daß wir das in dieser Session gezeigt haben, bedarf weiter keines Beweises.

Freilich Ihr gutes Herz würde ja wohl gern bereit sein, diese drückende Schuldenlast
ohne weiteres allein auf das Konto der Provinz zu übernehmen. Indeß das gute Herz unseres
Provinzialausschussesmüßte sich dagegen bäumen.

Ich resümiere mich also dahin: nicht die Nheinprovinz hat dafür aufzukommen,sondern
die KöniglicheStaatsregierung, welche damals von der Centrale in Berlin aus diese Genossen¬
schaften zwangsweise— wenn auch donn, 6cks — gebildet hat. Dafür muh diejenige Autorschaft
aufkommen, welche damals in dem guten Glauben gehandelt, aber nicht den von ihr selbst
gewünschtenErfolg erzielt hat.

Meine Herren! Es ist ja immer etwas peinliches, Namen zu nennen. Indeß die Erwähnung
eines Mannes, der in der Öffentlichkeit einen guten glänzenden Namen hat, darf bei diesem Anlaß
doch nicht unterdrückt werden. Es ist der frühere Landrat des Kreises Gladbach, Direktor
der Niers-MeliorationsgenossenschaftHerr Bödicker, der mir noch vor einiger Zeit sagte: „Sie
können diese Wunde in der landwirtschaftlichen Misere nicht zu freimütig hervorheben".

Meine Herren! Ich könnte noch — verzichte aber darauf, da Sie die Güte haben, mich
mit so großer Geduld anzuhören — Ihnen eine weitere Misere vorführen von der furchtbaren
Verseuchung,welche das Niersflüßchen im Kreise Gladbach bis weithin in den KreisenKempen,
Geldern und wie ich höre bald auch Clcve bis zu seiner Mündung in die Maas hervorruft. Ich
kann nur sagen: die Niers, auf deren Grunde früher Millionen Fischlein ein friedliches Leben
führten (Heiterkeit)— meine Herren, das ist für die Interessenten ein schmerzlicherVerlust — ist
zur oloao» maxima, geworden. Diese Bezeichnungverdient sie; noch gestern hatte ich Gelegenheit,
von einem in erster Linie berufenenKreisarzt, Herr Dr. Evcrs-Kempen,zu hören, der mich ermächtigt
hat, seinen Namen zu nennen, daß die sanitären Zustände an der Niers jeder Beschreibung
spotten und zum Skandal gewordensind.

Meine Herren! Sie alle, die Vertreter der schönen Rheinprovinz — wollen Sie den
Vorwurf auf sich kommen lassen, daß Sie die Stimme dieser kleinen Genossenan der Niers und
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der Erst überhören? Meine Herren! Diese gehören, wie ich neulich im Abgeordnetenhauseaus¬
geführt habe, zu den besten Aktionären des Staates, nnd sie erwarten sehnsuchtsvoll,daß ihre
Vertreter endlich ein freies, ein energisches Wort in dieser Sache führen. In dieser Beziehung
sind ja unsere Interessen zunächst dem ebenso fachkundigenwie liebenswürdigen und tüchtigen
Provinzialausschuß anvertraut. Er wird gelegentlich seine Wasserstiefel^ ich muß das etwas
llusmaleu — anziehen; er wird also die Niederungen von Euskirchenbis Geldern durchqueren,
und ich zweifle nicht daran, daß er dann den Mut haben wird, der Centrnl-Instanz in Berlin
darüber u. a. zu berichten. Diese Genossenschaften sind gebildet worden, ohne daß die Interessenten
— wie der Herr Minister irrtümlicherweiseauf Grund irriger Darstellung mir gegenüberneulich
im Abgeordnetenhausebehauptete — vorher ihre Zustimmung erteilt hatten; sie sind also gebildet
worden — wenn auch in redlicherAbsicht gegen den Willen der petitionierendenGenossen, und
da die Königliche Staatsregierung zweifellos die Autorschaft und die Verantwortlichkeithat, muß
sie auch für die Folgen aufkommen und darf dieselben nicht in Form einer drückenden Schuldenlast
auf die Schultern der Genossen abwälzen. Ich glaube, es sind bei der Niersgenossenschaft
ca 350 000 Mark und bei der Erftgenofsenschaftannähernd (Zuruf des AbgeordnetenGrafen
Beißel von Gymnich) 600000 oder 700 000 Mark. Man tut immer besser, etwas weiter zu
greifen, Herr Graf (Heiterkeit), denn man weiß ja, daß in der Regel bei diesen Gxtraordinaricn
eine kleine Überschreitungerfolgt, hier, da fällt mir gerade ein, Herr Graf: Sie sind ja der
berufeneVertreter der Erftgeuossenschaft und werden es mir also nicht verübeln, wenn ich hinzu¬
füge: viele Bauwerke an der Erst müssenmit großen Kosten repariert resp, erneuert werden und
das kostet wieder ein schmähliches Geld — ein schmähliches Geld, welches wir umsowenigerauf¬
bringen können, als es uns sogar an Mitteln fehlt, auch in diesem Bezirk die verheißenedringend
nötige Revision des Beitrags-Katasters eintreten zu lassen. Das beweist alles.

Meine Herren! Ich könnte darüber noch recht viel sagen, es drängt sich noch sehr viel
an Betrachtungen auf. Indessen, da Sie die große Güte gehabt haben — leider war ich gestern
verhindert, weil ich in meiner früheren Residenz Kempen einer größeren Festivität unbedingt
beiwohnenmuhte — meine Ausführungen so geduldig und anscheinend mit Aufmerksamkeit anzu¬
hören, lege ich also die Geschicke der hilfesuchendenGenossenschaften an der Niers und an der
Erst vertrauensvoll in die Hände des Rheinischen Provinzialausschusses,der, wie ich fest überzeugt
bin, in unferer nächsten Session erklären wird: Hier ist die Hülfe angezeigt, denn hier liegt
mindestensdieselbe Not vor, wie bei den staatlich sanierten Genossenschaften in den östlichen
Provinzen. Was dem einen recht, ist dem andern billig. Der Provinzialausschuß wird sich als
Dolmetsch unserer berechtigtenWünsche— das ist schon heute meine frohe Überzeugung— in
dem Satze gefallen, den ich jetzt schon gewissermaßenin einer kühnen Prophet« ausspreche,daß
er den kleinen Besitzernan der Erst und Niers endlich das erlösendeWort zurufen wird: „Euer
Schuldbuchsei vernichtetund werde denjenigenübertragen, welche die Verantwortung und Autor¬
schaft dafür aufzuweisenhaben, alfo nicht den Genossenoder der Provinzialverwaltung, sondern
der KöniglichenStaatsregierung". (Lebhafter Beifall.)

VorfitzenderBecker: Es meldet sich niemand weiter zum Wort, Dann schließeich die
Beratung. Der Herr Berichterstatterverzichtet.

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag der IV. Fachkommission, den Antrag
Mooren dem Provinzialausschußzur Vorprüfung und Berichterstattungzu überweisen.

Ich bitte diejenigen Herren, welche mit diesem Antrag einverstanden sind, sitzen zu bleibeu.
— Der Antrag ist angenommen.
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Wir kommen zum dritten Gegenstand der Tagesordnung:
Antrag der III. Fachkommission zu der Petition des Bürgermeisters in
Neviges, betreffend die Bewilligung einer Beihülfe zur Erweiterung
der Provinzialstraße in Neviges.

Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteDr. von Veckerath, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter Dr. von Oeckerath: Meine Herren! Der Antrag der

Gemeinde Neviges hat in der III. Fachkommission eine sehr eingehende Erörterung gefundenund
die Tat- und Rechtsfragen sind dort geprüft worden. Das Ergebniß dieser Untersuchung war,
daß es noch einer Reihe von Feststellungenbedarf, um die Sache überhaupt spruchreif zu machen.

Die III Fachkommission hat mich deshalb als ihr Berichterstatter beauftragt, das hohe
Haus darum zu bitten, diese Petition an den Provinzialcmsschußzu anderweiter Erwägung und
Beschlußfassung zurückzuverweisen.

Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Beratung. Da sich niemand zum Wort meldet,
schließe ich dieselbe und darf wohl ohne besondere Abstimmung feststellen, daß das hohe Haus dem
Antrage der III. Fachkommission beigetretm ist.

Wir kommen zum vierten Gegenstand der Tagesordnung:
Antrag der Wahlprüfungskommission, betreffend die Prüfung und Gültig¬
erklärung der für den Provinziallandtag stattgehabten Ersatzwahlen.

Berichterstatterist der Herr AbgeordneterHelfferich.
BerichterstatterAbgeordneter Helfferich: Meine Herren! In 15 Wahlkreisen sind ^Ersatz¬

wahlen getätigt worden. Ein Ginspruch ist nirgendwo erhoben worden, die gesetzlichen Fristen sind
abgelaufen,Unregelmäßigkeiten, welche eine Ungültigkeitder Wahl zur Folge haben könnten,liegen
nicht vor.

Die Wahlprüfungskommissionstellt daher den Antrag, der Piovinziallandtag möge alle
Wahlen für gültig erklären.

Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Verhandlung — schließe dieselbe,da sich niemand
zum Wort meldet und darf wohl ohne besondere Abstimmungfeststellen, daß das hohe Haus dem
Antrage der Wahlprüfungskommissionbeigetretenist.

Wir gehen zum fünften Gegenstand der Tagesordnung über:
Antrag der I. Fachkommission auf Entlastung verschiedener Rechnungen.
Berichterstatterist der Herr AbgeordneteLinz, dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterAbgeordneter Linz: Meine Herren! Eine eingehende Prüfung der Rechnungen

hat stattgefunden. Aber selbst wenn ich Engelszungen hätte, glaube ich, meine Herren, würde ich
nicht in der Lage sein, das Interesse des hohen Hauses durch Details irgendwie erwecken zu können.
Ich beschränkemich also lediglich darauf, Namens der I. Fachkommission zu beantragen, die Decharge
erteilen zu wollen.

Vorsitzender Becker: Es sind noch eine Reihe anderer Berichterstatterfür diefe Vorlage
notiert. Ich frage, ob einer von denselben noch das Wort wünscht.

Das ist nicht der Fall, dann darf ich die Verhandlung schließen und wohl ohne besondere
Abstimmungfeststellen,daß das hohe Haus dem Antrage der I. Fachkommissionauf Entlastung
und Genehmigung der Gtatsüberschreitungenbeigetretenist.

Wir kommen zum sechsten Gegenstand der Tagesordnung:
Antrag der II. Fachkommission auf Entlastung verschiedener Rechnungen.

Berichterstattersind die Herren AbgeordnetenFriderichs, Dr. A. von Nell und Brüning.
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Ich gebe zunächst Herrn Friderichs das Wort,
BerichterstatterAbgeordneterFriderichs (Elberfeld): Meine Herren! Die Prüfung der

Rechnungenhat stattgefundenund hat zu irgend welchen Erörterungen keinen Anlaß gegeben.
Namens der II, Fachkommission habe ich Ihnen vorzuschlagen, das hohe Haus wolle die

Entlastung erteilen und die nachträgliche Genehmigungder stattgehabtenÜberschreitungen aussprechen.
Ich beantrage ferner für die sämtlichenPositionen die en Kloc-Annahme.
VorsitzenderBecker: Die beiden anderen Herren Berichterstatter melden sich nicht zum

Wort. Dann nehme ich an, daß sie verzichten.
Auch sonst meldet sich niemand zum Wort. Dann schließe ich die Beratung und darf

wohl ohne besondere Abstimmung feststellen,daß das hohe Haus dem Antrage der II. Fach¬
kommission auf Entlastung verschiedener Rechnungenbeigetreten ist.

Wir kommen zum
Antrag der III. Fachkommission auf Entlastung von Rechnungen.

Berichterstatter sind die Herren Klotz und Kreuser, Ich gebe Herrn Klotz das Wort.
Berichterstatter Abgeordneter Klotz: Meine Herren! Es hat sich auch bezüglich der

Rechnungen,welche im Verzeichnisder Landtagsvorlagen unter Nr. 155—160 niedergelegt sind,
nichts zu erinnern gefunden. Ich habe deshalb die Ehre, im Namen der Fachkommission ebenfalls
die Entlastung zu beantragen,

Vorsitzender Becker: Der andere Herr Berichterstattermeldet sich nicht zum Wort. Dann
darf ich annehmen, daß er verzichtet.

Auch aus dem Hause meldet sich niemand zum Wort.
Dann schließe ich die Beratung und darf wohl ohne besondereAbstimmung feststellen,

daß das hohe Haus die Entlastung der betreffenden Rechnungennach dem Antrage der III, Fach¬
kommission ausgesprochenhat.

Wir kommen zum letzten Gegenstand der Tagesordnung:
Antrag der IV. Fachkommission auf Entlastung verschiedener Rechnungen.

Berichterstatter sind die Herren Dr. von Guärard, Huthmacher und Schmitz,
Ich gebe Herrn AbgeordnetenDr. von Guörard das Wort.
BerichterstatterAbgeordneterDr. von Guerard: Ich verzichte.
Vorsitzender Becker: Herr Dr, von Guörard verzichtet.
Die anderen Herren Berichterstatter scheinen auch zu verzichten, (Rufe: Ja wohl!) Das

ist der Fall.
Auch sonst meldet sich niemand zum Wort. Dann schließe ich die Beratung und darf

ohne besondere Abstimmung feststellen, daß das hohe Haus dem Antrage der IV. Fachkommission
auf Entlastung der Rechnungenbeigetreten ist.

Damit waren wir am Ende unserer Tagesordnung.
Zum Wort hat sich noch gemeldet (AbgeordneterMarx: ich bitte ums Wort!) — der

Herr AbgeordneteZweigert.
AbgeordneterZweigert: Meine hochverehrtenHerren! Ich habe die Empfindung und

weiß, daß in Ihrer aller Herzen dasselbe Gefühl vorhanden ist, daß wir die diesmalige Tagung
nicht schließen können, ohne den Gefühlen des herzlichsten,aufrichtigsten Dankes und der
Anerkennunggegen unseren hochverehrten Herrn Landeshauptmann noch einmal Ausdruck zu geben.
(Beifall.) Meine hochverehrten Herren! Mit einer jugendlichen Frische, die es uns fast unglaublich
erscheinen läßt, daß der Herr Landeshauptmann durch seinen Gesundheitszustandgezwungen sein
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sollte, sein Amt niederzulegen, hat er in diesem Jahre wiederum die Verhandlungen geführt und
sich an ihnen beteiligt. Aber, meine Herren, wir wissen auf der andern Seite, daß sein Amt und
vor allen Dingen unsere schöne Provinz ihm viel zu sehr ans Herz gewachsen ist, als daß er
dieses Amt verlassenwürde, wenn es nicht unbedingt notwendig wäre; und so sehen wir ihn denn,
wenn auch mit herzlichem Bedauern, scheiden.

Meine hochverehrten Herren! Möge der Herr Landeshauptmannmitnehmen die Anerkennung
für alles, was er getan hat, eine Anerkennung,die meiues Erachtens durch die daran gelegte
Kritik nicht verkleinert,sondern vergrößert wird, möge der Herr Landeshauptmann mitnehmen den
Dank nicht nur der Mitglieder des Proviuziallandtages, nein, der ganzen Provinz, nnd möge er
überzeugt sein, daß dieser Dank ihm bleiben wird, so lange Gott seine Augen offen halt und weit
über das Grab hinaus. Wir alle aber wünschen,daß er die ihm nunmehr vergönnte Rnhe noch
recht lange genießenmöge. Das walte der gnädige Gott! (Lebhafter Beifall.)

Vorsitzender Becker: Das Wort hat der Herr Landeshauptmann.
Landeshauptmann Dr. Klein: Meine Herren! Ich danke dem Herrn Oberbürgermeister

Zweigert von Herzen für seine so überaus freundlichenund herzlichen Worte, sowie für die Wünsche,
welche er für meine Zukunft ausgesprochen hat, nicht minder aber danke ich Ihnen, meine Herren,
für Ihre Zustimmung zu diesen Worten.

Sie können überzeugt sein, daß nur die Notwendigkeit mich von meinem Amte trennt,
und daß, wenn der äußere Schein dagegen spricht, das eben nur der äußere Schein ist.

Ich freue mich, meine Herren, im nächsten Jahre voraussichtlichhier mit Ihnen wieder
zusammenzutreffen,um mit Ihnen gemeinsam auch weiter noch wirken zu können zum Besten
unserer schönen Provinz. (Lebhafter Beifall.)

Vorsitzender Becker: Das Wort hat der Herr AbgeordneteMarx.
Abgeordneter Marx: Meine hochverehrten Herren! Lassen Sie uns nicht auseinander

gehen, ohne den herzlichsten Dank, der uns alleu in diesem Augenblickinnewohnt, dem Herrn
Präsidenten und den Herren Schriftführern auszusprechenfür die Leitung der Geschäfte in
dieser Session.

Wenn auch die Verhandlungen und Debatten nicht immer so glatt verlaufen sind, wie
es lange Zeit hier Sitte war, so hat es doch nicht ein einziges Mal irgend eines Eingriffs von
seilen des Präsidiums bedurft.

Meine Herren! Wenn aber der umfangreiche Stoff, welcher in dieser Session zu bewältigen
war, in so verhältnismäßiger kurzer Zeit bewältigt worden ist, so verdanken wir das nicht zum
wenigsten der geschickten Handhabung der Geschäftsleitung durch unseren Herrn Präsidenten, und
ich weiß mich mit Ihnen einig, wenn ich diesem, unseren gemeinsamenherzlichen Dank hiermit
Ausdruckgebe. (Lebhafter Beifall.)

Vorsitzender Becker: Meine Herren! Ich danke Ihnen für die freundlichenWorte, die
Sie durch den Mund des Herrn AbgeordnetenMarx an Ihren Vorstand gerichtethaben. Ich
nehme diesen Dank namens meiues Herrn Stellvertreters und der Herren Schriftführer von Herzen
entgegen und verbinde damit den Wunsch, daß uns über Jahresfrist der neue Landtag ebenso
fröhlich und frisch uud für die Entwickelungder Provinz begeistert zusammenfindenmöge, wie
wir jetzt von einander scheiden. (Beifall.)

Damit sind unsere Geschäfte erledigt.
Ich habe die Ehre, Sr. Excellenzdem KöniglichenHerrn Kommissariuszu melden, daß

der 43. Provinziallllndtag seine Geschäfte erledigt hat.
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LandtagskommissariusOber-Präsident Dr. Nasse:
(Die Mitglieder erhebensich.)

Hochgeehrte Herren!

Die Ihnen für die Tagung des 43. Rheinischen Provinziallandtages gestellten Aufgaben
haben nach zwölftägigcrArbeit in einer Reihe von Kommissionssitzungen und in neun Plenar¬
sitzungen ihre Erledigung gefunden.

Bei der Wahl Ihres neuen Landeshauptmanns haben Sie Ihre Stimmen einmütig
abgegeben uud dadurch von Neuem den Beweis geliefert, daß Sie in allen großen Fragen der
kommunalenSelbstverwaltung zusammenzugehen gewillt sind.

Die Beschlüsse, welche Sie wahrend dies« Tagung auf den verschiedensten Gebieten
gefaßt haben, und die reichen Mittel, mit denen Sie auch den neuen Etat ausgestattet haben,
werden zur Förderung der ideellen Interessen und zur Hebung der materiellen Lage unserer
Heimlltprovinzbeitragen.

Nachdemdie Verhandlungen des Landtages zu Ende geführt worden sind, habe ich Ihnen,
hochverehrte Herren, namens der Königlichen Staatsregierung den Dank dafür auszusprechen, daß
Sie Sich Ihren Arbeiten mit großer Hingebung und Opferwilligkeitgewidmethaben.

Im Namen Seiner Majestät des Kaisers und Königs erkläre ich gemäß § 26 der
Provinzinlordnung den 43. Rheinischen Provinziallandtag für geschlossen.

Vorsitzender Becker: Meine Herren! Lassen Sie uns diese Landtagssession schließen, wie
wir sie begonnen haben, mit dem Ausdruck der Gefühle der innigsten Liebe und Verehrung und
der dauernden Treue gegen unseren erhabenenKaiser.

Se. Majestät unser teurer Kaiser und König Wilhelm II. und sein ganzes Königliches
Haus, sie leben hoch uud nochmals hoch uud nochmals hoch!

(Die Mitglieder, die auch diese Worte stehendangehört haben, stimmen begeistert in das
dreimalige Hoch ein)

(Schluß der Sitzung 10 Uhr 55 Minuten.)
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